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1 . Einleitung 

1.1 . Die globale Herausforderung: 
Umwelt und Entwicklung 

Die weltweit fortschreitende Verschlechterung des 
Zustands der Ökosphäre und die damit einherge­
hende Schädigung der Lebensgrundlagen wer­
den auf der ganzen Welt mit zunehmendem Be­
wußtsein und Besorgnis registriert. Global und 
ebenso im regionalen und lokalen Rahmen zeigen 
Entwicklungen der Ökosysteme nicht nur das Er­
reichen kritischer Belastungsgrenzen auf, sondern 
diese Grenzen werden bereits in einigen Berei­
chen überschritten. Das sind deutliche Hinweise 
dafür, daß die Entwicklung, bedingt durch tiefgrei­
fende und zum Teil unumkehrbare Veränderungen 
in der Verfügbarkeit der alles Leben ermöglichen­
den Umwelt- und Naturgüter inzwischen nicht 
mehr langfristig aufrechterhaltbar ist. 

Die künftige Geschichte der Menschheit wird aber 
wesentlich von unserer Fähigkeit bestimmt sein, 
Umwelt- und Naturgüter in einer Weise zu nutzen, 
daß auch kommenden Generationen die Lebens­
grundlage nicht entzogen wird. Da die grundle­
genden Weichenstellungen zum Überleben der 
Menschheit noch in den nächsten 10-15 Jahren 
erfolgen müssen, trägt die heutige Generation für 
alle folgenden Generationen eine besondere Ver­
antwortung, denn der erkannte Handlungsbedarf 
muß so rasch wie möglich zu konkreten Maßnah­
men und verändertem Verhalten führen. 

Der 1987 im Rahmen der Vereinten Nationen ver­
öffentlichte Bericht der "Weltkommission über 
Umwelt und Entwicklung" (Brundtland-Report) hat 
einen bedeutenden Schritt über die Prinzipien der 
ersten Weltumweltkonferenz von Stockholm vom 
Jahr 1972 hinausgetan, indem er den Schwer­
punkt seines Lösungsansatzes vom bloßen Um­
weltschutz auf die wirtschaftliche und soziale Ent­
wicklungsproblematik verlagerte. Inhaltlich bedeu­
tet dies die Notwendigkeit, unser bisheriges ex­
pansiv-quantitatives Entwicklungsmodell durch 
ein zukunftsverträglich-qualitatives Entwicklungs­
modell zu ersetzen, was einen tiefgreifenden Pa­
radigmenwechsel impliziert. 

Eine Reihe internationaler Großkonferenzen - von 
Stockholm 1972 bis zur UN-Konferenz über Um­
welt und Entwicklung (UNCED) von Rio de Janeiro 
im Jahr 1992 - hat die weltweite Besorgnis auf die 
Ebene zwischenstaatlicher Verhandlungen gestellt 
und eine große Zahl von Vorschlägen, Empfehlun­
gen und Beschlüssen gefaßt. So stellt das umfas­
sende Maßnahmen programm der Rio-Konferenz 
"Agenda 21" in seiner Präambel u.a. fest, daß die 
Umsetzung der Maßnahmen in erster Linie in die 
Verantwortung der nationalen Regierungen fällt. 
Nationale Strategien, Pläne, Maßnahmen und 
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Prozesse sollten eingeleitet werden, um das Ziel 
einer globalen bestandfähigen Entwicklung der 
Erde zu gewährleisten. Internationale Zusammen­
arbeit soll die nationalen Anstrengungen unter­
stützen und ergänzen. 

Auch das Fünfte Umweltaktionsprogramm der EU 
steht ganz unter der Prämisse, das Ziel einer Aus­
gewogenheit zwischen Entwicklung , Umwelt­
schutz, Innovation und menschlicher Kreativität zu 
erreichen. Ausdrücklich wird in beiden Dokumen­
ten festgestellt , daß die Ursachen von Umweltver­
schmutzung und Erschöpfung der natürlichen 
Ressourcen beseitigt werden müssen, anstatt wie 
in der Vergangenheit zu warten, um auftauchende 
Probleme zu bekämpfen. 

Während man sich jedoch unter Experten über 
zahlreiche Ziele und Maßnahmen weitgehend ei­
nig ist, bestehen große Probleme bei deren prak­
tischer Umsetzung, zumal diese nicht ohne tief­
greifende Strukturveränderungen erreicht werden 
kann. Wenn die Menschheit die Herausforderun­
gen, die sich ihr im Bereich der Umwelt stellen, 
annehmen will , dann muß sie bemüht sein, den 
Weg einer umweltgerechten und nachhaltigen 
Entwicklung einzuschlagen. Dann ist es nötig , den 
Ursachen von zukünftiger Umweltverschmutzung 
und Erschöpfung natürlicher Ressourcen zuvor­
zukommen bzw. diese zu beseitigen, statt abzu­
warten, bis drohende oder bereits eingetretene 
Katastrophen dramatische Korrekturmaßnahmen 
erzwingen. In den meisten Fällen wäre es dann zu 
spät, bzw. würden gewaltige finanzielle Kosten er­
wachsen. Rückblickend ist festzuhalten, daß die 
bereits eingetretenen Schädigungen zumeist nicht 
beabsichtigt waren , sondern die unerwünschte 
Nebenfolge allgemein anerkannter positiver Ziel­
setzungen waren. Allerdings wurden die ökologi­
schen Nebenwirkungen in ihrer Auswirkung zu 
lange unterschätzt. 

Dieser Paradigmenwechsel wird letztlich wegen 
der vielfachen und wechselseitigen internationalen 
Verflechtungen weltweit erfolgen müssen. Verhal­
tensmuster und Gewohnheiten werden auf loka­
ler, regionaler, nationaler, kontinentaler und globa­
ler Ebene zu verändern sein, um weltweit die not­
wendige Trendwende zu ermöglichen. Alle Berei­
che der Gesellschaft, einschließlich der Regierun­
gen, regionalen und lokalen Behörden, Nicht-Re­
gierungsorganisationen (NGOs), Produzenten und 
Konsumenten und letztlich jeder einzelne Bürger 
sind betroffen und werden auch gemeinsam Ver­
antwortung tragen müssen. Im Rahmen der glo­
balen Herausforderungen ist der einzelne aber 
nicht mehr nur potentiell Betroffener von globalen 
Krisen, sondern vor allem unmittelbarer Akteur 
und Partner öffentlicher Entscheidungsträger auf 
allen Ebenen. Regierungen können letztlich nur 
Rahmenbedingungen setzen, in denen unabhän­
gig und frei entscheidende Bürger als Produzen-
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ten und Konsumenten auf der Grundlage geän­
derter Wertvorstellungen umweltgerechte Verhal­
tensmuster entwickeln müssen. 

1. 2. Der Nationale Umweltplan tür Österreich 

Der erstmals für Österreich erstellte langfristig ori­
entierte Nationale Umweltplan soll allen Beteiligten 
als verbindlicher Orientierungsrahmen dienen. Der 
vorliegende Nationale Umweltplan stellt eine 
Chance dar, den erforderlichen Strukturwandel 
maßgeblich und nachhaltig mitzugestalten. Öster­
reich verfügt aufgrund seiner geographischen La­
ge in einer klimatisch gemäßigten Zone und als 
Land mit einer vielfältigen topographischen Gliede­
rung noch über eine relativ intakte und vielfältige 
Umwelt, die eine artenreiche Fauna und Flora so­
wie reichhaltige Wasservorkommen einschließt. 
Durch Eigenverschmutzung und aufgrund von Ein­
flüssen und Emissionen seiner unmittelbaren und 
mittelbaren Umgebung ist Österreich einem erheb­
lichen SChadstoffeintrag ausgesetzt. Die Integrität 
der Umweltressourcen Österreichs ist, auf Dauer 
gesehen, keinesfalls gesichert. Wirksame Gegen­
maßnahmen verlangen eine, den österreichischen 
spezifischen Gegebenheiten angepaßte, originäre 
Antwort. 

Die Vorarbeiten für die Erstellung eines nationalen 
Umweltplans wurden bereits 1992 in Angriff ge­
nommen. Der Auftrag an sieben Arbeitsgruppen 
lautete, zur Operationalisierung und Implementie­
rung des Prinzips der Nachhaltigkeit für umweltre­
levante Politikfelder in Österreich langfristig und 
strategisch ausgerichtete ökologische Ziele quali­
tativer und quantitativer Natur nicht nur durch ei­
nen medien- und sektoren überschreitenden An­
satz zu definieren, sondern mittel- wie langfristig 
integrierte Konzepte zur Umweltvorsorge zu erar­
beiten und darüber hinaus auch in der politischen 
Öffentlichkeit fest zu etablieren. 

Damit unternimmt Österreich, das bereits seit 
1984 den umfassenden Umweltschutz in der Bun­
desverfassung verankert hat, einen weiteren logi­
schen Schritt in Richtung auf die Durchsetzung ei­
ner Strategie nachhaltiger Entwicklung, zu der es 
sich auch international politisch verpflichtet hat. 
Österreichs erfolgreiche zwischenstaatliche Rolle 
in der Umweltzusammenarbeit läßt sich vielfach 
dokumentieren, sei es durch seine aktive Mitarbeit 
bei der UNCED-Konferenz von Rio 1992 oder, un­
ter Bedachtnahme auf seine geopolitische Situati­
on, in der Unterstützung verschiedenster Maßnah­
men der internationalen Gemeinschaft bzw. im bi­
lateralen Rahmen seiner Nachbarschaftspolitik, 
um eine Verbesserung der regionalen bzw. der 
globalen Umweltsituation zu erreichen. Mit gutem 
Grund kann Österreich in vielen Belangen für sich 
in Anspruch nehmen, eine auch international aner­
kannt fortschrittliche Umweltpolitik zu betreiben. 
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Mit dem Nationalen Umweltplan wurde für Öster­
reich nunmehr ein langfristig orientiertes Konzept 
entwickelt, welches das politische Bekenntnis zu 
einer Integration umweltpolitischer Anliegen in alle 
Ebenen der Politik, insbesondere in der Industrie­
politik, Verkehrs- und Energiepolitik, Landwirt­
schaftspolitik, Gesundheitspolitik, Forschungs­
und Technologiepolitik wie auch Bildungspolitik 
operationalisiert. 

Der vorliegende Nationale Umweltplan für Öster­
reich soll, unter Beachtung nationaler, europä­
ischer und internationaler Normen, Maßnahmen 
und Erfahrungen, langfristig orientierte Zielsetzun­
gen und Standards für Österreich definieren, die 
eine umweltgerechte Entwicklung und den dazu 
erforderlichen Strukturwandel einleiten. In diesem 
Sinne wurde ein Katalog zur Realisierung der 
dafür notwendigen Maßnahmen ausgearbeitet. 
Kernelemente des Planes sind umweltwissen­
schaftlich fundierte und langfristig orientierte Qua­
litätsziele und Vorschläge von Maßnahmen zur 
Schadstoffreduktion, zur schonenden Nutzung er­
schöpfbarer Ressourcen und zur Minimierung von 
Stoffströmen . 

Dabei wird bewußt davon ausgegangen, daß auf­
grund der Weiterentwicklung des gegenwärtigen 
Wissensstandes vorgeschlagene Standards, In­
strumente und Maßnahmen im allgemeinen 
zukünftig einer ständigen Veränderung und An­
passung an die neuesten Erkenntnisse und die in­
zwischen erreichte Situation der Umwelt unter­
worfen werden müssen. Wenn eine dauerhafte 
und umweltgerechte Entwicklung erreicht werden 
soll, erfordert dieses Ziel weitsichtige, umfassen­
de, wirksame und vor allem den jeweiligen Erfor­
dernissen angepaßte Maßnahmen. Gesellschaftli­
ches und politisches Engagement und konkretes 
individuelles Handeln werden nötig sein, damit 
Österreich auf seinem Weg zur Nachhaltigkeit sei­
ner Rolle, die es als kleiner, aber wirtschaftlich und 
technologisch potenter Industriestaat einnimmt, 
gerecht werden kann. 

Daher soll auch die langfristige Zielsetzung des 
Nationalen Umweltplans keineswegs eine starre 
oder statische Festschreibung der umweltpoliti­
schen Schwerpunktsetzungen und der dafür vor­
gesehenen Instrumente und Maßnahmenkataloge 
beinhalten. Der vorliegende erste Nationale Um­
weltplan soll vielmehr einen dynamischen Prozeß 
einleiten, dessen Elemente neben der Planung 
und Zielbestimmung auch die Implementierung 
der Maßnahmen und deren Evaluierung umfas­
sen. Die Evaluierung der Umsetzungsergebnisse, 
die in regelmäßigen Abständen durchzuführen 
sein wird, ist aus heutiger Sicht etwa in Abständen 
von zwei Jahren nach Erstellung des jeweiligen 
Planes durchzuführen, und wird in einer entspre­
chenden Revision bzw. Weiterentwicklung des 
Nationalen Umweltplans resultieren. Daher wird 
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der Nationale Umweltpla'l etwa alle vier Jahre zu 
aktualisieren sein und damit laufende Erganzun­
gen, Korrekturen und bessere Einsichten in die 
Herbeltührung des fLir die Nachhaltigkeit erforder­
lichen Strukturwandels i'l Österreich mitbeInhal­
ten Der Nationale Umweltplan soll damit zur 
Grundlage für die strateglsclle umweltpolitische 
Gestaltung auf alieil relevanten gesellschaftlichen 
Ebenen. v/le Behörden der nationalen. föderalen 
und lokalen Ebene, der Wirtschaft, Wirtschaftli­
chen und sozialen Interessenvertretungen, den 
NGOs aber auch der UllIVersltäten und Schulen 
ete. tur die kommenden Jahrzehnte In Osterreich 
wel'dell. Er scllam eJle Rahillenbedingungen fur 
den erforderllcllen gesellschaftlichen Wandel. Sein 
Erfolg oder Mißerfolg wlre] nicht zuletzt die Gene­
latlon der Kinder ulld JugencJllchen von heute ulld 
morgen betreffen. 

1.3. Ein Sprachrohr für die Jugend: 
Der Jugendumweltplan 

Immer mell( Junge Menschen zeigen slcll besorgt 
uber die zunehmende Zerstorung der Umwelt. 
Viele von Ihnen engagieren Sich bereits und arbei­
ten in Schulen, Umwelt- oder Jugendorganisatio­
nen all diversen PrOJekten, um einen Beitrag zur 
Sicherung Ihrer Zukunft zu leisten. 

Um auch die Jugelld Osterreichs In ciie nationale 
Umweltplanung einzubeZiehen, wurde als kom­
plementare Initiative der Jugendumweltplarl Ins 
Leben gerufen. Der Jugendumweltplan ist das 
Bindeglied ZWischen Nationalem Umweltplan, 
dem Umwelt- und JugencJmlnlsterium Lind den all 
Umweltfragen Illteressierten Schülern, Lehrlingeil 
und Studierenden zwisdlen 15 und 25, Als Ju, 
gemJl)etelllgungsmodell ISt der Jugendumwelt­
plilll eine In Europa elllzlg8rtige Initiative erstmals 
wlreJ versucht. JUllge Menschen. die teilweise nocll 
nicht wahlberechtigt sind, In die Gestaltung eines 
umfassenden, auf Regierungsebelle 8ngesledel­
tell umweltpolitischen Planullgsvorhabells elnzu­
bezlellell. Der Jugelldumweltplan bietet den Ju­
gencJldlell Österreichs elll Forum. Illre Ideen ulld 
Vorstellungen zu den Zielen zuklmftlger Umwelt­
politik als WUllsclle und Forderungen all die Ge­
stalter des Nationalen Umweltplans zu richten -
verllllilden mit eJeren Bereitschaft zum offeIleil 
DICllog und dem Bemuhen. diese Positionen und 
Vorschlage in dell Nationalen Umweltplan zu Inte­
grieren. Durcll den Jugendumweltplan wird der 
DlalorJ mit Jungeil Menschen in der Implementie­
rung und Fortschreibung des nationalen Umwelt­
planes weltergefLlllrt und deren Partizipation Im 
urnweltpolitischen Meinungsfindungs- und Ent­
scheidungsprozeß etabliert werden. 

Im Rahmen des Jugendumweltplans werden biS­
her einerseits urnweltengaglerte Jugendliche ein­
geladen, an seiner Gestaltung mitZUWirken, zum 
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anderen wurden Lellrerlnnen ulld Lehrer mit den 
Zielsetzungen des Jugelldumweltplans lind des 
Nationalen Umweltplans vertraut gemacht und 
Lehrbellelfe zu ausgewählteil Teilbereichen zur 
Verfügung gestellt. wodurch der Jugenduillwelt­
plan auch Eingang in die Schulen gefunden Ilat. 
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2. Herausforderung "Sustainability": 
Rahmenbedingungen, Strategien, 
Selbstverständnis 

2.1. Stellung der österreichischen 
Umweltpol itik im internationalen Kontext 

2.1.1. Die globale ökologische Problemstellung 

Das Ausmaß der ökologischen Probleme in Hin­
blick auf Umwelt und Naturressourcen beruht 
großteils auf dem in der Geschichte der Mensch­
heit bislang nicht gekannten Ausmaß an wirt­
schaftlicher und sozialer Entwicklung vor allem in 
den nördlichen Industriestaaten. 

Seit Beginn dieses Jahrhunderts hat sich weltweit 
der Verbrauch fossiler Energieträger um den Fak­
tor 30 und die industrielle Produktion um den Fak­
tor 50 erhöht; die Bevölkerungszahl hat sich mehr 
als verdreifacht; etwa 4/5 dieser verschiedenen 
Wachstumsprozesse haben allein seit dem Jahr 
1950 stattgefunden. Auch konservative Progno­
sen der Vereinten Nationen gehen davon aus, daß 
sich die Bevölkerungszahl in den nächsten 50 
Jahren zumindest verdoppeln wird und die wirt­
schaftlichen Aktivitäten sich um das fünf- bis 
zehnfache erhöhen werden, insbesondere in den 
Bereichen Energie, Verkehr, Industrie und Bauwe­
sen, Landwirtschaft und Tourismus. Es müßte 
sich weltweit ein Bewußtsein dafür durchsetzen, 
daß "Umwelt", d.h. die lebenserhaltenden Syste­
me und natürlichen Ressourcen, einen Bereich 
darstellt, der auch die Menschen miteinschließt. 
Der Begriff "Mitwelt" wäre daher die adäquatere 
Form der Beschreibung dieses Sachverhalts. 

In den nördlichen Industriestaaten, die das Phä­
nomen der Bevölkerungsexplosion bereits im 19. 
Jahrhundert erlebt haben, und wo heute dennoch 
weniger als 1/4 der Weltbevölkerung leben, sind 
die Umweltbeeinträchtigungen in erster Linie auf 
ein ständig steigendes materielles wirtschaftliches 
Wachstum zurückzuführen. Mehr als 3/4 der 
Weltbevölkerung lebt im Süden, in den Entwick­
lungsländern. Hier nimmt vor allem die armutsbe­
dingte Umweltschädigung ständig weiter zu. Al ­
lerdings sind die Industriestaaten für mehr als 3/4 
der Verschmutzung der Umwelt verantwortlich. 
Beim Energieverbrauch sind es sogar 4/5. Diese 
Tendenzen gefährden die Funktionsfähigkeit der 
Ökosysteme weltweit, aber auch die Gesundheit 
der Menschen und überdies ihre zukünftige sozia­
le und politische Sicherheit. Letztlich ist die Über­
lebensfähigkeit der Menschheit selbst bedroht. 

Die internationale Staatengemeinschaft konzen­
triert sich gegenwärtig auf vier miteinander zum Teil 
eng verbundene ökologische Problembereiche: 

-19 -

2.1 .1 .1. Zunehmende atmosphärische 
Erwärmung und Klimaveränderung 

Die anthropogen bedingten Emissionen von Treib­
hausgasen wie Kohlendioxid, Methan, Lachgas, 
etc. nehmen dramatisch zu. Ungeachtet gewisser 
prognostischer Unsicherheiten besteht unter Ex­
perten Konsens darüber, daß die Änderung in der 
chemischen Zusammensetzung der Erdatmos­
phäre zu einer globalen Erwärmung und, damit 
verbunden, zu einer Reihe unerwünschter Folge­
erscheinungen, wie dem Ansteigen des Meeres­
spiegels, Klimaveränderungen, Dürre und WÜ­
stenbildung führen wird. Die negativen Auswirkun­
gen dieser Veränderungen auf die sozioökonomi­
sche Entwicklung insgesamt können nur bedingt 
abgeschätzt werden. 

2.1.1.2. Verdünnung der Ozonschicht 

Seit etwa Mitte der siebziger Jahre Jahre wurde 
klar, daß durch einige synthetische Chemikalien, 
insbesondere FCKWs, eine Verdünnung bzw. Zer­
störung der Ozonschicht in der Stratosphäre, die 
die Erdoberfläche vor Ultraviolett-Strahlung 
schützt, stattfindet. Innerhalb eines relativ kurzen 
Zeitraums ist es in internationalen Verhandlungs­
prozessen gelungen, internationale Strategien 
und Maßnahmen zur Beseitigung der Ursachen zu 
entwickeln. Es steht zu befürchten, daß sich die 
ursprünglichen Prognosen über die Effektivität der 
umweltpolitischen Reaktionen als zu optimistisch 
erwiesen haben, weil der Abbau der Ozonschicht 
über weiten Teilen der Erde rascher als bisher an­
genommen vor sich gehen dürfte. 

2.1 .1 .3. Waldsterben und Entwaldung 

Die Entwaldung hat besonders in den tropischen 
und subtropischen Regenwäldern ein alarmieren­
des Ausmaß angenommen. Mehr als 17 Mil!. ha 
tropischer Regenwälder gehen pro Jahr verloren. 
Aber auch im Norden ist der Waldbestand zum 
Teil durch die Deposition von Luftschadstoffen ge­
fährdet, werden Naturwälder in dramatischem 
Ausmaß gerodet. Dies kann die globale Situation 
insofern negativ beeinflussen, als Wälder als CO,­
Senken und Reservate für biologische Vielfalt eine 
unschätzbare Ressource darstellen. Zudem sind 
etwa 500 Millionen indigener Bevölkerung, die in 
diesen Waldgebieten lebt, durch die Bedrohung 
ihrer natürlichen Umwelt in ihrer Existenz gefähr­
det. Der großflächige Verlust an Waldbestand 
kann auch mittelfristig im regionalen Rahmen zu 
erheblichen Klimaveränderungen führen. 
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2.1.1.4. Die Verringerung der biologischen 
Vielfalt 

Durch die Zerstörung natürlicher Lebensräume 
unterliegt die biologische Vielfalt weltweit einem 
ständig zunehmenden Druck. Von den gegenwär­
tig etwa 1,5 Millionen bekannten Arten (einige 
Schätzungen rechnen mit etwa einer zehnfachen 
Menge gegenwärtig existierender Arten) gehen 
täglich viele unwiderbringlich verloren. Abgesehen 
von den ökologischen Konsequenzen , kann der 
Verlust der globalen biologischen Vielfalt auch 
ernsthafte wirtschaftliche Folgen nach sich zie­
hen. Die Fähigkeit. neue Produkte herzustellen 
sinkt mit dem Verlust an Tier- und Pflanzenarten 
und damit verbundene Instabilitäten der Ökosy­
steme nehmen zu. 

Neben den hier genannten vier Problembereichen 
gibt es noch eine Reihe anderer globaler und 
überregionaler Probleme wie u.a. jenes der Ver­
fügbarkeit der Wasserressourcen, des Verlustes 
landwirtschaftlich nutzbarer Böden oder der Be­
drohung der marinen Ökosysteme. 

2.1 .2. Österreichs internationaler Beitrag 

Eine Vielzahl der heute als dringlich erachteten 
Umweltprobleme ist transnationaler grenzüber­
schreitender Natur. Dauerhafte Lösungen können 
daher oft nur in einer möglichst weitgehenden Zu­
sammenarbeit auf internationaler Ebene gefunden 
werden. Österreich bekennt sich seit langem zum 
Prinzip der internationalen Zusammenarbeit und 
zur Erarbeitung gemeinsamer Problem lösungs­
strategien. Mitbestimmend für diese Position ist 
auch seine geographisch zentrale Lage inmitten 
Europas, die Österreich als ein von grenzüber­
schreitenden Schadstofftransporten besonders 
betroffenes Land ausweist. Es "importiert" bei 
weitem mehr an Luftschadstoffen, als es selbst 
"exportiert". Internationale Kooperation ist daher 
ein vorrangiges Anliegen der österreichischen 
Umweltpolitik. Dies umfaßt die Kooperation Öster­
reichs mit seinen unmittelbaren Nachbarn ebenso 
wie die Zusammenarbeit auf regionaler, gesamt­
europäischer und globaler Ebene. 

Aktivitäten Österreichs im globalen Kontext 

Österreich war wesentlich an der Ausarbeitung 
der Wiener Konvention zum Schutz der Ozon­
schicht aus dem Jahr 1985 beteiligt, die die Re­
duktion des Verbrauchs und der Anwendung 
ozonabbauender Substanzen zum Ziel hatte und 
1988 in Kraft trat. Österreich hatte bei der Erar­
beitung des Montreal-Protokolls, das 1989 in 
Kraft trat und eine Halbierung der Weltproduktion 
und des -verbrauchs vollhalogenierter FCKW's bis 
zum Jahr 2000 sowie Handelsbeschränkungen 
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als wesentlichste Konkretisierungen und Ver­
schärfungen der Wien er Konvention ausweist, 
den Verhandlungsvorsitz inne. In den Vertrags­
staatenkonferenzen von London (1990) und Ko­
penhagen (1992) hat sich Österreich nachdrück­
lich um die dabei vorgenommenen Verschärfun­
gen der Bestimmungen des Montreal-Protokolls 
bemüht. Ein "phase-out" für Halone ist nunmehr 
bereits mit Ende des Jahres 1994 erfolgt und für 
voll halogenierte FCKW's bereits für 1996 vorge­
sehen . Ebenfalls in Kopenhagen wurde ein Stu­
fenplan für die Reduktion teilhalogenierter 
FCKW's und ein Verwendungsende im Jahr 2030 
beschlossen. Österreich hat dazu gemeinsam mit 
einigen anderen Staaten Einspruch erhoben und 
fordert weiterhin eine Verschärfung dieses 
Ausstiegsszenarios. Durch seine nationale Politik 
im Bereich ozonabbauender Substanzen (Vorver­
legung von Produktions- und Verbrauchsendter­
minen) hat Österreich sein Bemühen um eine ra­
sche Umsetzung der Vereinbarungen nachhaltig 
unterstrichen. 

Österreich hat sich in den Energieberichten der 
österreichischen Bundesregierung 1990 und 
1993 im Sinne des Vorsorgeprinzips zu einer 
20%igen Reduktion seiner C02-Emissionen bis 
zum Jahr 2005, bezogen auf das Jahr 1988, als 
nationales Ziel bekannt. Das österreichische Par­
lament hat die Bundesregierung nachdrücklich 
darin bestätigt und in mehreren Entschließungen 
aufgefordert , alles zu unternehmen, um dieses 
Ziel zu erreichen. 

Im Rahmen der UNCED-Konferenz unterzeichne­
te Österreich - neben mehr als 150 anderen Staa­
ten - das Rahmenübereinkommen über Klimaän­
derungen. Ziel dieser Konvention ist die Stabilisie­
rung der Treibhausgaskonzentrationen in der At­
mosphäre, um die durch menschliches Handeln 
bedingten negativen Rückwirkungen auf das glo­
bale Klimasystem hintanzuhalten. Österreich hat 
die im März 1994 in Kraft getretene Konvention im 
Februar 1994 als 58. Staat ratifiziert. 

Schon anläßlich der Unterzeichnung der Klima­
konvention in Rio vertrat auch Österreich die Auf­
fassung, daß die Verpflichtungen der Vertragspar­
teien gemäß der Konvention keinesfalls angemes· 
sen sind, um das zuvor genannte Ziel zu errei­
chen. Österreich unterstützt daher die Bemühun· 
gen, Verhandlungen über ein Protokoll zur Klima­
konvention aufzunehmen. Österreich setzt sich in 
den internationalen Gremien massiv dafür ein, 'daß 
ein derartiges Protokoll substantielle Emissionsre­
duktionsziele für Treibhausgase ausweist und 
auch Maßnahmen enthalten wird, deren Umset­
zung das Erreichen der Ziele gewährleistet. 

Österreich bekennt sich zur UNCED-Formel der 
"common but differentiated responsibility" und ist 
auch im Post-UNCED-Prozeß um eine aktive Rol-
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le bemüht. Österreich war 2 Jahre Mitglied der 
UN-Kommission für nachhaltige Entwicklung 
(CSD) und hat sich bei der 2. Tagung der CSD er­
folgreich dafür eingesetzt, daß im Zusammenhang 
mit der Basler Konvention über die Kontrolle der 
grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher 
Abfälle die Option zur Entwicklung eines "non­
compliance-Regimes" aufrechterhalten bleibt. 

Aktivitäten Österreichs im europäischen und 
regionalen Kontext 

Österreich ist nicht zuletzt auch aufgrund seiner 
geographischen Lage um eine besonders enge 
Zusammenarbeit im Umweltbereich auf gesamt­
europäischer Ebene bemüht. Es hat auch in der 
Vergangenheit bei der Ausarbeitung international 
verbindlicher Normen für den Bereich der Luftver­
schmutzung in Europa eine aktive Rolle gespielt. 

Die im Rahmen der UN-Wirtschaftskommission 
für Europa (UN-ECE) ausgearbeitete und 1979 
von 33 Staaten und der EG-Kommission abge­
schlossene Konvention über weiträumige grenz­
überschreitende Luftverschmutzungen war eine 
der ersten und wichtigsten regionalen Umwelt­
schutzabkommen Europas. Sie trat 1983 in Kraft. 
Das Ziel einer Reduktion der grenzüberschreiten­
den Luftschadstoffbelastung im europäischen 
Rahmen wurde durch eine Reihe von Protokollen 
zur Konvention konkretisiert: 

Das Protokoll von Helsinki (1985) sah die Verrin­
gerung von Schwefeldioxidemissionen um minde­
stens 30 % bis 1993, bezogen auf das Jahr 1980, 
vor. Österreich hat seine S02-Emissionen bisher 
um nahezu 80 % reduziert, damit die Vorgaben 
des Protokolls bei weitem erfüllt und liegt an 
führender Stelle aller europäischer Staaten. Eine 
Revision des ausgelaufenen Protokolls wurde als 
,,2. S02-Protokoll" 1994 in Oslo unterzeichnet. 
Österreich hat die Zielvorgaben dieses 2. Proto­
kolls bereits jetzt erfüllt. 

Das Protokoll von Sofia (1988) hatte eine Stabili­
sierung der Stickstoffoxidemissionen bis Ende 
1994, auf Basis des Jahres 1987 zum Ziel. Öster­
reich hat gemeinsam mit anderen Staaten erklärt, 
seine NO,-Emissionen spätestens bis Ende 1998 
um 30 % (auf Basis der Emissionen eines der Jah­
re zwischen 1980 und 1985) zu reduzieren. Öster­
reich setzt sich auch dafür ein, daß ein umfassen­
des 2. NO,-Protokoll mit wirkungsbezogenen Re­
duktionszielen ausgearbeitet wird. 
Österreich ist auch von Beginn an um eine aktive 
Mitgestaltung des "Environment for Europe"-Pro­
zesses bemüht. Das besondere Interesse Öster­
reichs gilt dabei der Umsetzung des Umweltak­
tionsprogramms für Zentral- und Osteuropa sowie 
der Erarbeitung des gesamteuropäischen Um­
weltberichts. Über seine Aktivitäten im Rahmen 
der bilateralen finanziellen Hilfestellung für Um-
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weitschutzmaßnahmen hinaus ist Österreich Mit­
glied des Project Preparation Comitee (PPC) und 
auch in diesem Forum um die gemeinsame Fi ­
nanzierung von prioritären Umweltprojekten in 
Zentral- und Osteuropa bemüht. 

Österreich wird schließlich auch als neues Mitglied 
der Europäischen Union bemüht sein, in der Ge­
meinschaft und im Rahmen der gemeinschaftli­
chen Politik der internationalen Zusammenarbeit 
die Konzeption und Umsetzung einer nachhalti­
gen Entwicklung im europäischen und globalen 
Kontext aktiv mitzugestalten. 

Im regionalen Kontext ist Österreich auch um eine 
nachhaltige Entwicklung des alpinen Lebensrau­
mes bemüht. Das am 6. 3. 1995 in Kraft getrete­
ne, von allen am Alpenraum beteiligten Staaten 
unterzeichnete Übereinkommen zum Schutz der 
Alpen (Alpen konvention) wurde unter dem Vorsitz 
Österreichs erarbeitet. Es soll die bereichsüber­
greifende Zusammenarbeit zwischen den Alpen­
staaten sowie der EU fördern. Eine Konkretisie­
rung dieses Rahmenübereinkommens wird durch 
Protokolle zu den Bereichen Verkehr, Berg- und 
Landwirtschaft, Tourismus, Naturschutz- und 
Landschaftspflege sowie Raumplanung erfolgen, 
die der Sicherstellung einer nachhaltig umwelt­
und sozialverträglichen Entwicklung und Nutzung 
dieses bedeutenden europäischen Lebensraums 
dienen. 

2.1.3. Nachhaltige Entwicklung als Gegenstra­
tegie 

Die Erkenntnis, daß Schutz und Erhaltung der 
Umwelt langfristig nur durch einen Paradigmen­
wechsel der sozialen und ökonomischen Entwick­
lung gewährleistet werden kann, hat zum Konzept 
der nachhaltigen Entwicklung geführt. Im Jahr 
1987 veröffentlichte die durch die Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen 1983 einge­
setzte "World Commission for Environment and 
Development" ihren Abschlußbericht unter dem 
Titel "Our Common Future". Eine zentrale Aussa­
ge dieses Berichts lautet daß nachhaltige Ent­
wicklung (Engl.: "sustainable development") 
Grundlage des globalen Wirtschaftens werden 
muß. Der Bericht definiert nachhaltige Entwick­
lung als " ... development that meets the needs of 
the present without compromising the ability of fu ­
ture generations to meet their own needs". Durch 
diesen Bericht wurde die Verantwortung gegen­
über den kommenden Generationen als grundle­
gendes Element sektoraler Politik festgelegt. 

In Folge wurde dieser Begriff u.a. im Rahmen des 
Umweltprogramms der Vereinten Nationen UNEP 
weiter konkretisiert und als Weg, die Lebensqua­
lität zu erhöhen, ohne dadurch die Tragfähigkeit 
der lebenserhaltenden Ökosysteme zu über-
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schreiten, bezeichnet. Die Europäische Gemein­
schaft wiederum beschreibt nachhaltige Entwick­
lung als Notwendigkeit, die Erhaltung der Lebens­
qualität und den Zugang zu natürlichen Ressour­
cen zu garantieren, ohne langfristig ökologische 
Schäden zu riskieren. Allen Definitionen gemein­
sam ist die implizite Forderung, daß die langfristi­
ge Sicherung der Umweltqualität Maßstab für die 
globale gesellschaftliche Entwicklung und somit 
für politisches, wirtschaftliches und soziales Han­
deln ist. Nachhaltige Entwicklung versucht somit, 
ein Gleichgewicht zwischen den fundamentalen 
gesellschaftspolitischen Zielsetzungen der Erhal­
tung des sozialen Friedens, der Sicherung wirt­
schaftlicher Konkurrenzfähigkeit und der langfristi­
gen Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
zu erzielen. 

/ 

Wirtschaft 

Sicherung 
wirtschaftlicher 

Konkurrenzfähigkeit 

So~ialer I_ . Ökologie I 
Fnede 

Erhaltung des 
sozialen Friedens 

Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen 

Abbildung 2.1.1. Gleichgewicht zwischen den ge­
seIlschaftspol itischen Zielsetzungen 

Aus ökologischer Sicht impliziert nachhaltige Ent­
wicklung insbesondere, daß durch menschliches 
Handeln die globalen Stoffkreisläufe nicht irrever­
sibel beeinflußt und lokale Tragfähigkeitsgrenzen 
nicht überschritten werden dürfen, und daß die 
Vielfalt der Spezies und des Landschaftsbildes er­
halten werden müssen. 

Die Berücksichtigung dieser Kriterien erfordert ei­
ne Weiterentwicklung des ökonomischen Sy­
stems, deren Leitlinien u.a. 

• die Ausrichtung der menschlichen Ansprüche 
und Lebensweisen auf ein naturverträgliches 
Maß 

• die Verbindung der Rohstoffströme zwischen 
natürlichen und anthropogenen Systemen 

• die Förderung nachhaltiger Technologien, Pro­
dukte und Dienstleistungen, sowie 

• der bevorzugte Einsatz erneuerbarer Energie­
träger sind 

Nachhaltige Entwicklung stellt jedoch auch eine 
Gegenstrategie hinsichtlich der Verschärfung so­
zialer Problemstellungen dar. Die Erhaltung des 
sozialen Friedens ist insbesondere mit der langfri­
stigen Sicherung von qualitativ und quantitativ ho­
her Beschäftigung, von Verteilungsgerechtigkeit. 
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aber auch von Lebensqualität für unsere und 
zukünftige Generationen verknüpft. Strategien ei­
ner nachhaltigen Entwicklung für Österreich sind 
daher sozial ausgewogen zu gestalten, um zu ge­
währleisten, daß die zu erwartenden Problement­
lastungen, z.B. im Bereich der externen Kosten, 
der technologischen Risken, der gesundheitlichen 
Belastung oder der regionalen Verteilung und des 
Niedergangs kleinräumiger Strukturen nicht durch 
Problemverschärfungen in anderen Bereichen 
konterkariert werden. 

Von entscheidender Bedeutung für den beim 
Übergang zu einer nachhaltigen Entwicklung not­
wendigen Strukturwandel, ist die sozial ausgewo­
gene Ökologisierung des Steuersystems durch 
verstärkte Besteuerung von Rohstoffen und Ener­
gie bei gleichzeitiger steuerlicher Entlastung des 
Faktors Arbeit. Auch international besteht bereits 
Konsens hinsichtlich der Einschätzung, daß da­
durch Ressourcenverbrauch und Umweltbela­
stung gesenkt und positive Beschäftigungseffekte 
bei gleichzeitiger Erhaltung der Wettbewerbs­
fähigkeit erzielt werden können. Potentielle Pro­
bleme hinsichtlich rohstoff- und energieintensiver 
Wirtschaftsbranchen, hinsichtlich der Einkom­
mensverteilung oder hinsichtlich regionaler Be­
nachteiligung durch Verschärfung von Mobilitäts­
problemen können entsprechend kompensiert 
werden. 

Der vorliegende Nationale Umweltplan stellt jenes 
strategische Konzept dar, das eine ökologisch, 
ökonomisch und sozial langfristig aufrechterhalt­
bare und somit nachhaltige EntwiCklung Öster­
reichs einleiten will. 

2.1.4. Internationale Zusammenarbeit 

Durch den Bericht der Weltkommission für Um­
welt und EntwiCklung (Brundtland-Report) aus 
dem Jahr 1987 ist das internationale Bewußtsein 
über die grenzüberschreitenden Natur der Um­
weltprobleme enorm gestiegen. Internationale Ko­
ordination und Kooperation, so eine der wichtig­
sten Aussagen des Berichtes, sind notwendig, 
um die Wirksamkeit umweltpolitischer Maßnah­
men im weltweiten Maßstab sicherzustellen. Die 
Ergebnisse der fünf Jahre später abgehaltenen 
UN-Konferenz für Umwelt und EntwiCklung 
(UNCED) vom Juni 1992 in Rio de Janeiro blieben 
für manche hinter den Erwartungen zurück. Den­
noch war die Konferenz ein weiterer wichtiger 
Schritt auf dem Weg zur umfassenden politischen 
Bereitschaft, zu raschem und tiefgreifendem Han­
deln vor dem Hintergrund der globalen Betroffen­
heit durch Umweltverschmutzung bzw. zu einer 
gemeinsamen globalen Verantwortung der inter­
nationalen Gemeinschaft für "global sustainability" 
zu gelangen. 
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Die Prinzipien und Marlnallmen. die Im JLJrli 1992 
in Anwesenheit von rlahezu 120 Staats- und Re­
glerLIIl~lschefs und eiller großen Zahl von Umwelt­
und Entwicklungsmlilistem aus den TeIlnehmer­
staaten Im Rahmen der Rio-Deklaration und der 
Agenda 21 beschlossen wurden. sollen noch In 
diesem ,Jahr Lellnt im nationalen und Intemationa 
len Rahmen konkret umgesetzt werden. 

Auf EU-Ebene hat der europaische Rat in seiner 
Erklarullg ul)el die Notwendigkeit des Umwelt­
schutzes belelts Im Juni 1990 in Dublln die be­
sondere Verantwortung der Gemeinschaft und Ih­
rer Mitgliedstaaten im internationalen Rahmen 
hervorgehoberl und festgestellt. daß "die Gemein 
schaft ( .. ) illre Stellung als moralische. Wirtschaft­
liche lIIld politische Autorrtat umfassend nutzen 
(muß). Ulll Internationale Anstrengullgen lind Lö 
sungerl weltweiter Fragen. zur Förderung einer 
dauerhaften und umweltgerechten Entwicklung 
und des schonenden Umgangs mit dem gemeln­
samerl rlatl.lrllchen Besitzstand voranzllbrrngen." 
Die europalsche KommlSSloll hat irl Ihrem Weiß 
buch Llber "Wachstum. Wettbewerbsfahigkelt, 
Beschöftigullg. Herausforderungen der Gegen­
wart und Wege Ins 21 Jahrhundert" zum gegen­
wartigen EntWIcklungsmodell der Gemeinschaft 
festgestellt. (laß es durch eille ungenllgende Nut­
zung der ArlJeitsressourcen lind eine systema­
tisch Llbermößige und dementsprechend ineffizi­
ente NutZLJIlg naturllcher Ressourcen gekenn­
zeichnet sei. und zu einer Verschlechterung der 
Lebellsqualltilt fLlhre. Die KommiSSion hat diesbe­
züglich die Notwendigkeit eines Strukturwandels 
In der Gemeinschaft betont und eine Neuorrentie­
rung Im Rahmen eines umweltvertmgllchen Ent­
wIcklungsmodells fLir mehr Lebensqualitöt In der 
Gemeillschaft gefordert. Osterreich Wird als neu es 
Mitglied belmJllt sein. diese Neuorrentlerung am 
Konzept der Nacllhaltigkeit innerhalb der EU zu 
starken. also agierend und nicht reagierend zu 
vertretell. Östorreich Wird auch verstarkt an der 
Ausarbeitung Internatlollaler Umweltabkommen 
auf der Jeweils bestmöglichen Ebene (global, re­
gional oder subregional) mitarbeiten. In denen 
konkrete UmweltZIele. Durchführungsplane und 
erforderlichenfalls auerl FIIlanzlerungsmechanls­
men enthalten sind. Neben den Empfehlungen 
der UNCED-Konferenz VOll RIO 1992 Wird das 
Fünfte Umweltaktionsprogramm der EU. das die 
Prrnziplen einer dauerllaften und umweltgerech­
ten EntWICklung operatlonalisiert und die konkre­
ten ökologischen und umweltpolitischen Zielper­
spektiven der Gemeinschaft definiert. einen Wich­
tigen Orrentierungsrahmen für die österreichische 
Umweltpolitik liefern. 

Gleichzeitig Wird die österreichische Umweltpolitik 
sowohl der bilateralen als auch der multilateralen 
Zusammenarbeit mit den zentral- und osteuropäi­
schen Staateil weiterhin besondere Aufmerksam­
keit Widmen. Künftig soll die gegenwärtig vielfach 
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nocll auf unilaterale F örderungs'llaßlklhmell aus­
gerrchtete Politik der Nachbarschaftsllilfe fLlr elen 
Uillweitscilutz gegenutJer den zentraleuropLlI­
scllell Staaten 71l11ehmend zu gemeinsamen Ak­
tlollen fLihren. Der durcll die P,lIleuropaischell MI­
nlsterkollferenzen (Dobrrs 1991. l.uzern 1993. So­
fia 1995) eingeleitete Prozeß einer gesamteurop,il­
scllen Umweltpolitik wlrn dabei eine WIchtige; Hol­
le spielen. Zudem Wird Osterreich aucll der rcqlo­
nal-trallsllationalell Umweltkooperation (Im Hall 
mell der ArbeltsgemPlllschaftell ARGE-Alp AR­
GE-Alpen-Adrra und ARGE DCJIlClUraulll. der AI­
penkolwelltion sowie eier Zerltra 8uropalSCilE;rl 1111' 
tlCltlve) welterhill besollCJere Beeieutuilg bClIlles­
sen. Dazu zählt vor allem aucll clie von der Clstcr­
relciliserleil BurlClesreqlerung vertretene Inltldtlve 
ZUI Scllaffung einer Illiklearfreien zcntraleurorxll­
scllen Zone. 

Im Rallmen der Vereillten Naticilen und anciel"8l' 
globaler Foren Wird slell OsterrRlcll ,luch In elerl 
kommenden Jallren [lpsonders engaglerell. elle 
Er~lelJnlsse der F1Io-Kollferenz. Ilsbesonderc elle 
M3ßIlallillen der Agellda 21, mögllcllst kOllkret 
um7usetzPrl und weltcrzuentwickclll 

Seit der UNCED ISt das PrinZIp eies .. sustainaille 
developlllent" eill Lentralcs Anllügen aller Or~JZlnl­
satiollell eier Vereinten Nationen geworden. Irl (jen 
kOI'lmemJen Jahren Wird auf globZller Ebene elle 
Welterentwlcklurlg von Abkommen unel Ubereill­
kUllften llbpr die Bereiche der Treibhausgaspro­
blematik. eier Ozonscillcilt. der VValclwobleilliltlk. 
der Wllstellbildurlg. der ArtenvIelfalt lind des (Je­
fällrlichen Abfalls erfolgen. Österl"8lch war 111 elen 
Jahren 1993 uml 199c.\ gewailltes Mltglleo eier 
KOlnmlsslon fllr Ilachhaltlge !::.rltwlcklung IColll­
miSSion for Sustaillable LJeveloplllent - CSDi ulKI 
ISt bestrebt. eine rClSc!le Lind uillfassellde Uillset ~ 
zung der bel der UNCED-Kollferenz erzIelteil Er­
gelJnlsse zu forCieren. 

Wellil die Weltgesellscllatt tatsachllcll elle realisti­
sche Chance mitzen will, ökologiegerechte ulld 
dauprhafte Lösungen fur die globale Umweltpro­
blematik zu finden. ISt es unulll~langllcil. ein holles 
Maß an Internationaler Kooperation und Sollcla­
rrtat ZWischen Gesellschaften unel Staaten In Nmd 
und S(ld ebenso wie West und Ost zu sichem lI11d 
elle künftigen weltweiten Verteilungsprobleille ,n 
bezclg auf knappe naturllche und Uillweitressour­
cen zu entscharfen. 

2.1_5. Konsequenzen für Österreich 

Das Konzept des.sustairkltJlp developnlent" 
(nachhaltige. aufrechterhaltbare. dauerhafte. lU­

kunftsfallige EntwicklLJIlg) erforde;rt. auf eine welt­
weite Entwicklung hinzuarbeiten. die die BeclLili­
nisse cler SlegenwörtlD lebenclen Gelleratloll lJe­
fnecllgt. ohne (laß die Fähigkeit der kunftlgen Ge-
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nerationen, Ihre BedLlrfnlsse LU erfullen, beein­
trächtigt wird, Wenn eine aufrechterhalt bare, bzw, 
nachhaltige EntwIcklung 1111 globalen Rahmen er­
reicht werden soll, erfordert dies weitsIchtige, um­
fassende und wirksame Maßnahmen auch auf re­
Qlonaler und lokaler Ebene, Gesellschaftliches, 
politisches und vor allem praktisches Engage­
ment wird Ilötlg sen dieses Langfnstzlel zu errei­
chen, Es mLJSSen die tatsächllCtlen UI'sachen be­
seitigt werden, die Naturzerstörung und Umwelt­
schäden bedingen, Tiefgreifende Veranderungen 
menschlicller Verhaltensmuster sind Vorbedin­
gung zur Erreicllung dieses Ziels, 

Dies erfordert aber auch erhebliche wirtschaftliche 
Veränderungen, wie etwa das Schller3ell von Pro­
duktionskrelsläufen (aus Rohmatenal, Produk­
tionsprozessen, Produkten, Abfallen und EmissIo­
nen), Energiesparen und Betonung von Lebens­
bzw. Produktqualität gegenüber Wachstum und 
Quantität von Produktionsprozessen sowie letzt­
lich auch drastische Reduktionen bei der Nutzung 
ndltregenenerbarer Rohstoffe und bem Abfall­
aufkommen, Ziel muß es sen die Substanzen Im 
ökonomischeil Kreislauf für einen längeren Zeit­
raum zu llUtzel', Da Praventlon In Jedem Fall bes­
ser ISt als Reparatur, Wird Illput-onentlerten Maß­
nahmen der Vorzug vor output-onentlerten Maß­
nahmen zu geben sein, 

2.2. Der österreich ische Weg 

Von UmweltpOlitik Im eigentlichen Sinn kann In 
Osterreich seit etwas mehr als zwei Jahrzehnten 
gesproche"l werden, Wahrend zu Beginn 111 den 
70er Jahren die Lösung besonders akuter lokaler 
Probleme aufgegnffe"l wurde, gelangte mall bald 
zur Erkenntnis, daß die Verscfllilutzungen nicht lo­
kai oder national begrenzt Sind, sondern daß Um­
weltverschmutzung auch an Landesgrenzen Ilicht 
haltmacht. Die reQlonale ulld IIlternatlonale Zu­
sammenarbeit wurde Intensiviert, Eine ganze Rei­
Ile Wichtiger Umweltprobleme, wie Kllmaverande­
rung, die Verdünnung der stratosphärischen 
Ozonschicht. die Vernngerullg der t)iologlschen 
Vielfalt u,a, Sind als globale Probleme erkannt wor­
den, die nur durch die Zusammenarbeit aller Staa­
ten und durch tiefgreifende Veränderung mellsch­
licher Verhaltensweisen gelöst werden können, 

Wie bereits In den vorangegangenen Kapiteln aus­
geführt, verfolgt der Nationale Umweltplan das 
Ziel. durcll neue Ansatze, Konzepte und konkrete 
Maßnahmen einen Weg hin zu einer nachhaltigen 
und umweltgerechten Entwicklung fLJr Österreich 
zu weisen, Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf 
es letzten Endes eines enormen Umdenkprozes­
ses In alieil Teilen der Gesellschaft und schließlich 
eines tiefgreifenden ökO-SOZialen Strukturwandels, 
der alle Wirtschaftlichen Sektoren umfassen muß, 
Langfnstlg kann durch den Ubergallg zu einer 

- 24-

nacllhaltlgen Entwicklung mit übervvlegend pro, 
blementlastenden Effekten gerecllnet und eine 
höhere Lebensqualltat Sichergestellt werden, Die­
se wurden Sich keineswegs auf die damit verbun­
denen ökologischen Anliegen beschränken, Es 
würden lnsbesonders auch soziale Folgekosten rl­
slkorelcller Technologien, traditioneller Verkehrs, 
entwicklung sowie bestllTlmter agrolndustrieller 
Praktiken vermieden oder entscllelcJend redUZiert 
werden, Der fLJr eine nachhaltige Entwicklung not­
wendige ökO-SOZiale Strukturwandel hätte aucll 
entlastende Wirkungen In den Bereichen Energie, 
Industne und Handel, Gesundheit und Lebens­
qualitat und nicht zuletzt wLlrde eine Vielzahl qua­
litativ hochwertiger Arbeitsplatze In allen Regionen 
Österreichs geschaffen werden, Das Ziel einer 
nachhaltigen Entwicklung fLlr Österreich sollte Ins­
besoneJere durch marktorielltlerte Maßnahmen, 
durch den Einsatz ökonomischer Instrumente wie 
Besteuerung von Ressourcen, besonders Ener­
gie, bel gleichzeitiger Entlastung des Faktors Ar­
beit angestrebt werden, Dlesbezugllch sollte 
Österreich auch elno aktive Rolle In der Europäi­
schen Union einnehmen, 

Das Konzept einer gemeinsamen Verantwortung, 
wie es dem Selbstverstandnis des vorliegenden 
Nationalen Umweltplalls entspricht. erfordert auch 
eine umfassende und aktive Beteiligung von staat, 
lichen und privaten Institutionen ebenso wie von 
Bürgern, die aufgrund ihrer Rolle als Verbraucher 
ganz wesentliche Partner In der langfristigen Stra­
teQle zu einer nachhaltigen Entwicklung Sind, Das 
Konzept nchtet sicll an den einzelnen Konsumen­
ten gleichermaßen wie an den Unternehmer, den 
Arbeiter ebellso wie an eJen Landwirt, den Politiker 
wie den urlaubsuchelldell Tounstel', Das Potential 
für umweltbewußtes Handeln würde natcrrllch um, 
so großer, wenn es gelange, die Errli1ltung einer le­
benswerten Mitwelt als gesellscllaftspolitisches 
wie auch als persönliches Ziel zu verankern, Dar3 
dies mogllch 1St. zeigt die EntwiCklung In Vielen Be­
reichen des persönlichen Konsums, 

Mit dem Nationalen Umweltplan wlllOsterreich In 
einer engverflochtenen Welt. In der die Erträge der 
Nutzung der Ressourcen ungieicil verteilt Silld, ei­
nen angemessenen Beitrag zu eiller globalen zu­
kunftsgerechten Entwickluilg leisten, In eiller öko, 
logisch, wlrtschaftllcll UlKJ SOZIal Illterdependell­
ten, verflochtenen Welt IllLISSen geeignete Lo 
sungsansatze auf vOlschledenen Ebenen gefun, 
den werden, Der Nationale Umweltplan stellt nicllt 
mehr nur auf Beelnflussullg von politischen Rah­
menbedlngungen fur umwelt- bzw. IllItweltrele­
vantes Handeln ab, sondern ist auch bemüht. 
darauf eillzuwirkell, daß der gesamte gesell­
schaftliche und IndIVIduelle HancJlungssplelraufll 
genutlt Wird. Dies bedeutet. daR Illl Prozeß der 
schrittweiseil Implementierung der Maßnahmen 
des Nationalen Umweltplarls neue Wege beschrit­
ten werden IllLISSen, 
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Dom MClllcJat ej(-;! BunclosreCjlerullg zur Erstellung 
elos Natlol'Cllel' LJI1i'iveltpl"ns liegt Jedoch IllCht nUI-
0111 komplfc)xes Verstc\11clnlS der 7U bewaltlgenden 
Prcllllel11e 11I1(J eier dazlI erforelerllcllell Problemlo­
Sllngskcljlilzltclt LUCjrUIlCJe. SOlldell1 es zeichnet 
siell dureil ein systollllSClles Sell)stverstanelnls 
alls nie ~wse1lscilaftllcllpolltlschell Steuerungs­
UlKI KClIltr()lllllOClllcllkelten werdeli nicht mehr 
bloß Illerarclllsc:ll itopclown) cjesehen. sOllclern 
prozel311aft 11I1C I dis qOlllelllsame Verantwortung 
aller iIJottOI11l1pl. Klltorrul1l t(ir elle ZIelerreichung 
Ist Illcllt l1lehr dlisscl11lOl311cl1 elle Kontrolle bzw. 
das FlIlllilltlllllj VOll merllxlI'er ZIelgrößen. sondern 
das lillllJfrrstlCJo Liliel qesallltllillte Errelcilon der 
Nilchllalt,qkort ,lls IIIJercJeorej'letes Zlo1. 

Die lJstenolcillScl18 Bldleiesre~llerlillg geht vom 
VorstzlIlcllWo aus. eJa-l eier vexllegel',do Plogramill­
vorschlag elm)n Schritt allf elel11 Weg zu einer 
n3clifli\ltlqen lIllCl L,IIWleltgerpclltell EIltwIcklung 
In Os:ell"OlOl uml lIliel selllO CrenLell hillaus elar­
sIel',! Damit ''NIII Osten-elch IIlellt flur Im Ra1lmell 
IIltematlolldler UL)eredlkolllf11el', und Illultllateraler 
S~ri1tegrGll Oiliell ClIKJel11essf;11P11 BG'trag leisten. 
sCYlderl1 Clcleh elllell elgellstalldlgen natlollalell 
Prozoll (les Schutles llzw. der VorlJeSSerullg sei­
ner lolJellSerllaltemlc?l1 Systeme 0lnleltel1. Dei' Na­
tlol1al[; Uil1weltpl,lIl IJHI1IlIht slell, Allcierungell 1111 
Verhi:llte!1 von elilleillell. Gluppon L111d der Ge­
salll!lJovolkerling 711 Ilc)wllken uncl qeht davon 
aus, elen fllr elle LJrnsetLlIllg Ilotvvendlgen zentra­
len Akteuren, wie stucllllche Illstitutiollell, Arbeit­
gGbor UlllJ ArrJGltllellllier und schlleßlrcll auch je­
dem eln7elnGil Ilf)lIe EntwIcklungswege zu wei­
sen, Das Pro~lrimlill Ist darauf abgestellt, langfri, 
stlge ZiGlvorgalJell fLlr ei'101l Zeitrauill welt Llber 
das ,Jahr 2CJCJCJ Illilaus zu gGben, aber auch Ziele 
fLir eine Illittiere uild kLirzero frist zu erstelleIl. die 
notwendig slIlcL UITl konkrete Maßnahmen. AktiO­
nen unej PrOJekte Lil reallslerell. 

Der Natlonille LJm'v'veltplall versteht slel1 selbst als 
ein In die Zrlkunft offener Innovativer Prozeß. 111 
dessen ZllkUl1ftige Gestaltung Illlmer Wieder neue 
Erkenlltnlsse. Date'l. Verstandnis VOll Zusammell­
hangen L1nel verillutilcil auch el'l Iielles Verstand­
IlIS von ,II11WGlt - uno f11itweltadaqllater Entwlck­
IUllg e:nflleilen wOI-den Daher Wird es notlg sein, 
den Nat:O!laIGn Uillweitplan In regeln1aßIgen Ab­
sta'lden zu evalulerell ullel zu aktualiSieren. 

LJber die zu erwartende verbesserte Informatlons­
U!ld Dateillage sowie der aktuelleil ElnariJeltullg 
von Ergebilissell eier neuesten Uillweitforschung 
111llaus Wird es notwelldlg sein. das Ziel der Nach­
naltlgkelt stets vor Augel1 zu behalten, Vor allem 
soll der sektorale Ansatz Ivgl. Kap. 3A) IIll Hinblick 
auf eine verstarktG Vernetzung der Maßnahmen 
zu einem Integralen Ansatz weiterentwickelt wer­
den. Eine auf Nachhaltigkelt orientierte Umweltpo­
litik Wild dem 11 zum Sclleltem verurteilt selll, wenn 
sie nicht In Zyklell Vorl Illlplementatlon und Eva-
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IUlel'ung der f::r~Jeolllsse 1111111e' wlcdc;' !'rCl1',vc;rlCllcjo 
KorrektLirlllaßnalll11ell Vorllllllll't Dles(! Slllci Clis 
wichtige und IlotwellCllt;W AI IfJdSS11I11J,;r 11 ()LeS;;" 

zu versteheil, Es wlrel (lW; ZUSclil1ll1CIIWIl 1-.,(;1 IS aller 
gesellschaftlichen KI'ate. lel/tilcil dllor eI()S vman­
derten Verhaltens Jeeies elilLelllE?11 IJudllr-!f)1 I. UIII 
eine grulldle~Jende Wemle HIIl/lIleltell. 

2.3. Prinzipien und übergeordnete Leitlinien 

Die Menschheit stellt an OIlIEIl1 el Ilsr;l!u(j(;r ICII 
Wendepunkt IIlrel' Gesclilcllte. Drt) Wult lI;t Iliit 111 'I 
Tatsaelio kontr'ontleli. cJilll siel! c.;HII deli liUr;! J,dl 
I-eil die Kluft zWlscllel1 clll1l llllci I'elc:il 1IIIIll(!1 111 ('!I'1 
ausgeweitet 1131. ullei \lelß cliP OkO!i\'itlllll(;. "'Clll 
dellen UI1ser 'v'JohlergeIiEII dlJlldllUl. ,IIIIIIL'I nll)llr 
1'1 Mitleldeliscllatt ge70Cjeli viel'cI"I1. II1 1"111;1 kl!l I 
Ilung dlesel1atsacller' habeil (ile Tellllt",lllllel',lild 
ten oes .. Erelgrpfels· 111 RIO eie ,Jilllel!c: Hrrl~) RI;lIw 
VOll Grundsatzei' Lillel Mal'lllidllliHII fCil C111' /lIkllllf 
tlge ErWNICKIUllg IJesclllosSHI'r. Die II1 RII) \'(:Idl, 
scl1ledeten Dokuilleilte weiseil cidrClli: 11111, (lcll~ 

langfristiger '.vlrtschattllcllHr lHlci 'iO/ldll)1 I ():i 
schntt eillzig L,nel allelll 111lt CJk()l()gle~lt;r(;r:I1I(:r I I (H 

mell VOll ElltWlcklllllg Hl/lcllJill Ist l)lf;S(C! 
Grundsatze wLII-dell VOll allel I OI~I'IIII!;;l1le'llf~ll elm 
VereinteIl Nationen. cmcjerell IIlterildtlCJIIi1lcll I omll 
wie dei' OECD iOrgclrllsatloll fOI FcollulliIc' Co 
opemtlon and Developiliellt) uml dfm 1I11()rr1i\tIO 
nalen FinallzielllngselllriclitllllCjUll WI() WultlJ,1I1k 
und IWF (Intematlollaler W~ÜllllrllJSrCJllCbi 111 111rt) 
Jeweilige Prograrnllli1tlk LÜJemOmlllc;r\ 

Auch Österrelcll bekerillt sicil ddzu, cllo ililerkallil­
tell Grulldsätze der ökCJlo~lisclicll. sClLl,llell unel 
wll1schaftiicllen NC1clll1altigkolt 111 011e !::lomlche eici 
Gesellschafts- uild Wil'lscl13ftspolitll-., lind alle 
Ebeneil der Eiltscheldlillgsflilduilg zu IIl!cCjrreron. 
Ziel ISt 111 längerfristiger Sicht clne sul:Jstal1tlellc 
ökologle- und ul1lweltbewul3te VercmclerlllKJ eici 
österreich Ischen IndustriegosGllschatt. Ulf? Vel 
meldung zukunftlger Umweltschaclell Ullcl eilG Re­
seitiguilg bestehellder Probleille eliorclelT AllCle­
rllngen bel oen Pmeluktlollsablautell. 111' Vel­
brauchsverha·ten. alJer auch vel'stdrkte FI1I­
schungs- und ElltwICk'1IIlgsaI1strelllluI1~el'r FIII 
erholites Aus!'1aß all okologlegerecl"tell 111\osll­
t'ollen schafftetztllcil auch 'leue u'lci Cjucliitatl\ 
Iloch,vertlge Beschaftlglillgslllogllchke tel' 

Die os;erreichlsche UnwJ8ltpollt,k \'Ncl \,Cr' Prrll.~I­

plell und Gru:1dsatzel' geleitet. elle 11l~ Fillkli1l'lJ Iliit 
den Ergebnissen der Rrc-KoI',fereIl7 eJel1 AI'Deltell 
der CSD IColllmlsSlon for SLJstall'cttw De\elop 
mellt) und dem Funtten UlllweltaktlollslJroclrillflll1 
der EU stehen. Insbesondere betollt Ul1cl UCilIck­
slchtlgt sie die Prrnzlplell der Vmsorge. clas Vt'iUI­
sacherprrnzlp. das Prrnzip der SlIbslcllarrlal. (Im 
demokratischen Entscileidungsablaliie. eier qe­
seilschaftlichen Verantwortung. eJer Okologlsle 
rung der Okononlle aber auch elle PrrrlZlplPl1 C1PI 
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internationalen Verantwortung, der Solidarität und 
der gerechten Verteilung, 

Die österreichische Bundesregierung erachtet die 
Zukunft nur dann als weiter gesichert, wenn Um­
welt- und EntwIcklungsfragen gleichermaßen und 
gemeinsam behandelt werden. Es müssen 
menschliche Grundbedürfnisse befnedlgt, der Le­
bensstandard aller Menschen verbessert und 
gleichzeitig die Ökosysteme wirkungsvoller ge­
SChlitzt werden. Diese Aufgabe kann weder von 
einzelnen noch von einzelnen Gruppen und auch 
nicht vom Staat allein geleistet werden. In einer 
weltweiten Partnerschaft ISt es aber möglich. ge­
meinsam eine nachhaltige EntwIcklung im globa­
len Rahmeil slcherzustelle'l. Die Maßnahmen der 
Agenda 21 der Rio-Konferenz splegel'l den welt­
weiten Konsens ulld das politische Engagement 
auf höchster politischer Ebene Wider. was die Zu­
sammenarbeit In den Bereichen EntWICklung und 
Umweltschutz anbelangt. Die Agenda hält JedOCh 
aUSdrlJckllch fest. daß die Initiative zu einer auf­
recllterhaltbaren EntWICklung in erster Linie In der 
Verantwortung der Regierungen liegt. die auf na­
tionaler Ebene Strategien. Programme, Pläne und 
Verfahren ausarbeiten sollen. Die Bemühungen 
der einzelnen Nationen sollen dann In Internatio­
naler Zusammenarbeit durch internationale Orga­
nisationen, v.a. durch die Vereinten Nationen, ko­
ordiniert werden. Die Beteiligung einer möglichst 
breiten gesellschaftlichen Offentllchkelt und die 
aktive Mitarbeit von NGOs und anderen InstitutiO­
nen ist dabei anzustreben. 

Der Nationale Umweltplan vertrrtt das Konzept der 
gemelnsamerl gesellschaftlichen Betroffenheit 
und Verantwortung, In der sowohl alle an der Ge­
staltung des Wirtschaftslebens Beteiligten, 
einschließlich der Behörden. der staatlichen und 
privaten Unternehmen und die Nicht-Reglerungs­
organisationen. als auch die Betroffenen. die 
StaatsbLJrger. als wiclltlge Akteure gesehen wer­
den. Den lokalen und regionalen Gebietskörper­
schaften kommt eine besonders wichtige Rolle In 
der praktischen Anwendung des Subsidlaritäts­
prinzips zu. Dies betrifft Insbesondere die Berei­
che der Raumplanung. der Gesundhelts- und So­
zialpolitik, der lokalen wirtschaftlichen Entwick­
lung, der Entwicklung der Infrastruktur, der Über­
wachung der Umweltverschmutzung, der Abfall­
wirtschaft. des Verkehrs, der Verbesserung der öf­
fentlichen Information, ErZiehung/Ausbildung, etc. 

2.4. Mittelfristige Ziele und Strategien 

Ein Ziel des Nationalen Umweltplans muß es sein, 
die Erreichung der Langfnstziele dadurch Sicher­
zustellen. daß bereits mittelfristig erste Erfolge er­
zielt werden. Es ISt wichtig, den Strukturwandelln 
den verschiedenen Bereichen durch Verfahrens­
und Produktinnovationen. Energieeinsparung . 
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schonenden Ressourceneinsatz und umweltge­
rechte Konsummuster voranzutreiben. 

Ein derartiger Strukturwandel mur3 auch In Hin­
blick auf die Position Österreichs im Illternationa­
len Wettbewerb und die aufgewendeten Investiti­
onskosten gesehen werdell. Es gilt. nicht nur eine 
erhöhte Innovationsbereltscllaft fur uillweitfreund­
liche Produktion zu forcieren, sondern es IlllJSSen 
auch verstärkt uillweitgerechte Technologlen. 
Produkte um] Dienstleistungen entWickelt und an­
geboten werden. Gerade IIll Bereich des betrieb­
lichen Umweltschutzes ISt der Scllwerpunkt auf 
die Vermeidung der Entstellung von EllllSSlonell 
und At)fällen bereits wahrend der Produktioll 
durch den Elnsat7 entsprechender Technologlen 
sowie Roh- und Hilfsstoffen. und auf die EntWick­
lung umweltgerechter Produkte zu legen. Da­
durch kann (Jer Matenaldurchsatz durch einen re­
Volutlonarell Sprung enorm verringert werden. 

Zudem musserl umweltfreundliche Strukturen 
bzw. "Kapazltaterl'·. d.h. Erfolgsbedingungen öf­
fentlicher POlitik, nicht nur Im Wirtschaftlich-techni­
schen Sinn. sondern auch im politisch-Institutio­
nellen Sinn schon In mittlerer Frrst weiter verbes­
sert werden. Diese trageil dazu bel, die notwendi­
gen sozloökonomischen und demokratIepolItI­
schen Grundvoraussetzungeil zu liefern. die eine 
weitere Schadigung der Umwelt nachhaltig ver­
hindern. Dazu zahlen eine gute WIrtschaftsleI­
stung. hohe Innovationsfcihigkelt Im Sinne von 
Meinungs- und Willensbridungsstl·ukturen. die fur 
neue Interessen und Innovateure offen Sind. eine 
hohe gesellschaftliche Konsensfarllgkelt. die Inno­
vationen frLJhzeltlg Integrrert ulld uber funktionie­
rende kOmlmJlllkatlve Strukturell auf breiter BaSIS 
Akzeptanz fur umfassenden Walldei schafft. 

Wenn auch der Scllwerpunkt der Maßnahmen auf 
den rascllen VoIILllg der TrcHlsformatlon III Rich­
tung ökologiegerocllter Veliahren und Produkte 
liegen soll, werden kurz- und mittelfristig auch 
weiterhin Sanierungsmar3nahmen erfolgen IllLIS­
sen, bzw. in einzelnen Berelcllen noch erheblich 
an Bedeutung gewlnllen. Derartige Vorhaben. 
können aufgrund ihrer beschjftigungswlrksamen 
Komponenten durchaus positive ArbeitsplatzwIr­
kungen beinhalten. Auch lassen sich Im öffentli­
chen Bereich erhebliche reale NaChfrageimpulse 
nach umweltfreundlichen Produkten und umwelt­
gerechten Dienstleistungen, sowohl auf lokaler als 
auch regionaler Ebene feststellen. Der Energiever­
brauch ist ein Schlüsselfaktor fLJr die kurz- und 
mittelfristigen Transformationsprozesse. Vor allem 
In pnvatell Geb8uden ist der Nutzungsgrad der 
Energie erhebllcll zu verbessem. 

Ebenso muß neben der vorsorgenden EmISSIons­
vermeidung gelllaß dem Stand der Technik die 
ErfLJllung konkreter Umweltqualltcitszlele und ge­
sellschaftllcller Wohlfailrt (z B durch Bereltstel-
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lung 111itweltgerechter Arbeitsplätze) als betrieblI­
che Aufgabe verankert werderl. Eine erweiterte 
Produktverantwortlichkeit wird don Trend unter­
stlitzen. aUC~l die Dienstleistungen möglichst res­
sourcenschonend zu erbringen. 

Die Praventlon von Umwelt belastungen hat eben­
so elrlcleutig Prrorität gegenuber Begrenzung und 
Sanierullcj wie gesundheltsforciernde Aspekte ge­
gelluber kurativen Ansatzen. Entsprecllend dieser 
Prrontat kOllllllt der Reduktion von Stoff- und En­
erglestroillen. der Schllef3ung VOll Stoffkreislaufen 
sowie elor Abkehr VOll fossilen Breililstoffen als 
BasIs eier EntWICklung entscheidende Bedeutullg 
zu. Insbesondere die Vernngerung des spezlfl­
scllen Ressourceneinsatzes vereillt ökologische 
und okonomlsche Vorteile; die Forcierung dieser 
Strategie bedarf Jedoch einer erweiterten Palette 
umweltpolitischer Instrumerlte, um elle erwunsch­
ten Lenkllrlgseffekte zu erzielen. Boi der Auswahl 
der cllesbezugllctlen Instrumente ISt daher Insbe­
sondere elarauf zu achten, daß durch gesetzliche 
Elrlscllrankungen bzw. Verbote nicht okologlscll 
und okonomlscll gewullschte Stoffkreisläufe bzw. 
Welterverarbeltullgsmodelle (Einsatz von Sekun· 
darl'Ohstoffelli unterbrochen bzw verhindert wer­
elel'. 

Es bestellt elaher fur Osterreich mittelfrrstlg durch 
den Nationalen Umweltplarl die Möglrcrlkell, el no 
Trendwende einzuleiten und Formen umweltge­
rectlterer Produktlons- und Konsummuster Im 
Weg konkreter Etappenziele zu erreichen. Dazu 
eignet slcll der gegenwärtig erkennbare und aus­
bauenswelie Trend. verschiederle uillweitpolltl­
sc he Instrumente In gemischter bzw komple­
mentarer Form zu nutzen. 

2.5. Das Instrumentarium zukünftiger Umwelt­
politik 

2.5.1. Verbesserung des Informationsflusses 

Ein SClllitL der Umwelt kann Illir dann auf Dauer 
sicllergestellt werden. wenn die hiofLir relevanten 
Informiltiorloll In ausreichendem Maf3 einer breiten 
Offentlichkelt Lur Verfügung gestollt werden. Dies 
sctllleßt ein grundlegendes Vorstcinclnls natLirllcller 
Prozesse und cJas Verstandnls cJer WIrklIngen VOll 
menschllcllen Elngrrffen In die Naturkreisläufe Illit 
ein. Eine Verbesserung der Erhebung uillweitrelo­
vantel- Datoll ISt auch nötig, um RLlcksclllusse auf 
die Umwoltleistungen der Sektoren, der Unter­
nehmen und anderer Akteure durchfLihrell zu kÖ11-
nen. Zudem mLissen aus GrLinden eiller verbes 
serten OperationalisIerung Vorl UllIweltzlelen Sta­
tlstlkel'. ImJlkatoren und andere quantitative und 
qualitative Maßgroßen entWickelt oder verbessert 
werden. 
Nicht selterl kommt es vor. daß auch vorhandene 
Informatlonon den Beteiligten oder Betroffenen 
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(der VorwaltLlIlcJ. einer breiteren ÖffentliChkeit) gar 
nicht oder nur In schlecht aufbereiteter Form zur 
Verfügung ~lestellt werden. Die vveltere Verbesse­
rung der urnweltbezogenell Illfoll11ation Llber die 
derzeit geltellden Bestlmmlll'il]en 11lUß Hand Ir. 
Hand rnlt al',rlllc11en Entv'lickllln~Jen Im InternatiO­
nalen Ralll1lell, InslJesondere der EU, vorgenom­
mell were!erl. 

2.5.2. Konzeptualisierung von Instrumenten 

Oie Umweltpolitik Osterrelcils bediente Sich biS­
lang illelst oines ordilungspolilischen Ansatzes. 
Oie alleinlgo AnwendLJIlg dieses Arlsatzes ist Je­
doch illit Nachteilen behaftet. weil sie die Kom­
plexität der Problematik kaurn ausreichend 
berücksichtigt. Sie setzt Llberdles auch wenig An­
reize zur Stlillulation von technischem Fortschntt 
oder zur Urlterschreltung VOll MII'destgrellzwer­
ten. Politische Interventionen In eier, Selbststeue­
rungsrnecllalllslllUS eines m81-"tWlrtSC Ilaftllcr,en 
Systems Sind longfrrstlg aber danll nicht system­
störend, worin sie die komplexe EIgendynamik 
des Systems In seiner SOZialen und !laturllchen 
Umwelt IJeaclltell. Maßgeblich ersclleillt dabei die 
Ouanllflzlerung eier vom Markt IJISl81lg 'Neltgeherld 
unberuckSlclltlgtell externen Kosten und anderer­
seits die Optimierung des MaGlklhmellmlx zur Er­
reichung langlrrstlCJ8r UmweltqualitätszIele unter 
dem Aspekt der ökonomischen f=fflzlenz. 

Umweltpolitische Maßnahmen Imissen letztlich 
auch auf einei' Ql'ulldsatzlleheren Ellerle erfolgen: 
auf der Ebene von Regelll LIIICI Normen, die 
marktwlrtsc1laftllelle Prozesse lorcJem llZ'.lI. sr­
ganzen unel elle elle IlotvvelllJlgel1 Institutionen her­
vorbrrngen. elle elll fUllktlonlerencJes Zusammenle­
ben von Menscllen mit untersciliecillcilen Weltbil­
dern, Illteressell lilld sOZIaleil F"oslticlilen erlllogil­
chen 

Um gegenwalilCJ8s ulll\veltbelclstelleies Verhalten 
nachhaltirj zu veralldem ulld eile Vercllltwortung 
auf elle vel'schledenell gesellschaftlicheil Bereiche 
effiZient und sozialverträgllcil zu verteilen Wird eine 
breite Palette VOll Instrumenten erforderlich sein. 
Diese Instrumente köllnen III ILlllf gluncJlegende 
Kategorren eingeteilt "'Ierden: 

. Ordnungspolltlscne Ir1struIll8llte zur Festlegung 
von ökologlscllen StalleIareis, Geljoteil und Ver­
boten. zur Elnllaltullg Illternatlllilaier Verpflich­
tungen und zur Scllaffung VOll Ilatlonal gultigen 
RahmenbedlngLingen. die auell verpfllclltende 
Uillweitvertraglichkeitsprufuncjen fur pol:tlsche 
Programme unel Konzepte beillhaltell sollen. 

2, Marktkonforl11e Instrumente zlir Förderung elres 
sparsamen Uillgangs rnrt natLJrlichen Ressour -
cen, zur Verilleidung von ökologischen und so­
zialen Folgekosten aufgrund eiller Extemalisie-
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rung von Kosten und zur Vermeidung von Emis­
sionen und Abfällen. Dies kann durch möglichst 
weitgehende Internalisierung von Umweltkosten 
durch Schaffung effizienter Rahmenbedingungen 
für funktionsfähige Märkte, die Schaffung von 
Unternehmensanreizen zur Erweiterung von 
nachhaltigen Tätigkeiten, etc. erfolgen. Auch 
neuere Instrumente, wie "freiwillige Vereinbarun­
gen" können dazu beitragen, umweltbezogene 
Ziele rascher zu erreichen. 

3. Finanzielle Anreize, gekoppelt mit zunehmend 
stringenteren Verpflichtungen gemäß bestimmter 
Kriterien der Nachhaltigkeit zur umweltgerechten 
Projekt- und Programmentwicklung auf allen 
Handlungsebenen, v.a. im Infrastrukturbereich, in 
strukturschwachen Regionen, aber auch für For­
schungs- und Entwicklungsvorhaben. 

4. Flankierende Begleitmaßnahmen, die von ver­
waltungstechnischen Änderungen, marktkonfor­
men Anreizen über verstärkte Information, Aus­
und Weiterbildung sowie forschungspolitische 
Maßnahmen bis hin zu Veränderungen der ge­
seilschaftspolitischen Rahmenbedingungen rei­
chen. 

5. Prozeßorientierte Instrumente werden von den 
System wissenschaften entwickelt. Das zentrale 
Konzept ist jenes der Modellbildung, das sich 
besonders für die Gewinnung von Daten , Be­
schreibung von Systemeigenschaften, für Pro­
gnose, Monitoring, Kontrolle und Optimierungs­
prozesse eignet. Die technologische Optimie­
rung ist im Kapitel 3.1. weiterzuverfolgen. 

2.5.3. Ökonomische Maßnahmen zur Herbei­
führung struktureller Veränderungen 

Ökonomische Bewertungen sind ein wichtiges 
Signal für alle am wirtschaftlichen Geschehen Be­
teiligten, um bei Investitions- und Konsument­
scheidungen die Umweltverträglichkeit zu berück­
sichtigen. 

2.5.3.1. Maßnahmen im mikroökonomischen 
Bereich 

Eine auf umweltgerechten Technologien und Ver­
fahren basierende Wirtschaftsstruktur aufzubau­
en, in der Wohlstand nicht gleichzeitig die dauer­
hafte Schädigung der Umwelt bedeutet, kann nur 
unter Zusammenwirken aller Akteure gelingen. Es 
bedarf dazu auch einer wesentlichen Veränderung 
unseres heutigen politischen Instrumentariums, 
soweit dieses die ineffiziente Ressourcennutzung 
begünstigt. Darüber hinaus muß es möglich sein, 
daß die Endpreise der Produkte systematisch alle 
externen Kosten einschließen, die sie längerfristig 
in der Umwelt und in der Gesellschaft verursa-
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ehen. Eine Schlüsselposition für die Entwicklung 
einer derartigen mikroökonomischen Politik wird 
der Forschung im Bereich umweltgerechter Ent­
wicklungsmodelle, einer Neuorientierung auf eine, 
die externalisierten ökologischen Kosten berück­
sichtigende Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
(green accounting), sowie der Entwicklung mög­
lichst aussagekräftiger und relevanter Indikatoren 
zukommen. Ein weiterer Schlüsselfaktor besteht 
in einer raschen Umsetzung von Grundlagenfor­
schungsergebnissen in marktfähige Produkte un­
ter Einbeziehung der Konsumenten. 

2.5.3.2. Makroökonomisches Instrumentarium 

Der Transformationsprozeß in Richtung auf eine 
umweltgerechte Wirtschaftsstruktur impliziert 
aber auch die schrittweise systematische Über­
prüfung traditioneller politischer Instrumente, von 
denen einige besondere und steigende Aufmerk­
samkeit erfordern: 

Eine Besteuerung der Ressourcennutzung ist in 
der Regel ein wirkungsvolles Mittel, um markter­
gänzend einzugreifen, sofern durch Produktion 
und Konsum verursachte hohe externe Kosten 
von der Gesellschaft insgesamt getragen werden 
müssen. Marktpreise sollen daher die mit der Nut­
zung bestimmter Produkte verbundene Umwelt­
schädigung ausdrücken (z.B. Energiebesteue­
rung). 

Die Steuergesetzgebung kann ein wirkungsvolles 
Instrument darstellen , um nachhaltige Technologi­
en zu fördern . 

Da, wie bereits festgestellt wurde, Umweltproble­
me auch Grenzen überschreiten, ist eine enge in­
ternationale Kooperation notwendig . Internationa­
ler Gleichklang ist anzustreben, wird aber nicht in 
jedem Fall zielführend sein. So läßt sich zeigen, 
daß besonders wirtschaftliche und kostengünsti­
ge Lösungen für Umweltprobleme in Österreich 
gefunden werden können, wenn nationale Mittel 
für die Bewältigung von Umweltproblemen im in­
ternationalen österreichischen Umfeld verwendet 
werden. So kann durch Umweltschutzinvesti­
tionen in zentraleuropäischen Nachbarstaaten in 
einigen Bereichen eine höhere Kosten-Nutzen-Ef­
fizienz für Österreich erzielt werden. 

2.5.3.3. Das Instrumentarium im generellen 
Bereich 

Die Durchsetzung grundlegender Verhaltensände­
rungen wird nicht allein durch die Anwendung ein­
zelner Instrumentarien möglich sein, sondern in 
der Regel einen flexibel gestalteten "Instrumen­
tenmix" erforderlich machen. 
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Ressourcenmanagement 

Naturllche Ressourcen. erschopfbare und regene­
llerbare. bilden die Grundl3ge des Naturrauills. 
Illenschllchell Lebells und Wlrtschaftens. Um 
kLlnftlg die VerfLIgbmkeit natürlicher Ressourcen 
zu srcrlern. IllUß n3chhaltlges Ressourcenrnana­
geillent darauf zielen. den Verbrauch an knappen 
Ressourcen LU recluzleren Emeuerbare Ressour­
cell sind in eiller Art zu IlLltzen. die dereil Rege­
neratlonsfahlgkeit langfristig erhalt. bzw. ihren Be­
stamJ vermehrt NIchterneuerbare Ressourcen 
ITlUSsen. unter optimaler Allwendung technologi­
scher Innovationen. 'nögllchst schonend genutzt 
bzw substitUiert werden. Um Interessen- und 
Nutzungskonflikte zu vermelden. sind regionale 
und Interreglorlale Uillweitplane LU erstellen. Ein 
wesentliches Instrumentarrum dall!r stellt eine ef­
fektive Stoffbuchhaltung dar. die nicht nur auf Ilcl­
tlonaler und legionaler Ebene eingeführt werclen 
muß, sondem auch auf betrieblicher Ebene eine 
Lentrale Voraussetzung fur ein effektives Ressour­
cenmallageillent bllcJet. 

Verbraucher und Konsument 

Zentrale Zielsetzung Ist die Veranderung sowohl 
des Verbraucher- als auch des Anbletervel"ilal­
tons. Verbraucher und Konsumenten mLJssen 
Illcllt nur ein erweitertes Angebot umweltfreundli­
cllel Produkte und Dienstleistungen nutzerl kon­
nen. scmdem mussen auch In einf3cher und kom­
primierter Form uber die Umweltrelevanz von Pro­
dukten Informiert werden. Besterlerlde um! künfti­
ge Deklarationsvorschrrften müssen daher Belan­
ge cJes Umwelt - unel Gesundheitsschutzes 111 Uill­
fassender unel aussagekräftiger Welse berück­
sIchtigeil. D3rLIber hinaus muß der Konsument 01-
Ile volkswlrtscllaftllcll Sinnvolle Möglichkeil erllal­
ten. auszuscholdencle Proelukte In akzeplalJler 
Nalle LU seilleill Haushalt abgeben zu Korlnon. 
um so zu einer slmlVollen Weiterverwendlillg bzw. 
Verwertung oeler aber zur ordnungsgelll3ßen Ent­
sorgung dieser Produkte beizutragen. 

2.5.3.4. Das Instrumentarium im sektoralen 
Bereich 

Neben den mikro- und makroökonomiscllen Stra­
leglen müssen aucll die Instruillente der sektora­
len Ebene starker eingesetzt werden. um eine 
okoloC]legerechte Transformation der Wlrtscllaft 
LU erreichen. Insbesondere muß folgenden Sekto­
ren besonderes Augenmerk zugewendet werden: 

Energie 

Die nachhaltige. arn Bedarf an EnergIedIenstleI­
stungeil orrentlerte Versorgung mit Energie steht 
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Im Mittelpunkt einer umweltgereclltell Wirt­
schaftsstruktur. Hier I/Nel es dal'allf clnkomillen. 
elurch umfassenden EIIlsat7 vel'brallclls, wie auf­
kommellSe!tlger IflstrUlllellte eine wel:el'e deutli­
che Erll0hllng der EnerCjleefflzlenz wie des [Insat­
zes erneuertxlrer Energletriiger LU errelcl1en. 
Lcmgfrrsllg Ist eine mogllchst vollstal1cllge Uills:el· 
lung auf emeuerbare EnelCJletragel UllulllC]anC]­
Ilch. 

Gewerbe und Industrie 

Alle MaßIlahmen elrler Ilacllllaltigen IllCluslrrepoil­
tlk mLlssen auf eille kOllseqLlellte SclllleßUl1C] VOll 
stofflichen Kr-eislaufell alJgestellt seill Es ll1L1ssen 
Insbesoil(Jere marktwi rtscnilft Ilche lllll'-Nel,oolltl­
sclle Instruillellte genutzt werden, wie VOI scllrel­
llUllg VOll Mlnllllalstanel3rcls. aller clllcil flelwlll!ge 
Vereinbarun~Jen, Umweltgutezelchel', Haftuilgsre­
gelungen. usw. Das beejeutel eine Ilohere Effizienz 
eier Stoffmlslllltzu"g. ,'.Jas die cilld '1'1-

clustrrelle PIOCjL Iktlon tlelrrebswlrtscllClftllcll IJegun­
stl9t. 

Transport und Verkehr 

111 diesem Berelcll glit es. Piailuilg ulKI Politik dar, 
auf aUSZUlichten, daß elle Mobrlltbtsbedlirfilisse 
clerart ertLlllt werden. claß clamlt 11' LUSall1rnen­
Ilallg stehencle Drenstiestuilgen clauerllaft U'll­
weltvertrclgllcll erbracht werclen. Dazu slllClllellen 
lechnolol]lschen Mar31lClhmen 'Jor allen' C1ucll In­
strumente aus dem Bereich der Steuer- und Sub~ 
ventioilsregeluilg. sowie Raumorclllullgs, und 
Slaatpl2l1lllngskor'zeple gefordert. 

Landwirtschaft 

Fur deli Rerelcll Lanciwlrlscllclft Ist 111 Llikullft 11e­
iJel' der Hauplfllnkt,oll eJer Versor~lullq mll Nah­
rungslllittein Ullcl orgi1l11schell Rollstoffeil u'Icl 
Energie dllell eine zuscilzllclle Rolle fLlr illre ökolo­
giebewclllleilcle und lanclsellaftspflegerlsche 
Tiltlgkell zu bel'uckslclltlgel,. Die lallclwll1sclklftll­
ehe Proclllkt,ol' sollte ZlI ökoloC]lschell krelslaufo­
rlelltlertell Produktionsweisen llberqeful1l-t wer­
den. Dio DLlrcllsetzullg grUlldlegolKler Verllal­
tellsändellingen wlrc! Ilictlt allein dUI'el' cJre An­
werldurlg einzeiller Instrumelltarren 1lI0gllCIl sem. 
sondern 111 der Regel el11811 fleXibel Cjestalletell .. In­
strumenterlllllX" erforderllcll Illacnel'. 

Tourismus 

Der TOUrismus Ist nlchl IlLlr elll bedeutlmde! W,I1, 
schaftsfaktor fur Österreich, er hat aucll el'hebli­
ehe AUSWirkungen auf clie UIIl\Nelt. Oft Sinel senSI­
ble Zonen wie Bergregionen, Seengebiete Lmd In-
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frastruktureinrichtungen insbesondere zu Zelten 
der Hilliptsaison erheblichen Belastungen ausge­
setzt. Uill das lallgtristlge gesellscllaftspolitische 
Ziel des Scllutzes des Naturrauills zu gewährlei­
sten lind gleichzeitig die Bedurfilisse eier Men­
schen nach Wohibefindeil und Erholwlg Sicherzu­
stellen. Illussen standortangepaßte KOllLepte ei­
ner uillweitonenllerten TounSIllL,S\'Mtscllaft 
durChgesetzt werdel1. 

2.5.4. Forschung und Entwicklung 

Das Verllalter1 von Akteuren. die ulllweltrelevalltH 
Tatsacllen setzen. 'st abllal1q,g \;0111 Wissen uber 
Zusalllmellllc1nge, BeZiehungen unel Ul'saclle 
Wirklillgsverhältnissell aus dem Berelcll von WIS­
senschaft und FOI'schullg. Diese mLlsserl nebell 
veranderterl gesellscl1aftspolltlschen Zioiparame 
tern vorstal'kt fLlr dC1S Auffinden von Optionen urld 
umweltgerechten Alternativen herangezogen wer­
den. Die Entwlckllll1g von .. ulllweltgereclltell 
Tecllnologlell' sowie Produktentwickluilgen und 
Dienstleistungen ISt elll Bereich. eier in Zukunft an 
Bedeutung rloch erheblich gevvlnllen vVlrd. Es 
muß aber aUSdrLJckllch darauf hir1gewlosen wer­
den. (taß teclllliscile Mittel allein. ohne wesentli­
che Veranelorungen bel den gesellscllaftllchen 
Zielparametorn und ollne den Eillsatz SOZialer In­
novationen globa;e Tragfdhlgkelt Illcht gellvallrlel­
sten können. 

2.5.4.1. Neue Indikatoren 

Eine gruncllegerlde Frage ISt eire nach der Beurtei­
lung VOll Mal)nahmen. elle zu eiller nachhaltigen 
WIrtschaftsIiveise tullren. Elrle rJessere Kenlltnls 
sowie ein tieferes Verstandnls dOl' gruIlCJlegendHI1 
Zusallll1lHI1llEmge natur,lcller Entwlc;.;llIngspro, 
zesse und Abläufe sowie der Auswirkungen VOll 
antillopogelleil Aktlvitatell sind urlbedlngt eliOl'­
derllch. Unser Wissen lIber' die 11atllrilChen Pro­
zesse lind LJtJer die Auswlrkllngerl clilthropogenen 
Hanclelns Sind nocll IlllillHI' sehr lleschrallkt. so­
daß eine Bewerturlg der okologischen AuswIrkun­
geil VOll Plozessen urld MaßnalllllHn Ilur sehr lIn, 
vollställdlg vorgenolllilleil werderl kann. 

Zudelll bestellt ein ullLlbersenbarel' Mangel elI1 
grundlegenden Daten, Statistiken und Indikatoren 
sovvle eInejeren Mitteln der Bewertung von UllI­
welttledlngungen. Uber aLissagekl'aftlge Indikato­
ren HrllObelle prazise Daten betreffenel die Aus 
wIrkLIligeil '1011 anthropogenen ElnflLissen auf elle 
Umwelt Sind notwendig, um MocJelirochnungerl 
durcilLufLihrel1 umJ optimale polltlsclle Strateglell 
wie auch amJere IIldlvlduell oder kollektiV ZL, fal­
lenele Entscheidungen treffen zu können. Neue In­
dikatoren mussen entWickelt werden. die unter 
Beachtung von Kntenen wie leichte Verstandllcll­
kelt. Klarheit. AussagefällIgkeit v.a. Mangel besel-
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tlgen sollen. die In bezug allf die grundlegenden 
Uillweitdaten noch teilweise gegeben Sind. Sie 
sollen Irl der Lelge sein. einen Iloheren Grnd der 
Verglelcllbarkelt lind Transpamnz sowie wechsel­
seitige KOlllpatlbllltat Sicherstellen. 

Nicllt zuletzt rmissell okonomlsche SClllLisselindi, 
katoren. wie lener dHs Bruttosozialprodukts. Uill 
umweltrelevante Maflzahlen er'ganzt bzw. verbes­
sert werden, damit 111 Zukunft eier Wert natlirllchel 
unel lIlllweltrelevanter Ressourcen und ihre relati­
ve Veri'lnderLing durch Umweltzerstörung oder 
Umweltschäden Illit Illolletaren Werten In Bezie­
Ilung gesetzt werder1 konnen. Aufgrund der ho 
hen Komplexlt~1t und Problemen mit der Gewlch­
tUllg der Monetarislerung von Veranderungen in 
Ökosystemen sind Veliahren lind Methoden bis­
lang Ilocll mit einer Reihe von Mallgeln behaftet. 

2.5.5. Aus-, Weiter- und Fortbildung 

Elll Eliolg der BemLlhungen. eine aLifrechterllaltba­
re lind uillweitgerechte Entwlcklurlg In die SOZiale 
Wirklichkeit uillzusetzen. Wird In Ilohem Allsmaß 
von Entschelclungerl und vom Verhalten einer brel­
tell Offentlichkelt abllangen. Im Hlllbllck auf die 
notwelldlge breite Str'eullng von Information und 
Wlssell ist eine umfassende Strategie nötig. Ulll 

sowohl die Wirtschaftlich ulld politisch relevanten 
Kl'äfte als auch eine breite Offentllchkeit, die regio­
nalen lind lokalen Behörden lind die NGOs (Nlcht­
Reglerungsorg,lIllsatlonen) llbcr die AbSichten une] 
Ziele der Maßnahmen zu unterrrchten. 

Zudem beweisen wissensd1c1ftllche Studien, dar) 
ein holles Aus- und Fortbildungsniveau in der Be­
volkerLing mit eiller erhöhterl Nachfrage nach Uill 

weitfreundlichen Oualitätsplodukten elnllergeht. 
Dazu kOlllmt noch. claß Unternehmerl aus diesel I 
Reglor1en zumeist einen höheren Grad an interna 
tlonaler Wettbewerbsfahigkeit aufweisen. 

Aus dieser Tatsache laßt Sich erkennen. daß das 
Vorllandenseln rleLier undoder zusallllcller 
f ailigkeiten bLw. WeiterbileJur1gslllaßnallillen Im 
tlereich der offentllchen Verwaltung. aber aucll 
der Irldustne lIrld IIll DlenstlelstLlllgsberelcll Illit 
der Bereitschaft Zll lIlTlweltgerechtelll Verhalten 
POSitiV korreller1 ISt. Im öffentlrcllerl Verwaltungs­
lInd IIll pnvatel1 Unternehillerlsbemich wlrrJ eir1e 
große Zahl zllsatzlicher professioneller Fähigkeiten 
erforderlich seill. die von Managementmetlloden 
eitler Forschungs- und Entwlcklungskapazltaterl. 
uillweitbezogenem FachWissen biS Illn zur Ver­
IxeltuI1g von Inforrnationerl lmd umweltrelevan­
tem Wissen reicht Dazu wird 111 Hirlkunft in die­
sem Bereich eJIH Notwendigkeit zu fachLJlJergrel­
fender tealllbezogener TEltlgkelt enorm zuneh­
men. Neue Berllfsbllder sllleJ IIll Umweltscllutz IIll 
Entstehen, die fadlspeziflsclle InterdiszIplinare 
Ausbildung erfordern. 
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2.6. Zusammenfassung 

Die Etabileruilg eiller ökologisch tragfahigen Ent­
wicklung erfordert erhebliche Veränderungen un­
seres Lebensstils und unserer WIrtschaftsweise, 
Der Ubergang zur Nachhaltigkelt erfordert eine 
gl'ulldsätzllclle Umonentlerung politischer, Wlrt­
scllaftllchel' 1I11d technologischer Zielsetzungen, 
Grundlegellde VOlaussetzungen dafur sind Um­
wälzungen IIll IndiViduellen Bewußtsein (Werte, 
Einstellungeil, Ver-antwortung) und Im gesell­
schaftllcllen Kontext (rationale Programmerstel­
lung , Verällderung von Strukturen, Partizipation), 
Wenn auUl der Zusammenhang zWlscllen IndiVI­
duellem Lmd kollektivem Bewußtsein und Verän­
derungerl der gesellschaftlrchell Wirklichkeit - wie 
die Gescilichte zeigt - nicht als einfach gegeben 
angenolTllTlell werden kann, so bedarf es In Zu­
kunft gerade der konkreten Umsetzung von als 
notwendig und nchtlg erkannten EinSichten In die 
konkrete gesellscllaftllche Realität. Information 
und El'zlellung können derartige Transformations­
prozesse vorbereiten und unterstutzen, Die Auf­
gabe dei Politik ISt es, Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die elnel'selts klare Grenzen fLlr menscll­
Ilches uillweitreievantes Handeln setzen und an­
dererseits HandlungsspIelraume fLIl nachhaltiges 
anthropogenes Verhalten schaffen, 

Der vorliegende erste Nationale Umweltplan fLlr 
Österreich will angeslcllts der weltweit konsen­
sualen Einschätzung, daß das ökologische 
Glelcllgewlcht unseres gesamten Planeten ernst­
haft bedroht 1St. Im Rahmen Internationaler Ab­
kommen und AktiVitäten den Beitrag Österreichs 
fLil' eine aufrechterhaltbare, nachhaltige und zu­
kunftsfähige Entwicklung formulieren, Die PrämiS­
se, daß die heute lebende Generation die Umwelt 
in einem gesunden Zustand an die nächste Gene­
ration weitergeben muß, damit auch ZUkLlllftige 
Generationen in den Genuß der lebenserhalten­
den Ressourcen der Erde gelangen können, und 
die Voraussetzungen fur Frieden und Sicherheit 
auch ill Zukunft gewährleistet sind, findet auch In 
der österrelchlschell Gesellscllaft eine hohe und 
steigende Akzeptanz, Der Nationale Umweltplan 
Will nlcllt den Eindruck erweckeil, daß die ErfLil, 
IUllg der Iller Illedergelegten Strategien und Maß, 
Ilahillen bereits ausrelcllt. das erwunschte okolo­
glsche GleichgeWicht 111 Osterreich wiederherzu­
stellen, Es Wird eine lange Zelt benötigen, um Ver­
haltensmuster zu Emdern und um den Weg zu ei­
ner nachhaltigen und umweltgerechten Entwlck, 
lung einschlagen zu können, Aber der vorliegende 
Plan soll dazu beitragen, gegebene umweltbela­
stende Tendenzen umzukehren und eine an den 
Kntenen der Nachhaltigkelt orientierte EntWick-
1ung im Sinne eines offenen Prozesses einzuleiten, 

Osterreich hat auch schon in der Vergangenheit 
BemLillungen auf nationaler, regionaler und globa, 
ler Ebene ZUI Bewahrung und zum Schutz der 
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mensUllichen Umwelt unterstutzt sowie zur För­
derullg der sozioökonomischen EIltwIcklung aller 
Regioneil der El'de einen wesentlichen Beitrag ge­
leistet. Auch In Zukunft soll seine Umweitpolitik 
den von der Welt kommission fLlr Umvvelt und Ent­
wlcklllilg 1111 Jahr 1987 veröffentlichten Strategien 
und den Ergeoilissell der UN-Konferenz fLlr Um­
welt Lilld ElltWlck ling 111 RIO de Janelro aus dem 
Jahr 1992 gerecllt werden, "Sustalnabie develop­
ment" 111 einem globalen Rahmen kann nur danll 
erreicht werdell welln die Einseht. daß die Not­
welldlgkelt, die verschiedenen Okosysteme zu 
IJewahlell, uber lokale, regronale und nationale 
ElrlzelmalJnallmen Illnausgeht LI'ld weltweit zu ei­
rlem Integralen Bestalldtell gesellschaftlrchen und 
politischen Handeins Wird, 

Aus osterrelchlscller Slcllt kommt der Internatlo­
nalell ZUSallllllellarbelt In der Lösung ökologi­
scher Probleme, unter besonderer Bedachtnah­
rne auf dererl ökonollllsche und SOZiale und ge­
sundheltllclle Interdependenzen eine wesentliche 
BecJeutung zu, Die zukunftlge österreichische 
Umweltpolitik Wird auch ganz wesentlich durch 
die liltegration Osterreichs In die Europalsche 
Union l)estlillmt werden, 

In Anbetl'acht der wacllsenden globalen Gefähr­
dLng durcll die negativen AUSWirkungen der Ver­
schlmltzullg bzw, Ubernutzung von Okosystemen 
tntt Osterreich fur eille verstarkte Internationale 
Zusaillmenarbeit im Umweltbereich ein, Es unter­
stLltzt aktiV die Arbeit verschiedener Internationa­
ler und regionaler Institutionen wie die UNEP (Uni­
ted Nations Envlronmental Program), die WHO 
(World Health Organlzatlon), die UN-Wlrtschafts­
kOlllmissloll fLlr Europa, die OECD, den Europarat 
und auch die Umweltpolitik der Europäischen Uni­
on, Vordringlich hat Sich Österreich den Problem­
bereichen Klimaveranderung, Energie, Waldster­
ben ulld der Alpenregioll sowie dem Problem der 
OLonsclllcllt geWidmet. Österreich ISt im Zusam­
menwirken mit dieseil Bereichen belllüht. eine In­
ternationale Schrrttmacherfunktlon einzunehmen, 

Osterrelcll hat das Ziel, als rlatlonalen Beitrag zur 
Eilldamllllillg des anthropogenen Treibhauseffek­
tes CO -EmiSSionen biS zum Jahr 2005 um 20°0 
gegenuber dem BasIsJahr 1988 zu senken, Oster­
I'8lch hat auch anlaßilch der Rio-Konferenz die 
RahmenkollVentlon der Vereinten Nationen uber 
Klrmaanderung clilterschrreben und noch 1993 ra­
tlflzlel1. Um den Schutz der Ozonschicht auch lang­
Irrstlg zu gewahrleisten, hat Sich Osterreich In der 
Auseinandersetzung um die RedUZierung von 
FCKWs (Fluor-Chlor-Koillenwasserstoffel und Ha­
lonen besonders engagiert und Im nationalen Be­
reich Vorkeilrungen getroffen, International be­
SClllossene Grenzwerte fruher zu erreichen, So hat 
Österreich die Verwendung von FCKWs biS Ende 
1994 vollständig eingestellt. Angesichts der Bela­
stung der Böden, bedingt durch Nutzungskon-
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flikte. ISt Sdl Osterrelcll dei Bedeutuilg der Be­
wahrllng ulKI Verbessel'lJll~l dei' Boden und des all­
geillein cJalJll~ vertJUllClem:m Schlitzes dei' Natur 
bewur3t und wirr! Mallnalllllen cr'grelfen, die elle 
Uberdungullg UIKI Ubersaueruilg der Boden vel­
meldcn. DEls siml Illir elnlCJe konkrete M2ßIlahillen 
einer breiten Palette. elle Osterreicll Im Laufe der 
kOlllmemlen ,Jahre clurcllzllflillmll gedenkt. 

Der Weg der dallerllatten und ul1lweltgerechten 
Entwicklung kann allcll In Osterrelcll IllCht inner­
tlalb werliger Jahre De~JLlI1gcn wercJell. Indelll der 
vorliegende Plan bel1lLlllt 1St. Anderungen IIll Ver­
tlalten Llild eine Umkellr IJcstehender Tendenzen 
zu bewil'ken. versucht der vorliegende Nationale 
Umwcltplclll alieil ulllweltrelevcUlten Akteuren den 
Weg 111 die rrclltige Rlchtun~J zu weisen. Der erste 
Natlonalc Umweltplall fur OstelTclcll versteht slcll 
als InltlalzullClung eilier okolo~Jlegerechten Aus­
rrchtung der Llikullftigell österrelchlsc'len Ent­
WICklung une! muR cleilleiltsprechend nacll elrlem 
Ablauf von etwa Viel JJllren nacll eillei allgemei­
nen Neubewertun~J der Situatioll vVlec.ier ElktUElII­
slert wercJen. Dlcs betrrtft sO\Nohl den Zustand der 
Umwelt. als auell die UtJerprufung cler 11: dem vor­
liegellden Programm vorDesclllagenen Strateglerl 
und Konzepte. Die FVC1lulerullCJ der nach elIligen 
Jallren dallil vorliegenden Ergebilisse soll dazu 
dienen, notwencllge Korrektullnaßnalllllen zu set­
zen und dann IlotwfmcJlg erscheinende Kursande­
runCJen vorzunehmen. 

Beim Versuch. UmweltprotJlellle In alle Bereiche 
eier osterrercrllscherl Politikfelder einfließen zu las­
sen, befilleell wir uns an Clllcm dramatischeil 
Wendepunkt. Dieses vorliegende Programm stellt 
bereits einen Aspekt dieser Wellde dar. Zu seiner 
Durcllfllhrbal'kelt crtolclert es elen grund'egellden 
politischen Willen, RalllllGlibecllllglillgen zu schaf­
fen, die eine Veranderlillg von Vel'I1ElItensweisen 111 
elnelll breiteil Umtan~J l)egullstlgell, so cjaß eine 
aufrecllterhaltbare ullcl Ilacllhaltlgc EntWicklung 
errelctlt werdell kalln. Diese Hallillenbedlngun­
gen dLlrtell Illcllt ilur 111 der notwendigen Be­
scllrankUllg blW 1111 Verbot von umweltSChädi­
gendem Verhalten bestellen, sondern Imlssen 
Handlungsspielraume fur die gesellschaftlichen 
AkteurG cröffnen, in cJellen lImweltgerechtes Ver­
halten in vielfbltlgen lind kreativen Formen mögliCh 
wird. Die ReallslCiung der IIll Nationalen Umwelt­
plan Intendierten Nachhaltigkelt stellt eine der 
größten gesellscllaftlicllen, politischen ulld Wlrt­
schElftllchen Herausforderungen, aber aucll eine 
historrsche Chance felr Osterrcich dar. Der Öster­
reichische Nationale Umweltplan soll Grundlage 
fur eillen vernullfti~Jell, bewur3ten ulld sensIblereIl 
Umgang I11lt ullserer Umwelt bzw Mitwelt liefern. 
Die Tatsache, daß gegellwbrtlges Halldelll die 
Oualltät der Umwelt und d3mit 3uch die Sicher­
heit. Wohlfallrt und eien SOZialen Frreden 'Jon mor­
gen determiniert, ISt eine zutrefst demokratIepolItI­
sche Aufgabe fllr die heute lebende Generation. 
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Zielbereiche 

3.1. Einleitung 

3.2. Ressourcenmanagement 

3.3. Verbraucher und 
Konsumenten 
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3.1. Einleitung *l 

Der Übergang zu nachhaltiger Entwicklung bedarf 
gezielter sektoral und horizontal orientierter Stra­
tegien. Der Nationale Umweltplan definiert daher 
Hauptzielbereiche, die für den Übergang zu einer 
nachhaltigen Entwicklung eine Schlüsselrolle ein­
nehmen. Für diese, im folgenden behandelten 
Zielbereiche, werden konkrete Umweltqualitäts­
ziele, Maßnahmenpläne und Implementierungs­
strategien vorgeschlagen. Diese Ziel bereiche sind : 
ein nachhaltiges Ressourcenmanagement, der öf­
fentliche Sektor als Verbraucher und die Konsu­
menten, weiters die Sektoren Energie, Industrie, 
Verkehr und Transport, Landwirtschaft, Wald und 
Wasser sowie Tourismus/ Freizeit. 

Für die Erstellung der Maßnahmenpläne und Stra­
tegien ist die Analyse des Ist-Zustandes erforder­
lich. Zusätzlich wurde eine nicht nur einzelne Ziel­
bereiche umfassende Analyse sämtlicher Materi­
al- und Güterströme durch das gesamte Wirt­
schafts- und Gesellschaftssystem Österreichs 
durchgeführt. Die hohe Intensität und vor allem 
der bisher kontinuierliche Zuwachs des Material­
durchsatzes insbesondere in Industriestaaten, 
stellt heute ein Kernproblem des Übergangs zu ei­
ner globalen nachhaltigen Entwicklung dar. Die Er­
gebnisse einer Input-Output-Analyse zeigten da­
her insbesondere neue Optionen einer präventi­
ven Umweltpolitik hinsichtlich der quantitativ und 
qualitativ problemverursachenden Stoff- und Gü­
terströme auf. 

Gleichzeitig ermöglicht die Darstellung der Ent­
wicklung des Materialdurchsatzes durch das 
österreichische Wirtschafts- und Gesellschafts­
system über die letzten Jahre eine Trendprognose 
und stellt bei künftiger Fortschreibung einen Bei­
trag für die Evaluierung der Effektivität der im Na­
tionalen Umweltplan festgeschriebenen Maßnah­
men dar. Die zentralen Indikatoren des Material­
durchsatzes (von der ersten Rohstoffentnahme 
aus der Natur bis zum Endverbrauch und der Ab­
gabe an die Natur) sind : 

• Wasser 

• Luft 

• feste Materialien 

*l Alle Quellenangaben und Literaturzitate zu den im Text und 
Tabellenteil sowie in den Abbildungen und Grafiken des Kapitels 
3 ausgewiesenen Sachverhalte und Datenangaben sowie er­
gänzende Ausführungen finden sich in den Arbeitsberichten der 
für die Erstellung des Nationalen Umweltplanes eingerichteten 
Expertenarbeitsgruppen. 

--, 
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Diese Indikatoren bilden in hochaggregierter Wei­
se die Stoffflüsse eines Wirtschafts- und Gesell­
schaftssystems ab. Diese Indikatoren wurden da­
her erstmals für Österreich im zeitlichen Verlauf bi­
lanziert. 

3.1 .1 . Stoffbilanz Österreich 

Die nationale Stoffbilanz erfaßt die gesamten stoff­
lichen Durchsatzmengen des österreich ischen 
Wirtschaftssystems im Zeitraum 1970 bis 1990. 
Erfaßt werden Masseströme (also Stoffgemische), 
aber keine Stoffflüsse von ausgewählten Elemen­
ten bzw. chemischen Verbindungen und deren 
Verbleib innerhalb der Systemgrenzen. Die Diffe­
renzierung und rechnerische Erfassung von Teilsy­
stemen erfolgt nach : 

- Stoffgruppen (fossile Energieträger, mineralische 
und Massenrohstoffe und biotische Stoffe); 

- funktionellen Kriterien (Primärentnahme, Verar­
beitung, Endverbrauch, "Lager"); 

- wirtschaftsräumlichen Kriterien (Import, Export). 

Die Bilanzierung des Materialdurchsatzes ge­
schieht nach folgender Methodik: Auf der Input­
seite werden inländische Materialentnahmen aus 
der Natur und Materiallieferungen von ausländi­
schen Akteuren (Importe) erfaßt. Dem stehen auf 
der Outputseite die Materialabgabe an ausländi­
sche Akteure (Export) sowie Reststoffe (Emissio­
nen, Abfälle) gegenüber, die keiner weiteren Verar­
beitung bzw. Behandlung innerhalb der System­
grenzen zugeführt werden. Für Teilsysteme inner­
halb des Gesamtsystems können zusätzlich auch 
Materiallieferungen von inländischen Akteuren auf 
der Inputseite und Materialabgaben an inländi­
sche Akteure auf der Outputseite erfaßt werden. 
Kurzfristige (binnen Jahresfrist) Lagerbestandsän­
derungen werden als Differenz (Nettosaldo) ge­
rechnet, da auch die zugrundeliegenden Daten­
quellen in der Regel keine Informationen über Net­
toein- und -ausgänge enthalten. Die verfügbaren 
Angaben über Lagersaldi enthalten nicht die Höhe 
der absoluten Lagerbewegungen. Diese absolu­
ten Lagerbewegungen gehen in der Gesamtdar­
stellung nicht verloren, da sie in den erfaßten Ma­
terialdurchsätzen stets enthalten sind. 

Der gesamte Materialfluß durch das österreichi­
sche Gesellschaftssystem ("gesellschaftlicher 
Stoffwechsel") setzt sich aus 87 % Wasser (3.830 
Mio. t), 7 % Luft (330 Mio. t) und 6 % feste Stoffe 
(239 Mio. t) zusammen. (siehe Abb. 3.1 .1.) 

Betrachtet man den Input an festen Materialien im 
Zeitraum 1970-1990, so zeigt sich, daß dieser zu 
rund drei Viertel im Inland entnommen wurde. 
Rund ein Viertel der Materialien wird importiert. Bei 
den importierten Materialien handelt es sich zum 
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WASSER 
3.830 Mio. t 

Luft 330 M io. t 

--------------~ Materialien 239 Mio. t 

Bestände -3.200 
Mio.t 

1 ____________ 1 

Systemgrenze 

Natur 

Abb. 3.1.1. Materialfluß durch das österreichische 
Gesellschaftssystem 1990 

überwiegenden Teil um fossile Brennstoffe, gefolgt 
von Erzen. Das Gesamtaufkommen an festen Ma­
terialien (inländische Entnahme und Import) wuchs 
in den Jahren 1970-1990 um rund 40%. 

Die folgende Darstellung faßt die Optionen künfti­
ger Entwicklung zusammen: In einem "business as 
usual" -Szenario wird der Trend der letzten zwanzig 
Jahre linear fortgeschrieben. (siehe Abb. 3.1.2.) 
Verringerungen der stetig wachsenden Materialin­
tensität sind in diesem Szenario höchstens durch 
wirtschaftliche Einbrüche zu erwarten und nicht be­
absichtigt. Das zweite Szenario einer Stabilisierung 
des gesellschaftlichen Stoffdurchsatzes auf heuti­
gem Niveau setzt bereits den gezielten Einsatz 
wirksamer Reduktions- und Substitutionsmaßnah­
men voraus. Ein großer Beitrag zur Stabilisierung 
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auf heutigem Niveau ist dabei von Effizienzsteige­
rungen auf allen Verarbeitungsebenen (Erhöhung 
der Wirkungsgrade) zu erwarten. Von nachhaltiger 
Entwicklung kann daher erst gesprochen werden, 
wenn die absolute Höhe des gegenwärtigen Stoff­
durchsatzes der Industrieländer mittel- bis langfri­
stig deutlich verringert werden kann. Dies setzt ne­
ben technischen Effizienzssteigerungen allerdings 
auch einen Wandel unserer heutigen Bedürfnis­
strukturen (Lebensstile) voraus. 

Die gesamte Stoffbilanz Österreichs wird in vier Teil­
bilanzen für Wasser, fossile Energieträger, minerali­
sche Rohstoffe und biotische Feststoffe aufgeglie­
dert, die nachfolgend dargestellt werden. 

Wasserbilanz 1991 

Der gesamte Pro-Kopf-Wasserdurchsatz betrug 
1991 rund 1.500 Liter Wasser pro Tag. Daraus 
geht deutlich hervor, daß die oft zitierten 130 Liter 
Wasserbedarf pro Person und Tag weniger als 
10 % des vom gesamten Wirtschafts- und Produk­
tionssystem tatsächlich durchgesetzten Wassers 
darstellen. 

Ein Drittel des gesamten Wasserverbrauchs (Ent­
nahmen aus Grund- und Quellwasser und Ober­
flächenwasser) entfällt auf Industrie und Großge­
werbe (33 %) und ein weiteres Drittel auf den 
Kühlwasserbedarf der Wärmekraftwerke (38 %). 
Betrachtet man nur die Entnahme von Ober­
flächen-wasser, so entfallen gut ein Drittel auf In­
dustrie und Großgewerbe (36 %) und knapp zwei 
Drittel auf kalorische Kraftwerke (64 %). Der Was­
serverbrauch der Landwirtschaft (6 %) liegt ab­
hängig von den jährliChen klimatischen Bedingun­
gen (Niederschlag und Temperatur) in der Größe­
nordnung der Haushalte (9 %). Der Wasserver­
brauch des Kleingewerbes beträgt ungefähr die 
Hälfte des Haushaltsverbrauchs (4 % bezogen auf 
den Gesamtwasserverbrauch). 

Materialintensität (g/ÖS) 

buSiness as usuai (Va) 

Stabilisierung auf hohem Niveau (Va) 

Szenario - 10% (Va) 

Szenano - 50% (Va) 

2030 

Abb. 3.1.2. Optionen künftiger Entwicklung des gesellschaftlichen Materialbedarfs 

- 38-

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)38 von 324

www.parlament.gv.at



BOLocJP:'1 el'.1i elle EIl 1l1dlliTIPII ,ll,S Grul1Cl- 1I11U 
OllelllNdsspr suwle Ol)(,rtl~ichelwmsser ercllt)t slcll 
tolCJGr1c Ips Briel KIlCtPP -H), clel ges,lllltell Ellt­
Ilcdll1lt:" el~::,t,lllw~ell Ufeln GrLlllCl- L111el Ollellwils­
sm (urler kllilPP 60() I/E,d), 60 "u elltsti1fl1lllell 
delll UI)ul'dc!l,mw,hsf;r ,oder y()Clj F,cll Die Ull­

pi C1duktlve ~lltl'ldlll1H,WaSSe"vel'lustp, Frenl,l­
Wilsser IIll KZ1I1:llsyslplll) l)etrtlC]t, he70qen auf die 
EI'I,';cI1llS c IllFn als 1 C"J I E,el 

Dm IjPsallltcl WdssHrclulclls,ltL I1I dei' Strol1lpro­
Ol,k!li,l' chiS \\'dSSPlk':I:: l)e:llIIJ 19~) 1 lUlle: [ich) 

Mrd 111,,'1(1 C)I'lll~jYI('llt del"'llt :;181111ICI1 IJe'lau clelll 
15 fnc:118n eies jC'dlrllcllcn obelllellscllPl1 Abflussc;s 

au" O"terrE!',11 D8s I )eClcL,tct :lith tr1E:'UI'pt seil 
dei Lltpl' ''/\!;lSS(;I, (lei I :ber el:e, Flus,;c; 

velldlll, 15 Illdl durcli ,;llle WnsserKI'8flturlJIIle "ni), 
g'3illj>!I'e~' 'i,IIe, EIII\' kv'h Stll)111 au'; L:lu'krnrt­
','il;1 k,"'I- e'iCi!cJelt 1'11 DUICr schll111 kl kll)!J 40 ''', 
Wn',Sl'r, eH 1:-; Sp81c;1113rkrattwer Kr,ll W8ljOil dur 

F"III':.Jllell CIClljPljell "fll :.1 6 1'1 [loZO'Tll 
auf: I f' ljSS:ll11+,' StrulllCI7eLIC)'.Illlj dUS \'):hserkl:111 
el-Ud)1 siell e?IIIG lilllc:llschillttlll:ll HllolriGrllClw 
\'\Ja;-)~(-~t-'~-'eill~lP '/(Jrl ~=Jllt ~! 1- III k\\/\l. 

Dei <;jE:salll;H lu lauf ,111 KOmllllJllalell Klarulllaq(;tl 
stnl1"llil '-'.11 IC I ,cu ('1111;111 Dl'lltcl iliiS 1rlcillstl,e ulKI 
Groll<;j('Niel't JC IlIld ZII 1;J '0 :11 iS el8nl KI'3II1CjevJ8r­

be. I e;cll<;jIIC'l 0111 Vlel1r" eier INclsSC,rIllPr1<;jull III clr,,' 
kOll1ll1ll',alell stall'llIt i1lIS elell 
H:IlIS'1Zlltel-l, cld,~ Ist \'lclllger :lls dCI Allteil nlls 
FrPlwl uml Heqellvvasspr, dei G.rl Dllttel alls-
11l, will. \'ICl,: F:' IClCll :-IIS IlIüere Gl'OllZC iIllZlISeh()ll 
Ist Nlcllt C]llillltlllZlel1 11()I(lell kalill dir: VE;nellull<;j 

(je?' :)('I"ICIJllcI1"'ll '\11Wi\SSe' duf !Jetrld-lselgelle 
Klilr:IIII;JCJcl1 1IIIIPrseits UllC i Dlrpktclilleltur i 1I1dercr­
seils. 

Eil ',i: L Ihellll"SI :Ile D:lI'slic;IIUflCj I lei Wi1ssprbilil11Z 
flrICltt Sich 11'1 Llll. J./ 1 des Kdpltel J;) ISelle? 
cla;l: . luch ;\ili! ,'; 1 

Bilanz fossiler Energieträger Österreich 1990 

Ocr fesc;ir,r Ma;()IIJllel', :Keille, EI'clol 
UflCl ElrleplncLlkle, 11" Jal-r 1 D9C.J j~etilig 

runel ?~l,? Mo. I Di-1IJClll wurlIon IUllel 18,(l Mo. t 
180 I'TpCJI-tel't RlIi1C: ~: :5 Mc. : '2Cl i ,'/ulclpil 
l!ll bdllCl 01't'10111111H', I IllallCllsellU Pn"larelltllcl'l­
tIlol RUllet :3U'" des G8samtillputs eIltfalleil alll 
Kollle:15 a,,1 Roilol. 15 aur Erdolprodl,Kte 
ullcl 21)', elllf C~ase Abb. 3,1 A.I. 

Dei Gesilrntmrtplit glorien sIcl1 111 Exporte inilld OJ 
Mo. TOlmell,. Ellllsslorlen trullei 21,;7 Mlo. 1), Abfalle 
geillclf3 BUIlCJüsabfallwlnschattsplan (rLmcJ 1.4 MICJ, 
i: lIlKI EillgallcJe in inclustrrelle Lager (ru'ld 0,2 MIO, 
11 Bel (liese! Bereehlllilig lllußten Illo<;jllche Uns:­
Clll31-I,ellen 111 Kililf gellcillill811 werden, oie dUI'cll 

Ilicl,l CjI,i-1Il:lfI7'8Ii" Li-KWn)'3w8cJuncjen, nicht erfar3tp 
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EIIII"SICJllell, CIlII ci 'I Ulllel"cllatLu'lCj bel [I1IISSIOI1;;­
faktol'HII, reclillpriscil 11iclll erfi1fl to Ln11:;sI01Ien llllcl 

nlclll Hrtar31G Mcrtel'lalvllrlllste jJe(jll,lldet SIIl(1 

Bilanz mineralischer und Massenrohstoffe 
1990 

010 qoc;,lllltIJll FI',tllelI1II1Ul alls elel NatuIIJ(-;/llJllf-'ll 
1 Je!!1 li1. 1 :3 Mlc). t Zu elrc~,'"ll EI',tlla'l'lI(:I' d.IS 

der Ndlur lilIlerllillb Ostorrelcl1s kOlllmull Importe 
'-01 I 13 IvhJ. 1 '.sleIIP clazu AU) 3 1 [)lesH 
Ge?:< ;11Itlllp,lt CJ,C,I',I n cle' I PI'Oc!lIktIO"S- Uill I Verdl­
IWIIIlllqsberC:lch (Inclusllll? IIiKi C3eWHI'11H), Der 
Ol,t[lul ellesus Bel'S C'lS komllr-o 1111 Ral111lE'II eireSt"! 

LU dlosutIl Lwer:k soll elllC? cj~)lilllllulle Allalyse cler 
Icl! 1111' ~lfc'l 

(lel-'1111'<C,1~31'rlell ~lcrE:lcl' "BaL,EII'" 
Will! I,~ clnc qro!le AutwlllInq VOI Cj81llJI 11111en, 111 
:'Ielll-h:, r'J'd>'lkiI8 "sat7 fur elle N',l'zul 
rl,,-, ,!i Il ie': 'I" ,cl.r G.l'l/e ,Iell Halisl'3'tPll ,.111CI cL-, 
Inll cJ811 I EnclkOlbulTI 711~wrecllllct \NurriU. ,/'USC11l1 
Ille?' I 1111: dei! K: 1I1sumCJI, It8'-1' die '.'011 ','eil Hau',-
1"0111"1 ' kCrISLI11'lei'\ '::1:,,(1(;'1. el'UIIJt elas ('!ill-; M8Wj(? 
VOrl IUII(120 Mo. I, CIeIS E-mtspllclll ;),6 t.lVV,Zi oelol 

16 eies Clll~llllls dilS lrlClus:r li'; Ilild Gc' 
'NOIIJC LJel He:~1 (lleses Olltl11lh setzt 'iicil 711-
SClllilllCl1 al,s Materrilleillsal/ fur lilcillstrreil qe­
weIIJII('H3 'flCI '1',siJSSUll! IUI'8 Uff811t'lche 11111,lSt!':I",­

tur I,' O. Vel kellrselfllli'lltllllg811. oft Gel.ll111Cle ete.' 
SOWIO lu,- Lxpolte. AIreli 1111lSIr:IIIIICII des Outputs 
1IIlSC'If-'S (j8sellsr hattllcllCIl SV:-;IClllS i'l I'olm '!Oll 
AbLlllcll UIlCl EI11lsslolleil Sillc! eile lv1asc;(;nstrÖll1c" 
eilo 1 IUI (:1'1 elen RerSIC:l )3:llIeI1 VUUI'Sclcilt ':,ercl(;ll 
anl Ilc;ri8uteIKI,c;tell: Cil 15 M,u ' Bocl("11;lllsllUI) 
SOWllc 1;,-( 8 MICl. t SOllStlCjO Ballrestillassell illl,IlC­
laiISc:t',~ Allt,>li-) III Oill1Scllutt 1II'ci Stl i,hellaul­

Iyucll'. DacJeCjf:11 l1ehl11811 Slcll clie 1ll111Cri1IISehcll 
Alltr,rle 111 deli fr:stell Slt}(IILI11~JsaIJiallell Irli1USllilill 
UIlC: 11,1'..s'i'lullaI1l11,cile C;()v'JeI1 1Uili)fallc, 111 trum: 

8000(1CJ t r81n t iV CJeIll1!J ilUS, We?ltole C;lllpuell VIX 
Illlll()rallscllCIl Allfalie?ll ,IUS et8111 IllCLls1rlell-ljc­

','icll)lICller bUIC;ICI' hlell 11' elllCI 
von etvva 6 Mio. t 7ur DellClillPlll11C] an, 11IIVI 1 Mo. 
t '/illcl 1'llerlli1!b eier IIKJIlstl',e ,ILleu( Me'ta,lruCkCj\" 
'ij nmllllJ Ln:i z:;s Z,.iSCllli1gs:u!f IJol Cel Lf3111ellt­
ilcrc;te!lll'l(j wIeclerverwertet. Der Wlcclerverwer­
tune) ':i8I'oell :lrIltW:i f()!CjCldo Mcrtsrralsllo1r,e 7l,­
CJefllll!' ',IilU I Mo I SCill'o11 Uilci rv1c<Zlliabfallr; 
2,5 Mio. t 111111el':lllsel1e Bausloffo und 15D.DOO t 
Glas. Die Expoi':f? a~1 cil.lICltlscll'3!'" MD\(,h-,118r lire: 

(je11 111 cler Grofle? VOll CC1. ~ 2 M'o t Dei' IllPllgeil­
illa131~J jJedeutel1CIste Matcrlalstrorn gell I 111 FOlm 
ve'l ZU'.'lachs all GeIXllIclC'l, Vi;1 kpl'IS:llrl astr ,lkU,­
llllclla:lgleblgen I'roclll!.;WIl mit 1'-I.~lJeScl!llt ca. 11 
Mlo. t pro Jdlll' auf "Lagel " D,'IS l?lltSPIICI11 elnelTi 
LagPI'zu//C'lC'ls \',)Il rUIKI 15 t l::\V 
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Bilanz biotischer Feststoffe 1990 

Der gesamte biotische Stofffluß wird in Frisch­
masse (inkl. Wassergehalt) erfaßt. Für die Weiter­
führung der Arbeiten empfiehlt sich eine Umrech­
nung in Trockenmasse. Bis zur Ebene der ersten 
Verarbeitungsstufen kann zwischen den Stoffen 
aus Forst- , Pflanzen- und Tierproduktion unter­
schieden werden. 

Der gesamte biotische Stoffinput im Jahr 1990 
wird auf etwa 60 Mio. t geschätzt. (vgl. Abb. 
3.1.6.) Davon stammen rund 90 % aus inländi­
scher Primärentnahme (inländische Ernte) und 
rund 10% aus dem Ausland (Importe). Rund die 
Hälfte der inländischen Pflanzenproduktion (exkl. 
Forstproduktion) entfällt auf Futtermittel für die tie­
rische Produktion. Hinzu kommen noch Reststof­
fe aus den verschiedenen Verarbeitungsstufen bis 
zur Endnachfrage, die ebenfalls als Futtermittel 
verwendet werden sowie Futtermittelimporte. Der 
Output biotischer Stoffe aus dem sozioökonomi­
schen System gliedert sich in Exporte, für Dünge­
zwecke wieder- bzw. weiterverwertetes Material 
sowie Emissionen und Abfälle. 

Die Exporte organischen Materials betragen etwa 
10 Mio. t, wovon zumindest drei Viertel auf Expor­
te der Holz- und Papierwirtschaft entfallen. Emis­
sionen (Kohlendioxid, Methan, Ammoniak, sonsti­
ge) und Abfälle werden auf zumindest 27 Mio. t 
geschätzt. Ernterückstände, Wirtschaftsdünger 
und sonstige organische Reststoffe der Landwirt­
schafts- und Lebensmittelproduktion, die für Dün­
gezwecke weiterverwertet werden, sind in dieser 
Summe nicht enthalten. Ihre Menge wird auf etwa 
39 Mio. t geschätzt. 

-40 -
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1. Einleitung 

1.1. Notwendigkeit einer umfassenden Pla­
nung, Entwicklung und Gesamtkoordination 

Ressourcen bilden die materielle Grundlage 
menschlichen Handeins und Wirtschaftens. Die 
Art und Weise, wie Ressourcen genutzt werden, 
übt einen wesentlichen Einfluß auf die Qualität un­
serer Mitwelt aus. Aus diesem Grund muß jede 
langfristige Planung im Bereich der Umweltpolitik 
auch eine Planung des Umganges mit den zur 
Verfügung stehenden Ressourcen beinhalten. 

Gerade im Hinblick auf die langfristige Planungs­
komponente und die thematische Ausrichtung 
des Nationalen Umweltplanes, die den Übergang 
zu einer nachhaltigen Wirtschaftsform in Öster­
reich als Ziel punkt der Entwicklung definiert, muß 
der Begriff der Ressource entsprechend breit aus­
gelegt werden. Dies hat zwei wesentliche Gründe: 
Einerseits muß damit gerechnet werden, daß un­
ter den zu erwartenden geänderten Randbedin­
gungen wirtschaftlichen und politischen Han­
delns, wie sie die logische Folge langfristiger Um­
weltplanung darstellen, eine Verschiebung in der 
Ressourcenbasis zu Abdeckung der Bedürfnisse 
unserer Gesellschaft stattfindet. Andererseits ist 
jede Nutzung einer Ressource auch mit Einflüssen 
auf andere Ressourcen verbunden. 

Ausgangspunkt einer umfassenden Planung sind 
vier Prinzipien: 

Vorsorgeprinzip: 
Vorbeugen ist besser als Heilen. Das Vorsorge­
prinzip ermöglicht, Einwirkungen, die gefährlich, 
schädlich oder lästig werden können, frühzeitig zu 
begrenzen. 

Verursacherprinzip: 
Nach dem Verursacherprinzip hat der Verursacher 
die Kosten der Maßnahmen zur Verhinderung 
oder Begrenzung von Umweltbelastungen sowie 
zur Behebung von Umweltschäden selbst zu tra­
gen. 

Kooperationsprinzip: 
Mit dem Kooperationsprinzip wird eine Zusam­
menarbeit der betroffenen und interessierten Krei­
se bezweckt. 

Prinzip der ganzheitlichen Betrachtungsweise: 
Nach dem Prinzip der ganzheitlichen Betrach­
tungsweise sind die einzelnen Umwelteinwirkun­
gen nicht nur isoliert, sondern gesamthaft und in 
ihrem Zusammenwirken zu beurteilen. Das Prinzip 
kommt in seiner reinsten Ausprägung bei der 
Raumverträglichkeitsprüfung bzw. Umweltver­
träglichkeitsprüfung zum Tragen. 
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Insbesondere das letzte Prinzip der ganzheitlichen 
Betrachtungsweise ist ein neuer planerischer Zu­
gang, der wesentlich diesem Kapitel zugrunde 
liegt. Integrale Umwelt- und Raumplanung muß 
ein flächendeckendes, integrales Planungsinstru­
ment der Umweltkontrolle und Umweltüberwa­
chung sein. 

Ausgangspunkt für eine integrale Umweltplanung 
ist die räumliche Erfassung der Naturraumres­
sourcen. 

Dabei sind im wesentlichen zu unterscheiden 

• biotische Regenerationsressource 
• biotische Ertragsressource 
• klimatische Regenerationsressource 
• Rohstoffressource 
• Wasserressource 
• Erholungsressource 
• Naturschutzressource 

Aus dieser Darstellung wird klar, daß jede Planung 
übersektoral angesetzt sein muß. 

1.2. Ressourcenhaushalt und Ressourcen­
management 

Menschliches Leben und Wirtschaften ist ohne 
die Entnahme bzw. Nutzung von Naturressourcen 
nicht möglich. 

Naturressourcen(1) (Naturraumpotentiale) sind das 
Leistungsvermögen eines Naturraumes, hinsicht­
lich der Anforderungen, die sich unter dem Ge­
sichtspunkte der Erhaltung des Gleichgewichtes 
des gesamten Ökosystems aus den unterschied­
lichen Bedürfnissen und Nutzungszielen der Ge­
sellschaft ergeben. Sie umfassen weit mehr, als 
die der Natur entnommenen Produkte, wie Nah­
rungsmittel, Holz oder fossile Brennstoffe. We­
sentliche natürliche Ressourcen, die den mensch­
lichen Lebens- und Kulturraum bestimmen, sind 
Boden, Wasser, Luft, Flora und Fauna, Energieträ­
ger und der Mensch selbst. 

Die Naturressourcen können nach den Kategorien 
- Leistungsfähigkeit - Empfindlichkeit - Belastung 
und Gefährdung differenziert und bewertet wer­
den. 

Die natürlichen Ressourcen werden in erschöpf­
bare (z.B. Erze, fossile Energieträger, usw.) und re­
generierbare (erneuerbare) Ressourcen (z.B. 
Wald, Fischbestände, usw.) unterteilt. 

(1) EU-konform wird der Begriff .Naturraumpotential" durch den 
Begriff .Naturressource" ersetzt. 
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Die nichtregenerierbaren Ressourcen sind da­
durch charakterisiert, daß ihr von der Erde "bereit­
gestellter" Gesamtbestand in dem für menschli­
che Planung relevanten Zeitraum konstant ist. Ei­
ne in der Gegenwart abgebaute Einheit einer er­
schöpfbaren Ressource mindert den künftig ver­
fügbaren Bestand (Reserve) für die nachfolgenden 
Generationen. 

Aus rein physikalischen Gründen gehen die Men­
gen fossiler und mineralischer Rohstoffe in den 
Lagerstätten der Erde zurück. Da es weder mög­
lich ist, auf die Nutzung solcher Materialien heute 
zu verzichten , noch davon ausgegangen werden 
kann, daß die zukünftigen Generationen ohne sie 
auskommen werden, muß eine nachhaltige Inan­
spruchnahme nichtregenerierbarer Ressourcen 
eingeleitet werden. 

Um diesbezügliche Knappheiten zu vermeiden, 
muß bereits heute darauf hingearbeitet werden, 
daß der Bedarf an knappen Rohstoffen in Zukunft 
geringer ist als heute. Eine laufende Verminderung 
des Bedarfes kann deren Verfügbarkeit verlängern. 

Erneuerbare Ressourcen können sich dagegen im 
für die menschliche Planung relevanten Zeitraum 
regenerieren (Ressourcenbestanderneuerung) oder 
auch vermehren. Die Wachstumsrate des Bestan­
des (z.B. Biomasse) hängt von verschiedenen Ein­
flußfaktoren ab, insbesondere von der Größe des 
Anfangsbestandes. Der Zusammenhang zwischen 
gegenwärtiger Nutzung und zukünftiger Nutzun­
gungsmöglichkeit ist bei erneuerbaren Ressourcen 
komplexer als bei erschöpfbaren. 

Die Einsicht, daß die gegenwärtige Wirtschafts­
weise die Schonung der natürlichen Ressourcen 
und den Schutz der Umwelt nicht hinreichend ge­
währleistet, mündet in der Forderung nach einer 
Wirtschaftsweise, die eine "nachhaltige Entwick­
lung" (sustainable development) erlaubt. 

• Es kann auch zur Erschöpfung erneuerbarer 
Ressourcen kommen, z.B. durch Übernutzung 
und Verschlechterung der Regenerationsfähig­
keit (insbesondere als Folge der Umweltver­
schmutzung) z.B. bei der Biodiversität oder 
beim Genpotential. Die Abholzung von Regen­
wäldern und die Reduktion der biologischen Ar­
tenvielfalt sind Beispiele dafür. 

• Eine nachhaltige Wirtschaft muß geeignet sein, 
die natürlichen Ressourcen des Lebensraumes 
so zu regenerieren, daß auch eine Evolution der 
Natur gesichert ist. 

• Die nicht erneuerbaren Reserven (Ressourcen) 
lassen sich in dem Ausmaß erweitern, in dem 
es gelingt, die für die Zukunft erwartete tech­
nisch-ökonomische Ausbeutungsgrenze bis zu 
geringeren Konzentrationen zu verschieben. 

- 48-

Entscheidend für die Nachhaltigkeitsbewertung 
im Ressourcenhaushalt und besonders im Res­
sourcenmanagement sind die Raumdimension in 
Form der Umweltregionen. 

Umweltregionen sind Räume, die durch Homoge­
nität und funktionaler Interdependenz in der Inter­
aktion zwischen Natur und menschlicher Gesell­
schaft bzw. Wirtschaftsnutzung der Ressourcen 
gekennzeichnet sind. 

Folgende Gründe können für eine regionale Diffe­
renzierung der Umwelt genannt werden: 

• die Assimilationskapazität der Umwelt variiert 
von Region zu Region; 

• die Konsumenten einer jeden Region bewerten 
die Umwelt verschieden; 

• in einer Region mit größerer Bevölkerungsdich­
te kann ein gegebenes Volumen an umweltver­
schmutzenden Faktoren größere Schäden an 
Menschen und Wirtschaft verursachen; 

• in einer Region können infolge einer anders ge­
arteten Produktionsstruktur und technischen 
Ausstattungen mehr umweltverschmutzende 
Faktoren als in anderen auftreten. 

Die Naturressourcen sind im Rahmen des Res­
sourcenmanagements je nach Raumdimension 
(makro-mikroskalig) und Zeitdynamik (kurz-, lang­
fristig) zu erfassen und zu bewerten. 

Diese Grundlagenerfassung dient in weiterer Fol­
ge für Wirtschaftsregions- (Wirtschaftsdynamik) 
und Umweltregionalplanungen (Umweltbelastung, 
Umweltqualität). 

Generell sollten im Rahmen der Nachhaltigkeit die 
Ressourcen nach folgenden Kriterien bewertet 
und untersucht werden: 

• optimale und schonende Nutzung aller Res­
sourcen (z.B. Standorteignungsnutzung, Kas­
kadennutzung, VOlIstufennutzung); 

• Prioritätenbewertung der Nutzung um Interes­
sens- und Nutzungskonflikte zu vermeiden (z.B. 
Prioritätenplan); 

• Hierarchische Regionsbewertung der Ressour­
cen (Ressourcenhaushalt) und Umwelt (Bela­
stung und Gefährdung) mittels Stoffflüssen und 
integralen Umweltleitplänen. 
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2. Raumplanung und Umweltschutz 

2.1 . AufgabensteIlung und Grundsätze der 
Raumordnung 

Raumordnung und Umweltpolitik stellen eng mit­
einander verknüpfte Aufgabenfelder dar: 

• Die Umweltpolitik muß in weiten Bereichen die 
räumlichen Zusammenhänge miteinbeziehen , 
um an den Ursachen ansetzen zu können und 
über das bisher dominierende Reagieren auf 
Umweltbeeinträchtigungen zu einer aktiven Mit­
gestaltung der weiteren Entwicklung zu gelan­
gen. 

• Die Raumordnung und Regionalpolitik können 
ihren umfassenden Koordinationsauftrag nur 
dann befriedigend erfüllen, wenn sie den Erfor­
dernissen der Umwelt und Ökologie in ge­
bührender Weise Rechnung tragen, vor allem 
durch eine umweltverträgliche räumliche Vertei­
lung und Gestaltung von Funktionen und Nut­
zungen . Die Verwirklichung des umweltbezoge­
nen Vorsorgeprinzips ist eine Kernaufgabe der 
Raumordnung. 

Grundsätzlich ist das Verhältnis Raumplanung -
Umweltplanung durch folgende Punkte gekenn­
zeichnet: 

• Gegenstand der Raumplanung und des Umwelt­
schutzes ist der Lebensraum, beide sind dem 
Vorsorgeprinzip verpflichtet (siehe Abb. 3.2.1.) 

Abb. 3.2.1. Raumplanung und Umweltschutz 

• Ziel der Vorsorge im Umweltschutz ist die Si­
cherung günstiger Lebensvoraussetzungen für 
Menschen und Naturressourcen, wann immer 
möglich verbunden mit dem Anspruch, durch 
vorsorgende Umweltkontrolle Belastungen und 
Gefährdungen des Lebensraumes zu vermei­
den. 

• Ziel der Vorsorge in der Raumplanung ist ein 
.,funktionierender", organisierter Lebensraum 
für die menschlichen Aktivitäten bei gleichzeitig 
haushälterischem Umgang mit den natürlichen 
Ressourcen sowie verbunden mit dem Schutz 
der Lebensvoraussetzungen . 

Raumplanung ist zukunfts- und raumorientiert. Ihr 
Gegenstand sind räumliche Entwicklungsprozes­
se, raumwirksame Maßnahmen. Ihr kommt dabei 
eine besondere Verantwortung für den umweltori­
entierten Strukturwandel zu. 

• Der vorsorgliche Umweltschutz fällt nicht allein 
in den Verantwortungsbereich des Umwelt­
schutzes bzw. der Raumplanung als Raumnut­
zungsplanung, sondern er ist mitzutragen von 
allen öffentlichen Aufgaben, die raumwirksame 
Maßnahmen nach sich ziehen. Eine besondere 
Verantwortung kommt deshalb der Raumord­
nung im umfassenden Sinn zu: Raumordnung 
nicht als Sektoralpolitik der Raumnutzungspla­
nung, sondern als querschnittorientierte Koordi­
nationsaufgabe, die darauf abzielt, raumwirksa­
me Maßnahmen zu koordinieren und über län­
gere Zeit zu steuern. 

RAUMPLANUNG U D UMWELTSCHUTZ 

RAUMWIRKSAME PLANUNG 

Landes- u. RegionaJes Raumordnungs- Kommunaler und Regionaler Umweltplan 
programm. l=Ilch.nwldmunoaplan t---------, Stoffllußbllanzen 

Bebauungaplan Umweltgeflhrdungs- und RIsIkoplan 
6rt1k:hes Entwicklung_konzept UmweftvertrtglichkelfsprOfung 

c: 
CD 
:: 

CD CD 

~"2 
I! .. -;; ... - "" c: c: 
eil! .... ... 
ci! 

CI> =-

·49· 

Interdisziplinäre Umweltplanung 

UrnwtItmonltoringsysterne 
Umweltme8netze 

Dauerbeobachtungsfllchen 
-1 

Sektorale Umweltkataster 
Integrale 

Naturraumressourcen 

c: 
CD 
c: 
o 
'e;, 
~ 
cu • E 

:::;) 

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 49 von 324

www.parlament.gv.at



• Zwischen Raumplanung und Umweltschutz ist 
deshalb ein hoher Koordinationsbedarf gege­
ben, um einerseits die österreichische Raum­
planung als "ökologisch orientierte Raumpla­
nung" weiterzuentwickeln und andererseits den 
Raum- und Zeitbezug sowie die fachbereich­
übergreifende, integrierte Sichtweise bei Maß­
nahmen des Umweltschutzes zu vertiefen. 

• Die aufgeteilte Planungsträgerschaft, die plurali­
stische Kompetenz- und Aufgabenverteilung, 
die derzeitige ökologische Situation bzw. Hand­
lungsweise der Raumordnung macht durch­
gängige Ziele des Umweltschutzes und der 
Raumordnung auf allen Planungsebenen sowie 
im Zusammenhang mit besonders wichtigen 
Fachplanungen notwendig. Die Ziele - meist als 
unbestimmte Rechtsbegriffe formuliert - fordern 
eine Konkretisierung, z.B. mittels Indikatoren, 
integrierter neuer Prüfungsverfahren (Rau mord­
nungsverfahren, Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP), Raumverträglichkeitsprüfung (RVP), 
durchgängiger Planungsprinzipien (z.B. Um­
weltleitplanung, Landschaftsplanung) oder 
auch nur durch Wahrnehmen bestehender, ge­
setzlicher und fachlicher Gesichtspunkte. 

2.2. AufgabensteIlung und Grundsätze der 
Umweltplanung 

Umweltplanung ist ein integrales Planungsinstru­
ment der Umweltkontrolle und Umweltüberwa­
chung. 

Umweltplanung ist Vorsorgeplanung und Kontrol­
le (Monitoring) der gesamten Umwelt eines 
Raumes (Standort, Region, Globalraum), seines 
Status quo und seiner natürlichen und anthropo­
genen Veränderungen durch die Wirtschaftstätig­
keit des Menschen; zum Schutze und Erhalt der 
natürlichen Ressourcen und der nachhaltigen 
Nutzung des ökonomischen Potentials eines 
Raumes bzw. einer Region . 

2.3. Nachhaltigkeitsprinzip für den Fachbe­
reich "Raumnutzungsplanung" 

Der Begriff Nachhaltigkeit in der Raumplanung als 
Raumnutzungsplanung beinhaltet auch die Ziel­
setzung des flächensparenden und bodenscho­
nenden Umgangs in der Planung unter besonde­
rer Berücksichtigung der Vermeidung von 
Flächennutzungskonflikten in der Gegenwart und 
Zukunft. 

Unter den genannten Rahmenbedingungen kann 
als grundlegendes Ziel der Raumordnung unter 
Verwendung der Definition von Nachhaltigkeit for­
muliert werden: Nachhaltige Raumordnung führt 
jene räumliche Struktur herbei, die die Bedürfnis-
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se der gegenwärtigen Generation befriedigt, ohne 
die Entwicklungschancen der zukünftigen Gene­
ration zu schmälern. 

Nachhaltigkeit und Ökologie sind ein grundlegen­
des Prinzip für eine integrierte, umfassende und 
koordinierte Raumordnung, für alle Planungs­
bzw. Entscheidungsebenen in der integrierten 
Umweltplanung und umfassendes Ressourcen­
management. 

2.4. Problemstellung und Defizite in der räum­
lichen Planung 

Die Zuständigkeit und Trägerschaft im Bereich der 
Raumordnung ist dadurch gekennzeichnet, daß 
die wichtigsten Raumordnungsbefugnisse umfas­
sender Art bei den Ländern sind, wichtige 
Raumordnungsbefugnisse partikulärer Art (einzel­
ne Fachplanungen) kompetenzmäßig dem Bund 
zugeordnet sind . Die Raumordnung der Gemein­
de (örtliche Raumordnung) fällt in deren eigenen 
Wirkungsbereich, wobei die Landesregierung als 
Aufsichtsbehörde tätig ist. Örtliche Entwicklungs­
programme (teilweise), Flächenwidmungspläne 
und Bebauungspläne werden demnach erst nach 
Zustimmung der Landesregierung als Verordnung 
rechtswirksam. Die gesamtstaatliche Ebene wird 
derzeit durch das Österreichische Raumord­
nungskonzept als umfassender Empfehlungsrah­
men der Österreichischen Raumordnungskonfe­
renz abgedeckt. 

Träger der Raumordnung sind daher die Gebiets­
körperschaften: Gemeinde, Land und Bund. 

Die Vorsorge für die Gestaltung des Lebensrau­
mes der Menschen muß auf verschiedenen Stu­
fen erfolgen, wobei deren sinnvolles Zusammen­
wirken eine Voraussetzung des Erfolges ist. 

Die Ebenen der Raumordnung sind: 

- Gemeinde 
- Region (Tei lregion) 
- Bundesland 
- Bundesstaat 
- internationale Raumordnung 

Technische, ökonomische und gesellschaftliche 
Gesichtspunkte werden gegenüber ökologischen 
Aspekten bei der Raumordnung und Umweltge­
staltung vielfach nach wie vor bevorzugt. Die in 
vielen Zielen und Programmen erwähnte gleich­
wertige oder grundlegende Berücksichtigung von 
ökologischen und umweltschutzrelevanten Aspek­
ten im umfassenden Sinne gegenüber den ande­
ren Nutzungsansprüchen ist - global betrachtet -
auch heute noch vielfach nicht über Grundsatzfor­
mulierungen hinausgekommen (vgl. z.B. Bauland­
bzw. Zersiedelungsproblematik) . 
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Deutllcll siUllbar und atJsehbar Ist dabei. daß ein 
Großteil eier Irl unserem Letjensraum festzustellen­
den Umweltprobleme auf Planungsversäumnissen 
unel Planungsfehlem bel-uht. die in den Jahren und 
Jahl'zellilterl vorher verursacht worderl sind. unel 
(laß diese Sclwvierrgkelterl an Zahl und Intensltat 
noch zunehmen werelen. solange Raumordnung 
und Raumplanung Im HlnlJllck auf Umweltschutz 
und Okoiogle nicht jenen Stellenwert bekommen. 
eier 11",en zusteht. Diese Versäunlillsse der Pla­
mmg kOllrlen durch den späteren Einsatz tecllnl 
scller und rechtlicher Mittel häufig gar nicht mehr 
oeJer r'UI mit unverhaltnisrnaßig hohen Kosten urld 
Schwler ICJke llen saniert werden. 

2.5. Leitlinien und Ziele für die Raumordnung 
und Umweltplanung 

2.5.1. Ökologische Orientierung von Raumpla­
nung und Raumordnung 

Grundsätze 

Als Grundsatz fLir eine okologlsch orientierte 
Raumplanung Ist die Sicherung und EntWicklung 
der Leistungen des Naturhaushaltes anzuspre­
chen. Die Umsetzung dieser grundlegenden Ziele 
erfolgt durch die Irlstrul1lente der Raumplanung. 
Wobei sich dieser Beitrag nicht alleine in einem 
sehr Wlclltlgen Elemellt der okologischen Planung 
- dem Natur- und Landscrlaftsschutz - erschöp­
ferl darf. In Österreich Ist fLir elle meisten Natur­
raumressourcen bereits eine Zuordnung oder Zu­
standlgkelt gegeben. Obwohl also Naturraumres­
smncen bestimmten .. Fachplammgen .. zugeord­
net Sind. ISt es dennoch notwenclig. sie Im Rah­
men der ökologischen Onentlerung der Raumpla­
rlung gesondert und systematisch zu erfassen. 

Ziele 

Damit v/lrd deutlich. daß die Identifizierung der 
Naturraumressourcen als Entsclleldungsgrundla­
ge fur raumrelevante Maßnahmen ein eigenes 
RaumplanungszIel darstellt. Da Vielfach ökologi­
sche Gesichtspunkte nur als Vorbereitung flir Ver­
tragllchkeltsprüfungen. EInzeiprOjekte und SOllStl­
ge ausgewählte Vorhaben gesehen werden. ISt es 
notwencJlg. dieses PlanungszIel gesondert Im 
Rahmen der als stetige Aufgabe definierten 
Raumforschung als systematlsclle und institutiO­
nalisierte Arbeit hervorzuheben. Eine ökologische 
Ausrichtung der Raumplanung bedeutet innerhalb 
dieses Rahmens: 

• die Funktion und Nutzungen des Raumes an 
den Ik1tllrllchen Eignungsressourcen auszurich­
ten uncJ 

• die notwendige Mehrfachnutzung des Raumes 
so zu ordnen. daß die Leistungen des Natur-

. 51 . 

!',aus!laltes nlc!lt odel 1l10gliChst VJE::lllg leclUZlel1 
werdel'. 

Das heißt. Belastungen von Ökosystemen. die LU 
Beelntr~}(;I,tlgullgen von Raumnutzungen fullren 
können. slllCl so gerll 1lJ wie 1ll0gliCh ZIJ 11altel1 

Aus diesen generelleil Zielen werdeli ellel okoloCJI­
scrle GrulldprrllLlplel1 der Raun-,o'-dI 1ullg abgelei­
tet: 

1. ErmittllJng. Sicherung und Pflege der in Ökosy 
stemell verfClgrJaren natLirllchen (seibstzlilcil­
genl ReDeILIllDs- uml TragerlelstullgHIl: 

2. Errnlttlung, Slcllerullg, Pflege uml gegebem;il­
falls NellscllaffunCj VOll ElelllentHIl rler L,lI1c1-
schaft. eJle Tragei. Illforillations- 1111(1 RegdlCI 
stungen erbrrllgen konnen: 

3. DifferenZierte Bodennutzung, das lleißt Allurcl 
nung der NLltzLlnrJssystellle Im Hauill uiller 
Verzlcllt auf vollstalldlge ElltllllschLlIlCj 11m] 

großfläclllge Elnlleltllcllkel1. 

2.5.2. Umweltplanung und Umweltregionen 

AlJsgangspLmkt für eine Integrale Ulllweltplallullg 
ist die r~iurnlrclle E:rfassung der Naturraullires 
sourcen (vgl. Kap. Ressourcenr,ausllalt uncl Illil 
nagemen1i. 

Im Prinzip gellören aucll andere - wie ßebauulKjs 
und Entsorgungsressourcen - dazu. elocll wille" 
ellese eller uillgekellrt als NegatlvplalluncJ. 11C111111c11 
als Nicht -FICjllungsstanclort auszuweiseIl. In elel­
Integralen Uillweltplallung ist die Raul1ldlmenslon 
Je nacll UntersuciluI1Cjsziei bzw. Maf311cllllllellkiltil­
log vel'scl'llecien zu dlillenslonleren. Sie relcllt IJOll 
einem Betrrebsstandor1 Llber elllC IllclustrrelelJlol1 
biS zu globalen lillllllsslollsräumcll. 

Mit Hilfe der UmweltlllonltorrnCjsystellle unel deieil 
EInbindung In Umweltillodelle Ist es (Jer UlTlwelt­
planung möglich, eille effiziente, flacllendeckemJe 
Umweltkontrolle und Urnweltüberwacllurlg cJurch­
führen. bLW. Maßnalllllen flir eine vorsorgemJe 
Planung ergreifen zu können. LetztencJllcil ISt die 
Integrale UlllweltleitplallLlllg für Stalldor1e IJlld He­
gionell sowie den Umweltllloilitonngnelzen als 
grundlegendes Instrument nicht Ilur fUI OkotJllan­
zen, Umweitcontrolllll{]. okologlsclle Hlslkobewer 
tung und technische RislkoabschatzLlllg auf Stilll­
dortebene, sondem auch fur RVP, UVP, UVE (Um­
weltverträglichkeitserkl~irullg) uneJ Vollzug des 
Umweltinforillationsgesetzes des UVP-Gesetzes 
auf lokaler Lind regionaler Ebene IlotwelldlCj 

2.6. Maßnahmen matrix Raumplanung und 
U mweltsch utz 
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2.6.1. Maßnahmen matrix Raumplanung und Umweltschutz 

Ir =1F-
-

[ Maßnahme! I ZuatAndlgke/t Problembenlich Ur8ache 
. Ma8nahmenzIeI 

Fehlende flächen- fehlende Finanz- und inhomogene sektorale r. n flächendeckende Res- Integrale Planung für NUTS Bund. Länder 
deckende Pla- Personalressourcen Planungen für einzelne sourcenerhebung (z.B. (Anm.: NUTS = .Nomenclature 
nungsgrundlagen bei Länder- und Bun- Gebiete Bodenstandorteignungs- des unites territoriales stati-
hinsichtlich Natur- desdienststellen und karten. Vegetationstypen) stiques· . d.i. eine Systematik 
raumressourcen unterschiedlicher im Maßstab 1 :200.000 der Gebietseinheiten für die 
(z.B. Bodenstand- Stand der Raumord- nach einheitlichen Statistik der EU-Staaten) (t) 
orteignung. Klima- nungskataster Kriterien 
eignung) 

Fehlende koordi- verschiedene Ab- inhomogene Planungsun- r. n Harmonisierung der Ab- Akkordierung der Bundeslän- Bund. Länder 
nierte Regionalpla- grenzungskri1erien in terlagen für interregionale grenzungskriterien bzw. der untereinander bei der Er-
nungen bzw. Re- den einzelnen Bun- Konzepte und EU-Regio- Mitgliedschaften stellung eines digitalen Raum-
gionsabgrenzun- desländern bzw. in- nen und Umwe~atlas 
gen für Raum- und ternationale Mitglied-
Umweltplanung schaften z.B. ARGE 
(z.B. NUTS-Einhei- Alpen-Adria 
ten. Arge Alpen-
Adria) 

Fehlende interna- sektorale traditionelle bisher nur sektorale r. n Harmonisierung der Pla- Handbücher und Datenbanken Bund. Länder 
tionale und natio- Planungskonzepte Planungserfahrung nungsgrundlagen und für eine integrale Planung 
nale Abstimmung (z.B. Verkehrsplanung) Unterlagen kriterien 
bei Planungs-
grundlagen und ih-
re Erfordernisse für 
RVP. UVP. RVE 
und Umweltinfor-
mationsgesetz 

Dringende Koordi- Raumplanung und r. n 
nation der Grund- Raumordnung ist 
lagen für Raum- Länderkompetenz. 
ordnung. Land- unterschiedliche 
schafts- und Um- Struktur der Raum· 
we~planung ordnungskataster 

I. r. n. i .. ... .. Iokal . regional. national. international DringlichkeitlZeithonzont: sd. d ........ sehr dringlich. dringlich: k. m. I ......... kurz- (0-5 J). mittel (5· t O J). langfristig (> 10 J) 

(1) - Ebene NUTS I: Österreich: 3 Ebenen: Ost- (Burgenland. Niederösterreich. Wien). Süd- (Kärnten. Steiermark) und Westösterreich (Oberösterreich. Salzburg. Tirol. Vorarlberg) . 
• Ebene NUTS 11: Grundverwaltungsemheiten: die 9 Bundesländer 

Dring- zeit- Kontrolle I' \Iamatzu1g 
Ilchke/t hoItzDnt 

m m BMLF. Kap. 3.4.4. 
BMU. 
ÖROK 
(österr. 
Raurnord-
nungskon-
ferenz). 
Länder 

m m Bund. Kap. 3.4.1. 
Länder 

Kap. 3.4.4. 

m m Bund. Kap. 3.4.1. 
Länder 

Kap. 3.4.4. 

Bund. Kap. 3.4.1. 
Länder. 
ÖROK Kap. 3.4.4. 

- Ebene NUTS 111: Unterteilung der Grundverwaltungseinheiten: 35 Einheiten: davon bestehen 26 aus einem oder mehreren Politischen Bezirken. 8 Sind zusätzlrch auch mittels Genchtsbezlrken abgegrenzt. Wien bleibt ungeteilt. 
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~l~ 11__ J~l~ JF=~MF Kontrolle li'larnelzmg 

--_. __ .. - ---- -
Land- und Forst- fehlende interregiona- lokale und regionale I. r Bund. Länder m m BMLF 
wirtschaft le Planungskonzepte Betriebsentwicklung und 

und Förderungsmaß- -förderung ohne regionale 
nahmen hinsichtlich Bezugsvergleiche auf 
der Land- und Forst- Tragfähigkeit und 
wirtschaft in bezug Flächennutzungseignung 
auf Tragfähigkeit und 
Förderungswürdigkeit 

Siedlung und Siedlungsdruck im Bodenpreise bestimmen I. r geordnete Bodenpolitik Verbesserte Erstellung und Länder. k 
Kulturlandschaft Alpenraum und die Bodenpolitik. Nachhin- und Flächennutzungseig- Überprüfung der Flächenwid- Gemeinden 

großflächige Zersie- kende Infrastrukturer- nung. Nationales For- mungspläne und örtliche 
delung in Ballungs- schließung und hohe Ver- schungsprogramm Raumordnungsprogramme der 
räumen schuldung der Gemeinden .Siedlung" ÖROK Gemeinden und Regionalkon-

zepte 

unkontrollierte Zer- Ausräumung und r. n Erhebung der noch vor- ftächendeckende Satelliten- Bund. Länder. k m Bund. 

~ :1 störung alter Kultur- großflächige Monotonisie- handenen Kulturtand- und Luftbildauswertung der Gemeinden. Länder 
landschaften und rung der Landschaft schaftstypen .Land cover" Österreichs nach ÖROK 
KulturlandschaftseIe- internationalen Kriterien 
mente 

Fehlende integrale. lokale und standort- z. T. Übernutzung und I. r Standardisierte Planungs- Erstellung regionaler und Gemeinden. k m Kap. 3.4.1 . 
regionale und in- gebundene Planun- Überbelastung der grundlagen und einheitli- interregionaler Planungskon- Länder 
terregionale Ver- gen Standortressourcen che kompatible Planungs- zepte. Abfassung von Hand- Kap. 3.4.4. 
und Entsorgungs- konzepte für umweltpoliti- büchern für Orts- und Regio-
planung bzw. Kon- sehe Maßnahmen und nalplanungen 
zepte lY'Iasser. Ab- Förderungsprogramme 
wasser. Abfall. 
Energie. usw.) 

Raumordnung und Überprüfung und Überbewertung der höhe- Standardisierte Planungs- Erstellung regionaler und inter- Bund. Länder m m 
Verkehr Neukonzeption der ren hierarchischen Syste- grundlagen und einheitli- regionaler Planungskonzepte. 

hierarchischen Ver- me gegenüber der niedri- che kompatible Planungs- Abfassung von Handbüchern 
kehrsnetze und Ver- gen Systemen unter Ein- konzepte für umweltpoliti- für Orts- und Regionalplanun-
kehrssysteme im re- beziehung umweitpoliti- sche Maßnahmen und gen 
gionalen und nationa- scher Maßnahmen Förderungsprogramme 
len Raumbezug 

I. r. n. i.. ...... lokal. regional. national. international DringlichkeitlZeithorizont: sd. d ........ sehr dringlich. dringlich; k. m. I ... .... . kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 
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Problembereich 11 Ursache 11 Wirkung Raumbezug/ Lösungsansatz Maßnahme/ Zuständigkeit Dring- Zeit- Kontrolle ~ 
Ausmaß Maßnahmenziel lichkeit horIzont 

Raumordnung lokale und regionale Übemutzung der Natur- I, r Standardisierte Planungs- Erstellung regionaler und inter- Bund, Länder, m m Kap. 3.4.5. 
und Tourismus Überbelastung durch ressourcen, max. Aus- grundlagen und einheit li- regionaler Planungskonzepte Gemeinden 

den Massentouris- bauförderung der Infra- ehe, kompatible Pla-
mus in der Saison struktur, Sozioökonomi- nungskonzepte für um-

sehe Belastung der einhei- weltpolitische Maßnah-
mischen Bevölkerung men und Förderungspro-

gramme 

Kulturgut Kompetenzmäßige Schwerpunktmäßiger I, r, n Erhebung der land- Harmonisierung der Länderge- k k Bund, 
Aufsplitterung der Schutz für Bundesdenk- schaftsbedingten Erho- setzgebung und fachliche Ab- Länder, 

~ - Identifikation, Pflege mäler, Verlust der beschei- lungseignung, Erhebung sprache mit den Bundes- Gemein-
und Schutz zwi- denen Kulturgüter bzw. des Kulturgutes Öster- dienststellen den 
sehen, Bund, Län- der schützenswerten Orts- reich nach harmonisieren-
dern und Gemeinden und Stadtteile außerhalb den Methoden 

der Bundeskompetenzen 

Unkoordinierte verschiedenrangige Der einheitlichen traditio- n Hierarchisch koordinierte, Erstellung eines nationalen Bund, Länder k k 
Ausbildungsvielfalt Institutionen führen nellen Raumplanungsaus- integrale Raum- und Um- modernen, integralen Ausbil-
in Raumordnung Umweltschutzausbil- bildung an der Universität weitschutzausbildung dungskonzeptes für Raumpla-
und Umweltschutz dung durch steht eine Vielzahl drin- nung und Umweltschutz, 

gend notwendiger Um- Handbücher für Orts- und 
weltberufe (z.B. Abfallent- Regionalplanung 
sorger) mit verschiedenen 
Ausbildungsqualitäten ge-
genüber. 

I, r, n, i .. . .... lokal, regional, national, international DringlichkeitlZeithorizont: sd, d ........ sehr dringlich, dringlich; k, m, I ...... .. . kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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3. Ressourcenhaushalt und -management von 
mineralischen Rohstoffen und Massen­
Rohstoffen 

3.1. Mineralische Rohstoffe 

3.1.1. Einleitung 

Mineralische Rohstoffe sind die Grundsubstanz 
für die Herstellung von metallischen und nichtme­
tallischen Werkstoffen und von Fertigprodukten 
verschiedenster Art, wie von feuerfesten Massen, 
Baustoffen, Füllstoffen , Chemikalien usw. Manche 
Rohstoffe werden nur in geringer Menge für die 
Veredelung weit größerer Mengen anderer Roh­
stoffe benötigt. Die Bedeutung einzelner Rohstof­
fe ist umso größer, je mehr nachgeordnete Verar­
beitungsstadien von ihrem ausreichenden und 
preisgünstigen Vorhandensein betroffen werden. 

Grundsätzlich sind die Vorkommen mineralischer 
Rohstoffe von Natur aus begrenzt und nicht rege­
nerierbar, sowie hinsichtlich ihrer Verbreitung und 
Qualität unregelmäßig verteilt und in ihrer Gewin­
nung standortgebunden. Das Ziel aller rohstoff­
produzierenden Betriebe muß die Erzielung einer 
möglichst hohen Verarbeitungsstufe sein. 

3.1.2. Bestand und Entwicklung 

Im Jahr 1992 produzierten in Österreich 370 
Bergbaubetriebe (1991: 298 Bergbaubetriebe) 
sowie 4 Erdöl- und Erdgasunternehmungen. Von 
den Bergbauen wurden 6% als Grubenbaue und 
90% als Tagbaue geführt. Bei den übrigen Betrie­
ben wurde sowohl grubenmäßig als auch tag ­
baumäßig abgebaut. 

Der Stand der Belegschaft (im Bergbau ein­
schließlich der unter berg behördlicher Aufsicht 
stehenden Hüttenbetriebe) stieg gegenüber dem 
Vorjahr um rd . 10% auf 11 .703 Beschäftigte an. 
Die Expansion sowohl bei den bergbauproduzie­
renden Betrieben als auch bei den Beschäftigten 
ist darauf zurückzuführen, daß aufgrund der Berg­
gesetznovelle 1990 eine große Anzahl von Betrie­
ben neu unter bergbehördliche Aufsicht gestel lt 
wurde. In bergbehördliche Aufsicht wurden jene 
Betriebe neu übernommen, bei denen basaltische 
Gesteine (soweit sie sich zur Herstellung von Ge­
steinswolle oder zur Herstellung von Feuerfest­
produkten eignen), Kalkstein (soweit er zur Her­
stellung von Zement, Branntkalk, oder metallurgi­
schen Kalken geeignet ist) , Mergel (soweit er zur 
Herstellung von Zementen geeignet ist), Tone (so­
weit sie auch zur Herstellung von Ziegelprodukten 
oder Zement geeignet sind), Quarzrohstoffe (so­
weit sie zur Herstellung von Zement geeignet sind) 
gewonnen wird . 

- 55 -

3.1 .3. Probleme 

Bei al len Betrachtungen über die Möglichkeiten ei­
ner Versorgung der österreichischen Wirtschaft 
mit mineralischen Roh- und Grundstoffen ist 
grundsätzlich davon auszugehen, daß derzeit der 
Bedarf lediglich zu einem Teil aus inländischen 
Quellen gedeckt werden kann . Der Eigenversor­
gungsanteil von rund einem Drittel des Bedarfs ist 
für europäisChe Verhältnisse als günstig anzuse­
hen. Die erforderlichen Importe an Roh- und 
Grundstoffen im mineralischen und biogenen Be­
reich - einschließlich der Energie - belasten er­
heblich die Zahlungsbilanz Österreichs. 

Für Importe an mineralischen Roh- und Grund­
stoffen mußten im Jahr 1991 36,2 Mrd. S, für mi­
neralische Energierohstoffe weitere 33,5 Mrd. S 
aufgewendet werden. Diesen Importen stehen 
Exporte in der Höhe von 38,3 Mrd. S für minerali­
sche Roh- und Grundstoffe und 1,4 Mrd. S für mi­
neralische Energierohstoffe gegenüber. 

Die Tatsache, daß es in Österreich eine ganze Rei­
he potentieller, noch immer nicht genügend unter­
suchter Lagerstätten gibt, legt es nahe, hier ent­
sprechend vermehrte Aktivitäten zu setzen. Bei al­
len diesen Bemühungen steht Österreich in einem 
Wettlauf mit der Zeit. Gelingt es nicht, in den 
nächsten Jahren Lagerstätten aufzufinden und 
Klarheit über die Abbauwürdigkeit der Vorkom­
men zu erhalten, wird es nicht ausbleiben, daß zu­
folge der fortschreitenden Verbauung und Zersie­
delung des Bundesgebietes eine Vielzahl von Vor­
kommen nicht mehr genutzt werden kann. 

3.1.4. Ziele und Maßnahmen 

Die Absicherung der Produktion soll in erster Linie 
aus heimischen Rohstoffquellen erfolgen, da die­
se, was die Zugriffsmöglichkeit anbelangt, die si­
chersten sind . 

Eine Sicherung der inländischen Aufbringung an 
Roh- und Grundstoffen kann durch folgende Maß­
nahmen erfolgen: 

• möglichst vollständige Erfassung der heimi­
schen Ressourcen; 

• Intensivierung der Aufsuchung, Erschließung 
und Nutzung heimischer Lagerstätten unter Be­
dachtnahme auf langfristige Gesichtspunkte 
der Rohstoffversorgung; 

• Abgrenzung von Hoffnungsgebieten, um sie vor 
Zersiedelung und Verbauung zu schützen; 

• Optimierung der inländischen Produktion an 
Rohstoffen unter Bedachtnahme der Möglich­
keit einer längerfristigen Bedarfsdeckung aus 
inländischen Lagerstätten; 
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• Ersatz importierter Roh- und Grundstoffe durch 
andere aus der inländischen Produktion stam­
mende Roh- und Grundstoffe; 

• Nutzung von Nebenbestandteilen einzelner 
Rohstoffe sowie die Verwertung von Nebenpro­
dukten bei der Weiterverarbeitung. 

3.1.5. Maßnahmenmatrix 
Mineralische Rohstoffe (Siehe nächste Seite) 

3.2. Massenrohstoffe 

3.2.1. Einleitung 

Unter Massenrohstoffen werden mineralische 
Rohstoffe verstanden, die von Natur aus reichlich 
und meist oberflächennah vorkommen, gegen­
über vielen anderen Rohstoffen geringwertiger 
sind, und zu einem Großteil für das Bauwesen 
(Hoch-, Straßen, Bahn- und Wasserbau) in 
großen Mengen gebraucht werden. Ihre Nutzung 
bringt aufgrund ihrer großen Flächeninan­
spruchnahme für die Massenproduktion viele Pro­
bleme. Es handelt sich im wesentlichen um Kies­
sande, Brecherprodukte aus Natursteinen, Bruch­
steine sowie Kalk-, Zement- und Ziegelrohstoffe. 

3.2.2. Probleme 

Die besonderen Probleme der Massenrohstoffe 
und ihrer Nutzung liegen: 

• in der Bedeutung der Bauwirtschaft für die wirt­
schaftliche Entwicklung und die gesellschaftli­
chen Bedürfnisse; 

• in der Forderung ständiger und kostengünstiger 
Verfügbarkeit; 

• in der Konzentration ihres Bedarfs in den Bal­
lungszentren; 

• in der großen Flächeninanspruchnahme häufig 
in Konkurrenz zu anderen Nutzungen (Grund­
wasser, Siedlungsraum, Naturschutz, Verkehrs­
wege und Leitungen, Land- und Forstwirt­
schaft, Erholungsraum); 

• in häufig nicht sparsamer Nutzung der Lager­
stätten durch Raubbau und nicht qualitätsadä­
quater Verwendung aufgrund der oben genann­
ten wirtschaftlichen Zwänge; 

• in der maßgeblichen Beeinflussung des Natur­
haushaltes, des Landschaftsbildes und der Le­
bensqualität der Anrainer. 

• Die Verfügbarkeit von Massenrohstoffen wurde 

- 56-

in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung die längste 
Zeit vernachlässigt. Die intensive Erforschung 
ihrer Vorkommen und Lagerstätten unter wirt­
schaftlichen Aspekten und Berücksichtigung 
regionaler und ökologischer Auswirkungen wird 
erst in jüngster Zeit betrieben; 

• die mitunter quer durch diese Rohstoffe gehen­
de unterschiedliche Kompetenzlage bei den 
Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden. 

• Der tatsächliche Verbrauch von Massenrohstof­
fen, regionalisiert, landes- und bundesweit, ist 
zur Zeit nicht befriedigend erfaßbar. 

Wie alle anderen mineralischen Rohstoffe sind 
auch die Vorkommen von Massenrohstoffen von 
Natur aus begrenzt und nicht regenerierbar, hin­
sichtlich Verbreitung und Qualität unregelmäßig 
verteilt und in ihrer Gewinnung standortgebunden. 
Im Gegensatz zu den anderen mineralischen Roh­
stoffen ist jedoch eine Verknappung der Massen­
rohstoffe viel eher durch die Einschränkung der 
Zugriffsmöglichkeiten als durch die Erschöpfung 
der natürlichen Vorräte zu erwarten. Ist ein Mas­
senrohstoffvorkommen einmal direkt oder im Um­
kreis verbaut, so ist eine spätere Rohstoffnutzung 
aufgrund des geringeren Wertes und der durch 
die Gewinnung im Tagbau verursachten Emissio­
nen unmöglich gemacht. 

Bekennt man sich neben der Schaffung von Rah­
menbedingungen für die betriebliche Eigenvorsor­
ge zu einer öffentlichen Verantwortung zur Auf­
rechterhaltung der Versorgungsmöglichkeit mit 
Baurohstoffen für künftige Generationen durch 
planerische Rohstoffsicherung , so sind für einen 
"billigen" Rohstoff umfangreiche Maßnahmen mit 
großem Forschungsaufwand und erheblichen 
Auswirkungen auf die Raumordnung sowie öffent­
lichen und privaten Interessen notwendig, um ei­
ne möglichst konfliktfreie, raumverträgliche, um­
weltschonende und langfristige Versorgungssi­
cherung zu gewährleisten. 

So gut in groben Zügen das Wissen um die Ver­
breitung der Massenrohstoffvorkommen in Öster­
reich ist, so regional und bundesländerweise un­
terschiedlich und je nach Bearbeiter inhomogen 
ist der Wissensstand zur geologisch-Iagerstätten­
kund lichen Abgrenzung von konkret nutzbaren 
Vorkommen im Detail, sowohl nach Qualität und 
Quantität als auch unter Berücksichtigung von 
raum- und umweltrelevanten, insbesondere hy­
drogeologischer Auswirkungen der Gewinnung 
und Rekultivierung. Erst aufgrund dieses Wissens 
ist es aber möglich, Bewertungen durchzuführen 
und unter verschiedenen Vorkommen die am ehe­
sten konfliktfrei gewinnbaren Lagerstätten für die 
langfristige Rohstoffsicherung auszuwählen und 
auch auf konkrete Mangel- und Konfliktsituatio­
nen zu reagieren. 
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3.1.5. Maßnahmenmatrix Mineralische Rohstoffe 

~I~-- WIrtwng 11 Raumbezugl l..6sungaansatz Maßnahme! Zuständigkeit Drlng- Zeit- Kontrolle 'AlrneIzlIlg 
Ausmaß Maßnahmenziel lichkeit horizDnt 

Erschöpfung von Erschöpfung der hohe Importe zum Teil aus Subst~uierung durch an- Exploration neuer Lagerstätten, Bund, Länder, sd m Berg-
Erzlagerstätten nicht erneuerbaren Entwicklungsländern dere Werkstoffe, Erh. d. Recycling, Forschung für neue Betriebe behörde 

Lagerstätte Lagerstättenausbeute, Werkstoffe 
Exploration 

Unvollständige Personal· und Dotati- nur regionale bzw. sekto- n Erhöhung der Personal- ErsteIlung eines bundesweiten Bund, Länder d rn Grundla· Kap. 3.4.2. 
systernatische onsmängel der zu- rale Kenntnisse über ein- und Dotationsm~el Ressourcenplanes genforsch 
Grundlagenerfas- ständigen Stellen. zeine Ressourcenvorkom- ungs- Kap. 3.4.4. 
sung heimischer Fehlende Ressour- men koopera-
Rohstoffressour- cenkataster tion ,BMU, 
cen BMWF, 

BMwA 

Verhinderung von fortschreitende Ver- zahlreiche wertvolle Res- I, r integrale, ganzheitliche integrale, ganzheilliche Raum- Bund, Länder, sd k, rn Planungs· 
Ressourcenabbau bauung sourcen können nicht Raum- und Umweltpla- und Umweltplanung Regionen organe 
durch unkoordi- rnehr genutzt werden nung von Bund, 
nierte Raum- und Ländern, 

.." Urnweltplanung Regionen -.j 

Fehlende Rohstoff- fehlende koordinierte unkoordinierte Er- I, r integrale, ganzheitliche integrale, ganzheitliche Raum- Bund, Länder, sd k, rn Planungs-
bilanzen und Be- Gesarntressourcen- schließung und Abbau von Raurn- und Urnweltpla- und Umweltplanung Regionen organe 
darfsdeckungser - planung Ressourcenstandorten nung von Bund, 
hebungen nach Ländern, 
Regionen in ÖSter- Regionen 
reich 

Unvollständiger Konkurrenz durch bil- Aufgabe von bereits er- langfristige Vorsorgepla- langfristiges Bedarfs- und Kri- Bund, Länder Planungs- Kap. 3.4.2. 
und nicht optima- lige, importierte Roh- schlossenen Ressourcen- nung senrnanagernent organe 
ler Abbau und stoffe zum Teil aus standorten von Bund, Kap. 3.4.4. 
Nutzung von Res- Entwicklungsländern Ländern, 
sourcenstandorten Regionen 

Fehlende Nutzung fehlende Nutzungs- Irnporte von Nebenbe- langfristige Vorsorgepla- langfristiges Bedarfs· und Bund, Länder Planungs- Kap, 3.4,2, 

von Nebenbe- und Bedarts- standteilen z.T. aus Ent- nung Krisenmanagement organe 
standteilen einzeI- deckungskonzepte wicklungsländern von Bund, 
ner Rohsstoffe so- Ländern, 
wie die Weiterver- Regionen 
arbeitung von Ne-
benprodukten 

I, r, n, i"."." lokal, regional, national, international Dnnglichkeil/Zeithorizont: SC, d "." " ,sehr dringlich, dringlich; k, m, I """." kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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3.2.3. Abbaue, Produktion, Verbrauch 

Die tatsächliche Zahl der Abbaue von Massenroh­
stoffen in Österreich, ihre Produktionsmengen 
und genehmigten Vorräte sind nicht ausreichend 
bekannt. 

Aus den im Zuge der Rohstofforschung der letz­
ten 15 Jahre erarbeiteten Daten läßt sich die 
durchschnittlichen Jahresproduktion an Kiessand 
auf mindestens 60-65 Mio. Tonnen und die von 
Natursteinen für Brecherprodukte auf mindestens 
25-30 Mio. Tonnen schätzen. Es ist zu beachten, 
daß die Erfassung der Produktionsziffern unter­
schiedlich aktuell und jedenfalls unvollständig ist, 
da nicht alle Betriebe zu einer freiwilligen Bekannt­
gabe der Daten bereit sind. Dazu kommen laut 
Montan-Handbuch 1992 ca. 6 Mio. Tonnen Tone 
und Mergel und teilweise mit obigen Ziffern über­
schneidend ca. 5 Mio. Tonnen Dolomit, ca. 2 Mio. 
Tonnen Quarzsand sowie ca. 15 Mio. Tonnen 
Kalkstein und Marmor. 

Da die heimische Gewinnungsmenge von Mas­
senrohstoffen nicht exakt bekannt ist, kann auch 
aus der gut dokumentierten, aber in andere Kate­
gorien als die Produktion gegliederte Außenhan­
delsstatistik nicht auf den tatsächlichen Verbrauch 
und schon gar nicht auf die Verteilung auf die ver­
schiedenen Bausparten Hoch- und Tiefbau, Ver­
kehrswege- und Wasserbau geschlossen werden. 
Nach den Angaben im Montan-Handbuch halten 
einander Ein- und Ausfuhren bei den Massenroh­
stoffen insgesamt etwa die Waage. Nach eigenen 
Erhebungen und internationalen Vergleichen muß 
mit einem durchschnittlichen Verbrauch von ca. 
11 Tonnen i.w. Massenrohstoffe pro Einwohner 
und Jahr gerechnet werden. 

Die angegebenen Werte können in etwa die Be­
deutung der Massenrohstoffe für Gesellschaft und 
Wirtschaft umreißen, tatsächlich liegt die Proble­
matik der Massenrohstoffversorgung infolge der 
regional durchaus unterschiedlichen natürlichen 
und wirtschaftsräumlichen Voraussetzungen und 
gesellschafts- und kulturpolitischen Vorstellungen 
im Detail, in der konkreten Erfassung von nutzba­
ren Vorkommen, von Mangel-, Problem- und Kon­
fliktgebieten und in der Balance zwischen der Auf­
rechterhaltung lokaler bis regionaler Eigenversor­
gung und der Konzentration in überregionalen Ab­
bauzentren sowie in der adäquaten Nutzung der 
verschiedenen Qualitäten. Überregionale Versor­
gungszentren haben den Vorteil besserer Mög­
lichkeiten für die Abbau- und Rekultivierungspla­
nung, vergrößern jedoch die Transportwege (und 
erzeugen dadurch wieder Rohstoffbedarf) , be­
nachteiligen meist ohnehin stark strapazierte Re­
gionen, wo Widerstände gegen Umweltbelastun­
gen wachsen. 
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3.2.4. Maßnahmen und Ziele 

In Anbetracht der wirtschaftlichen Bedeutung der 
Massenrohstoffe, der Ortsgebundenheit der nicht 
erneuerbaren Vorkommen, der gewünschten Ge­
winnung in Verbrauchernähe und der zunehmen­
den Schwierigkeiten beim Zugriff auf oberflächen­
nahe Lagerstätten ist vorausschauende Rohstoff­
sicherung eine notwendige Maßnahme zur Auf­
rechterhaltung der künftigen Versorgung nachfol­
gender Generationen. Daneben werden Konzepte 
zur Verringerung des Verbrauches von Rohstoffen 
zu entwickeln sein. Möglichkeiten dazu sind: inte­
grierte Nutzung komplexer Vorkommen, Überprü­
fung der Qualitätsanforderungen, der Eignung 
und qualitätsgerechten Verwertung, Recycling 
von Baustoffen und sinnvolle Substitution. 

Notwendige Maßnahmen sind: 

• Konsequente Anerkennung der raumordneri­
schen Verpflichtung in Hinblick auf die langfristi­
ge Versorgungssicherung mit Massenrohstoffen 

• Verbesserung der Informationsbasis Lagerstät­
ten und Vorkommen durch Prospektion mit 
möglichst vollständiger und vergleichbarer Er­
fassung des Vorratspotentials nach Verbreitung, 
Ausdehnung und möglichst einheitlichen Qua­
litätskriterien 

• Förderung der Untersuchung und Abgrenzung 
der Grundwasservorkommen, um Konfliktberei­
nigungen Grundwasser kontra Kiesnutzung zu 
ermöglichen 

• Erarbeitung von einheitlichen und einsichtigen 
Kriterien zur Bewertung von alternativen Ab­
bau möglichkeiten und ihrer Raum- und Um­
weltverträglichkeit 

• Förderung der Bewertung und Dokumentation 
der Ergebnisse der Rohstofferkundung auf der 
Basis der ÖROK-Empfehlungen für die Natur­
ressourcenerfassung als Grundlage zur Lösung 
von Zielkonflikten in der Raumordnung und Um­
weltplanung 

• Ausarbeitung langfristiger regionaler, überregio­
naler, landes- und bundesweiter Versorgungs­
konzepte 

• Erstellung von mittel- bis langfristigen Abbau­
und Sanierungskonzepten für die Abbau­
schwerpunkte und Abstimmung der Rekultivie­
rungspläne auf landschaftsgerechte Raumver­
träglichkeit 

• Prüfung von Folgenutzungen auf ihre Umwelt­
verträglichkeit 
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• Verbesserung der statistischen Datenbasis zur 
Rohstoff-Förderung, der Versorgungsströme 
und Austauschvorgänge und zum tatsächlichen 
Bedarf nach Verwendungsbereichen 

• Berücksichtigung von Abbaustandorten und ih­
rer künftigen Entwicklung in der Flächenwid­
mung 

• Berücksichtigung von Hoffnungsgebieten durch 
entsprechende Festlegungen in regionalen 
Raumordnungskonzepten 

• Aktivieren der Aufnahme der Verantwortung 
hinsichtlich der Umweltproblematik durch die 
Betriebs- und Standortvertretungen 

• Verbesserung der Informationsbasis bei unter­
schiedlichen Kompetenzlagen und unter betrof­
fenen Planungsbereichen 

• Abstimmung der betroffenen Gesetzesmaterien 

• aktive Förderung von Forschung und Maßnah­
men in den Bereichen Verringerung der Nachfra­
ge durch sparsame Nutzung der Massenrohstof­
fe, Recycling und Substitutionsmöglichkeiten 

• Förderung eines interdisziplinären Forschungs­
vorhabens zur Untersuchung der Bedeutung 
der Begriffe und Möglichkeiten der Anwendung 
von Prinzpien "Nachhaltigkeit" und "Kreislauf­
wirtschaft" für die Primärrohstoffe im allgemei­
nen und Massenrohstoffe im besonderen 

3.2.5. Maßnahmenmatrix 
Massenrohstoffe (Siehe nächste Seite) 

4. Wasserhaushalt und -management 

4.1. Wasservorkommen 

Entscheidend für die Nutzungsmöglichkeit und 
Art der Wasserressourcen ist die räumliche Pla­
nungsebene (Standort, Region, Globalraum) und 
der dynamische Zeitfaktor. 

4.2. Wasserbilanz 

Die erstmals 1965 vorgestellte, nun für den Zeit­
abschnitt 1961-90 aktualisierte Wasserbilanz für 
das österreichische Bundesgebiet (siehe Abb. 
3.2.2.) gibt einen Gesamtüberblick über Dargebot 
und Verbrauch des Wassers in Österreich. Auf der 
Einnahmeseite stehen der Niederschlag auf das 
Bundesgebiet mit einer jährlichen Höhe von im 
Mittel 1170 mm/a und der Zufluß aus dem Aus­
land in Höhe von 340 mm/a. Die Ausgabenseite 
setzt sich aus dem Gesamtabfluß aus Österreich 
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von rund 1000 mm/a - dem entspricht ein durch­
schnittlicher Abfluß von 654 mm/a, der in Öster­
reich entsteht - und der Verdunstung in Höhe von 
516 mm/a zusammen. Diesen Hauptkomponen­
ten des Wasserhaushaltes stehen die Bedarfs­
größen mit Beiträgen von rund 8 mm/a für die 
Haushalte, 10 mm/a für die Industrie und 2 mm/a 
für die Landwirtschaft gegenüber. Vergleicht man 
den Gesamtbedarf in Höhe von 30 mm/a mit dem 
Niederschlag, so zeigt sich der Wasserreichtum 
Österreichs. 

Bei einer Beurteilung der Situation ist allerdings zu 
berücksichtigen, daß die Wasserhaushaltsglieder 
regional sehr stark variieren. Die Karstwasservor­
kommen sind besonders schützenswert. Etwa ein 
Sechstel des österreichischen Bundesgebietes -
vorwiegend der Nördlichen Kalkalpen - ist verkar­
stetes Gebiet, auf das infolge der Steigungsregen 
am Alpennordrand ein Viertel aller Niederschläge 
entfällt. 

Knapp 50% der österreichischen Bevölkerung be­
zieht heute ihr Trinkwasser aus Karstgebieten. Die 
Probleme und Ressourcenschutzmaßnahmen 
sind in der angeschlossenen Matrixtabelle zusam­
mengefaßt (siehe 4.4. Maßnahmen). 

4.3. Wasserfluß durch das sozio-ökonomische 
System Österreichs 1991 *) 

Aus dem natürlichen Wasserhaushalt werden fol­
gende Wassermengen entnommen: 

Grundwasser und Quellwasser 1.655 Mio m
3
/a 

und Oberflächengewässer 2.582 Mio m
3
/a 

Hinsichtlich der einzelnen Sektoren oder Verursa­
cher geben sich für den Wasserinput 1991 fol­
gende Mengen (in Mio m

3
/a) , die in der an­

schließenden Tabelle 3.2.1. auch gegliedert nach 
Grund- und Quellwasser sowie Oberflächenwas­
ser dargestellt sind. Zusätzlich wurden die einzel­
nen Größen auf die Einwohnerzahl (in die m

3
/E,a 

bzw. I/E,d) bezogen. 

Aus der Zusammenschau der Ergebnisse geht 
deutlich hervor, daß die 130 Liter Wasserbedarf 
pro Person und Tag weniger als 10% des vom ge­
samten Wirtschafts- und Produktionssystem 
tatsächlich benötigten Wassers darstellen. 

4.4. Maßnahmen (Siehe folgende Seiten) 

4.4.1. Maßnahmenmatrix Wasser 
4.4.2. Maßnahmenmatrix Wasser und Klima 
4.4.3. Maßnahmenmatrix Karstwasser 

') Siehe dazu auch Abb. 3.1.3. (Kap. 3.1.) 
Wasserfluß durch das sozioökonomische System Österreichs 
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3.2.5. Maßnahmenmatrix Massenrohstoffe 

ProblembereIch Ursache Wirtcung RaumbezugI L6sungsansatz Maßnahme! ZU8tindigkeit Dring- Zeit- Kontrolle VemaIzmg 
Ausmaß Maßnahmenziei Ilchkeit horImnt 

I' 

Große Flächen- fehlende langfristige Nutzungskonflikte zwi- I, r Erstellung eines koordinierte integrale Bund, Länder m m Planungs- Kap. 3.3.4. 
inanspruchnahme integrale Raum- und schen den verschiedenen bundesweiten Raum- und Umweltplanung, organe, 
durch Massenroh- Umwe~planung, feh- Landnutzungsarten Landnutzungskatasters Nutzungskonfliktmanagement Bund, Kap. 3.2. 
stoffstandorte und lende bundesweite Länder 
Konkurrenz zu Rohstoffkataster 
anderen Landnut-
zungsarten 

Konzentration von konzentrierte vollständige Ausbeutung I, r Erstellung regionaler Erstellung interregionaler Bund, Länder m m Planungs- Kap. 3.3.4. 
Abbau- und EIe- Bautätigkeit in den der Lagerressourcen und Stoffflußbilanzen und Abbaupläne und -konzepte organe. 
darfsdeckungin zentralen Siedlungs- nicht qualitätsadäquate integrale Planungskon- Bund, Kap. 3.2. 
den wirtschaftli- räumen Verwendung der zepte Länder, 
ehen Zentralräu- Ressourcen Elerg-
men behörden 

Fehlende Ver- fehlende Eledarfspla- Billig importe von Rohstof- I, r Erstellung regionaler Erstellung regionaler und Bund, Länder m m Planungs- Kap. 3.3.4. 
brauchsbilanzen nung und -progno- fen aus anderen Regio- Stoffflußbilanzen und interregionaler Verbraucher- organe, 
und Stoffflußbilan- sen auf dem Bausek- nen, verbunden mit Ver- integraler Planungskon- und Eledarfskonzepte Bund, Kap. 3.2. 
zen von Massen- tor kehrsbelastungen zepte Länder, 

'" rohstoffen auf Re- Berg-e> 

gions-, Landes- behörden 
und Bundesebene 

Fehlende Akkor- verschiedene Kom- verschiedene Prioritäten- I,r ganzheitliche Verfahren Harmonisierung der Bund, Länder m m Planungs- Kap. 3.3.4. 
dierung und Har- petenzbereiche bei reihungen und Einstufun- aller betroffenen Gesetzeslage organe, 
monisierung der Bundes- und Lan- gen bewirken verzögerte Institutionen Bund, Kap. 3.2. 
Mineral- und Mas- desbehörden Entscheidungsfindungen Länder, 
senrohstoffe betr. Berg-
Gesetzesmaterie behörden 

Fehlende For- unbeschränkte Vor- Übernutzung von Massen- I, r koordinierte Forschung Förderung und Finanzierung Bund, Länder m m Planungs- Kap. 3.3.4. 
schungsgrundla- kommen von Mas- rohstofflagerstätten von angewandten organe, 
gen hinsichtlich senrohstoffen und Forschungsprojekten Bund, Kap. 3.2. 
Reduktion; Recyc- ihre Nutzungsmög- Länder, 
ling und Substituti- lichkeiten Berg-
on von Massen- behörden 
rohstoffen 

Umwe~schäden bundesweite und re- regionale Schäden an I, r, n Bestandsaufnahme und Förderung von Forschungs- Bund, Länder m m BMU, Kap. 3.3.4. 
an Hochbauten gionale Immissions- Hochbauten und histori- finanzielle Bewertung der projekten und Erstellung eines BMWF, 
und histor. Denk- belastungen sehen Denkmälern Schäden Bauschadenskatasters BMwA Kap. 3.2. 
mälern durch Im-
missionen 

I. r, n, i ...... .lokal, regional, national, International DnnglichkeltlZelthorizont: sd, d ........ sehr dnngllCh, dnnglich; k, m, I ......... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Abb. 3.2.2. Wasserbilanz für das österreichische Bundesgebiet 1961 - 1990 

Zufluß aus dem 
Ausland - 340 mm 

Niederschlag -1.170 mm 

••••• ••• 

Gesamte Verdunstung -
516mm 

Verdunstung der Oberflächengewässer - 8 mm 
Unproduktive Verdunstung -102 mm 

Produktive Verdunstung -400 mm 

Verdunstung/Landwirtschaft und 
Wasserverbrauch -6 mm 

Unterirdischer Abfluß Ins Ausland - 30 mm 

Tabelle. 3.2.1. Wasserinput 1991 , Wasserdurchsatz durch das sozio-ökonomische System Österreichs 1991 

gesamt gesamt gesamt davonGQW GQW davonOFW OFW sonstige 
Mlo.m· Mio. m'IE,a Mio. m'/E,d Mio.m· lIE,d Mio. m' lIE,d Mo. m' lIE,d 

--
Landwirtschaft 269 34 94 269 94 
Haushalte 373 47 130 369 129 4 
Kleingewerbe 179 23 62 177 62 2 
Industrie/ 
Großgewerbe 1.444 184 503 510 178 934 326 
Kühlwasser 1.642 209 572 1.642 572 
Verluste 99 13 35 99 35 
Eigenverb. WVU 20 3 7 20 7 
sonstige 14 2 5 14 5 
Fremdwasser 197 25 69 197 69 
Regenwasser 81 10 28 81 28 
LW Futter 12 2 4 12 4 

Summe 4.330 551 1.509 1.655 577 2.582 900 93 32 

Triebwasser 840.000 106.870 292.795 840.000 292.795 
(Wasserkraft) 

Abkürzungen: GQW ... Grund- und Quellwasser, OFW ... Oberflächenwasser, WVU ... Wasserversorgungsunternehmen 

- 61· 
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4.4.1. Maßnahmenmatrix Wasser 

Problembereich Ursache Wirkung RaumbezugI Lösungsansatz Maßnahme! ZustAndigkeit Dring- Z8it- Kontrolle \IerneIzmg 
Ausmaß Maßnahmenziel lichkeit hoIizgnt 

Nutzung von steigender regionaler Nutzung von z. T. mineral. I. r generelles Entnahmever- Nutzungsverbot durch Bund. Länder d k Wasser-
Tiefenwässer und lokaler H2Ü-Be- nicht erneuerbaren fossi- bot für Tiefenwässer Wasserrechtsgesetz (WRG) rechts-

darf durch zuneh- len Wässer (TW). Nutzung nur für behörden 
mende Verschmut- Notwasserversorgung 
zung der ober-
flächen nahen Grund-
wässer (GIN) 

cn 

"" 
Übernutzung Heil- rasch steigender Ver- Rückgang der Förder- Erforschung der Regnera- Fixierung einer Entnahmequote Länder. d k. m jährlich 
und Mineralwasser- brauch menge. Qualitätsminde- tionsmenge und -zeit Gemeinden Mengen-
vorkommen rung durch Mischung mit und La-

Meteorwässern gerstät-
tenkon-
trolle 

Unzureichende Österreichweit. hohe Risiken bei Bohrung Kaskadennutzung. regionale Energiepläne und Bund. Länder. d k. m Energie-
Geothermienutzung Explorationsdefizit und Dauerbetrieb der gezielte Forschungs- und Nutzungskonzepte Gemeinden pläne von 

der Lagerstätten- Anlagen Förderungsprogramme Bund und 
qualitäten Ländern 

I. r. n. I. ...... lokal. regional. national. international Dringlichkeit: sd. d ....... . sehr dringlich. dringlich; ZSlthorizont: k. m. I ......... kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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4.4.2. Maßnahmenmatrix Wasser und Klima 

ProbIembenIIch Ursache Wirkung Ir RaurnbezugI L6sungaansatz _ Maßnahmel ZustAndigkeit Dring- ZeIt- Kontrolle VIIrnatzmg 
Ausmaß i Maßnahmenziel lichkeit horIzDnt 

11 il I1 
" 

Fehlende Bundes- keine bundesweite keine bundesweite und n. r Auswertung der Klimada- Erstellung von Klimastandort- Bund. Länder. m m Behörden Kap. 3.4.4. 
weite Klimastand- kartografische Aufar- regionale Übersicht über ten zwischen 1961 und eignungskar1en für Land- und Regionen nach dem 
orteignungskarten beitung der Klimada- Klimaveränderungen 1990 und Erstellung bun- Forstwirtschaft. Gewerbe. WRG 
für Land- und Forst- ten nach angewand- desweiter. angewandter Industrie und Siedlungen. 
wirtschaft. Gewer- ten Verwendungskri- Klimakar1en K1ima- und Hydrologischer 
be. Industrie und terien Atlas für Österreich 
Siedlungen 

Nutzung von Tiefen- steigender regionaler Nutzung von zum Teil I. r generelles Entnahmever- Nutzungsverbot durch Bund. Länder d k Wasser- Kap. 3.4.4. 
wässer und lokaler H,o-Be- mineralisierten nicht bot für TW. Nutzung nur Wasserrechtsgesetz (WRG) rechts-

darf durch zuneh- erneuerbaren fossilen für Notwasserversorgung behörde 

0> mende Verschmut- Wässer 
w 

zung der ober-
ftächennahen GW 

Übernutzung Heil- rasch steigender Rückgang der Erforschung der Regene- Fixierung einer Länder. Ge- d k.m jährlich Kap. 3.4.4. 
und Mineralwasser- Verbrauch Fördermenge. rationsmenge und -zeit Entnahmequote meinden Mengen-
vorkommen Qualitätsminderung und La-

durch Mischung mit gerstät-
Meteorwässer tenkon-

trolle 

Unzureichende Österreichweites hohe Risken bei Bohrung Kaskadennutzung. regionale Energiepläne und Bund. Länder. d k. m Energie- Kap. 3.4.4. 
Geothermienulzung Explorationsdefizit und Dauerbetrieb der gezieite Forschungs- und Nutzungskonzepte Gemeinden pläne von 

der Lagerstätten- Anlagen Förderungsprograrnme Bund und 
qualitäten Ländern 

I. r. n. i ....... Iokal. regional. national. International DnnglichkeltlZeithonzont: sd. d ......... sehr dnngllch. dringlich; k. m. I ......... kurz· (0-5 J). mittel (5·10 J). langfristig (> 10 J) 
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4.4.3. Maßnahmenmatrix Karstwasser 

11 WIrkung 
I 

ProbIembereIch jl Ursache 11 Raumbezugl l.68ungsansatz 
I

Maßnahmel ZustAndigkeit Dring- ZeIt- Kontroße ,. Yamatzu1g 
Ausma8 Maßnahmenziel lichkeit horIzont 

Fehlende Pla- Fehlende Karstver - Gefährdung der Karst- I, r, n Ausarbeiten und Zuwei- Flächendeckende ÖK 50 Bund, Länder m m Behörden Kap. 3.4.4. 
nungsgnundlagen breitungskarten und grundwässer durch Fehl- sen von Karsttypen; Karstverbreitungskarte Öster- nach dem 

fehlende Karstver - entscheidungen in der reichs; WRG 
träglichkeitsprüfung Planung Bedachtnahme auf den 

bedeckten Karst; Karstgefährdungskarten; 

Kompilieren von vorhan- Vulnerability-Karte 
denem Material 

Karstverträglichkeitsprüfung 

Unzureichender Keine befriedigenden Unzulänglicher Schutz der I, r Erstellen einer Vulnerabili - Karstadäquate Regelungen für Bund, Länder k m Behörden Kap. 3.4.4. 
Schutz von Karst- Richtlinien zur Karstwasserqualität; ty-Karte aufgnund goolo- Schutz- und Schongebiete; nach dem 
wasservorkommen Schutz- und Schon- giseher und bodenkundli- WRG 

gebietsabgrenzung; eher Karten; 

Mangelnde Kenntnis Unrealistische Umset- Bewertung der Gnund- Großräumige Unterschutzstel-
von Karstgnundwas- zungsfordenungen für wasservorkommen nach lung großer Karstgebiete 

~ servorkommen, Ein- Schutz- und Schongebiete der Bedeutung bzw. 
zugsgebietsgrenzen aufgrund der bestehenden Wichtigkeit; 
und von regionalen Richtlinien; 
Wasserbilanzen 

Gefährdung von Trinkwas- Erstellen einer Schutz- Einheitliche gesetzliche Gnund-
serressourcen maßnahmen matrix lagen für Schutzmaßnahmen 

Lokale Übernut- Weitgehend fehlende Unzureichende Dotation I, r Verstärkte Ressourcener- Umfassende Überprüfung der Bund, Länder, m m BMU, Kap. 3.4.4. 
zung von Karst- bundesweite For- von Karstgnundwasservor- hebung der Karstgnund- Sinnhaftigkeit und der Entnah- Regionen, BMWF, 
gnundwasserge- schungsprojekte der kommen wässer memengen für Fernwasserver- BMLF Behörden 
bieten Karstwasserressour- sorgungen nach dem 

cen; WRG 

Zunehmender Was- Ändenung der Karstquell- Systematische Erhebung 
serbedarf auf regio- und Gebirgsbachdynamik, durch sektorale For-
naler und interregio- unzureichende Restwas- schung in bezug auf 
naler Ebene (Fern- serdotation von Gebirgs- Gnundwasserneubil-
wasserversorgungen) bächen - folglich Stönung dungsrate und regionale 

des ökologischen Gleich- Wasserbilanzen 
gewichts 

I. r. n, i. ...... .Iokal. regional. national. international DringlichkeitlZeithonzont: sd. d ........ sehr dringlich. dringlich; k. m. I ....... .. kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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ProbIembereIch Uruche 

~l~ 
Raumbezugl LlIIwlgeansatz Ma8nahmeI II Zusttm~~ Drlng- 11Za1t- Kontrolle Vemetzu1g 
Ausmaß 

·1 
Maßnahmenziel lIchkelt horIlont 

Schutz der Karst- SChadstoffeintrag aus Kurzfristige bis langfristige I, r, n, I Untersuchungen über Sanierung belasteter Wälder Bund, Länder k,m m Behörden Kap. 3.4.4. 
wasserqualität Luft und Nieder- Verunreinigungen; Wechselwirkungen Luft- und Böden; nach dem 

schlag; Niederschlag-Vegetation- WRG 
Boden-Wasser; 

Radioaktivität (als Gefährdung der Trinkwas- Wasserhaushaltsuntersu- Reduktion der Luftschadstoff-
Folge von Störfällen) sernutzung und ökolo- chungen, Notversor- belastung; 

gisch wertvOller alpiner gungskonzepte; 
Gewässer 

Lokale und regionale Bela- Spezielle Karstwaldbe- Sicherung der Wasserqualität 
Verletzung der 80- stung und Gefährdung wirtschaftung 
dendeckschicht von Karstgrundwasserge-

bieten Bundesweite Erhebung Erstellung eines Karstgefähr-
von Nutzungskonfliktzo- dungskatasters 
nen in Karstgebieten 

0> nach einheitlichen 
'" Kriterien 

.Wilde" Deponien Entwickeln von karstspe- Sanierung der bestehenden Bund, Länder, k,m k,m Behörden Kap. 3.4.4. 
und Altstandorte zifischen Bewertungskri- Deponien und Altlasten Gemeinden nach dem 

terien zur Ermittlung der WRG 
Sanierungspriorität; 

Genehmigungskriterien 
neu definieren 

Mangelnder Übererschließung Zerstörung der geomor- I, r, n Keine weiteren touristi - Leit- und Richtlinien für die Bund, Länder m m BMU, Kap. 3.4.4. 
Schutz von Karst- durch Tourismus, phologischen Karstober - schen Erschließungen Raum- und Landesplanung; Behörden 
landschaften Onkl.: Verkehr, Gewerbe; fläche und von Höhlenräu- oberhalb der Baumgrenze nach dem 
.Höhlen" = Geo- men WRG 
topschutz) 

Keine Leit- und Verschlechterung der Offenlegung von Gutach- Modernisierung, Adaptierung 
Richtlinien zum Karstentwässerung und ten zur besseren und Vereinheitlichung der gel-
Schutz der Karst- der Karstqualität Kontrolle tenden gesetzlichen 
landschaft Grundlagen 

I, r, n, I ...... .lokal, regional, national, international Dringlichkeit: sd, d ....... sehr dringlich, dringlich; Zelthonzont: k, m, I . .... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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5. Ressourcenmanagement 
Rohstoff! Abfall 

5.1. Problemstellung 

Abfälle und Rohstoffe sind miteinander über die 
Produktions- und Konsumationsprozesse ver­
knüpft. Sie können deshalb nicht isoliert vonein­
ander betrachtet werden; Abfall- und Ressour­
cenprobleme müssen gemeinsam gelöst werden. 

Die abfallwirtschaftlichen Grundsätze stehen den­
jenigen der Volkswirtschaft diametral gegenüber. 
Im österreichischen Abfallwirtschaftsgesetz wird 
der Vermeidung die höchste Priorität zuerkannt; 
Hauptziel der Wirtschaft ist nach wie vor das 
Wachstum der Produktion und der Verteilung von 
Gütern und Produkten zur Mehrung des Wohl­
standes. Eine ökologisch und ökonomisch sinn­
volle Verknüpfung von Abfallwirtschaft, Betriebs­
wirtschaft und Volkswirtschaft wird erst dann ge­
lingen, wenn auch die Zielsetzungen der drei 
Fachbereiche aufeinander abgestimmt sind. 

Folgende Problemstellungen ergeben sich für die 
Zukunft: Wie kann die Bewirtschaftung von Abfäl­
len ergänzt bzw. abgelöst werden durch eine all­
gemeine Steuerung von Güter- und Stoffflüssen 
nach den Kriterien der langfristigen Umweltver­
träglichkeit und der optimalen Rohstoffnutzung? 
Welche spezifischen Aufgaben der Verwertung 
und Entsorgung verbleiben der Abfallwirtschaft 
am "hinteren Ende" des Systems der Stoffnut­
zung? Welche dieser Aufgaben sind noch nicht 
gelöst, d.h. welche Ziele des Abfallwirtschaftsge­
setzes sind noch nicht erreicht, und mit welchen 
Maßnahmen und Prioritäten sind sie zu erfüllen? 

5.2. Ziele und Grundsätze 

Die Ziele und Grundsätze, wie sie im österreichi­
schen Abfallwirtschaftsgesetz (AWG) formuliert 
sind, stellen eine hervorragende Grundlage dar für 
die heutige und zukünftige Abfallwirtschaft. Fol­
gende Ziele wurden im AWG, in Anlehnung an die 
Gesetzgebung weiterer deutschsprachiger Län­
der, definiert: der Schutz des Menschen und sei­
ner Umwelt, die optimale Schonung von Energie, 
Rohstoffen und Landschaft (in Form von Deponie­
volumen) und die nachsorgefreie Deponie. Beim 
Verfolgen dieser Ziele sind die Grundsätze Ver­
meiden, Verwerten und Entsorgen in hierarchi­
scher Reihenfolge zu beachten. Im übrigen gelten 
das Verursacherprinzip, das Subsidiaritätsprinzip 
und weitere, im AWG und im Leitbild für die Öster­
reichische Abfallwirtschaft enthaltene Grundsätze. 
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5.3. Maßnahmen 

5.3.1. Stoffbuchhaltung 

Rohstoffe, im Gebrauch befindliche Konsum- und 
Investitionsgüter und Abfälle müssen im Rahmen 
einer umfassenden Stoffflußsteuerung gemein­
sam bewirtschaftet werden. Dies ist nur aufgrund 
einer Stoffbuchhaltung möglich. 

Begründung: Die Wirtschaft ist nicht nur ein Netz­
werk ökonomisch handelnder Einheiten, sondern 
stellt auch ein vernetztes System von Stoffflüssen 
dar. Diese Stoffflußwirtschaft umfaßt alle Ressour­
cenflüsse in das Wirtschaftssystem hinein und al­
le Abfallströme sowie Emissionen aus dem Sy­
stem heraus. Die Art und Weise, wie Stoffe ge­
braucht werden, d.h. die Stoffbewirtschaftung, ist 
daher wesentlich verantwortlich für Ressourcen­
abbau und Abfallproduktion. 

Die Stoffflußwirtschaft stellt ein ganzheitliches Sy­
stem dar. Es ist unmöglich, Probleme von Teilbe­
reichen zu lösen ohne wesentliche Veränderungen 
des Gesamtsystemes zu bewirken. Aus diesem 
Grund können sowohl Ressourcen wie auch Ab­
fälle nur im Wege von umfassenden Konzepten ei­
ner Stoffflußwirtschaft effizient, d.h. mit kleinst­
möglichem ökonomischem Aufwand bewirtschaf­
tet werden. 

Werden die Ziele der Abfallwirtschaft (siehe Punkt 
2) verfolgt, ohne die Stoffflußwirtschaft mit zu be­
rücksichtigen, so entstehen in der Regel unwirt­
schaftliche, suboptimale Lösungen, die "reaktive 
Filter" am hinteren Ende des Systems und nicht 
aktive, beim Verursacher einsetzende Lösungen 
darstellen. In Zukunft müssen die quantitativen 
und qualitativen Probleme der Abfallwirtschaft 
und der Rohstoffwirtschaft gemeinsam behandelt 
und gelöst werden. 

Die heutigen Kenntnisse über Stoffströme sind 
ungenügend. Sie reichen nicht aus, um Stoffflüs­
se so zu steuern, daß sie langfristig umweltver­
träglich sind, und daß ihr Ressourcenpotential op­
timal genutzt werden kann. Die Resultate der Ar­
beitsgruppe haben gezeigt, daß nur für wenige 
Branchen eine ausgeglichene Güterbilanz vorhan­
den ist; bei den meisten Branchen ist der Input 
wesentlich größer als der Output, d.h. es werden 
vor allem große Stoffmengen in der Anthropos­
phäre akkumuliert. Österreichweit übertreffen die 
Mengen an eingesetzten Stoffen die Abfälle um 
rund eine Größenordnung. Über die Zusammen­
setzung der Lager (Gebäude, Infrastruktur, für 
Kommunikation, Transport, Dienstleistung, usw.) 
ist nichts bekannt. 

Wirkung: Die Stoffbuchhaltung ermöglicht die 
Früherkennung von ROhstoffpotentialen und Um­
weltbelastungen, sie erlaubt Prioritäten zu setzen 
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für Maßnahmen des Umweltschutzes, der Res­
sourcenplanung und der Abfallwirtschaft, und sie 
ist eine Grundlage für UVP. Ökobilanz und die Pro­
duktegestaltung nach ökologischen Gesichts­
punkten. 

Organisation und Zeitplan: 

1. Bund unterstützt Forschung "Stoffbuchhal­
tung" (1996) 

2. Bund inkludlert die Stoffbuchhaltung in die Fort­
schreibung des NUP (1998) und des Bundes­
abfallwirtschaftsplanes BAWP (1995. 1998) 

3. Statistische Zentralamt und Umweltbundesamt 
beginnen Daten so zu sammeln. daß die Stoff­
bUChhaltung für einzelne Stoffe möglich Wird 
(ab 1996). 

4. Länder (z.B. in den Landesabfallwirtschafts­
plänen) und größere Branchen, insbesondere 
Entsorgungsbranche. liefern Daten für die 
Stoffbuchhaltung. 

5.3.2. Bessere Verwertung und Entsorgung 

Begründung: Die Ziele und Grundsätze der Abfall­
wirtschaft. wie sie im österreichischen Abfallwirt­
schaftsgesetz enthalten sind, stellen eine hervor­
ragende Grundlage für eine moderne Abfallwirt­
schaft dar. Die heutige Abfallwirtschaft in Öster­
reich erfüllt noch nicht alle Ziele. In erster Linie be­
stehen DefiZite bei den Forderungen nach Scho­
nung des Deponieraumes und nach der nachsor­
gefreien Deponie (Endlager). Um diese beiden Zie­
le zu erfüllen, Sind wesentlich mehr Behandlungs­
anlagen für Abfälle erforderlich. Auch die Forde­
rung der optimalen Schonung von Rohstoffen und 
Energie ISt noch nicht erfüllt. Hier fehlen insbeson­
dere Konzepte, wie im Rahmen der gesamten 
Stoff- und Energiewirtschaft die Abfälle zielkon­
form verwertet und entsorgt werden sollen. Bel 
den Grundsätzen hat Sich vor allem der VermeI­
dungsgrundsatz als wohl oft zitiert, aber in der 
Praxis schwer umsetzbar erwiesen. Das VermeI­
dungspotential muß besser nach verschiedenen, 
objektiv meßbaren Kriterien untersucht werden. 

Die Abfallwirtschaft ist In erster Linie nach stoffli­
chen Kriterien auszurichten. Von den vier Zielen 
des Abfallwirtschaftsgesetzes betreffen drei stoff­
liche GeSichtspunkte: Der Schutz des Menschen 
und der Umwelt bedeutet die Begrenzung der 
Einwirkung von Schadstoffen. Die Schonung von 
Rohstoffen und Energie bezieht Sich wiederum auf 
Stoffe wie Eisen, Aluminium, Polyethylen. etc. Die 
Forderung nach nachsorgefreier Deponie bedeu­
tet Im Kontext des Umweltschutzes ebenfalls die 
Begrenzung von Stoffkonzentrationen im Depo-
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niegas und Sickerwasser. In Zukunft Sind alle 
(technisctlen und logistischen) Verfahren und Sy­
steme der Abfallwirtschaft daraufhin zu untersu­
chen und zu vergleichen. wie sie Stoffströme ver­
ändern. Als Beispiel für den Stand des Wissens 
können die vorhandenen Kenntnisse über die 
Transferfunktionen von Stoffen bei der Müllver­
brennung dienen. Für die Planung der zukünftigen 
AbfallwIrtschaft Sind diese Kenntnisse unabding­
bar. 

Folgende Maßnahmen werden vorgeschlagen: 

1. Separate Erfassung der größten Materialstro­
me, das sind Baurestmassen, Biomasseabfälle 
und Papierabfalle, zur gezielten Aufbereitung 
und WIederverwertung (private und öffentliche 
Wirtschaft bis 2000): dabei Sind Maßnahmen 
an der Quelle zu bevorzugen (selektiver Rück­
bau von Gebäuden anstelle von Sortleranla­
gen, separate Erfassung und Behandlung ein­
heitlicher Stoffgruppen. keine Vermischung von 
Abfällen). 

2. Einführung der Erfolgs- und Qualitätskontrolle 
In der Abfallwirtschaft bis 2000 (Vergleich von 
Kosten, Massen- und Volumenflussen an Gü­
tern. Stoffen und Energie, der Umweltverträg­
lichkeil, der Rohstoffnutzung u.a. für Verfahren 
und Systeme der AbfallwIrtschaft). Dabei sollen 
für alle Anlagen, in denen Abfalle behandelt 
werden, ähnlich hohe Qualitätsmaßstäbe ent­
Wickelt werden, wie sie heute schon für um­
weitverträgliche Anlagen gelten. Dies gilt auch 
bei Anlagen der stofflichen Wiederverwertung. 

3. Neue Deponieverordnung (Bund voraUSSicht­
lich 1995): diese soll konsequent auf die Ziele 
des AWG ausgerichtet sein. Die Ausnahmere­
gelung bezüglich der Ablagerung von Abfällen 
mit einem erhöhten Kohlenstoffgehalt soll des­
halb gestrichen werden. 

4. Mehr thermische und physikalisch-chemische 
Behandlungsanlagen, damit die Ziele des AWG 
und der kommenden Deponieverordnung er­
füllt werden können (Privatwirtschaft. Kommu­
nen und Lander bis 2005): 

5. Forschung/Entwicklung über und die Planung 
und Erstellung von Endlagern (Bund, Länder 
bis 2005). Der Begriff .. EndlagerqualItät" muß 
operationeil definiert werden, d.h. er muß nach 
chemisch-physikalischen, mineralogischen 
und geotechnischen Kriterien festgelegt wer­
den: Prüfmethoden für Endlagerqualität müs­
sen entwickelt werden; konstruktive Eigenhei­
ten eines Endlagers sind zu untersuchen: die 
Standorteignung für Endlager ist zu definieren 
und Endlagerstätten müssen gesucht werden. 

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 67 von 324

www.parlament.gv.at



5.3.3. Gestaltung von Produkten, Verfahren 
und Systemen unter Einbeziehung von Krite­
rien des regionalen Stoffhaushaltes, der opti­
malen Rohstoffnutzung und der langfristigen 
Umweltverträglichkeit. 

Begründung: Das wirkungsvollste Mittel zur Ab­
fallvermeidung ist die Gestaltung von Produkten 
und Verfahren unter Einbeziehung von Kriterien 
der (multiplen) Wiederverwertung und der Entsor­
gung. Da diese Maßnahme für kurzlebige Güter 
relativ schnell (Jahre), für langlebige Güter jedoch 
erst nach Jahrzehnten wirkt, kann die Abfallver­
meidung durch Produktgestaltung erst mittel- bis 
langfristig die Abfallwirtschaft maßgebend entla­
sten. Die Entsorgung wird deshalb für die näch­
sten Jahre bis Jahrzehnte eine wichtige Basis der 
Abfallwirtschaft bleiben. 

In Zukunft sollen Produktionsverfahren so gestal­
tet werden , daß die anfallenden Abfälle minimiert 
werden . Beispiele aus der Praxis zeigen, daß dies 
in vielen Fällen möglich und teilweise bereits ge­
schehen ist. Die Verkaufsprodukte, die das Ziel 
der Produktion darstellen und nicht vermieden 
werden können, gewinnen damit für die Abfallwirt­
schaft zukünftig an Bedeutung; in der urbanen 
Dienstleistungsgesellschaft werden die Endkon­
sumenten, d.h. die privaten und öffentlichen 
Haushaltungen die Hauptproduzenten von Abfäl­
len sein . 

Erste Untersuchungen des Stoffwechsels moder­
ner Städte zeigen, daß der urbane Stoffhaushalt 
bezüglich Ressourcennutzung und langfristiger 
Umweltverträglichkeit noch nicht optimiert ist. Die 
Lager in den Städten wachsen ständig, und bei 
zunehmenden Inputströmen ist damit zu rechnen, 
daß langfristig auch die Outputströme zunehmen 
werden. Zentrale Bedeutung für die Größe des 
Stoffwechsels hat die Struktur der Siedlungen 
(d.h. das Zusammenwirken von Arbeiten, Woh­
nen, sich Ernähren, Einkaufen, Verkehr, Freizeit 
usw.). Vorhandene wissenschaftliche Resultate 
zeigen, daß strukturelle Maßnahmen die größte 
Wirkung bezüglich eines nachhaltigen Umgangs 
mit den natürlichen Ressourcen Energie, Rohstof­
fe und Raum haben. Raumplanerische Instrumen­
te könnten den Metabolismus einer Stadt wesent­
lich effizienter in Richtung Nachhaltigkeit verän­
dern als abfallwirtschaftliche Maßnahmen. Zur Zeit 
werden auf abfallwirtschaftlicher Ebene sehr viele 
Regelungen und Steuerungsmaßnahmen hin­
sichtlich eines umweltverträglichen Stoffhaushal­
tes ergriffen, respektive vorbereitet. In struktureller 
Hinsicht jedoch verläuft die wirtschaftliche Ent­
wicklung immer noch in eine andere Richtung, wie 
das Beispiel der ständig zunehmenden Distanz 
zwischen Wohnen, Arbeiten, Einkaufen und Frei­
zeit zeigt. 
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Folgende Maßnahmen auf der Ebene der Produk­
te, der Produktionsprozesse und der Regionen 
werden daher vorgeschlagen: 

1. Förderung der Forschung und Entwicklung 
über ökologische Produktgestaltung und ab­
fallarme Verfahren (Bund und Wirtschaft 
während der nächsten 10 Jahre) 

2. Neue Einkaufs- und Förderungsstrategie für 
Güter und Dienstleistungen von Bund, Län­
dern und Kommunen (kurz- bis mittelfristig) 

3. Einbeziehung von Kriterien des regionalen 
Stoffhaushaltes in die Umwelt-und Raumpla­
nung bzw. generell die Wahrnehmung der 
Umweltinteressen auch in nicht primär abfall­
wirtschaftlich ausgerichteten, aber stofffluß­
relevanten öffentlichen Planungsbereichen 
(Wirtschaftsentwicklung, Arbeitsraum, Pla­
nung zukünftiger Siedlungsstrukturen, Ver­
kehrs- und Energieplanung) durch Bund, Län­
der, Kommunen und Privatwirtschaft als Dau­
eraufgabe für die nächsten Jahrzehnte. 

5.4 Maßnahmen 

5.4.1. Maßnahmen matrix Rohstoff/Abfall 

6. Biodiversität, Natur- und Landschaftsschutz 

6.1. Problemstellung 

Biodiversität ist ein Wesens merkmal der belebten 
Welt, der Biosphäre und eine vom Menschen in 
mannigfacher Weise genutzte und beanspruchte 
Ressource. Entsprechend der hierarchischen 
Struktur der lebenden Welt sind zu unterscheiden: 
genetische Diversität innerhalb von Populationen, 
Artendiversität , Diversität an Biotopen, Biotop­
komplexen (= landschaftliche Diversität). 

Die ökonomische Bedeutung der heimischen Bio­
diversität läßt sich in etwa wie folgt gliedern: 

6.1.1. Direkte Nutzungen (direkte Preisbildung 
möglich) 

a) Haustierrassen, Kulturpflanzen, Zierpflanzen 

b) Wildarten (z.B. Holzarten, Wiesen- und Wei­
den pflanzen , Heilkräuter, jagdbares Wild , Fi­
sche) 

c) Biotope (alpine Rasen, Wiesen, Weiden für 
Viehhaltung, Moore durch Abtorfen, Wälder 
durch Holznutzung, elektrizitätswirtschaftliehe 
Nutzung von Bächen, Flüssen etc.) 

d) Landschaften (Siedlungen, Verkehrsflächen, 
Entsorgungen, Schitourismus und andere 
Sportflächen etc.) 
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5.4.1. Maßnahmenmatrix Rohstoff/Abfall 

Ziel Maßnahmen Raum Zuständigkeit Zeit-
bezug horizont 

Umfassende Einrichtung und Förderung einer Stoffbuchhaltung als r, n Bund/ÖSTAT /Länder k 
Stoffbewirtschaftung Grundlage einer umfassenden Stoffbewirtschaftung 

Bessere Verwertung Separate Erfassung der größten Materialströme I, r Privatwirtschaft! k, m 
(Baurestmassen, Biomassse und Papier) Öffentliche Hand 

Erfolgs- und Qualitätskontrolle in der Abfallwirtschaft n Bund/Länder m 

Erneuerung der Deponieverordnung und Ausrichtung n Bund k 
auf das Abfallwirtschaftsgesetz (AWG) 

Errichtung weiterer thermischer und physikalisch- I, r Privatwirtschaft, rn 
chemischer Behandlungsanlagen Länder/ Gerneinden 

Forschung und Entwicklung sowie Planung und r, n Bund/Länder rn 
Erstellung von Endlagern 

Langfristige Urnwelt- Förderung der Forschung und Entwicklung auf dem n, i Bund/Privatwirtschaft m,l 
verträglichkeit von Gebiete der ökologischen Produktgestaltung 
Produkten 

Neue Einkaufs- und Förderstrategien für Güter und I, r, n Bund/Länder/ k, rn 
Dienstleistungen irn öffentlichen Bereich Gerneinden 

Einbeziehung von Kriterien des regionalen Stoffhaus- l,r Bund/Länder/ rn , I 

I, r, n, i 

haltes in die Raum- und Umweltplanung 

....... Iokal. regional. national, international Zeithorizont: k, m, I 

6.1.2 Indirekte Nutzungen (nur externe Preis­
bildung möglich) 

a) Wohlfahrtswirkungen 

• biologische Regulation (Beutegreifer als 
"Gesundheitspolizei" , biologische Schäd­
lingsbekämpfung, biologische und abioti­
sche Regulation durch Landschaftselemen­
te wie Hecken, Ökowertflächen etc., Zerset­
zung organischer Abfälle, Selbstreinigung 
von Gewässern etc.) 

• Luftreinigung, C02-Sinks, klimatischer Aus­
gleich 

b) Schutzwirkungen (Hangstabilisierung, 
Wasserrückhalt etc.) 

c) Erholungswirkungen, Bildung 

• Naturerlebnis (Tierbeobachtung, Sammeln, 
Natur als Hobby etc.), Landschaftserlebnis 

• Objekt wissenschaftlicher Forschung , Be­
reitstellung von Lehrobjekten etc. 

Diese grobe Auflistung zeigt, daß Biodiversität di­
rekt oder indirekt eine umfassende Bedeutung be­
sitzt. Auch der natürliche Pool wird mehr genutzt 
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Gerneinden/ 
Privatwirtschaft 

......... kurz- (0-5 J) , mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

und gebraucht (auch für nichtökonomische 
Zwecke) als es im ersten Moment scheinen mag. 

Eine nachhaltige Sicherungs- und Nutzungsstra­
tegie dieser Ressource zu entwickeln, muß ein 
langfristigeres und prioritäres Ziel der Umweltpoli­
tik sein. Viele Vorschläge, die in den Arbeitskreisen 
aufbereitet wurden, können als Bausteine dienen, 
dieses ehrgeizige Ziel einer positiven, aber scho­
nenden Nutzungsstrategie der Lebewelt - im Ge­
gensatz zur bislang üblichen und fast ausschließ­
lich dominierenden Verbrauchs- und Abnutzungs­
strategie auf der einen bzw. SChutzstrategie auf 
der anderen Seite - zu erreichen. 

Ungeachtet dessen, kann auf Naturschutzaspek­
te im engeren Sinn nicht verzichtet werden , da im­
mer wieder Maßnahmen gesetzt werden müssen, 
die Natur und Landschaft irreversibel verbrau­
chen, Übergangslösungen aus der realen Situa­
tion heraus nach der Strategie der "kleinen Schrit­
te" erzwungen werden bzw. die allgemeine Siche­
rung der Lebensgrundlagen (Ressourcen, Kondi­
tionen) für die organische Mitwelt ein permanen­
tes Anliegen darstellt. Naturschutz enthält somit: 

Biotischen Ressourcenschutz 
Er umfaßt das gesamte Spektrum des Arten- und 
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Biotopenschutzes und die Maßnahmen, die direkt 
auf Lebensgemeinschaften und Lebensräume ge­
richtet sind. Hierher gehören auch Maßnahmen 
zur Erhaltung und Förderung von Organismen ho­
her funktioneller Bedeutung (z.B. Bodenfauna). 

Abiotischen Ressourcenschutz 
Er umfaßt alle Maßnahmen, die geeignet sind, auf 
direktem oder indirektem Wege die unbelebten 
Kompartimente der Ökosysteme oder Ökosy­
stemkomplexe zu erhalten. Maßnahmen des tech­
nischen Umweltschutzes dienen auch dieser, nicht 
nur menschenzentrierten, Ökosystemsicherung. 

Ästhetischen Ressourcenschutz 
Er umfaßt den Schutz regionaltypischer, in vielen 
Fällen auch ästhetisch befriedigender Land­
schaftsbilder im bebauten und unbebauten Be­
reich. 

6.2. Istzustand 

Der Istzustand der Biodiversität setzt sich aus 
dem alten natürlichen Grundstock (ca. bis zur 
neolithischen Revolution), spontanen Neuansied­
lern, alten synanthropen Arten (alte Haustierras­
sen, Sorten, alte Unkräuter etc.). neuen synan­
thropen Arten (neue Rassen, Sorten, Agrio­
phyten), natürlichen, ruralen und urbanen Biotop­
typen und Landschaften zusammen. Unter "neu" 
ist die Zeit nach der industriellen Revolution zu 
verstehen (ca. 200 Jahre). 

Eine systematische Erfassung der Biodiversität 
des Landes fehlt, da im Gegensatz zu Bevölke­
rungszahl, Getreideproduktionen, Bestand an 
Traktoren und vielem anderem die Biodiversität 
nicht zum Themenkreis des statischen Erfas­
sungswesens zählte. Relativ gut bekannt ist nur 
die Zahl der höheren Pflanzen (2.873 Blütenpflan­
zen und Farne) und Tiere (88 bodenständige Säu­
ger, 239 Brutvogelarten, 75 Fischarten, 34 Arten 
an Reptilien), sowie die Zahl der alten Haustierras­
sen, begrenzt auch jene der Obst,- Gemüse- und 
Getreidesorten. Sehr schlecht bekannt ist die Di­
versität und deren Bedeutung bei funktionell wich­
tigen Gruppen wie zersetzende Pilze und Mikroor­
ganismen, Gliedertieren, "Würmern" etc. 

Aus Sicht der autochthonen Flora und Fauna ist 
Österreich im mitteleuropäischen Vergleich eines 
der artenreichsten und landschaftlich vielfältigsten 
Länder, bei den Blütenpflanzen und den Flechten 
überhaupt - und möglicherweise auch bei anderen 
Formenkreisen - das artenreichste. Die Artenzahl 
an Blütenpflanzen und Farnen von 2.873 steht bei­
spielsweise neben 2.420 für die Schweiz, 2.476 
für Deutschland-West, 1.842 für Deutschland-Ost, 
ca. 2.500 für die Slowakei. Gesamteuropäisch 
sind nur die Mittelmeerländer artenreicher. 
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Von den Farn- und Blütenpflanzenarten sind 2% 
ausgestorben, weitere 5% akut vom Aussterben 
bedroht, 10% stark bedroht, insgesamt 37,6 % in 
irgend einer Form gefährdet. Bei den Vögeln sind 
24 (10%) der autochthonen Brutvogelarten nach 
1800 ausgerottet worden bzw. verschollen, 24 Ar­
ten (10%) sind vom Aussterben bedroht, 11 Arten 
(5%) stark gefährdet, insgesamt 135 Arten 
(56,5%) müssen in irgendeiner Form als gefährdet 
angesehen werden. Ebenfalls ziemlich genau die 
Hälfte der 88 Säugetierarten in Österreich zählt zu 
den gefährdeten Arten. 

Gefährdet ist vor allem der kulturabhängige Arten­
und Biotopbestand (Wiesen-, Ackerwildkräuter, 
synanthrope Arten, Magerwiesen, Feuchtwiesen, 
Niederwälder, Almen etc.) durch Aufgabe, Intensi­
vierung, Änderung der Bewirtschaftungstechnik. 
In Wäldern sind manche Tier- und Pflanzengrup­
pen (Iignobionte bzw. epiphytische Arten) stark, 
andere (z.B. Kräuter des Waldbodens) weniger 
gefährdet. Im hochalpinen Lebensraum ist das 
Gefährdungsmoment eher gering. Veränderungen 
des Artengutes und der Biotopvielfalt sind nach 
wie vor primär ein Resultat direkter Eingriffe und 
Störungen. Sieht man von eutrophierten bzw. 
kontaminierten Seen, Bächen und Flüssen ab, ha­
ben umwelthygienische Effekte wie atmosphäri­
scher Schadstoffeintrag, die Ozonproblematik 
oder der Treibhauseffekt zwar zu Schwächungen 
von Waldökosystemen oder zum Höhersteigen 
der Alpinvegetation geführt, wissenschaftlich 
exakt nachgewiesene, österreichweite Artenverlu­
ste wurden bislang nicht bekannt, können aber 
langfristig und besonders lokal nicht ausgeschlos­
sen werden. 

Österreich kann zweifelsfrei auf gute Erfolge im 
Natur- und Landschaftsschutz hinweisen, in vielen 
Gebieten wird naturnaher Waldbau als Ziel dekla­
riert, die Landwirtschaft erfolgt zumindest teilwei­
se naturnah. Trotzdem sind große Konflikte noch 
nicht überwunden (z.B. Untere Donau), es fehlt 
an Harmonisierungen in der Verwaltung und ag­
rar- bzw. forstfachlicher Entwicklung. Als eines der 
größten Hemmnisse in der Querschnittsmaterie 
Natur- und Landschaftsschutz hat sich immer 
wieder die zu strenge Orientierung an formalrecht­
lichen Abgrenzungen (z.B. bei der Finanzierung 
von Aufgaben, die Agenden mit Bundeskompe­
tenzen bzw. umgekehrt) erwiesen. Unbefriedigend 
ist sicher auch der Bildungsstand. Naturkenntnis 
wurde durch die Lehrpläne der vergangenen Jahr­
zehnte in die Unterstufe abgedrängt bzw. über­
haupt als "altmodisch" entfernt. Nicht nur der 
"Normalverbraucher" steht in der Regel ziemlich 
hilflos der natürlichen Vielfalt gegenüber. 
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6.3. Grundsätze 

Nutzungen der Ressource ,Hodlversität" sollen 
nachhaltig erfolgen, Ressourcenschutz vor allem 
dort ansetzen, wo Nutzung nicht so nachhaltig er­
folgen kann. ohne daß der Charakter des ObJek­
tes irreverSibel verändert wlJrde. Im Wirtschaftssy­
stem verankerte und nachhaltige Naturnutzung 
sollte Naturschutz eigentlich überfl(Jssig machen 
bzw. sich auf biotischen Ressourcenschutz Im en­
geren Sinne beschränken dürfen. In diesem Sinne 
ware methodisch wie folgt anzusetzen: 

6.3.1. Nutzungen, bei denen Diversität im Zen­
trum des Nutzungsinteresse steht 

Sichtung und Förderung von Möglichkeiten. wie 
speZifische Aspekte der Diversltät verbessert, 
nachhaltig bzw. schonender "vermarktet" werden 
können. Gedacllt wird hier etwa an die Wiederbe­
lebung alter Haustierrassen, Obstkulturen. Beach­
tung der genetischen Dlversität in Schutzwäldern, 
geeignete Vermarktung von Naturparks und Na­
tionalparks, Aufbau diversitätsbeachtender Wirt­
schaftswelsen mit entsprechender Produktver -
marktung (z.B. rlach dem "Pro Landschaft" - Kon­
zept), Direktproduktion von Landschaft etc.; Auf­
bereitung der Problematik neuer Züchtungen und 
damit verbundener Anbau- und HaltungstechnI­
ken, gentechnOlogische Probleme, das Einbnn­
gen neuer Arten etc. 

6.3.2. Nutzungen, bei denen Diversität nicht 
zwingend notwendig, aber von Vorteil ist 

Entwicklung wenig IntenSiver Nutzungsformen in 
der Land- und ForstWirtschaft bzw. Adaptierung 
alter und traditioneller Naturnutzungen mit Nacll­
haltigkeitscharakter, insbesonders f(Jr das Wie­
sen- und Weideland. Hier sind auch Begründun­
gen standortsgerechter, d.h. natürlicher Wälder zu 
nennen bzw. diverse forstwirtschaftllche Betriebs­
formen. Beachtung der Dlversität ist sicher aucll 
ein zentrales Element bel allen landschaftsgestal­
tenden Maßnahmen etc. 

6.3.3. Nutzungen, die Diversität verbrauchen 

Solche Nutzungen sind zu bewerten und Strate­
gien der Eingnffsmlnimlerung zu entwickeln (ener­
giewirtschaftliche Nutzungsformen ; Raumplanung 
im Freiland; Naturelrlräumung etc,) und gegebe­
nenfalls Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen. 

Bel der EntWICklung angepaßter Nutzungsformen 
bzw. bei der Adaptlerung bestehender Nutzungs­
weisenist als ZIelgröße vom potentiell natürlichen 
Zustand (Sollzustand, "Visionärer Zustand") aus­
zugehen und dieser soweit wie möglich anzustre-
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ben. Der Istzustand und die Rahmenbedingungen 
bestimmen das RealiSierbare. das aber möglichst 
nahe beim Sollzustand liegen soll. 

6.4. Ziel 

Anzustreben ist: 

1. keine "Verschlechterung des Zustandes der 
natürlichen Ressourcen" und 

2. eine .,schonerlde Nutzung der erschöpfbaren 
Ressourcen" 

Im folgenden ist taxativ aufgelistet, was hinSichtlich 
Biodiversität dazu im Detail zu beachten wäre: 

Die nachhaltige Nutzung der Blodlversltät. die 
letztlich deren Erhalt und EntwIcklungsmöglichkeI­
ten (Evolution) gewährleistet, schließt dynamische 
Aspekte nicht aus, sondern fördert sie und baut 
sie ein. Dies muß sich aber Im Rahmen dessen 
bewegen, was für den Naturraum als typisch und 
natürlich angesehen werden kann und aus die­
sem ableitbar ist. 

6.5. Maßnahmen 

Die Im folgenden vorgeschlagenen Maßnahmen 
sind einerseits dem biotischen Ressourcenschutz 
im engeren Sinne einzuordnen, andererseits sind 
es Vorschläge zur Verbesserung der Rahmenbe­
dlngurlgen für Schutzmaßnahmen, aber auch für 
die Entwicklung nachhaltiger Nutzungsformen, Die 
als Ziel angesprochene EntWicklung nachhaltiger 
Nutzungsformen ist teilweise In den Maßnahmen 
zu anderen Fachbereichen enthalten (Land-, Forst­
und Wasserwirtschaft, Tourismus, Abfallwirtschaft, 
etc). Grundsätzlich ist die ökologische, agrar- und 
forstwissenschaftliche Forschung bzw. die Land­
schaftsforschung Im weiteren Sinne aufzurufen, 
nachhaltige Naturnutzungsstrategren unter Ausnüt­
zung der gegebenen BiodiverSltät zu entWickeln. 

6.5.1 Verbesserung der Rahmenbedingungen 

a) KOl1lpetenzbereinigungen, die sowohl auf Bun­
des- als auch auf Länderebene erlauben, Na­
tur- und Landschaftsschutz als Ouerscllnltts­
materien zu behandeln 

b) Prüfung - und gegebenenfalls Änderurlg - des 
Förderungswesens auch im Land- und Forst­
wirtschaftsbereich auf Blodiversität 

c) Schaffung institutioneller Rahmenbedingungen 
zur EInbindung des Natur- und Landschafts­
schutzes in Entscheidungsprozesse (z.B öko­
SOZiale Partnerschaft) 
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d) Überprüfung und gegebenenfalls Änderung na­
turbeeinflussender Gesetzesmaterien in ihrer 
Wirkung auf die Biodiversität und Förderung 
derselben 

6.5.2. Forschung, Bildung und Information 

a) Schaffung einer Bundesanstalt für Naturschutz 
mit den Aufgabenbereichen angewandte Na­
turschutzforschung , naturverträgliche Nut­
zungsformen, Information 

b) Schaffung von Landes- bzw. regionalen Akade­
mien für Naturschutz als Bildungs- und Infor­
mationsstätten 

c) Stärkung des Biologieunterrichtes an allen 
Schultypen zugunsten von Naturschutzinhal­
ten, nachhaltigen Naturnutzungen, etc. 

d) Stärkung des Geographieunterrichtes an allen 
Schultypen zugunsten von Landschaftsinhalten 
(physische Geographie, Erdgeschichte) 

e) Einrichtung einer Studienrichtung "Naturschutz" 
an der Universität Wien bzw. ein interdisziplinä­
res Studium, an dem sich mehrere Universitä­
ten beteiligen 

6.5.3. Biotischer Ressourcenschutz 

a) Erstellung von Naturentwicklungskonzepten, Ar­
tenschutzkonzepten, Landschafts(rahmen) plä­
nen auf Basis von geeigneten Inventarisierungen 
(Gemeinden, Länder, nationale Konzepte) 

b) Darauf aufbauende Schaffung von Flächen zur 
Förderung und Erhaltung der biologischen Diver­
sität (inkl. allfälliger Pflege bzw. nachhaltiger Nut­
zung) nach fachökologischen Kriterien unter Ein­
beziehung der Betroffenen sowohl in den land­
wirtschaftlichen Gunstlagen (z. B. Ökowert­
flächenprogramme, Ausgleichsflächen etc.) als 
auch in den Alpen (z.B. NaturSChutzgebiete, Na­
tionalparks , Naturwaldreservate). Diese Flächen 
sind das Arten- und Naturreservoir zur Siche­
rung des Artengutes und dessen evolutiver Ent­
wicklung 

c) Beachtung internationaler Normen und Abkom­
men, insbesondere die Erfüllung der IUCN-Krite­
rien (International Union for Conservation of Na­
ture and Natural Resources) in allen österreichi­
schen Nationalparks 

d) Umsetzung des Übereinkommens über biologi­
sche Vielfalt (United Nations Conference on En­
vironment and Development - UNCED 1992) 
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e) Einrichtung von Schutzgebieten inkl. Entwick­
lung von schutzkonformen Nutzungsformen in 
den Ramsar-Gebieten 

f) Zügige Umsetzung natur- und landschafts­
schutzrelevanter Verordnungen und Richtlinien 
der EU (Vogelschutzrichtlinien, Flora-Fauna-Ha­
bitat-Richtlinie, Verordnung für umweltgerechte 
und den natürlichen Lebensraum schützende 
landwirtschaftliche Produktionsverfahren) 

g) Ausreichende Dotierung von Schutzinitiativen, 
Landschaftspflegetätigkeiten, Entwicklung na­
turschonender Techniken 

6.6. Maßnahmen 

6.6.1 . Maßnahmen matrix Biodiversität 
(Siehe nächste Seite) 
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6.6.1. Maßnahmen matrix Biodiversität 

Ziel Maßnahmen Raum Zuständigkeit 
bezug 

Verbesserung der Kompetenzbereinigung im Sinne der Betrachtung r, n Bund/Länder m 
Rahmenbedingungen des Natur- und Landschaftsschutzes als Quer-

schnittsmaterien 

Prüfung und Anpassung des Förderungswesens r, n Bund/ Länder m 
(auch im Bereich der Land- und Forstwirtschaft) mit 
Rücksicht auf Erfordernisse der Biodiversität 

Schaffung institutioneller Rahmenbedingungen zur r, n Bund/Länder/ m 
Einbindung des Natur- und Landschaftsschutzes in Gemeinden 
Entscheidungsprozesse 

Überprüfung und Anpassung naturbeeinftussender n Bund/Länder m, 1 
Gesetzesmaterien in Hinblick auf ihre Wirkung auf die 
Förderung der Biodiversität 

Intensivierung der Schaffung einer Bundesanstalt für Naturschutz n Bund m 
Forschung, Bildung 
und Information über Schaffung von Landes- und Regionalakademien für Bund/Länder m,1 
Natur- und Land- Naturschutz als Bildungs- und Informationsstätten 
schaftsschutz 

Stärkung des Biologieunterrichtes zugunsten des n 
Naturschutzes Bund k 

Einrichtung einer Studienrichtung Naturschutz n Bund k 

Biotischer Ressourcen- Erstellung von Natur- und Entwicklungskonzepten I, r Bund/Länder/ k, m 
schutz und Landschaftsrahmenplänen Gemeinden 

Schaffung von Flächen zur Förderung und Erhaltung I, r Bund/Länder/ k, m 
der Biodiversität Gemeinden 

Erfüllung der IUCN-Kriterien in österreichischen I, r Länder k, m 
Nationalparks 

Umsetzung des Übereinkommens zum Schutz der n Bund, Länder m 
Artenvielfalt (UNCED 1992) 

Einrichtung von Schutzgebieten in den Ramsarge- r, n Bund, Länder m 
bieten 

Zügige Umsetzung natur- und landschaftsrelevanter n Bund/Länder k 
Verordnung 

Ausreichende Dotierung von Schutzinitiativen, Land- I, r, n Bund/Länder/ k, m 
schaftspflegetätigkeiten und Entwicklungen natur- Gemeinden 
schonender Techniken 

I, r, n, i ...... lokal, regional, national, international Zeithorizont: k, m, I .......... kurz- (0-5 J), mittel (5 . 10 J), langfristig (> 10 J) 
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1. Problemstellung 

Ein komplex vernetztes System wie es unsere Ge­
sellschafts- und Wirtschaftsform darstellt, bedarf 
der Wahl geeigneter Eingriffspunkte, wenn es be­
einflußt und verändert werden soll. Umweltpoli­
tisch bieten sich die drei Bereiche Politik, Wirt­
schaft und Konsument zur Änderung des Ge­
samtsystems in Richtung Nachhaltigkeit an. Da 
die Konsumenten die Zielgruppe von Politik und 
Wirtschaft darstellen, erscheint bei ihr der beste 
Eingriffspunkt zur Realisierung von "sustainability" 
im Gesamtsystem zu sein. Verbrauchen von Gü­
tern, Waren und Dienstleistungen im Sinne von 
Konsumieren heißt "zum unmittelbaren Genuß 
verwenden", was ökonomisch die endgültige 
Marktentnahme bedeutet. Die Änderung des 
Konsumentenverhaltens ist eines der wichtigsten 
Instrumente zur Umsetzung umweltrelevanter 
Maßnahmen und daher einer der zentralen An­
satzpunkte. Werden die seit ca. 15 Jahren erar­
beiteten demoskopischen Ergebnisse zum The­
ma Umwelt zusammengefaßt, ergeben sich nach­
folgende Aussagen: 

a) Reiht man die "Sorgen der Nation", so ist der­
zeit das Problem Arbeitslosigkeit vor Umwelt­
schutz anzutreffen. Die Bevölkerung wurde in 
den 80er Jahren immer umweltbewußter, die 
Sorge um den Arbeitsplatz blieb im sei ben 
Zeitraum konstant. Weiters liegt eine Korrelati­
on zwischen Wirtschaftslage und Sorge um 
den Arbeitsplatz bzw. um den Umweltschutz 
vor. 

b) Rund 60% der Bevölkerung bekennen sich 
zum Umweltschutz (verbale Bekennung), nur 
etwa die Hälfte davon - also 30% der Bevölke­
rung - praktizieren umweltbewußtes Verhalten 
(Kerngruppe). Außerdem beeinflußt der Grad 
der Bildung das Bekenntnis bzw. das Praktizie­
ren des Umweltschutzes. 

c) Öffentlichkeitswirksame Gruppierungen aus 
den Bereichen Politik- und Wirtschaft betrach­
ten umweltrelevante Fragen grundsätzlich in­
teressensorientiert, jedoch zunehmend ganz­
heitlich als Vernetzung aus Ökonomie, Ökolo­
gie und soziokulturellen Aspekten. 

d) Die Ära, in der umwelt relevante Fragen und ih­
re Lösungen parteipolitisch bezogen auf die 
Lösungskompetenz einer Partei zugeordnet 
werden konnten oder sollten, ist nicht mehr ge­
geben, da in allen österreichischen demokrati­
schen Parteien umweltinteressierte Mitglieder 
positioniert sind. 
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Bei Analyse dieser hier nur taxativ aufgezählten 
Fakten muß dazu festgestellt werden: 

• Fehlende Informationen und fehlendes Wissen 
über die Zusammenhänge Ökonomie-Ökologie 
sowie zu wenig Anreize für umweltbewußtes 
Verhalten sind die bestimmenden Hemmnisse 
für den "Durchbruch" zu umweltkonformem 
Verhalten. 

• Die Abgeltung des Aufwandes für den Umwelt­
schutz (insbesondere auch der Sanierung von 
Altlasten) kann häufig nicht einem Verursacher 
zugerechnet werden und wurde in der Vergan­
genheit durch Aufwendungen aus Mitteln des 
Bundesbudgets und der Wirtschaft (40% It. 
Österreichischem Statistischen Zentralamt) ge­
tragen. 

Diese zunächst klare Zuordnung relativiert sich 
und wird entsprechend komplexer, wenn man die 
Position des Konsumenten näher betrachtet und 
daher feststellt , daß er in mehrfachen "Funktio­
nen" agiert und somit in einem komplexen Netz­
werk von Wirtschaft und Politik mit unterschied­
lichster Rollenverteilung eingebunden ist. Wird ei­
nem solchen System noch zugeordnet, daß irra­
tionale und rationale Verhaltensmuster wirksam 
sind, muß erkannt werden , daß die Beeinflussung 
des Konsumentenverhaltens in Richtung einer 
Verbesserung der Umweltsituation kaum durch 
singuläre und partielle Maßnahmen bewirkt wer­
den kann. 

2. Ist-Zustand und Trends 

Für viele heute am Markt befindlichen Produkte 
sind noch keine bzw. nur geringe Informationen 
über deren Langzeitauswirkungen auf die Umwelt 
und den Menschen bekannt. Als Beispiel sei die in 
den 80er Jahren aufgetretene Asbestproblematik 
mit all ihren gesundheitlichen und technischen 
Folgewirkungen angeführt. 

Zur Sanierung von bestehenden und zur Vermei­
dung von künftigen Umweltschäden erscheinen 
Änder,ungen der derzeitigen Wirtschaftsregeln 
und Anderungen im Konsumverhalten des Ver­
brauchers zwingend erforderlich, wobei die bei­
den Faktoren Wirtschaft und Konsument best­
möglich aufeinander abgestimmt werden sollen. 
Diese Modifizierungen sind auf Basis der heute 
praktizierten Wirtschaftsformen aufzubauen. 
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2.1.1. FAKT 1 

Der Bürger tritt in einer Mehrfachrolle auf 
(Abb. 3.3.1) 

• in der Rolle als Konsument 
• in der Rolle als Arbeitnehmer oder Arbeitgeber 
• in der Rolle als "Politiker" 

Je nach gerade wahrgenommenem Rollenbild, 
liegen unterschiedliche Interessen und damit un­
terschiedliche Einstellungen zu Themen der Um­
welt vor. 

Politik 

Instrumente 

Organe 

Wirtschaft 

Interessensvertretung 

Arbeitsplatzgeber 

Konsument 

Einzelinteressen 

Wähler 

Abbildung 3.3.1. Vernetzung: 
Konsument - Wirtschaft - Politik 

2.1.2. FAKT 2 

Im Wechselspiel zwischen Wirtschaft und Konsu­
ment können unterschiedliche Dominanzen auf­
treten. (Abb. 3.3.2.) 

Im realen und idealen Zustand könnte der Konsu­
ment durch umweltbewußtes Handeln die Wirt­
schaft zur Entwicklung umweltkonformer Produk­
te und Verfahren "zwingen". Wie demoskopische 
Analysen der letzten Jahre zeigen, erfolgen die 
Kaufentscheidungen (Konsumverhalten) im we­
sentlichen spontan (im Unterbewußtsein). Indu­
strie, Gewerbe und Handel verfügen in Form von 
Marketingkonzepten und Werbemaßnahmen über 
Methoden, um Marktdominanz nach ihrem Ver­
ständnis zu erreichen. 

Bereits heute kann ein gut informierter Konsument, 
unabhängig vom Bildungsniveau, durch seine Kauf­
entscheidungen die Wirtschaft beeinflussen, ver­
mehrt umwelt konforme Produkte herzustellen bzw. 
umweltkomforme Dienstleistungen zu erbringen. 
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r---- KONSUMENT~--~ 

Produktanforderungen: 

hohe 
Kaufkraft 

Abbildung 3.3.2. 

• sofort verfügbar 
• billig 

• exklusiv 
• wartungsfrei 
• neuartig 
• hoher Komfort 
• etc. 

INDUSTRIE 
GEWERBE 
HANDEL 

Wechselbeziehung Konsument - Industrie 

2.1 .3. FAKT 3 

großes 
Angebot 

Die Wechselbeziehung zwischen Politiker/Par­
teien und Konsumenten (Wähler) wird in einem 
demokratischen Staatssystem häufig durch die 
Bemühungen um Wiederwahl beeinflußt. 

Eine zukunftsorientierte Strategie muß die als not­
wendig erkannten langfristigen Maßnahmen im 
Umweltbereich für alle politischen Kräfte außer 
Streit stellen. 

geSicherter 
Wohlstand 

POLITIK 

• Sicherheit 
• Arbeitsplatz­

sicherung 
• Gesundheit 
• Schutz des 

Eigentums 
• wenig 

-..,..-_.. Steuern 

• Wohlstand 
• Wachstum 
• etc. 

Wieder­
wahl 

'----:l~ KONSUMENTt------' 

Abbildung 3.3.3. 
Wechselbeziehung Konsument - Politik 
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2.1.4. FAKT 4 

Ein Kennzeichen der Wechselbeziehung zwischen 
Wirtschaft und Politik ist, daß LObbystrukturen be­
währte Abläufe im Sinne einer Kontinuität sichern 
(Abb. 3.3.4.) 

Umweltwirksame Programme müssen so geplant 
werden, daß sie im eng verflochtenen Netzwerk 
positive Synergien mit sozial verträglichen Effek­
ten auslösen. 

gute Rah­
menbedin­
gungen für 

POLITIK 

• gesetzliche 
Vorteile 

• Förderungen 
• Monopol­

markt 
• wenig 

Lohnkosten betriebli­
chen Erfolg 

• wenig 
- ..... -_. Steuern 

• etc. 

WIRTSCHAFT 
'----1~ INDUSTRIE 

Abbildung 3.3.4. 
Wechselbeziehung Wirtschaft - Politik 

Steuern, 
Ertrags­

kraft 

3. Grundsätzliche Überlegungen und Ziele 

3.1. Grundsätzl iche Überlegungen 

Die nachfolgenden Überlegungen sollen die 
Wechselbeziehung zwischen Ökologie und Öko­
nomie exemplarisch darstellen. Die nachfolgen­
den Ziele sind auf Basis dieses Zusammenhanges 
zu verstehen. 

Unter dem Leitziel der Nachhaltigkeit, ist die 
Schaffung entsprechender Rahmenbedingungen 
zur Änderung des Konsumverhaltens anzustre­
ben. Dies gilt gleichermaßen für produzierende In­
dustrie und Gewerbe inkl. Dienstleistungsbereich 
wie auch für den privaten Konsumenten. Eine ein­
heitliche Gesetzgebung mit transparenten Durch­
führungsbestimmungen ist eine notwendige Vor­
aussetzung, um für alle Beteiligten - auf nationa­
ler und internationaler Ebene - gleiche Wettbe­
werbsbedingungen herzustellen . Für derartig um­
fassende, langfristig zu konzipierende notwendige 
Änderungen muß nicht nur ein entsprechender 
Zeithorizont vorgesehen werden, sondern es muß 
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auch die Tatsache akzeptiert werden, daß die der­
zeit weltweit vorliegenden Umweltschäden weiter­
hin progressiv zunehmen, wenn keine entspre­
chende Festsetzung eines neuen Gesamtkurses 
erfolgt. Somit muß postuliert werden, daß der 
Zeitrahmen für tiefgreifende Maßnahmen im Um­
weltbereich von der Schadenszunahme in der 
Umwelt und den damit verbundenen Folgeschä­
den festgelegt wird. Es kann daher nicht aussch­
ließlich die Bereitschaft zur Änderung des Konsu­
mentenverhaltens erwartet und damit eine 
schleppende Umsetzung riskiert werden. 

Wird dieser Zeitdruck (Diktat der Zeitvorgaben aus 
Sicht der Umwelt) akzeptiert, muß ebenfalls ak­
zeptiert werden, daß der bereits vorhandene Lö­
sungsansatz der Verknüpfung aus Marktwirt­
schaft und politisch definierten, vorgeschriebenen 
Rahmenbedingungen weiter ausgebaut wird. 

Die Akzeptanz von umweltrelevanten Maßnahmen 
bei der Wirtschaft und beim Konsumenten wird 
stark davon abhängig sein, inwieweit zu den der­
zeitigen Geboten und Verboten der Umweltpolitik 
neue politische Rahmenbedingungen hinzukom­
men. Als eine der wichtigen von diesen kann hier 
die Internalisierung v.on Umweltkosten genannt 
werden. Die Selbstregulierung in Form von freiwil­
ligen Vereinbarungen kann bei optimaler Gestal­
tung des Systems sowohl wirtschaftliche als auch 
ökologische Vorteile liefern. Freiwill ige Vereinba­
rungen tendieren langfristig in der Praxis zum 
Handelsbrauch, der zivilrechtlich einklagbar wer­
den kann. Sowohl staatliche Lenkungsmaßnah­
men als auch freiwillige Vereinbarungen sind re­
gelmäßig auf ihre ökologische Effektivität zu prü­
fen. 

Die heute gültigen Regeln der Wirtschaftlichkeits­
bewertung von Investitionsvorhaben können be­
züglich der oft schwer quantifizierbaren umweltre­
levanten Kostenanteile den Wegfall jener innovati­
ven Tangente, die in Richtung Nachhaltigkeit zielt, 
ergeben. 

Zieht man den Anspruch aus dem Ressourcen­
Management heran, wonach die Stoffströme zum 
Erreichen einer Nachhaltigkeit raschest möglich 
signifikant reduziert werden sollen , müssen inno­
vative Vorhaben in Zukunft auf neuen und langfri­
stigen Finanzierungsmodellen basieren. Dazu 
kann eine Neudefinition der Begriffe Wachstum 
und Wohlstand erforderlich sein. 

Die Umweltverträglichkeit von Produkten und Ver­
fahren muß den gleichen Stellenwert wie der Be­
griff "Qualität" bekommen. Verschiedene Unter­
nehmen haben gezeigt, daß es bei Einführung von 
"Total-Quality-Management", wo Qualitätsanfor­
derungen an das Produkt bereits in der Entwick­
lungsphase festgelegt werden , möglich ist, 
schlußendlich qualitativ höherwertige Produkte zu 
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nledricjon Kosten herilistellcn Ahnllche Wirkun­
gen 1111 Umweltberelcl1 zeigen sich durch erste 
AnwencJuIHJel1 von Oko-Deslgn von Produkteil 
(eh die Llillweitgerecilte Procluktgestal:u:lg ullter 
Beruckslc."itlgung cles gesailltell LeIJe'lszyklus) 

Die konsequente Anwel1dullg cJieser Wlssel1scJls­
zlplill auf Ileue Produkte laRt umweltschoneilCJe 
Lösungen erwarten. Bosollclers WIchtig ist es hier 
festzu1laltell. daß In Vielen Falleil Umweltprobleme 
globclle ProtJleme clarstellen ebenso aber reglol1al 
gegeLJell sein konnen. Dies tJedelitet. daß im 111 
tematlonalell Berelcll CjlolJalo Rahmenoedlngun­
gen festzulegen slIleJ. elle Jeclocll einer entspre­
chenden regionalen DifferenZierung bzw. GeWich­
tung sowie eiller reglonell[JezoCjenen Detailfestle­
gung bedurfen. Die ulI1weltwirksame Umsetzung 
von ökologisch orientierten Maßnahmen sollte 
primal 1111 Intematlonalen Gleicllschrrtt urrd Elll­
klang erfolgen. Dies sOlileRt die Umsetzung auf 
regionaler Ebene nicht c1l1s. 

Um Nacllilaltigkeit 1111 Wlrtschafts-. DIenstlei 
stungs- und Konsumprozeß zu errelcllen. ist die 
Methocle der kleinen Scllrrtte allLUlivenden. Hier­
bei ISt nrcrlt die Große eies clurcllgefuhrten Scllrr1-
tes eiltscheidend. sonclem selno Orrentlerung In 
Riclltung Nacl1llaltlgkelt. Insbesondere muß dar­
auf Bedacl1t gellolllillen welclell. daß mrt der Ein­
führung dor Nachhaltigkelt auch Strukturen gean­
dert werdOll mLJSSen. die IJeZLJCjlicll Ihrer Starrheit 
und tleelnflur3barkelt oft den Zeitraum einer 
ganzen Generatioll zur ÄIllierul1~J beclürfen. 

Gesamtheltllch betrachtet sollte daher die derzei­
tige Urnweltentwlcklung nicht als Bedro'lung auf­
gefaßt werden. sondern als Chance. mit Hilfe 
neuer Tecllllologlen ulld neuer Produkte die Oko­
effiZienz zu erhöhen und damit Nacllhaltigkeit zu 
erZielen. Ern damit VerlJUllcJener ökonomischer 
Prozeß Ist nicht mehr aussclllleßllcll auf Wachs 
tum orrentlert. sondern vIelmehl' In Richtung Res­
sourcenschollLJIlg. Mehl'tacllllutLung und Er­
höllung der Ilnmateriellen Lebensqualltltät ausge­
rrclltet. Folglrdl kÖllilte sowohl qualitativ als auch 
quantitatiV die Frage nach materrelien Standards 
im Sinne eincr IntensiVierung von Dienstleistungen 
in bestimmteil Konsumberelche'l neu gestellt 
werden, wodurcll sich ncue Betätigungsfelder fllr 
die Wirtschaft ergäben. 

3.2. Ziele 

Ohne WeitereiltwIcklung des Systems. bestehend 
aus Wirtschaft. Konsument und Verbraucher kann 
die Mellrzahl eier angeful l rterl Thesen nicht oder 
nur ullVollstallCllg aus heutigel Slcllt vervvirkllcht 
werden. Weiters Wird postuliert. dall die Gesamt­
entwlcklwlg Im Internationalen Glelchschrrtt eriol­
gen mur3, wobei insbesondere Verschiebungen 
der Wettbewerbsfähigkeit durcl1 unterSChiedliches 

·80· 

Korlsumverhalten und U'ltersclllecJliclle Standards 
der Urnweltgesetzgebung berllckslclltigt werden. 

Ziel 1 : 
Durch eine weitere Änderung des Anbieter­
und Verbraucherverhaltens soll Nachhaltigkeit 
im Umweltbereich erreicht werden. 

Damit der KOnSLlrl"elltlm Slllne eler Nclchllaltlgkelt 
handeln kalln. bl'aucht er Infom latlonen lrber die 
Optionen und Konsequenzeil seilles Halldeills. 
ulld es muß ein entsprechendes Angebot an um­
weitkollforillen Produkten besteheil , cJeren Her, 
stellung. Distribution, Gebrauch, Verwertung uneJ 
Entsorgung minimale Umwelthelastungen nach 
sich ziehei) Der Änderung der KOllsumgewohn­
helten mLlß daher eine entsprecheneJe Umstellu'lg 
auf Seiteil eier Unternehmen SOWOlll Im Bereich 
der Produktent,vlcklu'lg. Konstruktion und Pro­
duktion als auch Im Dienstlelsturlgsberelch ge­
genü IJerstellen. 

Dies kann im einzelnen bedeutell: 

• Erllohllng der Nutzu'lgsdauer '1011 Produkten 

• Wiedereillfuhruilg bzw. verstmkte Inan-
spruclllldilme des Dienstlelstungsa'lgebotes 
von Service, Reparatur und Austausch mit dem 
Ziel einer Dernaterralislerung 

• Erhöhllng dei' Wiederverwendlxnkelt von Pro­
dukten bzw. deren Bestandteilen 

• Ruckfullrung der Abfälle In versclllecJene Stufen 
des Recyclings. letztlich Jedoch In wiederver­
wendbare Sekundarrohstoffe 

• Anpassung der Konsumentengewoh'lhelten an 
die Forderungen des Ressourcenlranagements 

Tntt eier DIenstleistungssektor als Konsument auf. 
Sind die oben all geführten Forderrmgen ebellfalls 
gültig. 

Die hier dargelegten punktuellen Forderungen 
fLJhren zur EntWICklung neuer Produkte. Technolo­
gien und Verfallren. Verbunden damit ISt auch ei­
ne andel'e Form des Einsatzes VOll Produkten so­
wie neuer tJzw. bekannter Technologlen. Diese 
EntWICklung Ist gekoppelt mit dem Entstehen 
neuer Berufsbilder u'ld neuer Branche'l. deren 
Etablierung dLirch bildungspolitische Maßnahmen 
eingeleitet wercien muß. 
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Ziel 2: 
Im Rahmen der Integration von EU-Richtlinien 
und -verordnungen sowie von branchen- und 
produktspezifischen Aspekten kann davon 
ausgegangen werden, daß der Konsument bei 
bestimmten Produkten und Leistungen in vie­
len Fällen auch umweltrelevante Kostenanteile 
betreffend Herstellung, Gebrauch und Entsor­
gung - im Kaufpreis integriert - bezahlen soll. 

Bel e1m Entscl1elc1ungsflrldung des Konsumen­
ten Llber den Kauf oder Nicht-Kauf eines Pro­
duktes - bel sonst gielCl1em EIgenschaftsprofil -
ist häufig cJle Hölle des Preises Wichtigster Fak­
tor flir den Kaufentscl1eid. 

2. Oko>\onforme Kostenrechnungen (Berucksichtl­
gUllg aller umweltrelevanten Kosten In den Be­
relcllen Herstellung. Nutzung und Entsorgung) 
fllhren dazu. daß url1weltkonforme Produkte 
kostengunstiger 31s nicht umweltkonforme sind. 

Ziel 3: 
Der Konsument muß eine volkwirtschaftlich 
sinnvolle Möglichkeit erhalten, auszuschei­
dende Produkte und Stoffe in akzeptabler 
Nähe zu seinem Haushalt abgeben zu können. 
Dies erfordert die Weiterentwicklung sowohl 
der kommunalen als auch der industriell-ge­
werblichen Sammel- und Verwertungsinfra­
struktur, nach Möglichkeit mit dezentralem 
Charakter. Die Einbeziehung des Konsumen­
ten ist hier speziell dadurch erforderlich, daß 
eine kostenminimierte Trennung von ausge­
schiedenen Produkten und Stoffen - wenn 
möglich - an der Stelle des Anfalles erfolgen 
sollte. Entscheidend für die diesbezügliche 
Umsetzung ist entsprechende Information und 
Wissensvermittlung an den Konsumenten. 

Der Herstellprozeß von Produkten. die Nutzung 
und Illre Wartung slncl heute in den meist eil Fallen 
durch Normung. Betrrebsvorschrrften und Nutzer­
empfel11ungen gen3u festgelegt. Al) dem Zelt­
pUllkt der letztm3li~len Nutzung Ilegerl Jedocll 
großteils nur Richtlinien und Empfer11ullgen vor. 
Um Wlederverwene1ung. Verwertung bzw. Entsor­
gung zu optimieren. muß der Korlsuillent In die 
getrellilte Sammlun~l VOll Altstoffeil uild Abfallerl 
eingebunden werden. Nur wenn, wo möglich an 
der Stelle des Anfalles bzw. in räumlicher Nähe 
des Konsumenten die Trennung ausgeschiedener 
Produkte und Stoffe erlolgt. kann elll Höchstmaß 
all Wirtschaftlichkeit bzw. Kostenelr1sparung fur 
den Entsorgungsbereich garantiert werden. Vor­
aussetzung hlerlur Sind entsprechende (gesetzli­
clle) Rallmellbedlngungen. 

Das außerst unterschiedlich anfallende Mengell­
gerlist beim Konsumenten muß zu eiller wirt· 
sd1aftlich verwertbaren, definierten Mengenstruk-
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tur zusammengefLlhrt werdell. Sammel· und Ent­
sorgungsstrukturen Sind daher In der Nähe cles 
Konsumenten aufzubauen, wCJclurch die Aufgabe 
des Salllillelns, der weitereil stofflichen TrellnUllg. 
der z\'vlscileillagerung. der weiteren Demontage 
etc. garantlel't waren. Erst durch diese ZWI­
schenschrltte kOllnell fur elle IlIClustrre. welche die 
Ausgangs- oder Erstprodukte prodUZiert. BauteIl­
gruppen. Bautelle und Werkstoffe In einem ent­
sprechendem Mengengerllst. gekoppelt mit 110-
her Transpol1efflzlellz. berclt~lestellt werden. Dies 
schließt die Bllclullg reglol1aler Recycllngsll'llk~u 

rell Wr bestimmte Werkstotfgruppell Illcht aus. 

Bel selektiver StomrennLmg gibt es für unter­
schiedllclle Werkstoffe eine Flille von Verlahren. 
welche die Gcwillnung von Sekundärrohstoff Oll 
ermöglldlell. Um quantlflzlerbare Vergleiche fur 
Prrmär- und Sekundarrohstoffe allsteilen zu kon­
nen, Sind Stoff- und Energlebllallzen bel gesamt­
heitlicher. genormter Betrachtung des Lebenszy­
klus zu erarbeiten. Prrmärrohstoffe Sind nach 
Maßgabe 11', re I' Kilappheit zu schonen. deren 
BeruckslchtlrJung 111 dei Bewertung des LelJens­
zyklus Niederschlag findet. 

Bei den meisten technischen Gütern und Produk­
tell ISt am Ende der Gebrauchsdauer nur ein ge­
rrnger Anteil an FUllktlonselelllenten tatsachlld1 
nicht mehr geblauchsfählg. Daraus konnte Lwter 
Bedachtrlahlllc auf den Fortscllntt der Tecl1lllk 81-

ne Fülle von Reparaturtechnlken entwickelt wer­
den. die Vielfach zu Tauschtelien führen, die Neu­
teilen glelcllwertlg Sind. Damit kommt es zu elllcr 
Verlällgerung der Lebensdauer von Produkteil 
und Produktelemellten sowie zu einer Reduzlc­
rung der MenDen von Prrmärrohstoffen. 

Ferner könnte eille (vorn Korlsul1lenten) sorgfältlD 
durchgefuhrte Abfalltrellll1111g Lur Reduktion der 
BehancllunDskosten lind Elltsorgungskosten fuh­
ren. Allgeslcilts der stelgencle'l Kosten fUI' die 
Entsorgullg ulKl Behal1dlurlg unsortierten Abfalls 
stellt dies eineil AnreiZ fur dell Konsumenterl dar. 

Ziel 4: 
Die Verwertungs- und Entsorgungskosten, de­
nen keine Erlöse gegenüberstehen und die im 
Rahmen des Lebenszyklus eines Produktes 
am Ende der Nutzung anfallen, müssen an ge­
eigneter Stelle, möglicherweise beim Kauf des 
Produktes, quantifizierbar zugerechnet wer­
den. 

Ist für Jedes Produkt die Transparenz von Herstel­
lung, Entsorgung und Logistik gegeben, mUr) Illit 
dieser Kostellzurechnung helmach Vorliegen VOll 
gesetzlichen Rahmenbedingungen ein nlcllt um­
weitkonforilles Produkt teurer werden. als ein um­
weltfreundliches Produkt: dieses Ist kostellseltlg 
deshalb IIn Vorteil, weil bei seiner Herstellung VOll 
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der Rohstoffgewinnung bis zum "Fertigprodukt" , 
seiner "Betriebslebensdauer" bis zur Entsorgung 
inklusive der gesamten Logistik weniger Umwelt­
belastung und Rohstoffverbrauch entsteht, als bei 
einem vergleichbaren nicht umwelt konformen 
Produkt. 

Dem Konzept, daß Kosten dieser Art dem Konsu­
menten und der Wirtschaft nicht zumutbar wären, 
muß widersprochen werden. Sie sind einerseits 
bereits heute in den allgemeinen Steuersätzen 
eingebettet (mitverursacht durch Sanierungsmaß­
nahmen im Umweltbereich) oder "aufgeschobe­
ne" Kosten, die durch später erforderliche Sanie­
rungsprozeßmaßnahmen fällig werden. 

Ziel 5: 
Insbesondere bei langlebigen Produkten mit 
hoher Entsorgungskomplexität ist eine Ver­
knüpfung der Abwicklungen von "Ersatzkauf" 
und "Entsorgung des alten Produktes" wün­
schenswert. Damit sollen geordnete Entsor­
gungsverhältnisse und letztendlich Entsor­
gungssicherheit erreicht werden. Ökologisch 
innovative Produkte sollen dabei aber nicht 
durch die Belastung mit Entsorgungskosten 
des alten Produktes ökonomisch unattraktiv 
gemacht werden. 

Die gegenwärtige Umweltgesetzgebung schließt -
sofern keine Übergangsbestimmungen gegeben 
sind - auch Produkte ein, die bereits bis zu 15 Jah­
re und mehr in Gebrauch und Nutzung stehen. Die­
se nach heutigem Wissensstand zum Teil schwer 
umweltkonform und kostengünstig entsorgbaren 
Produkte müssen ebenfalls nach dem gegenwärti­
gen Stand der Technik behandelVentsorgt werden, 
damit Spätfolgen durch Schaffung "neuer" Altla­
sten vermieden werden. Sie können keineswegs 
deponiert werden, da damit weder Deponievolu­
men noch die Ressourcen geschont werden. 

Ziel 6: 
Es ist dafür zu sorgen, daß die regelmäßige 
Anpassung des Preises entsprechend der um­
weltorientierten, produktspezifischen Mehrko­
sten aus dem produktspezifischen Fortschritt 
der Technik für Konstruktion, Fertigung, Ge­
brauch, Verwertung und Entsorgung sowie der 
Verbesserung des Standes der Technik, der 
gegenwärtig eingesetzten Technologien zur 
Behandlung (Entsorgung) gleicher, ähnlicher 
oder artverwandter Produkte resultiert. 

Als Produkte der ersten Generation werden jene 
Produkte bezeichnet, die heute bzw. in 5-10 Jah­
ren zur Behandlung/Entsorgung anstehen. Sie 
sind in der Regel weder demontagegerecht noch 
reparaturgerecht konstruiert. Unter Produkten der 
zweiten Generation werden jene Produkte ver-
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standen, die auf Basis der gegenwärtigen Um­
weltgesetzgebung bestimmte umweltkritische 
Stoffgruppen und Merkmale nicht mehr aufwei­
sen. Unter Produkten der dritten Generation wer­
den jene Produkte verstanden, die nach den Prin­
zipien des Öko-Designs entwickelt, konstruiert, 
hergestellt, genutzt, verwertet und entsorgt wer­
den können. 

Die in den Zielen 2 und 4 geforderte Kostenwahr­
heit für Produkte, die den gesamten Lebenszyklus 
berücksichtigt, verlangt Preisanpassungen ent­
sprechend den verschiedenen Entwicklungsstadi­
en (Generationen) der Produkte. Nur für Produkte 
der 3. Generation ist eine weitgehend exakte Zu­
rechnung der Kosten über den gesamten Le­
benszyklus möglich. 

Ziel 7: 
Ist der Kreislauf eines speziellen Produktes 
zum Hersteller des Produktes schließbar, dann 
kann eine Pfandregelung ein brauchbares In­
strument darstellen. 

Das Pfand system motiviert den Konsumenten 
nach Nutzung des zugeordneten Produktes (oder 
des Produktes selbst) zusätzlich zur getrennten 
Sortierung und der allfälligen Rückgabe des Pro­
duktes. 

Durch das Pfandsystem wird sichergestellt, daß 
Abfall nach dem Stand der Technik 
behandelVentsorgt wird und nicht in einen ökolo­
gisch schädlichen Entsorgungskreislauf eintritt 
(z.B. Problemwerkstoffgruppen, etc.). Ebenso 
kann erreicht werden, daß Produkte oder Pro­
duktteile einer sinnvollen Wiederverwendung zu­
geführt werden. Die Höhe des Pfandbetrages bie­
tet überdies eine Möglichkeit, den Anreiz zur 
Rückgabe zu erhöhen. 

ZielS: 
Bei Produktgruppen/Dienstleistungen, die Ge­
fährdungspotentiale für Menschen und/oder 
Umwelt aufweisen, haben bestehende und 
künftige Deklarationsvorschriften Belange des 
Gesundheits- und Umweltschutzes in umfas­
sender und aussagekräftiger Weise zu berück­
sichtigen. Bei der Ausweitung von Deklarati­
onspflichten im Rahmen der EU ist eine aktive 
Rolle Österreichs anzustreben. Für die Umset­
zung müssen die Verbraucher- und Umweltor­
ganisationen in die Lage versetzt werden, Auf­
klärungsarbeit in Form von korrekter Interpre­
tation durchzuführen. 

Insbesondere der umweltbewußte Konsument, 
dessen Konsumverhalten durch seine Einstellung 
intensiv beeinflußt und gelenkt wird, ist an umfas­
senden Informationen über die Umweltauswirkun-

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)82 von 324

www.parlament.gv.at



gen des von ihm gekauften Produktes (oder der 
Dienstleistung) interessiert. Dasselbe gilt für die 
oben erwähnten Organisationen, denen als Multi­
plikatoren die Sorge um den Informationstransfer 
zur weniger umweltbewußten Öffentlichkeit ob­
liegt. 

Die Berücksichtigung von gesundheits- und um­
weltrelevanten Aspekten bei bestehenden und 
künftigen Deklarationsvorschriften hat zum Ziel , 
dem Konsumenten jene Informationen zur Verfü­
gung zu stellen, die es ihm im Kaufprozeß ermög­
lichen, als "mündiger Konsument" zu entschei­
den. Verbraucher- und Umweltorganisationen 
können als Informationsmittler auftreten, um das 
qualitäts- und umweltrelevante Szenario zu den 
deklarierten Werten bzw. Inhaltsstoffen zu vermit­
teln. Neben den Informationen via Deklaration von 
Inhaltsstoffen und/oder Leistungen sollen Kenn­
zeichnungen (z.B. Umweltzeichen, Umweltgüte­
siegel) existieren, die für den Konsumenten dar­
überhinaus eine einfache und prägnante Ent­
scheidungshilfe am POS (Point of Sale) darstellen 
und die ökologische Elite von Produkten innerhalb 
einer Produktgruppe auszeichnen. 

Ziel 9: 
Die Kennzeichnung von Produkten über die ge­
setzliche Verpflichtung hinaus soll in einfacher 
und komprimierter Form (z.B. das österreichi­
sche Umweltzeichen und das europäische Eco­
Label) erfolgen und laufend auf ihre ökologische 
und ökonomische Effizienz überprüft werden. 

Der Konsument trifft eine Kaufentscheidung fast 
ausschließlich aufgrund des Kaufpreises, seltener 
angesichts umweltrelevanter Überlegungen. Be­
sonders weniger umweltbewußte Konsumenten 
könnten durch Umweltzeichen oder ähnliche ein­
fache und transparente komprimierte Auszeich­
nungen motiviert werden, umweltfreundliche Pro­
dukte zu bevorzugen, wodurch im Umweltbereich 
innovativen Unternehmungen Wettbewerbsvortei­
le erwachsen. 

Aufgrund der zu erwartenden Ergebnisse aus 
dem Bereich der Umweltforschung wird der 
Stand der Technik dynamisch weiterentwickelt. 
Dies erfordert eine laufende Adaptierung der Pro­
duktdeklarationen an die wissenschaftlichen Er­
kenntnisse. Um diese dynamische Weiterentwick­
lung stetig zu berücksichtigen, ist eine Überprü­
fung allfälliger branchenspezifischer freiwilliger 
Vereinbarungen in bestimmten Zeitabständen vor­
zunehmen. Stellt sich dabei heraus, daß freiwillige 
Vereinbarungen bei der Umsetzung der Nachhal­
tigkeit im Sinne des Umweltschutzes nicht die er­
wartete Effizienz zeigen, sollten diese durch staat­
liche Lenkungsmaßnahmen ersetzt werden. 
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Ziel 10: 
Der Staat muß mit den ihm zur Verfügung ste­
henden Lenkungsinstrumentarien einen Bei­
trag leisten, damit sich umweltentlastende 
Maßnahmen für den Konsumenten und die 
Wirtschaft in absehbaren Zeiträumen rechnen. 
Hierbei soll allerdings eine Gesamtkosten­
rechnung unter Einbeziehung allfällig umwelt­
relevanter Folgekosten vorgenommen werden. 

Beispielsweise können sinnvoll und aufkommens­
neutral eingeführte Öko-Steuern neben einer Ver­
besserung der Umweltqualität sowohl wirtschaftli­
che als auch beschäftigungspolitische Impulse 
bewirken. Die beispielsweise durch eine Besteue­
rung der Energie hervorgerufenen relativen 
Preisänderungen können mittelfristig für den Kon­
sumenten zu höherer Lebensqualität (weniger 
Emissionen, geringere Lärmbelästigungen, etc.) 
und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze führen, oh­
ne dabei gravierende Verzichte an Mobilität und 
Behaglichkeit in Kauf nehmen zu müssen. 

Eine andere Auswirkung von Öko-Steuern ist die 
möglichst verursacherorientierte Zurechnung ex­
terner Kosten ohne die zusätzliche Belastung ein­
zelner Branchen in Hinblick auf ihre internationale 
Wettbewerbsfähigkeit. Ziel solcher Steuern sollte 
es sein, umweltfreundliche Innovationen auf Sei­
ten der Industrie und Wirtschaft hervorzurufen, 
und damit längerfristig sowohl Wettbewerbsvor­
teile als auch Kosteneinsparungen zugunsten des 
Konsumenten zu erreichen. 

4. Rahmenbedingungen und 
Maßnahmen 

4.1 . Rahmenbedingungen 

Aus den oben beschriebenen zehn Thesen erge­
ben sich folgende Bedingungen für eine konsu­
menten- bzw. produktorientierte Umweltpolitik: 

4.1.1. Das Konsumverhalten 

Ohne entscheidende Änderung des Konsumenten­
verhaltens läßt sich eine Nachhaltigkeit im Umwelt­
bereich nicht realisieren. Umweltorientiertes Kon­
sumverhalten muß daher zunehmend für den Kon­
sumenten selbst positiverfahrbar und vorteilhaft 
werden. Der erste Zugang zur Änderung des Kon­
sumverhaltens ist der Kaufpreis eines Produktes. 
Hier sind bei Umgestaltung zur Umweltkonformität 
kurzfristig höhere Preise (z. B. durch Kostenwahr­
heit beim Transport, Einrechnung der Entsorgungs­
kosten) zu erwarten. Mittel- bis langfristig gesehen 
muß jedoch bei Vorliegen einer Kostenwahrheit (so­
wohl betriebs- als auch volkswirtschaftlich) das um-
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weltkonforme Produkt kostengunstiger sein. Daher 
Ist es entscheidend, dal3 die Konsumenten durch 
Ihre Kaufentscheidungen ein verbessertes und er­
weitertes Angebot an umweltkonformen Produk­
ten induzieren und auf diese Weise den Umge­
staltungsprozeß unterstutzen. Da derzeit Jedoch 
die Kostenwahrheit meist nur eillgeschränkt ge­
geben Ist. Ist die umweltonentierte Information 
und Beratung des Konsumenten ein grundlegen­
des Instrument zur Anderung des Konsumverhal­
tens. 

Ein weiterer Zugang zur Anderung des Konsum­
verhaltens liegt Im Bereich der allgemeinen Um­
weltillformation, -l)ildung und -erzlellung sowie im 
Bereich der Ausbllciung. Dieser Zugang wirkt vor 
allem mittel- biS langfristig durch Änderung von 
Wert- und Verhaltensmustern und muß daher 
möglichst fruhzeitig -- also bereits III der Phase der 
Schulausbildung - gewahlt werden. 

4.1.2. Öko-Design 

Die Gestaltung und EntwIcklung umweltkonfor­
mer Produkte (Öko DeSign) stellt den Schlussel 
fur die Minimierung der UmweltauswIrkungen von 
Produkten und deren Nutzung über den gesam­
ten Lebenszyklus dar. Die Realisierung von Öko­
DeSign erfordert teilweise neue Formen von Pro­
dukten, neue Formen der Nutzung. Insbesondere 
aber auch den Einsatz neuer Technologlen und Ist 
unter Einsatz des gesamten Instrumentenmlxes 
zu unterstützen. Diesem Ziel dient die Umsetzung 
der EU-Öko-Audlt-Verordnung sowohl In den Er­
zeugungs- als auch In den Verwertungsbetneben. 
Durch Sekundarrohstoffgewlnnung sowie die 
WIederverwendung von Bauteilen und Bauteil­
gruppen samt Aufbau entsprechender Markte 
könnte eine Reduktion des derzeitigen Deponie­
volumens erreicht werden. Der Grad der Abnah­
me des erforderlichen Deponievolumens wird im 
wesentlichen durcll Anzahl und Menge der ge­
Ilutzten Produkte und den damit verbundenen 
nicht mehr verwertbaren Reststoffanteilen wie sie 
z.B. durch Ermüdung oder Alterung gekennzeich­
net sind, bestimmt. Im Sinne des Fortschrittes der 
Technik werden Deponien Immer mehr zu Mono­
deponien bzw. Wertstoffdepots umzuwandeln 
sein. die eine allfallig später stattfindende stoffliche 
Aufbereitung ermöglichen sollten. Für diese Stra­
tegie ISt eine optimale stoffliche Trennung nach 
dem jeweiligen Stand der Technik erforderlich. 

4.1.3. Nachhaltigkeit 

Nachhaltigkelt im Sinne "Befriedigung der gegen­
wartigen BedLirfnlsse ohne die Entwlcklungschall­
cen zukunftiger Generationen zu schmälern" kann 
erst dann annähernd erreicht werden. wenn die 
oben dargestellten Kriterien fLlr ein umweltonen-
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tlertes Konsumverhalten und die Aflforderungen 
an eine umweltkonforme Produktgestaltullg und 
-entWicklung weitgehend erfullt Wird. In einer 
Ubergangszelt von 10 biS 20 Jahren stellt diese 
Nachhaltigkeit die generelle ZIeldefinition dar, es 
müssen aber für einen Übergangszeitraum be­
stimmte Teilaspekte mit anderer Gewichtung be­
achtet werden. 

4.1.4. Die Übergangsphase zur Nachhaltigkeit 

Es ISt Im Sinne der Nachhaltigkelt In ledem Fall 
notwendig. Sich mit Strategien zu befassen. die 
eine Verschiebung bestimmter Konsumgewohn­
heiten In Richtung Dienstleistungsbereich zum Ziel 
haben. wodurch der Wirtschaft neue Betätigungs­
felder erschlossen werden. Als Vorbild können die 
ökologischen Prozesse der Natur herangezogen 
werden: Inputstoffe werden In einem Reaktions­
prozeß In Produkte umgewandelt. welche positiv. 
aber auch negativ belegt sein können. Der Ökolo­
gie ISt es bislang Immer noch gelungen, die "ne­
gativen Produkte" einem weiteren (wertschöpfen­
den) Prozeß als Input zur VerfLigung zu stellen. 

Die Ziele 4, 5. 6 und 7 befassen sich insbesonde­
re mit dem Ingangsetzen eines umweltkonformen 
Behandelns/Entsorgens fLir jene Produkte. die 
derzeit zur Verwertung anfallen. Je nach Produkt­
art handelt es sich hierbei um zuruckrelchende 
Zeiträume von bis zu ca. 20 Jahren. 

Hierzu muß festgestellt werden, daß heute für die 
meisten, auch alten Produkte umwelt konforme 
Behandlungs-/Entsorgungsstrateglen und -tech­
nologlen zur Verfugung stehen. Bezogen auf die 
Wiederverwertungs- und Nutzungsmöglichkeiten. 
z. B. von Sekundärrohstoffen ist allerdings nur in 
wenigen Fällen Wirtschaftlichkeit gegeben. Die 
hier vorliegende Kostendifferenz muß In Relation 
zu Jenen Kosten gesehen werden, die dadurch 
entstehen. daß zu einem späteren Zeitpunkt Altla­
sten saniert werden mussen, die dadurch ent­
standen sind. daß heute bzw. in der Vergangen­
heit Produkte nicht umwelt konform - d.h. ohne 
Bedachtnahme auf Nachhaltigkelt - entsorgt wur­
den. 

Die hier dargestellten Ziele fuhren zu einer Redukti­
on des Primärrohstoff-Verbrauches, zu einer wei­
testgehenden Kreislauffuhrung vieler Stoffe und 
auch zu einer anderen, beZiehungsweise weiteren 
Form ihrer Nutzung. Damit kann in Teilbereichen 
der Forderung nach Nachhaltigkelt entsprOChen 
werden. Hoher Stellenwert kommt der Vermeidung 
beziehungsweise der Minimierung des Anteiles an 
dissipatlven (Irreversiblen) Prozessen zu. Nachhal­
tigkelt erfordert eine andere. ökologisch bewußte 
Form des Konsums, was In Einzelfällen sogar Kon­
sumverzicht bedeuten kann. Bel allen kLlnftlg zu 
setzenden Maßnahmen ist der gesamte Lebenszy-
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klus eines Produktes zu beadlten und zur Bewer­
tung heranzuziehen. Nur so kann langfristig die Ge­
fahr der Problemverlagerung vermieden werden. 

4.2. Maßnahmen 

Oie Numenerung prcijudizlert keine Reihung nach 
eier Bedeutung der einzelnen Maßnahmen. 

a) Integration des Umweltschutzgedankens In 
die Ausbildung: eine BIldungsoffensive Ist 
nicht nur Im tertiaren Bereich sondern auch 
Im Pfllchtschul- und Sekundcirbereich gefor­
dert. Überarbeitung der bestehenden Re­
gellehrpläne mit BlIck auf die Gesamtökolo­
gie und -ökorlomle sowie der Verankerung. 
daß Umweltschutz. Technik und Konsum­
verhalten nlcllt entkoppelbar sind. Dies be­
darf eines ausgewogenen Informati­
onstransfers durch die Lehrenden, die einen 
bedeutenden Multipilkationsfaktor Im ge­
samten BIldungswesen darstellen, verbun­
den mit einer objektiven und ökonomisch 
fUllellerten Aufklärung uber die Zusammen­
hange zWischen Wirtschaft und Konsum­
verhalten in Richtung "sustalnable life-style" 
(= nachhaltiger Lebensstil). 

b) neue Berufsbilder, Insbesondere in Hinblick 
auf die zunehmende Bedeutullg der kleIn­
und mlttelbetnebllchen Unternehmensstruk­
tur als wesentlicher Bestandteil einer nach­
haltigen Wirtschaftspolitik nach regionalem 
Bedarf Dadurch kann eine geordnete Ver­
und Entsorgungsstruktur zur Sicherung der 
Nahversorgung gewahrleistet werden. 

Neue Berufsbilder, unterstutzt durch regio­
nal agierende Klein- und Mittelbetriebe 
(KMB's). und eine abgestimmte Bildungs­
politik tragen zur Erhöhung der Innovations­
geschwIndigkeit von ökologisch relevanten 
Produkten, Dienstleistungen und Verfahren 
bel. Dies ISt BaSIS fur einen Strukturwandel 
im Sinne der Nachhaltigkeit. 

Forclerung der Reparaturdienstleistung bei­
spielsweise durch steuerliche BegLinsti­
gung; positive Arbeitsplatzeffekte etc. 

c) Stärkung der Institutionen für Konsumen­
teninformationen mit der definierten Aufgabe 
einer obJektiven, ggf. normierten Produktbe­
wertung in allen produktrelevanten Gesichts­
punkten (Rohstoffelnsatz, Funktionserfüllung, 
Prels-/Lelstungsverhciltnis. Lebensdauer, 
etc.). Solche Institutionen sollten Zugang zu 
umfassenden Produktinformationen haben 
und diese für den Konsumenten "konsumen­
tenfreundlich" in komprimierter Form aufbe­
reiten (Warentest. Ökotest. Ethiktest. ete) 
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d) Umfassende Produktinformationen bel Pro­
duktgruppen/Dlenstleistungen beinhalten 
unter anderem: Inforrnatlonen Liber relevan­
te EmiSSionen (Lärm, Abluft. Abwasser). En­
ergleverbrauch, Entsorgungsweg, Repara­
turfreundlichkeit und Ersatzteilerhältlichkelt. 

e) EIltwIcklung und Förderung einer generel­
len. maschinenlesbareil Kennzeichnungs­
pflicht fLir Werkstoffe (und ggf. weitere 
SchlLlsselrnformatlonen) eines Produktes. 

n Aufbau eines Umweltstandards gemäß der 
Lebenszyklus-Bewertung von Produkterl: 
Weiterentwicklung des Instruments der 
Okobllanz mit dem Ziel einer EU-welten 
Normierung. 

g) Langfnstlg EU-weite Normung der Kenn­
zeichnung fur Produkte und Sammelsyste­
me im Bereich der Verbrauchsgüter; unter 
Umstanden kann Osterreich Schrittmacher­
funktion einnehmen. 

h) Verstcirkte Intensivlerullg von Dienstleistun­
gen In bestimmten Konsumbereichen. wo­
durch sich neue Betätigungsfelder fur die 
Wirtschaft mit höllerer EffiZienz und Urn­
welt konformität ergeben: 

Die Inanspruchnahrne von Dienstleistungen 
statt der indiViduellen Anschaffung von Pro­
dukten verlängert in vielen Fallen aufgrund 
des erhöhten Anreizes zur verbesserten 
Wartung bzw. zur Reparatur die Lebens­
dauer von Produkten und unterstützt eine 
geordnete Entsorgung. Marktwirtschaftliclle 
Eigerldynamik soll durch ökonomische An­
reize unterstutzt werden, die Insbesondere 
durch eine ökologische Steuerreform ge­
schaffen werden sollten. 

Vorgabe von branchenspezifischen Richtli­
nien für die Ouantlfizierung des (Entsor­
gUllgS-) Kostenanteiles und externer Effekte 
Im Umweltbereich, die grundsätzlich auf 
marktwirtschaftilchem Ansatz, vorwiegend 
durch laufend auf Ihre ökologische Effizienz 
zu überprüfende freiWillige Vereinbarungen 
baSieren sollen, sofern sie nicht gegen ele­
mentare Aspekte der Sozlal-, Sicherheits-, 
Bildungs-, Ordnungspolitik etc. verstoßen. 

j) Forclerung weiterer marktwirtschaftlicher Ef­
fekte durch gezielte Rückgabeanreize. Fol­
ge: Abwandlung des Pfandsystems In 
Richtung Rückgabeanreizbeitrag. um den 
Konsumenten zu motivieren, Sich geordne­
ter Rückgabesysteme zu bedienen. 

k) Zur Stärkung der Nacllfrage nach umwelt­
konformen Produkten soll durch eine Infor-
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mations-offensive zielgruppenspezifische 
Aufklärungs- und Beratungsarbeit betref­
fend die Umweltaspekte von Produkten er­
folgen. Die Unterstützung dieser Informati­
onstätigkeit soll von einer unabhängigen 
Einrichtung als zentrale Informationsstelle 
erfolgen . 

I) Einführung und verstärkte Forcierung ener­
giesparender Maßnahmen in allen konsum­
relevanten Bereichen (Geräte, Heizungen, 
Isolierungen, Programme zur Umsetzung 
von aktiver und passiver Solarnutzung, for­
cierter Einsatz von Verfahren, Dienstleistun­
gen und Geräten mit höherem Wirkungs­
grad, etc.) zur Erreichung der Zielstellung ei­
nes 11 %igen Einsparungspotentials. 

m) Weiterer branchenspezifischer Aufbau von 
Sekundärrohstoff-und Demontagezentren . 

n) Aufbau von produktgruppen- und bran­
chenspezifischen Demontage- sowie Ver­
wertungszentren mit vorzugsweise dezen­
tralem Charakter, z.B. Automobile, Geräte 
der braunen/weißen Ware, Elektronikgeräte 
etc. 

0) Umstellen der Transportlogistik auf kombi­
niertes Ver- und Entsorgen. 

p) Zur Vermeidung langer Transportwege müß­
ten dezentrale Verwertungsstrukturen ent­
wickelt, bzw. im Sinne der Schließung klei­
ner, regionaler Kreisläufe dezentrale Produk­
tionsstätten eingerichtet werden. Dies hat 
unter Berücksichtigung der Transport- und 
Stückkostenwahrheit zu erfolgen. 

q) Vorgabe von gesetzlichen Rahmenbedin­
gungen, gekoppelt mit freiwilligen Vereinba­
rungen (unter laufender Prüfungen auf ihre 
ökologische Effektivität). Dies muß insbe­
sondere nach folgenden Gesichtspunkten 
abgestimmt sein: 

sinnvolle Informationspolitik im Dienste 
des Marktes unter Gewährleistung der 
freien Entscheidung des Konsumenten 
(z.B. umweltorientierte Beratung, Unter­
stützung der objektiven Information 
durch die Werbewirtschaft u.ä.). 

- grundsätzliche Präferenz marktkon­
former Ansätze in Hinblick auf Wett­
bewerbs- und Preispolitik. 

r) Abschluß von freiwilligen Vereinbarungen, 
die wettbewerbsrechtlich einklagbar werden 
können. Bei Nichtgreifen der freiwilligen Ver­
einbarungen sollten staatliche Lenkungs­
maßnahmen überlegt werden. 

- 86-

s) Anpassung der österreich ischen an die in­
ternationale/ EU-weite Umweltgesetzge­
bung bzw. österreichische Vorschläge als 
Schrittmacher für künftige EU-Richtlinien 
und -gesetzgebung 

t) Installierung eines Umweltmanagements in 
Produktionsstätten . 

u) Bei der Erweiterung und Stärkung der zivil­
rechtlichen Möglichkeiten der Konsumenten 
in den Bereichen Umwelthaftung und Ge­
währleistung ist eine aktive Rolle Öster­
reichs in der EU anzustreben. 

4.3. Maßnahmenmatrix Verbraucher 
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4.3. Maßnahmenmatrix Verbraucher 

Ziel Maßnahmen Raum- Zuständigkeit Zeit-
bezug horizont 

Änderung des Konsu- Integration des Umweltschutzgedankens in die k Bund, Länder m,1 
mentenverhaltens Ausbildung; eine Bildungsoffensive ist nicht nur im 

tertiären Bereich, sondern auch im Pflichtschul-
und Sekundärbereich gefordert. 

Stärkung der Institutionen für Konsumenteninfor- k Bund, Wirtschaft k,m 
mationen mit der definierten Aufgabe einer objek-
tiven, ggf. normierten Produktbewertung in allen 
produktrelevanten Gesichtspunkten. 

Zur Stärkung der Nachfrage nach umweltkon- k Bund, Länder, k,m 
formen Produkten soll durch eine Informationsof- Konsumenten- und 
fensive zielgruppen spezifische Aufklärungs- und Umweftorganisationen 
Beratungsarbeit betreffend die Umweftaspekte 
von Produkten erfolgen. Die Unterstützung dieser 
Informationstätigkeit soll von einer unabhängigen 
Einrichtung als zentrale Informationsstelle erfolgen. 

Einführung und verstärkte Forcierung energiespa- k Bund, Länder, k,m 
render Maßnahmen in allen konsumrelevanten Gemeinden, Wirtschaft 
Bereichen. 

Anpassung der österreichischen an die internatio- k Bund k,m 
nale/EU-weite Umweltgesetzgebung bzw. öster-
reichische Vorschläge als Schrittmacher für 
künftige EU-Richtlinien und -gesetzgebung. 

Änderung des Anbieter- Entwicklung neuer Berufsbilder, unterstützt durch m Wirtschaft ständig 
verhaltens regional agierende KMU's, und eine abgestimmte 

Bildungspolitik tragen zur Erhöhung der Innovati-
onsgeschwindigkeit von ökologisch relevanten 
Produkten, Dienstleistungen und Verfahren bei. 

Umfassende Produktinformationen bei Produkt- k Bund, Wirtschaft k,m 
gruppen/Dienstleistungen beeinhalten unter 
anderem: Informationen über relevante Emis-
sionen, Energieverbrauch, Entsorgungsweg, 
Reparaturfreundlichkeit und Ersatzteilerhältlichkeit. 

Entwicklung und Förderung einer generellen, m Bund, Wissenschaft, 
maschinenlesbaren Kennzeichnungspflicht für Wirtschaft 
Werkstoffe eines Produktes. 

Aufbau eines Umweltstandards gemäß der Life- m Bund, Wirtschaft m,1 
cycle-Bewertung von Produkten und Weiterent-
wicklung des Instruments der Ökobilanz. 

Verstärkte Intensivierung von Dienstleistungen in m Bund, Wirtschaft ständig 
bestimmten Konsumbereichen, wodurch sich 
neue Betätigungsfelder für die Wirtschaft mit 
höherer Effizienz und Umweltkonformität ergeben. 

Einführung und verstärkte Forcierung energiespa- k Bund, Länder, k,m 
render Maßnahmen in allen konsumrelevanten Gemeinden, Wirtschaft 
Bereichen. 

Umstellen der Transportlogistik auf kombiniertes k Wirtschaft k,m 
Ver- und Entsorgen. 

Vorgabe von gesetZlichen Rahmenbedingungen, k Bund, Länder, Wirt- ständig 
gekoppelt mit freiwilligen Vereinbarungen (unter schaft 
laufender Prüfung auf ihre ökologische Effektivität). 

Zeithorizont: k, m, I ......... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

- 87· 

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 87 von 324

www.parlament.gv.at



Maßnahmen Raum- Zuatlndlgkelt Zeit-
bezug hortzont 

., --- -
Abschluß von freiwilligen Vereinbarungen, die k Bund, Länder, ständig 
wettbewerbsrechtlich einklagbar werden können. Wirtschaft 
Bei Nichtgreifen der freiwilligen Vereinbarungen 
sollten staatliche Lenkungsmaßnahmen überlegt 
werden. 

Anpassung der österreichischen an die internatio- k Bund k,m 
nalelEU-weite Umweltgesetzgebung bzw. öster-
reichische Vorschläge als Schrittmacher für künf-
tige EU-Richtlinien und -gesetzgebung. 

Installierung eines Umweltmanagements in Pro- k Wirtschaft k,m 
duktionsstätten 

Bei der Erweiterung und Stärkung der zivilrechtli- k Bund k,m 
chen Möglichkeiten der Konsumenten in den 
Bereichen Umwelthaftung und Gewährleistung ist 
eine aktive Rolle Österreichs in der EU anzu-
streben. 

Schließung von Stoff- Langfristig EU-weite Normung der Kennzeich- m Bund, Wirtschaft m,l 
kreisläufen nung für Produkte und Sammelsysteme im 

Bereich der Verbrauchsgüter. 

Vorgabe von branchenspezifischen Richtlinien für m Bund m,1 
die Quantifizierung des (Entsorgungs-) Kostenan-
teiles und externer Effekte durch gezielte Rückga-
beanreize. 

Forcierung weiterer marktwirtschaftlicher Effekte k Bund, Wirtschaft k,m 
durch gezielte Rückgabeanreize. 

Weiterer branchenspezifischer Aufbau von Sekun- k Bund, Länder, Wirt- k,m 
därrohstoff- und Demontagezentren. schaft 

Aufbau von produktgruppen- und branchen spezi- k Wirtschaft k,m 
fischen Demontage- sowie Verwertungszentren 
mit vorzugsweise dezentralem Charakter. 

Zur Vermeidung langer Transportwege müßten k Bund, Länder, k,m 
dezentrale Verwertungsstrukturen entwickelt, Gemeinden, Wirtschaft 
bzw. im Sinne der Schließung kleiner, regionaler 
Kreisläufe dezentrale Produktionsstätten einge-
richtet werden. Dies hat unter Berücksichtigung 
der Transport- und Stückkostenwahrheit zu 
erfolgen. _ 

Anpassung der österreichischen an die internatio- k Bund k,m 
nale/EU-weite Umweltgesetzgebung bzw. öster-
reichische Vorschläge als Schrittmacher für künf-
tige EU-Richtlinien und -gesetzgebung. 

Zeit horizont: k, m, I ......... kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 
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1. Aufgaben und Aktivitäten 

1.1 . AufgabensteIlung 

Im Rahmen der Zielsetzung des Nationalen Um­
weltplans, einen nachhaltigen Wirtschaftsstil für 
Österreich umsetzbar zu machen, ist es von zen­
traler Bedeutung, die mit diesem Ziel kompatiblen 
Strukturen und Strategien für das österreichische 
Energiesystem darzustellen. 

Für die Umsetzung des Konzeptes der Nachhal­
tigkeit im Bereich Energie gibt es sowohl in der 
Forschung als auch in der politischen Diskussion 
international einen weitgehenden Konsens. Die 
fundamentalen Komponenten eines nachhaltigen 
Energiesystems beinhalten: 

1. Die Orientierung an Energie-Dienstleistungen 
statt an Energie-Flüssen als wohlstandsrele­
vante Zielsetzung 

Diese Energie-Dienstleistungen sind mechani­
scher, thermischer, chemischer und elektrizi ­
tätsspezifischer Art . Redundante Energie­
Dienstleistungen, z.B. im Transport, sind zu 
vermeiden. 

Dementsprechend war eine Abschätzung des 
künftigen Bedarfs an Energie-Dienstleistungen 
durchzuführen. 

2. Bestimmte Energie-Dienstleistungen können 
mit unterschiedlichsten Technologien bei der 
Transformation von Primärenergie, bei der An­
wendung von Endenergie und beim Einsatz 
von Nutzenergie erreicht werden. 

Die Wahl der Energietechnologie impliziert 
auch die Wahl des Primärenergieträgers. Wei ­
ters entscheidet diese Wahl der Energietech­
nologie über die Effizienz des Energiesystems, 
die Versorgungssicherheit und die Folgewir­
kungen , die bis zu den Entwicklungschancen 
zukünftiger Generationen reichen können. 

3. Für die Wahl der Energietechnologien sind Be­
wertungskriterien erforderlich. 

Als Bewertungskriterium sind nicht allein die 
aktuellen Preise geeignet, die sich vorwiegend 
an kurzfristigen Entscheidungskriterien orien­
tieren. Grundsätzlich ist bei allen wirtschaftl i­
chen Bewertungen der gesamte Lebenszyklus 
der involvierten Produkte zu beachten. 

Zusätzlich sind für die im Energiebereich domi­
nierenden langfristigen Entscheidungen vor al­
lem der technische Wandel , die energiepoliti­
schen Zielsetzungen und die sozialen Aspekte 

-. 
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zu berücksichtigen. Als zusätzliche Bewertungs­
kriterien sind beispielsweise heranzuziehen: 

- Masse-Effizienz (mengenmäßige 
Wirkungsgrade) 

- Energie-Effizienz (thermodynamische 
Wirkungsgrade) 

- Anteil von erschöpfbaren Energieträgern, 
- Emissionsintensität 
- Versorgungssicherheit sowie 
- Umsetzungschancen und soziale 

Verträglichkeit 

4. Im letzten Schritt war schließlich zu untersu­
chen, mit welchen energierelevanten institutio­
nellen Voraussetzungen diese gewünschten 
Energiestrukturen erreicht werden sollen. 

Zu klären war dabei, welche Rolle dem Preis­
system zukommen soll, welche inhaltlichen 
und organisatorischen Veränderungen bei den 
bestehenden Unternehmungen des Energie­
sektors anzustreben sind, welche Koordina­
tionsfunktion dem öffentlichen Sektor zukom­
men soll und welche zusätzlichen Anreizme­
chanismen zur Erreichung der gewünschten 
Strukturen verfügbar sind. 

1 .2. Organisation der Aktivitäten 

1. Aus der AufgabensteIlung ergeben sich drei 
Schwerpunkte für die Feststellung des Um­
strukturierungsbedarfs des österreichischen 
Energiesystems: 

- Energieverwendung 
- Energiebereitstellung und 
- Institutionelle Rahmenbedingungen 

2. Als gemeinsamer Raster für die Aufbereitung 
dieser Schwerpunkte wurden folgende Arbeits­
schritte gewählt: 

- Analyse des Ist-Zustandes 
- Analyse der technologischen Optionen und 
- Analyse der institutionellen Optionen 

3. Für die folgenden Zielsetzungen wurde die 
Festlegung der zeitlichen Abläufe angestrebt: 

- Mengenziele beim Energieeinsatz 
- Emissionsziele 
- Erneuerungsbedarf und -strategien 

4. Als Instrument für diese durchzuführenden 
Tätigkeiten wurde ein Computer-Simulations­
modell für das österreich ische Energiesystem 
entwickelt. 

Die verfügbare Datenbasis für den österreichi­
schen Energiesektor wurde dabei mit den aktuel-
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len und den abschätzbaren Energietechnologien 
verknüpft, um Aussagen über die Handlungsspiel­
räume für eine am Nachhaltigkeitsziel orientierte 
Energiepolitik zu gewinnen. 

2. Auf dem Weg zu einem nachhaltigen 
Energiesystem 

2.1. Szenario-Analysen mit dem NUP-Energie­
modell 

Abschätzungen über die künftige Entwicklung ei ­
nes Energiesystems folgen grundsätzlich zwei An­
sätzen . Top-down-Modelle orientieren sich am 
Verbrauch von Endenergie oder Primärenergie 
und versuchen aus den Verläufen der Vergangen­
heit Extrapolationen für die zukünftige Entwick­
lung zu erhalten. Dem stehen die neuen Bottom­
up-Modelle gegenüber, die zuerst die Frage nach 
den benötigten Energie-Dienstleistungen stellen 
und dann nach sorgfältiger Abwägung aller tech­
nologischer Optionen bei der Anwendung und der 
Transformation von Energie Aussagen über die 
Energie-Flüsse machen. 

Das NUP-Energiemodell , das als Instrument für 
die Analyse von künftigen Energiestrukturen ent­
wickelt wurde, folgt - wie aus Grafik 3.4.1 .1. er­
sichtlich - einem solchen Bottom-up-Ansatz. 
Wichtigster Input für das Modell sind Abschätzun­
gen für die benötigten Energie-Dienstleistungen. 
Die Parameter für die technischen Systeme zur 
Bereitstellung der Energie-Dienstleistungen aus 
der Nutzenergie, der Anwendungstechnologien 

Abb. 3.4.1.1. Struktur des NUP-Energiemodells 

Transformations­
system 

Anwendungs­
system 

für die Endenergie und die Transformationstech­
nologien für die Primärenergie bestimmen dann 
die für die gewünschten Energie-Dienstleistungen 
resultierenden Energie-Flüsse. Nutzenergie-Pro­
duktivitäten, Wirkungsgrade bei der Anwendung 
von Endenergie und der Transformation von 
Primärenergie sind dabei die wichtigsten techni­
schen Einflußgrößen. 

In der ersten Analysephase wurde der Zeithorizont 
für die mit dem Modell zu entwickelnden Szenari­
en mit dem Jahr 2005 festgelegt. Diese zeitliche 
Markierung ist durch das von Österreich ange­
strebte Toronto-Ziel für die Reduktion von C02-
Emissionen um 20% unter das Niveau von 1988 
vorgegeben. Es sollte mit den Modellsimulationen 
abgeschätzt werden, mit welchem Aufwand die­
ses Emissionsziel erreichbar wäre und welche 
Strategien für diesen Zeithorizont im österreichi­
schen Energiesystem im Hinblick auf Nachhaltig­
keitsstrukturen erforderlich wäre. 

In einer zweiten Analysephase wurde der Horizont 
der Modellsimulationen für die Szenarien bis zum 
Jahr 2025 ausgeweitet. Es stellte sich im Laufe 
der Diskussionen nämlich heraus, daß für eine ak­
tive Technologiepolitik im Bereich der Energiewirt­
schaft aufgrund der langen Zeitspanne vom Be­
ginn der Forschung und Entwicklung bis zur 
Marktdurchdringung einer Technologie diese lan­
ge Perspektive für zielorientiertes politisches Han­
deln erforderlich ist. 

Die nachfolgend vorgestellten Szenarien unter­
scheiden sich hinsichtlich der Abschätzung des 
Bedarfs an Energie-Dienstleistungen und hinsicht-

Dienstleistungs­
system Kapital 

Primärenergie Energie-End­
verbraucher Nutzenergie 
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lich der Annahmen über einige sensitive techni­
sche Parameter des Energiesystems. Vier Szena­
rien wurden entwickelt: 

Referenz-Szenario 

Diesem Szenario liegen großzügige Annahmen 
über die Entwicklung des Bedarfs an Energie­
Dienstleistungen und Abschätzungen über die 
Entwicklung der Anwendungs- und Transformati­
onstechnologien im Energiesystem zugrunde, 
wobei solche technologische Optionen gewählt 
werden, die mit vertretbarem Aufwand erreichbar 
und implementierbar sind. 

Raumwärme-Szenario 

Gegenüber dem Referenz-Szenario werden die 
technischen Parameter bezüglich der thermi­
schen Gebäudequalität erhöht, weil aus den Si­
mulationsergebnissen sichtbar wird, daß in die­
sem Bereich besonders kostengünstige Verbes­
serungen der energetischen Effizienz erreichbar 
sind. 

Industrie-Szenario 

Statt einer Reduktion der Produktion der Grund­
stoffindustrie, wie sie das Referenz-Szenario un­
terstellt, wurde in diesem Szenario das Produk­
tionsvolumen dieser Industriebranche auf dem Ni­
veau von 1 990 fortgeschrieben. 

Solar-Szenario 

Dieses Szenario strebt einen verstärkten Über­
gang auf erneuerbare Energieträger an, der von 
einem zusätzlichen Effizienzgewinn bei der kaska­
dischen Energienutzung unterstützt wird . 

2.2. Das Referenz-Szenario 

2.2.1. Der Bedarf an Energie-Dienstleistungen 

Für die Abschätzung des Bedarfs an Energie­
Dienstleistungen wurden sehr großzügige Annah­
men getroffen, da keine wohlstandsreduzierenden 
Beschränkungen unterstellt werden sollten. Die 
folgenden Indikatoren für Energie-Dienstleistun­
gen wurden für die Sektoren Industrie, Verkehr 
und Kleinverbrauch verwendet: 

Verkehr: 

Industrie: 

Personen-km / Kopf 
Tonnen-km 

Produktion Grundstoff­
industrie 

·95· 

Produktion Elektrochemie 
Produktion Finalindustrie 

Kleinverbrauch: Wohnfläche / Kopf 
Bevölkerungsentwicklung 
Gewerbliche Produktion 

In mehreren Schritten wurden Abschätzungen 
über die Entwicklung des Bedarfs an den ange­
führten Energiedienstleistungen vorgenommen, 
auf ihre Plausibilität geprüft und entsprechend re­
vidiert. 

Das Ergebnis der Abschätzungen ist aus der Ta­
belle 3.4.1.1. und der Abb. 3.4 .1.2. zu ersehen. 

Demnach wurde für das Referenzszenario bei­
spielsweise angenommen, daß zwischen 1990 
und 2005 die Bevölkerung um 15% steigt, die 
Wohnfläche pro Kopf um 10% und die pro Person 
in Anspruch genommenen Kilometer an Mobilität 
um 44%. Bis 2025 würden die Finalgüterproduk­
tion und die gewerbliche Produktion um 72% zu­
nehmen, die Grundstoffindustrie dagegen ihr Pro­
duktionsvolumen um 30% reduzieren . 

2.2.2. Über die Energie-Dienstleistungstech­
nologien zur Nutzenergie 

Im ersten Simulationsschritt soll festgestellt wer­
den, welche Nutzenergiearten und Nutzenergie­
mengen zur Deckung der projektierten Energie­
Dienstleistungen benötigt werden. Dazu war es 
notwendig, die technologischen Optionen bei der 
Umsetzung von Nutzenergie in die verschiedenen 
Energiedienstleistungen eingehend zu analysie­
ren. Der dafür relevante technologische Parame­
ter ist die Nutzenergie-Produktivität, ein Maß, wei­
ches zeigt, wieviel Energie-Dienstleistungseinhei­
ten pro Nutzenergieeinheit erreichbar sind. Bei­
spielsweise wird die Nutzenergie-Produktivität für 
die Raumwärme durch das Benutzerverhalten 
und die thermische Gebäudequalität bestimmt, 
die vom Kapitalaufwand abhängig ist. 

Wiederum wurde in einem mehrstufigen Diskus­
sionsprozeß das Potential für die Verbesserung 
der Nutzenergie-Produktivitäten bis zum Jahr 
2005 und dann weiter bis zum Jahr 2025 abge­
schätzt. Die Ergebnisse dieser detaillierten Analy­
sen sind der Tabelle 3.4.1 .2. zu entnehmen. 

Besonders sensitiv für das Gesamtergebnis ist die 
für die Niedertemperaturwärme unterstellte Ver­
besserung der Nutzenergie-Produktivität. Im Re­
ferenz-Szenario wird angenommen, daß bis zum 
Jahre 2005 eine Verbesserung dieses Wertes für 
den österreich ischen Gebäudebestand um 25% 
erreichbar ist, bis zum Jahr 2025 um insgesamt 
75%. Dazu ist anzumerken, daß bereits jetzt die 
Verbesserungen dieses technischen Parameters 
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Tabelle 3.4.1.1 . Abschätzung des Bedarfs an Energie-Dienstleistungen (Index 1990 = 100) 

VERKEHR 
Personen-km / Kopf 100,0 112,9 127,5 144,0 
Tonnen-km 100,0 113,4 128,7 146,0 

INDUSTRIE 
Grundstoffe 100,0 92,1 84,7 78,0 
Elektrochemie 100,0 10,0 10,0 10,0 
Finalgüter 100,0 111,1 123,4 137,0 

KLEINVERBRAUCH 
Wohnfläche / Kopf 100,0 103,2 106,6 110,0 
Bevölkerung 100,0 104,8 109,8 115,0 
Gewerb!. Produktion 100,0 109,7 120,3 132,0 

Abb. 3.4.1.2. Energie-Dienstleistungen im Referenz-Szenario (Index 1990 = 100) 
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Tabelle 3.4.1.2. Nutzenergie-Produktivitäten (Index 1990 = 1) 

2000 2005 

Niedertemperatur 1,00 1,08 1,16 1,25 
Hochtemperatur 1,00 1,03 1,07 1,10 
Industrieöfen 1,00 1,06 1,13 1,20 
Stationäre Motoren 1,00 1,06 1,13 1,20 
Fahrzeug-Motoren 1,00 1,13 1,28 1,45 
Beleuchtung, EDV 1,00 1,12 1,25 1,40 
Elektrochemie 1,00 1,06 1,13 1,20 
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151,5 
153,5 

74,0 
10,0 

154,5 

117,5 
122,5 
152,0 

Grundstoffe 

Elektrochemie 

Finalgüter 

159,0 
161,0 

70,0 
10,0 

172,0 

125,0 
130,0 
172,0 

Wohnfläche I Kopf 

Bevölkerung 

Gewerbliche Produktion 

Personen-km I Kopf 

Tonnen-km 

2015 2025 

1,50 1,75 
1,15 1,20 
1,30 1,40 
1,20 1,20 
1,68 1,90 
1,80 2,20 
1,25 1,30 
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bei Neubauten mehr als 100% gegenüber dem 
Bestandsdurchschnitt ausmachen. 

Aus den Abscllätzungen über die Energie-Dienst­
leistungen und die Nutzenergle-Produktivitäten 
ergibt sich der in Tabelle 3.4.1.3. ausgewiesene 
Nutzenergiebedarf. Zusammen mit den in Tabelle 
3.4.1.4. ersichtlichen prozentuellen Aufteilungen 
auf die Sektoren, Energiearten und Energieträger 
werden eine Reihe von aufschlußreicllen Informa­
tionen sichtbar: 

Rund 41°n des aktuellen Nutzenergiebedarfs 
entfällt auf Niedertemperaturwärme, 
Im Nutzenergieangebot beträgt der Anteil der 
Wärme - Jenes Energieträgers, der aufgrund 
seiner thermodynamischen Wertigkeit dafür am 
entsprechendsten Ist nur 5%. 

Insgesamt Ist erkennbar, daß unter den getrof­
fenen Annahmen über Energie-Dienstleistungen 
und Nutzenergie-PrOduktivitäten der Nutzener­
glebedarf bis 2005 'Nieder auf das Niveau von 
1990 zurückgeht und bis 2025 sogar deutlich 
darunter absinkt. 

Sehr unterschiedlich verläuft jedoch die ermit­
te�te sektorelle EntwIcklung beim NutzenerQle­
bedarf. Die Industrie könnte bis zum Jahr 2025 
mit einer um fast 30'),) reduzierten Nutzenergie­
menge auskommen. Dem stehen Zuwächse Im 
Kleinverbrauch um rund 10% und im Verkehr 
von 20% gegenüber. 

Im Einklang mit dem thermodynamischen Effi­
zlenzkrlterlum wird eine Modifikation beim Ener­
gleträgermlx angestrebt, die eine Ausweitung 
der Wärme bis zum Jahr 2005 um das Einein­
halbfache und bis zum Jahr 2025 um das Drei­
einhalbfache gegenuber dem Volumen von 
1990 vorSieht. Diese Wärme Wird weitgehend 
aus der vermehrten Nutzung von kombinierten 
Wärme-Kraft-Technologien der Energieträger 
Öl, Gas und Biomasse gewonnen. 

Siehe dazu auch: 

Tabelle 3.4.1.3. Nutzenergie (Petajoule) 

Tabelle 3.4. 1.4 Nutzenergie (Prozentanteile der 
Sektoren, Energiearten und Energietrager) 

Abb. 3.4.1.3. Nutzenergie nach Sektoren 
(Petajoule) 

Abb. 3.4.1.4. Nutzenergie nach Energieträgern 
(Petajoule) 
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2.2.3. Über Energie-Anwendungstechnologien 
zur Endenergie 

Der zweite SImulationsschrItt umfaßt deli Uber­
gang von der Nutzenergie zur Endenergie 111 den 
diversen Energie-Anwendungssystemen. Der für 
eine bestimmte Nutzenergiemenge erforderliche 
Bedarf an Endenergie Wird bestimmt durch die 
Technologie des Jeweiligen Anwendungssystems, 
charakteriSiert durch den EndenerQle-Wirkungs­
grad und das Nutzungsverhaltens. Dieses Maß 
erfaßt. wieviel Nutzenergieeinheiten pro Einheit 
Endenergie verfugbar Sind, 

Für die einzelnen Nutzenergiearten und die dabei 
zum Einsatz kommenden Energietrager wurden 
sehr sorgfältige Abschätzungen über die Potentia­
le für die Verbesserung dieser EndenerQle-Wlr­
kungsgrade durchgefuhrt. Die Tabelle 3.4.1.5. 
und die Abb. 3.4.1.5. zeigen die ullter den An­
nahmen fur das Referenz-Szenario ermittelten 
Werte. Für das gesamte Anwendungssystem do­
minierend Sind die Wirkungsgrade bei der Raum­
warme und den Fahrzeug-Motoren. Beispielswei­
se wurden bei der Raumwärme ausgehend vom 
Jahr 1990 Verbesserungspotentiale bei den mit 
Ölprodukten betriebenen Anlagen um 14 Prozent­
punkte biS zum Jahr 2005 und um weitere 6 Pro­
zentpunkte biS 2025 lokaliSiert. Im Bereich der 
Fahrzeug-Motoren geht das Referenz-Szenario 
von WIrkungsgraderhöhungen bis zum Jahr 2005 
um 4 Prozentpunkte und bis zum Jahr 2025 um 
weitere 2 Prozentpunkte aus, 

Der Im ersten SImulationsschritt ermittelte Bedarf 
an Nutzenergie und die vorgestellten Endenergie­
Wirkungsgrade ermöglichen nun, im zweiten SI­
mulatlonsschritt den daraus resultierenden Bedarf 
an Endenergie zu errnltteln, der in den Tabellen 
3.4.1.6. und 3.4.1.7. sowie In den Abbildungen 
3.4.1.6. und 3.4.1. I. ausgewiesen 1St. Die so für 
die Annahmen des Referenz-Szenarios erhaltenen 
Ergebnisse sind recht aufschlußreich: 

Gegenüber dem Jahr 1990 ist unter den ge­
wählten Technologleoptlollen bis zum Jahr 2005 
bel der Endenergie eine Reduktion um 12"0 und 
bis zum Jahr 2025 um 25% zu erwarten. 

Für den Sektor Verkehr ISt bis zur Jahrtausend­
wende beim Endenergieverbrauch mit einem 
Anstieg um rund 1°0 zu rechnen: danach sollten 
auch In diesem Bereich die Effizienzerhöhungen 
zu einer Reduktion bel der Endenergie führen, 

Unter den Annahmen des Referenz-Szenarios 
sollte für die Industrie biS zum Jahr 2005 der Be­
darf an Endenergie um 28°'0 sinken, biS zum 
Jahr 2025 um 35%, Die erwarteten Verbrauchs­
reduktionen machen beim Kleinverbrauch bis 
zum Jahr 2005 12~o und bis zum Jahr 2025 24 
% aus. 
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Tabelle 3.4.1.3. Nutzenergie (Petajoule) 

I 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 
'- L 

Nutzenergie insgesamt 451,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 

Verkehr 65,4 75,5 78,2 81,0 78,1 76,3 
Industrie 175,8 158,8 146,6 136,5 130,2 125,0 
Kleinverbrauch 210,1 230,0 232,6 235,4 232,1 232,0 

Niedertemperatur 186,1 201,1 201,3 201,8 191,3 184,6 
Hochtemperatur 50,2 48,2 46,2 44,7 44,2 43,8 
Industrieöfen 90,4 82,7 77,2 72,6 69,7 67,1 
Stationäre Motoren 60,2 60,5 59,1 58,2 62,9 67,6 
Fahrzeug-Motoren 60,0 69,1 71,0 73,0 69,9 67,9 
Beleuchtung & EDV 1,2 1,8 1,7 1,7 1,6 1,5 
Elektrochemie 3,1 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 

Kohle 42,1 37,7 33,3 29,4 24,4 20,0 
Öl produkte 125,8 124,2 113,1 102,5 82,2 64,3 
Gas 89,2 85,9 81,4 77,5 63,9 51,9 
Elektrizität 105,7 106,3 103,8 102,0 105,1 108,9 
Wärme 22,7 34,5 44,6 54,8 79,7 103,8 
Biogene Energie 65,7 75,8 81,3 86,6 85,1 84,4 

Tabelle 3.4.1 .4. Nutzenergie (Prozentanteile der Sektoren, Energiearten und Energieträger) 

2015 2025 

Nutzenergie insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Verkehr 14,5 16,3 17,1 17,9 17,7 17,6 
Industrie 39,0 34,2 32,1 30,1 29,6 28,9 
Kleinverbrauch 46,6 49,5 50,9 52,0 52,7 53,5 

Niedertemperatur 41,2 43,3 44,0 44,6 43,4 42,6 
Hochtemperatur 11,1 10,4 10,1 9,9 10,0 10,1 
Industrieöfen 20,0 17,8 16,9 16,0 15,8 15,5 
Stationäre Motoren 13,3 13,0 12,9 12,9 14,3 15,6 
Fahrzeug-Motoren 13,3 14,9 15,5 16,1 15,9 15,7 
Beleuchtung & EDV 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4 0,3 
Elektrochemie 0,7 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 

Kohle 9,3 8,1 7,3 6,5 5,5 4,6 
Ölprodukte 27,9 26,7 24,7 22,6 18,7 14,8 
Gas 19,8 18,5 17,8 17,1 14,5 12,0 
Elektrizität 23,4 22,9 22,7 22,5 23,9 25,1 
Wärme 5,0 7,4 9,8 12,1 18,1 23,9 
Biogene Energie 14,6 16,3 17,8 19,1 19,3 19,5 
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Abb. 3.4.1.3. Nutzenergie nach Sektoren (Petajoule) 
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Abb. 3.4.1.4. Nutzenergie nach Energieträgern (Petajoule) 
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Tabelle 3.4.1.5. Endenergie-Wirkungsgrade 

1990 1 995 2000 2005 2015 2025 
~ 

Niedertemperatur 
Kohle 0,40 0,42 0,45 0,47 0,51 
Ölprodukte 0,50 0,54 0,59 0,64 0,67 
Gas 0,60 0,63 0,67 0,70 0,73 
Elektrizität 0,90 0,91 0,92 0,93 0,93 
Wärme 0,90 0,91 0,92 0,93 0,93 
Biogene Energie 0,45 0,49 0,54 0,59 0,62 

Hochtemperatur 
Kohle 0,75 0,76 0,76 0,77 0,77 
Ölprodukte 0,80 0,81 0,81 0,82 0,83 
Gas 0,80 0,81 0,81 0,82 0,84 
Elektrizität 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 
Biogene Energie 0,78 0,79 0,81 0,82 0,82 

Industrieöfen 
Kohle 0,71 0,72 0,72 0,73 0,73 
Ölprodukte 0,74 0,75 0,75 0,76 0,77 
Gas 0,76 0,77 0,77 0,78 0,80 
Elektrizität 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 
Biogene Energie 0,71 0,73 0,75 0,77 0,77 

Stationäre Motoren 
Ölprodukte 0,35 0,36 0,36 0,37 0,37 
Gas 0,35 0,36 0,37 0,38 0,38 
Elektrizität 0,80 0,81 0,82 0,83 0,83 

Fahrzeug-Motoren 
Ölprodukte 0,27 0,28 0,30 0,31 0,32 
Elektrizität 0,85 0,86 0,86 0,87 0,87 

Beleuchtung, EDV 
Elektrizität 0,05 0,10 0,15 0,20 0,28 

Elektrochemie 
Elektrizität 0,35 0,36 0,37 0,38 0,38 

Abb. 3.4.1.5. Endenergie-Wirkungsgrade 
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Nach dem Referenz-Szenario sollen bis zum 
Jahr 2005 21 "0 urld bis zum Jahr 2025 49°'0 
des Bedaris 8n Niedertemperaturwarme 8US 
der kombinierten Warme-Kraft-Nutzung stam­
men. 

Die cJlrekte Verwendung von biogenen Energie­
tragern im energetischen Endverbrauch sollte 
Wieder rucklauflg sen da dieser Energieträger 
gcrlauso wie G8S lmd Olprodukte bevorzugt In 
der Kraft-Wärrne-Kopplung eingesetzt werden 
soll. 

2.2.4. Über die Technologien des Transforma­
tionssystems zur Brutto-Energie 

Der abschließende drrtte Simulationsschrrtt zur 
EntwIcklung des Referenz-Szenarios umfaßt die 
Elnbeziellung der Transforrnationstechnologien 
zur Ermittlung des Bedaris an Brutto-Energie für 
das osterrelcilische Erlerglesystem. 

Die folgenden Transformationsprozesse wurden 
dabei beachtet: 

W8sserkraft fur die Elektrizitätserzeugung 
Thermische Prozesse zur Erzeugung von 
Elektrrzltat und Wärme 
Rafflnerren, Gas- und Koksprozesse sowie 
Solartechnologlen fLlr Elektrizität und Wärme 

Die Wirkungsgrade der Transformationsprozesse 
reflektieren die gewählte Transformationstechno­
logie unci bestimmen damit die Höhe der Verluste 
des Trc1l1sformatlonssystems. Die folgenden An­
nahmen wurden dabei fLlr das Referenz-Szenarro 
getroffen: 

Entsprecherld der Konvention der WIFO-Ener­
giebilanz wird der Umwandlungswirkungsgrad 
von Elektnzltät aus Wasserkraft mit 0,8 fixiert. 

Entsprechend den Konventionen der Internatio­
nalen Energle8gentur (IEA) werden die Um­
wandlungsgrade aus der Sonneneinstrahlung 
für Elektrrzität mit 0,1 und für Wärme mit OA 

übernommen. Diese nledngen Wirkungsgrade 
fuhren dazu, d8ß bei vermehrter Nutzun9 dieser 
Technologlen scheinbar der gesamte Umwand­
lungSWIrkungsgrad von Brutto-Energie zu End­
energie abnimmt und eine vermehrte Nutzung 
der Sonneneinstrahlung den Brutto-Energieein­
satz stark ansteigen läßt. 

Der TransformationswIrkungsgrad der therm­
sehen Prozesse reflektiert, wieweit kombinierte 
Wärme-Kraft- Technologien samt Wärmepum­
pen zum Einsatz kommen. Ohne Wärmepumpe 
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sind Werte biS zu 0,95 erreichbar', mit Wärme­
pumpe bezogen auf einen Pnmärenergleträger 
über 1,5. Im Referenz-Sszenano wurde dieser 
Wirkungsgrad biS zum Jahr 2005 um fLJIlf Pro­
zentpunkte und biS 2025 um weitere 35 Pro­
zentpunkte erhöllt. da unterstellt wurde, daß 
dann massiv 8uch im Kleinverbrauch Warme­
Kraft-Technologlen zum Einsatz kommerl sollen. 

Urn die CO -Emissionen Sichtbar zu machen, 
wurden die Brutto-Energieverbräuche abzügllch 
des nicht-energetischen Verbrauchs mit folgen­
den EmissionskoeffizIenten versehen: 

91,OtCO /TJ (1) Kohle 
78,0 t CO 
52,0 t CO 

3,7 t CO 

T J Olprodukte 
T J (Terajoule) Gas 
T J (Biogene Energie 

und Abfälle) 

Diese EmissIonskoeffizienten entsprechen den 
derzeit in Österreich und von der Internationalen 
Energieagentur verwendeten Werten, nach denen 
beispielsweise die Errercllung des Toronto-Emissl­
onsziels überpr(jft Wird, Es soll festgehalten wer­
den, daß diese Emissionskoeffizienten den derzei­
tigen Stand der Forschurlg reflektieren. 

Eine Übersicht Llber die Im Referenz-Szenario re­
sultierenden Brutto-EnergieflLlsse gibt Tabelle 
3.4.1.8. 

Siehe dazu auch: 

Abb. 3.4.1.8. Brutto-Energie nach Energietragern 

Abb. 3.4.1.9. Brutto Energie und Verluste bei 
Transformation und Anwendung 

2.2.5. Die Aussagen des Referenzszenarios 

Irlsgesamt zeigt Tabelle 3A.18, daß Innerhalb 
der Annahmen des Referenzszerlanos die ge­
wunschten Energiedienstleistungen IIll Jahr 2005 
mit einem Brutto Energiebedarf erfLJllbar waren, 
der um rund 11 u() unter den Werten des Jahres 
1990 liegt. Die dabei entstehenden CO -Emissio­
rlen würden mit dem Toronto-Ziel LJberelnstlm­
men. Trotz der unterstellten großzLigigell weiteren 
Expansion der Erlergledlenstlelstungen bis zum 
Jahr 2025 wäre dann der Brutto-Energiebedarf 
um rund 16% unter dem Niveau von 1990, wobei 
in diesem Wert schon ein substantieller Anteil von 
Sonnenernstrahlung entllalten ist. 

Die für die Ergebnisse des Refer'enz-Szenarlos 
wichtigsten technischen und strukturellen Ände­
rungen im Energiesystem betreffen SOIlllt: 

Die rückläufige ProduktionsentwIcklung Im Be­
reich der Grundstofflrldustrie: 

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 101 von 324

www.parlament.gv.at



Tabelle 3.4.1.6. Endenergie (Petajoule) 

2015 2025 

Endenergie insgesamt 833,6 822,0 771,1 730,7 674,1 634,6 

Verkehr 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191,3 
Industrie 241,9 210,9 191,0 174,7 164,2 156,1 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

Kohle 73,2 64,5 55,4 47,5 37,6 29,6 
Ölprodukte 324,9 320,0 288,7 261,6 220,0 185,6 
Gas 128,2 121,1 111,8 103,7 82,8 65,2 
Elektrizität 154,0 142,4 131,9 125,4 123,8 124,5 
Wärme 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 
Biogene Energie 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

Niedertemperatur 332,8 329,9 305,0 284,2 250,5 227,2 
Hochtemperatur 63,1 60,0 56,9 54,4 53,4 52,4 
Industrieöfen 120,5 109,2 100,9 93,8 89,1 85,2 
Stationäre Motoren 80,2 80,2 77,7 75,9 81,8 87,7 
Fahrzeug-Motoren 203,6 222,1 216,6 211,6 191,4 175,6 
Beleuchtung, EDV 24,6 18,1 11,7 8,4 5,6 4,2 
Elektrochemie 8,8 2,5 2,4 2,3 2,3 2,2 

Tabelle 3.4.1.7. Endenergie (Prozentanteile der Sektoren, Energieträger und Energiearten) 

2015 2025 

Endenergie insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Verkehr 25,9 28,7 30,0 31,1 30,7 30,1 
Industrie 29,0 25,7 24,8 23,9 24,4 24,6 
Kleinverbrauch 45,1 45,6 45,3 45,0 45,0 45,3 

Kohle 8,8 7,8 7,2 6,5 5,6 4,7 
Ölprodukte 39,0 38,9 37,4 35,8 32,6 29,2 
Gas 15,4 14,7 14,5 14,2 12,3 10,3 
Elektrizität 18,5 17,3 17,1 17,2 18,4 19,6 
Wärme 3,0 4,6 6,3 8,1 12,7 17,6 
Biogene Energie 15,4 16,6 17,5 18,3 18,4 18,6 

Niedertemperatur 39,9 40,1 39,5 38,9 37,2 35,8 
Hochtemperatur 7,6 7,3 7,4 7,4 7,9 8,3 
Industrieöfen 14,5 13,3 13,1 12,8 13,2 13,4 
Stationäre Motoren 9,6 9,8 10,1 10,4 12,1 13,8 
Fahrzeug-Motoren 24,4 27,0 28,1 29,0 28,4 27,7 
Beleuchtung, EDV 3,0 2,2 1,5 1,2 0,8 0,7 
Elektrochemie 1,1 0,3 0,3 0,3 0,3 0,4 
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Abb. 3.4.1.6. Endenergie nach Sektoren (Petajoule) 

Endenergie 

900 

800 

700 
~ 600 Kleinver-::J 
0 .(ij' 

500 brauch -Q) 
a.. 

400 

300 
Industrie 

200 

100 
Verkehr 

0 
1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Abb. 3.4.1.7. Endenergie nach Energieträgern (Petajoule) 
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Tabelle 3.4.1.8. Zusammenfassung des Referenz-Szenarios (Petajoule) 

1990 1995 2015 2025 

Inl. Produktion 410,7 436,6 451,0 465,2 522,4 583,4 
Netto-Importe 723,7 658,7 581,3 520,5 431,7 359,5 
Lageraufbau 17,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 954,1 942,9 

Kohle 173,1 147,1 121,6 101,4 78,7 59,8 
Ölprodukte 441,1 428,5 387,5 352,7 307,7 270,5 
Gas 219,2 207,4 193,3 184,2 154,7 130,1 
Elektrizität -1,7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Biog. & Abfall 138,4 157,1 163,6 170,0 173,1 179,9 
Wasserkraft 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Input 801,0 774,2 725,9 692,3 697,9 716,3 

WasserkrafihNerke 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Kraft-Wärme Proz. 186,5 169,0 150,4 141,2 136,2 134,9 
Raffinerie 383,5 375,3 344,7 318,2 277,6 244,0 
Gas & Koks Proz. 84,8 74,8 64,4 55,4 44,1 34,9 
Solare Proz. 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Output 667,3 647,9 608,0 577,7 555,7 544,3 

Wasserkraftwerke 117,0 120,8 126,4 132,0 132,0 132,0 
Kraft-Wärme Proz. 93,0 87,1 80,1 77,5 88,4 101,0 
Raffinerie 378,4 370,0 339,9 313,7 273,7 240,6 
Gas & Koks Proz. 78,8 68,8 59,3 51,0 40,5 32,1 
Solare Proz. 0,0 1,2 2,3 3,5 21,0 38,5 

Untransformierte En. 315,5 321,2 306,4 293,5 256,2 226,6 

Verluste Transformat. 133,8 126,3 117,9 114,6 142,2 172,1 

Verluste Vert. & Eig. 70,8 68,4 64,6 61,8 59,1 57,6 

Nicht-energet. Verbr. 78,4 78,7 78,7 78,7 78,7 78,7 

Verkehr 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191,3 
Industrie 241,9 210,9 191,0 174,7 164,2 156,1 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

ENDENERGIE 833,6 822,0 771,1 730,7 674,1 634,6 

Kohle 73,2 64,5 55,4 47,5 37,6 29,6 
Ölprodukte 324,9 320,0 288,7 261,6 220,0 185,6 
Gas 128,2 121,1 111 ,8 103,7 82,8 65,2 
Elektrizität 154,0 142,4 131,9 125,4 123,8 124,5 
Wärme 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 
Biog. & Abfall 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

NUTZENERGIE 451,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 

C02-Emission (Mio. t) 56,4 52,5 46,2 41,2 34,1 28,3 
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Abb. 3.4.1.8. Brutto-Energie nach Energieträgern (Petajoule) 
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Abb. 3.4.1.9. Brutto-Energie und Verluste bei Transformation und Anwendung 
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- Erhöhungen des Nutzenergie-Produktivitäten, 
wobei eine Schlüsselrolle der Raumwärme zu­
kommt; 

- Erhöhung der Endenergie-Wirkungsgrade, wo­
bei wiederum die Heizsysteme in ihrer Gesamt­
wirkung dominieren; 

- Verbesserungen bei den Transformations-Wir­
kungsgraden für die Erzeugung von Elektrizität 
und Wärme sowie 

- Veränderungen im Brennstoffmix bei den ther­
mischen Transformationsprozessen zugunsten 
der biogenen Energieträger. 

2.3. Das Industrie-Szenario 

Um den Einfluß der im Referenz-Szenario unter­
stellten schrumpfenden Grundstoffindustrie auf 
die Ergebnisse des Referenz-Szenarios auszulo­
ten, wurde in einem Industrie-Szenario das Pro­
duktionsvolumen der Grundstoff-Industrie auf 
dem Niveau 1990 stabilisiert. Dabei ist zu erin­
nern, daß die Stellung der österreichischen 
Grundstoffindustrie in etlichen Bereichen - wie 
Stahl, Papier, Zellstoff und Zement - aufgrund der 
laufenden Integrationsvorgänge längerfristig neu 
zu positionieren sein wird , unabhängig von den 
energetischen Aspekten. 

Unter dieser Annahme würde der Brutto-Energie­
verbrauch statt um 11 % nur um 7% im Jahre 2005 
zurückgehen. Im Jahr 2025 wäre der entsprechen­
de Rückgang nur 12% statt 16%. Das Toronto­
Emissionsziel bei C02 würde gegenüber dem Refe­
renz-Szenario um 2 Mio. t überschritten werden. 

Siehe dazu: Tabelle 3.4.1.9. Zusammenfassung 
des Industrie-Szenarios (Petajoule) 

2.4. Das Raumwärme-Szenario 

Wegen der hohen Sensitivität der Aussagen des 
Referenz-Szenarios bezüglich der Annahmen 
über die realisierten Verbesserungspotentiale bei 
der Raumwärme wurde in einem Raumwärme­
Szenario angenommen, daß die Nutzenergie-Pro­
duktivität im Niedertemperaturbereich statt um 
25% - wie im Referenz-Szenario angenommen -
um 35% bis zum Jahr 2005 verbessert werden 
kann. Aufgrund detaillierter Analysen der techni­
schen und wirtschaftlichen Potentiale der thermi­
schen Gebäudequalität ist eine solche Verbesse­
rung mit einem entsprechenden Sanierungspr~­
gramm durchaus erreichbar. Für den Zeitraum bis 
2025 wurde, wegen der absehbaren Erneue­
rungsraten des Baubestandes, eine weitere Ver­
besserung um 85 Prozentpunkte unterstellt. 

Bis zum Jahr 2005 würde sich bei den C02-Emis-
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sionen eine zusätzliche Reduktion von 1,2 Mio. t 
ergeben. Der Rückgang des Brutto-Energiebe­
darfs gegenüber dem Jahr 1990 würde 13% statt 
11 % - wie im Referenz-Szenario - ausmachen. 

Bis zum Jahr 2025 würde bei den C02-Emissio­
nen durch die angenommene Verbesserung der 
thermischen Gebäudequalität ein zusätzlicher 
Rückgang von 1,9 Mio. t zu verzeichnen sein. Der 
Brutto-Energieverbrauch wäre um 21 % statt um 
16% geringer als im Referenz-Szenario, bezogen 
auf das Jahr 1990. 

Siehe dazu: Tabelle 3.4.1.10. Zusammenfassung 
des Raumwärme-Szenarios (Petajoule) 

2.5. Das Solar-Szenario 

Mit dem Solar-Szenario wird ein Paket von ener­
giepolitischen Maßnahmen simuliert, das beson­
dere Priorität sowohl für die erneuerbaren Ener­
gieträger als auch für den forcierten Einsatz von 
hocheffizienten Transformationstechnologien vor­
sieht. Dieses solarorientierte energiepolitische Pa­
ket kommt annahmegemäß erst nach dem Jahr 
2005 zum Einsatz und umfaßt im einzelnen fol ­
gende Aktivitäten: 

- In den thermischen Transformationsprozessen 
steigt der Anteil der Biomasse von bis dahin 
26% auf 56%. Im gleichen Ausmaß wird der 
Einsatz von fossilen Energieträgern reduziert. 

- Der gesamte Transformationswirkungsgrad in 
den thermischen Prozessen nimmt aufgrund 
des intensiven Einsatzes von Wärme-Kraft­
Technologien verbunden mit Wärmepumpen 
von 55% auf 90% zu. 

- Bis zum Jahr 2025 wird Elektrizität aus Photo­
voltaik im Ausmaß von 12 PJ und Wärme im 
Ausmaß von 48 PJ erwartet. 

- Im Bereich des Verkehrs steigt der Anteil der 
elektrischen Antriebe zwischen 2005 und 2025 
von 15% auf31 %. 

Dieses Szenario generiert im Jahr 2025 C02-
Emissionen im Ausmaß von 24,9 Mio t , das sind 
um 4,4 Mio t weniger als im Referenz-Szenario. 
Ein Vergleich der Brutto-Energieverbräuche ist 
wegen der intensiven Verwendung von Sonnen­
einstrahlung und den unterstellten geringen Trans­
formationswirkungsgraden nur bedingt sinnvoll. 
Aufschlußreich ist jedoch, daß unter den Techno­
logieannahmen des Solarszenarios im Jahr 2025 
nur mehr 41 % des im Jahr 1990 benötigten Ver­
brauchs an fossiler Energie erforderlich wäre. 

Siehe dazu: Tabelle 3.4.1 .11. Zusammenfassung 
des Solar-Szenarios (Petajoule) 
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2.6. Vergleich der Szenarien 

Die nachfolgenden Tabellen und Grafiken fassen 
die in den einzelnen Szenarien erhaltenen Ergeb­
nisse zusammen. Eine Reihe von aufschlußrei­
chen Aussagen werden dabei sichtbar: 

Einige wenige Technologieentscheidungen sind 
entscheidend für das gesamte Design des 
Energiesystems: der Bereich Raumwärme, der 
Bereich Verkehr, die Intensität des Einsatzes 
von Wärme-Kraft-Technologien sowie die Ver­
wendung von erneuerbaren Energieträgern. 

- Sowohl die Wasserkraft als auch die Biomasse 
stoßen in den Szenarien vom Bedarf her auf 
obere Grenzen, die schon in wenigen Jahren er­
reicht werden, wenn die in den Szenarien unter­
stellten Effizienzpotentiale bei der Energiever­
wendung wirksam werden. 

- Solange im Verkehr im bisherigen Ausmaß ÖI­
produkte zum Einsatz kommen, fallen im Raffi­
nerieprozeß mittlere und schwere Ölprodukte 
an, die sinnvollerwelse in Wärme-Kraft-Techno­
logien verwendet werden sollen und deshalb 
den Einsatz von biogener Energie im Wärme be­
reich limitieren. 

- Ein darüber hinaus gehendes Potential für die 
biogenen Energieträger entsteht erst dann, 
wenn damit auch Treibstoffe zur Verfügung ge­
steilt werden. In sensitiven Regionen, wo bei­
spielsweise ein besonderer Bodenschutz erfor­
derlich ist, sind solche Technologien schon in 
den nächsten Jahren zu empfehlen. 

Durch die Kraft-Wärme-Technologien fällt soviel 
Elektrizität an, daß damit zunehmend über die 
übliche Verwendung im Endverbrauch hinaus 
Wärmepumpen betrieben werden können, die 
den Wirkungsgrad des gesamten Energiesy­
stems entscheidend verbessern. 

Siehe dazu folgende Tabellen und Abbildungen: 

Tabelle 3.4.1.12. Vergleich der Szenarien 
(Petajoule) 

Tabelle 3.4.1.13. Endenergie in den Szenarien 
(Petajoule) 

Tabelle 3.4.1.14. Brutto-Energie in den Szenarien 
(Petajoule) 

Abb. 3.4.1.10. Nutzenergie in den Szenarien 

Abb. 3.4.1.11. Endenergie in den Szenarien 

Abb. 3.4.1.12. Brutto-Energie in den Szenarien 

Abb. 3.4.1.13. CQ,-Emissionen in den Szenarien 
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Tabelle 3.4.1.9. Zuasmmenfassung des Industrie-Szenarios (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Inl. Produktion 410,7 439,0 456,6 474,6 535,4 600,1 
Netto-Importe 723,7 674,2 607,1 552,8 461,8 387,1 
Lageraufbau 17,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 1.116,6 1.113,2 1.063,7 1.027,4 997,2 987,2 

Kohle 173,1 152,8 130,8 112,5 88,9 69,1 
Ölprodukte 441,1 431,1 391,2 356,4 310,4 272,1 
Gas 219,2 214,7 206,2 201 ,6 171,8 146,9 
Elektrizität -1,7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Biog. & Abfall 138,4 159,5 169,2 179,4 186,0 196,6 
Wasserkraft 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Input 801,0 785,6 745,2 716,9 721,4 738,4 

Wasserkraftwerke 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Kraft-Wärme Proz. 186,5 176,1 162,8 157,4 152,2 150,6 
Raffinerie 383,5 376,8 347,1 320,7 279,2 244,6 
Gas & Koks Proz. 84,8 77,5 69,0 61,3 49,9 40,7 
Solare Proz. 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Output 667,3 655,6 621,1 594,6 573,1 561,9 

Wasserkraftwerke 117,0 120,8 126,4 132,0 132,0 132,0 
Kraft-Wärme Proz. 93,0 90,8 86,7 86,4 98,8 112,8 
Raffinerie 378,4 371,6 342,2 316,2 275,3 241,2 
Gas & Koks Proz. 78,8 71,3 63,5 56,4 46,0 37,4 
Solare Proz. 0,0 1,2 2,3 3,5 21,0 38,5 

Untransformierte En. 315,5 327,6 318,5 310,4 275,8 248,8 

Verluste Transformat. 133,8 130,0 124,1 122,4 148,3 176,5 

Verluste Vert. & Eig. 70,8 69,7 66,9 64,9 62,4 61,1 

Nicht-energet. Verbr. 78,4 78,7 78,7 78,7 78,7 78,7 

Verkehr 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191,3 
Industrie 241,9 223,7 213,9 205,4 197,9 192,4 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

ENDENERGIE 833,6 834,8 794,0 761,4 707,8 671,0 

Kohle 73,2 66,8 59,4 52,7 42,7 34,6 
Ölprodukte 324,9 321,6 291,1 264,1 221,6 186,1 
Gas 28,2 125,3 119,3 113,8 93,5 76,3 
Elektrizität 154,0 145,4 137,2 132,4 131,9 133,6 
Wärme 25,2 38,1 48,9 59,6 86,5 112,6 
Biog. & Abfall 128,0 137,5 138,1 138,8 131 ,6 127,7 

NUTZENERGIE 451,2 474,1 475,2 477,1 467,3 462,6 

CO,-Emission (Mio. t) 56,4 53,6 48,0 43,5 36,2 30,1 
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Tabelle 3.4.1 .10. Zuasmmenfassung des Raumwärme-Szenarios (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Inl. Produktion 410,7 433,7 444,8 455,5 501,6 554,6 
Netto- Importe 723,7 651,5 568,5 503,5 404,1 332,5 
Lageraufbau 17,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 1.116,6 1.085,3 1.013,3 959,0 905,7 887, 1 

Kohle 173,1 145,0 117,9 96,7 71,5 53,5 
Ölprodukte 441,1 426,3 384,2 349,4 302,9 266,3 
Gas 219,2 204,6 187,4 175,1 139,0 113,7 
Elektrizität -1,7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Biog. & Abfall 138,4 154,2 157,5 160,3 152,2 151,1 
Wasserkraft 146,3 151 ,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Input 801,0 768, 1 714,4 675,9 665,8 676,2 

Wasserkraftwerke 146,3 151 ,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Kraft-Wärme Proz. 186,5 165,3 142,6 128,7 109,3 98,4 
Raffinerie 383,5 373,7 342,4 315,9 274,7 242,2 
Gas & Koks Proz. 84,8 74,0 63,1 53,8 41 ,8 33,1 
Solare Proz. 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Output 667,3 643,7 600,3 567,2 533,3 513,4 

Wasserkraftwerke 117,0 120,8 126,4 132,0 132,0 132,0 
Kraft-Wärme Proz. 93,0 85,3 75,9 70,7 70,9 73,7 
Raffinerie 378,4 368,4 337,6 311,5 270,9 238,8 
Gas & Koks Proz. 78,8 68, 1 58,1 49,5 38,5 30,4 
Solare Proz. 0,0 1,2 2,3 3,5 21 ,0 38,5 

Untransformierte En. 315,5 317,1 298,9 283,0 239,9 210,9 

Verluste Transformat. 133,8 124,4 114, 1 108,8 132,5 162,7 

Verluste Vert. & Eig. 70,8 67,9 63,5 60,3 56,1 53,7 

Nicht-energet. Verbr. 78,4 78,7 78,7 78,7 78,7 78,7 

Verkehr 216, 1 236,0 230,9 226,5 206,1 190,4 
Industrie 241,9 210,4 190,1 173,6 162,4 154,1 
Kleinverbrauch 375,5 367,9 336,0 311 ,1 269,9 247,4 

ENDENERGIE 833,6 814,3 757,0 711,2 638,4 591 ,9 

Kohle 73,2 63,8 54,3 46,1 35,6 27,9 
Ölprodukte 324,9 318,4 286,4 259,2 217 ,0 183,7 
Gas 128,2 119,8 109,4 100,5 78,5 62,3 
Elektrizität 154,0 141,7 130,5 123,4 120,7 121,5 
Wärme 25,2 37,0 46,3 54,9 73,4 90,6 
Biog. & Abfall 128,0 133,6 130,2 127,1 113,1 106,0 

NUTZENERGIE 451,2 459,6 448,2 439,0 413,1 398,6 

C02-Emission (Mio t) 56,4 51,9 45,3 40,0 32,2 26,4 
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Tabelle 3.4.1.11. Zuasmmenfassung des Solar-Szenarios (Petajoule) 

1995 2000 2005 2015 2025 

Inl. Produktion 410,7 436,6 451,0 465,2 573,1 682,6 
Netto-Importe 723,7 658,7 581,3 520,5 401,3 311,4 
Lageraufbau 17,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 974,4 994,0 

Kohle 173,1 147,1 121,6 101,4 72,1 50,8 
Ölprodukte 441,1 428,5 387,5 352,7 297,0 250,8 
Gas 219,2 207,4 193,3 184,2 141,6 110,7 
Elektrizität -1,7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Biog. & Abfall 138,4 157,1 163,6 170,0 170,0 171,6 
Wasserkraft 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar 0,0 4,2 8,3 12,5 128,8 245,0 

Transformation Input 801,0 774,2 725,9 692,3 719,1 769,0 

Wasserkraftwerke 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Kraft-Wärme Proz. 186,5 169,0 150,4 141 ,2 112,0 95,9 
Raffinerie 383,5 375,3 344,7 318,2 269,2 228,2 
Gas & Koks Proz. 84,8 74,8 64,4 55,4 44,1 34,9 
Solare Proz. 0,0 4,2 8,3 12,5 128,8 245,0 

Transformation Output 667,3 647,9 608,0 577,7 551,1 535,8 

Wasserkraftwerke 117,0 120,8 126,4 132,0 132,0 132,0 
Kraft-Wärme Proz. 93,0 87,1 80,1 77,5 81,1 86,2 
Raffinerie 378,4 370,0 339,9 313,7 265,5 225,0 
Gas & Koks Proz. 78,8 68,8 59,3 51,0 40,5 32,1 
Solare Proz. 0,0 1,2 2,3 3,5 32,0 60,5 

Untransformierte En. 315,5 321,2 306,4 293,5 255,4 225,0 

Verluste Transformat. 133,8 126,3 117,9 114,6 168,0 233,2 

Verluste Vert. & Eig. 70,8 68,4 64,6 61,8 59,1 57,6 

Nicht-energet. Verbr. 78,4 78,7 78,7 78,7 78,7 78,7 

Verkehr 216,1 236,1 231,1 226,9 201,4 181,3 
Industrie 241,9 210,9 191 ,0 174,7 164,2 156,1 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

ENDENERGIE 833,6 822,0 771,1 730,7 668,7 624,5 

Kohle 73,2 64,5 55,4 47,5 37,6 29,6 
Ölprodukte 324,9 320,0 288,7 261,6 211,4 169,4 
Gas 128,2 121,1 111,8 103,7 82,8 65,2 
Elektrizität 154,0 142,4 131,9 125,4 127,0 130,7 
Wärme 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 
Biog. & Abfall 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

NUTZENERGIE 451,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 

C02-Emission (Mio t) 56,4 52,5 46,2 41,2 32,0 24,9 
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Tabelle 3.4.1 .12. Vergleich der Szenarien (Petajoule) 

2005 2015 2025 

SRUnO-ENERGIE 

Referenz-Szenario 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 954,1 942,9 
Industrie-Szenario 1.116,6 1.113,2 1.063,7 1.027,4 997,2 987,2 
Raumwärme-Szenario 1.116,6 1.085,3 1.013,3 959,0 905,7 887,1 
Solar-Szenario 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 974,4 994,0 

ENDENERGIE 

Referenz -Szenario 833,6 822,0 771,1 730,7 674,1 634,6 
Industrie-Szenario 833,6 834,8 794,0 761,4 707,8 671,0 
Raumwärme-Szenario 833,6 814,3 757,0 711,2 638,4 591,9 
Solar-Szenario 833,6 822,0 771,1 730,7 668,7 624,5 

NUTZENERGIE 

Referenz-Szenario 451,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 
Industrie-Szenario 451,2 474,1 475,2 477,1 467,3 462,6 
Raumwärme-Szenario 451,2 459,6 448,2 439,0 413,1 398,6 
Solar-Szenario 451,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 

C02-Emission (Mio t) 

Referenz -Szenario 56,4 52,5 46,2 41,2 34,1 28,3 
Industrie-Szenario 56,4 53,6 48,0 43,5 36,2 30,1 
Raumwärme-Szenario 56,4 51,9 45,3 40,0 32,2 26,4 
Solar-Szenario 56,4 52,5 46,2 41,2 32,0 24,9 

Abb. 3.4.1.10. Nutzenergie in den Szenarien 
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Abb. 3.4.1.11. Endenergie in den Szenarien 

Endenergie 

850 

800 

N 
750 

Cf) 
Q) N I 

"S Cf) 
Q) 
'C 

0 I -'(if N (/) 
C ::J - 700 Q) Q) '- '0 

a.. Q) E 
'+-
Q) 

Cl: 
650 

600 

550 
1990 2005 2025 

Abb. 3.4.1.12. Brutto-Energie in den Szenarien 
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Tabelle 3.4.1.13. Endenergie in den Szenarien (Petajoule) 

1990 1995 2005 2015 2025 

ENDENERGIE 

Referenz -Szenario 833,6 822,0 771,1 730,7 674,1 634,6 
Industrie-Szenario 833,6 834,8 794,0 761,4 707,8 671,0 
Raumwärme-Szenario 833,6 814,3 757,0 711,2 638,4 591,9 
Solar-Szenario 833,6 822,0 771,1 730,7 668,7 624,5 

Fossile Energie 

Referenz -Szenario 526,4 505,6 455,9 412,8 340,3 280,4 
Industrie-Szenario 526,4 513,8 469,9 430,6 357,8 297,0 
Raumwärme-Szenario 526,4 502,0 450,1 405,8 331,1 273,9 
Solar-Szenario 526,4 505,6 455,9 412,8 331,7 264,2 

Elektrizität 

Referenz -Szenario 154,0 142,4 131,9 125,4 123,8 124,5 
Industrie-Szenario 154,0 145,4 137,2 132,4 131 ,9 133,6 
Raumwärme-Szenario 154,0 141,7 130,5 123,4 120,7 121,5 
Solar-Szenario 154,0 142,4 131 ,9 125,4 127,0 130,7 

Wärme 

Referenz -Szenario 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 
Industrie-Szenario 25,2 38,1 48,9 59,6 86,5 112,6 
Raumwärme-Szenario 25,2 37,0 46,3 54,9 73,4 90,6 
Solar-Szenario 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 

Biogene Energie & Abfall 

Referenz -Szenario 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 
Industrie-Szenario 128,0 137,5 138,1 138,8 131,6 127,7 
Raumwärme-Szenario 128,0 133,6 130,2 127,1 113,1 106,0 
Solar-Szenario 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

Verkehr 

Referenz-Szenario 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191,3 
Industrie-Szenario 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191,3 
Raumwärme-Szenario 216,1 236,0 230,9 226,5 206,1 190,4 
Solar-Szenario 216,1 236,1 231,1 226,9 201,4 181,3 

Industrie 

Referenz-Szenario 241,9 210,9 191,0 174,7 164,2 156,1 
Industrie-Szenario 241,9 223,7 213,9 205,4 197,9 192,4 
Raumwärme-Szenario 241,9 210,4 190,1 173,6 162,4 154,1 
Solar-Szenario 241,9 210,9 191,0 174,7 164,2 156,1 

Kleinverbrauch 

Referenz -Szenario 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 
Industrie-Szenario 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 
Raumwärme-Szenario 375,5 367,9 336,0 311,1 269,9 247,4 
Solar-Szenario 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 
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Tabelle 3.4.1 .1 4. Brutto-Energie in den Szenarien (Petajoule) 

1995 

BRUnO-ENERGIE 

Referenz -Szenario 1.1 16,6 1.095,4 1.032,3 985,8 954, 1 942,9 
Industrie-Szenario 1.1 16,6 1.113,2 1.063,7 1.027,4 997,2 987,2 
Raumwärme-Szenario 1.116,6 1.085,3 1.013,3 959,0 905,7 887,1 
Solar-Szenario 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 974,4 994,0 

Fossile Energie 

Referenz -Szenario 722,8 658,7 581,3 520,5 431,7 359,5 
Industrie-Szenario 722,8 674,2 607,1 552,8 461,8 387,1 
Raumwärme-Szenario 722,8 651,5 568,5 503,5 404, 1 332,5 
Solar-Szenario 765,9 682,1 601,4 537,2 416,3 320,4 

Biogene Energie & Abfall 

Referenz -Szenario 138,4 157,1 163,6 170,0 173,1 179,9 
Industrie-Szenario 138,4 159,5 169,2 179,4 186,0 196,6 
Raumwärme-Szenario 138,4 154,2 157,5 160,3 152,2 151,1 
Solar-Szenario 138,4 157,1 163,6 170,0 170,0 171,6 

Wasserkraft 

Referenz-Szenario 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Industrie-Szenario 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Raumwärme-Szenario 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar-Szenario 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 

Solare Energie 

Referenz -Szenario 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 
Industrie-Szenario 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 
Raumwärme-Szenario 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 
Solar-Szenario 0,0 4,2 8,3 12,5 128,8 245,0 

Abb. 3.4.1.13. C02-Emissionen in den Szenarien 
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3. Identifikation von Technologieschwerpunkten 

3.1. Technologieschwerpunkt 1: 
Raumwärme und Warmwasserbereitung 

3.1.1. Der Ist-Zustand 

Wegen der im Referenz-Szenario sichtbar gewor­
denen dominierenden Rolle des Niedertempera­
turbedarfs wird dieser Bereich einer genaueren 
Analyse unterzogen. Daraus folgt eine Reihe von 
Vorschlägen für Reduktionsmaßnahmen . 

Der Endenergiebedarf für Raumheizung und 
Warmwasser betrug im Jahr 1990 in Österreich 
333 Petajoule. Für Raumwärme und Warmwasser 
werden somit rund 40 % des österreichischen 
Endenergieeinsatzes benötigt. Fast die Hälfte der 
Endenergie geht bei der Umwandlung zu Nutz­
energie verloren. Gerade in diesem Bereich beste­
hen jedoch besonders hohe Potentiale zur Ver­
besserung der Nutzenergie-Produktivität, dem 
Übergang von der Nutzenergie zu den Energie­
Dienstleistungen für Niedertemperaturwärme. 

3.1.2. Handlungsschwerpunkte 

Einerseits ist durch die steigende Bevölkerungs­
zahl, durch steigenden Wohnraumbedarf pro Kopf 
sowie durch steigendes Komfortbedürfnis (Um­
stieg von Einzelofenheizungen auf Zentralheizun­
gen mit höherem Benutzungsfaktor) mit einer Zu­
nahme der Energie-Dienstleistungen für Nieder­
temperaturwärme zu rechnen. 
Andererseits bieten sich insbesondere am Sektor 
Raumheizung auch bei den derzeitigen Preisen 
äußerst wirtschaftliche Möglichkeiten zur Effizienz­
steigerung der Anwendungssysteme (Senkung 
der Umwandlungsverluste) sowie zur Minimierung 
des Nutzenergiebedarfes (Erhöhung der Nutzen­
ergieproduktivität durch Verbesserung der Ge­
bäudehüllen, etc.). 

Aus diesem Grund beinhaltet der Bereich Raum­
wärme nicht nur dringenden energiepolitischen 
Handlungsbedarf, sondern bietet darüber hinaus 
die politische Chance, einerseits die Umwelt zu 
entlasten und andererseits dem Bedürfnis der Be­
völkerung nach Komfort um weniger Energieko­
sten zu entsprechen . 

3.1.3. Ein Beispiel: Großvolumiger Wohnbau 

Die Baukosten im großvolumigen Wohnbau betra­
gen derzeit ca. 14.000.- öS/m2

• Um vom derzeiti­
gen Neubaustandard (Endenergiebedarf für 
Raumheizung ca. 90 kWh/m2

, a) auf 60 kWh/m2
, 

zu kommen, steigen die Baukosten um rund 1 %. 
Für eine 80-Quadratmeter-Wohnung bedeutet 
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das zusätzliche Baukosten von öS 11.200. - . Die 
Energieeinsparung würde 2.400 kWh pro Jahr be­
tragen, wodurch die zusätzlichen Baukosten 
leicht gedeckt werden. 

Das bedeutet, daß sich der höhere Wohnbaustan­
dard (ohne Berücksichtigung der Verzinsung des 
höheren Finanzaufwandes) in deutlich weniger als 
10 Jahren amortisieren würde. Da Gebäude eine 
wesentlich höhere Nutzungsdauer als 10 Jahre 
aufweisen, und mittel- bis langfristig mit steigen­
den Energiepreisen zu rechnen ist (was die Amor­
tisationszeiträume für verbesserten energetischen 
Wohnbaustandard verkürzt) , beinhaltet die Verfü­
gung verbesserter Wohnbaustandards ein politi ­
sches Nullrisiko. 

3.1.4. Bauordnung 

Die Bauordnung stellt eine Mindestnorm dar, die 
für die Errichtung aller Neubauten zwingend ist. 
Die in Wien ab 1.10.1993 gültige Bauordnungsno­
velle entspricht für den großvolumigen Wohnbau 
einer Energiekennzahl von 60 kWh/m2 pro Jahr. Im 
durchschnittlichen Wohnbau der letzten Jahre wur­
den in Wien durch freiwilliges Unterschreiten der 
alten Bauordnung Energiekennzahlen von rund 70 
kWh/m2 pro Jahr erreicht. Die Baukostensteige­
rung durch die novellierte Wiener Bauordnung ist 
minimal und rechnet sich in weit weniger als der 
halben Lebensdauer der technischen Systeme. 

Es ist festzuhalten , daß die Einführung einer Ener­
giekennzahl Raumwärme in die Bauordnung eine 
notwendige Voraussetzung für eine intelligente 
energieeffiziente Gebäudeplanung ist. Ausrich­
tung der Gebäude, passive Solarnutzung und 
sinnvolle thermische Zonierung lassen sich auch 
durch die strengsten k-Werte (W/m2 K) nicht errei­
chen. Normierte Energiekennzahlen und k-Werte 
schließen einander nicht aus, sondern können ei­
ne sinnvolle Ergänzung darstellen. Die Vorgabe 
von k-Werten hat auch weiterhin, insbesondere in 
den Bauordnungen ihre Berechtigung, da sie 
Transparenz und Nachvollziehbarkeit gewährlei­
sten . Sie dienen weiters als Orientierungsinstru­
ment und zur Schaffung allgemeiner (hinsichtlich 
einer Art . 15a B-VG-Vereinbarung) und spezieller 
(z.B. hygienischer) Standards. 

3.1.5. Gebäudesanierung 

Es ist evident, daß der Niedrigenergieneubau 
Energieverbrauchszuwächse nur dämpfen kann. 
Eine Reduktion des Energieverbrauchs ist nur 
durch die Sanierung bestehender Gebäude und 
Heizsysteme sowie durch Energieträgersubstitu­
tion möglich. 

Im Ballungszentrum Wien beträgt bei einer durch­
schnittlichen Wohnungsgröße von 65 m2 der spezi-

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 115 von 324

www.parlament.gv.at



fisclle E:m;r~JIE;ll()e!(lrf liir die Raurni1817uI1Cj. CjOllllt­
tQlt Llbel' elHll CjeSill11tHn Bestand an Eill- IIiKi MAI1I'­
tilillr1iHnllilllSC)I'Il IllIle! 1 (-)() k\Nhdl1 pro Jollr. Auf­
eYlillcl eiAI 'LI!SildlA. cJclß sich In \Merl Cil l)5 eier 

11' Mt'lll-fal nil211llausenl 11(ltl"clcl'. leg: 
e~IPSHr INel1 l.rlle' clerl'l oSlerredlr:~cilEll Sc:1lI1Itt. 
0er GelxlllC!()Sdlllel'llllg (lll1ß gr'lI1lcIsclt711cll Vor­
IdllCj elIlei Verbesserlillg eies Hel7sy­
StHI11S elnCJerCllllllt werden. Dieser Umst,1Ilcl Ist 
elilrlll l)pcJIl,1 1clel dill) dllrl)ll die t ilerllllsci1e Se1l1IE­
! UIIC) ello HeiLlets! Im.luL,el1 '/wd 11 11 CI cld'lIlt Hili klHI-
1181 CllilleIISIC,'1 ()lIes Helzsystenl lell' elle hE:'IK?l7Ld',g 
elllsrelcllt. 

I)le f11li1l1/1dlc:! I MlttE)1 de zur ellel'g8tisehon Sa-
111HIIIIlg VOll CdJCllleiHll zlir Verlugullg stellHn. sind 
IJ(;uren.d. Dilnllil Ist HS notwendig. diese so ein­
lusetzell c!dr] ITilt gegebenelll Au Iwc-lIl el eil lei 111-
vestlwtell Slil T lilie ein ll1axilllCllel' LJIl·weltelltla­
stldllJseffekt ,)ITC,; c:ll: 'INd. Dies IOl'elel't ClIICll elle 
AkltJptCll'1 11 111f:'lli ,llJ eier Be\!c ikerlillg 

Uill eile lJe~JIC?lllt(;n 11I1C111Z1ellen Mittel Httl71ellt eill­
luset7ell, Ist HS Vllclltlg. cJ e vorgesclllCleJHllell Maß-
11ili1IIIHll IPI S11111(-; HIIIC-;1 Least-Cost-StrilteC]le 11111-
/IICietzen DillJH 'i.oldel" zunaclls, jHlle MClIßllilll­
"lP'1 I'HiIIISI,",I't. lllf' LI'p!-eJleelllsoClI'lIllgel', :)/\"/. CO -
I <eclilktiolleil 1111t (1('11 gerngsten KosteIl ililtwelSell. 

3.2. Technologieschwerpunkt 2: 
Cogeneration Technologien in der Industrie 

3.2.1. Vorteile industrieller Wärme-Kraft-Anla­
gen 

DI(~ verslarktc kOI nlJllllcrtc ErZeU~1LI11~) VOll Strom 
lI!1(i Wamlt.: 111 II1Illlstrreiieil Warllle-KrC1tt-Arllil~lf)n 
(WKI lIrleJ elle t:lllspelslIllg in das öttelltllclle Netz 
Ist (,lIle volkswii"tsr:ll,lftller lind okologlscll SlllrlVol­
le, M,l'lI1allllw. cl", vmhiJndene Ellergle slrll1Vollel' 
.~lll1lltzell lilie! ellc-: U:I1weltoelastullg ZLI v·eITlllIJem. 
lugleieil Ist es CIlIC Mogllcl1kelt. die Stromclzml­
DlIlll] 111 OslorrClcll auszuweltell. Olll1C dabei I11lt 
dell Akzepti1l17protJleilleil In der Ottentilcilkeit. die 
l)()i Großkroftworksprojekten auftretel1, kOllIIOn -
tinl t III sOln. 

Auch C1L1S hetrlelJswlrtscllaftlicher Perspektive 
SIIKI i'lCllistnelle KI,lft-Wi1lme-Kopplllllgs-Alllogell 
"KWKi-AIIIClljeI 1 Clcll'Llberlllnaus geelgllet. die E'ner­
UI(;- IJZ'./l. 11SIJ(?SOllclel'e elle Strornkostell tlll' eile 
l.!lltcrll(-;l1ll1Hll Zll verrrngem. Bel elnel LJllIfrCKje 
elfH IllcJustrrellellVelelillgLmg IIll Mal 199:3 hel 169 
111c!llstl'lel)etrreIJell CjClben 45°0 der Betrrebe al,. 
deii' rllre Stl()l11kostell wesmltllch hollei liegeil als 
I'HI IllIell direkteil Kcmkulre'lter in WestellrOp'l. 
V/dS Slcll sellJstvclswnclllcll negativ auf eile Wett­
lJewerlJsfalll(lkclt L1L1s\wkt. 
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3.2.2. Das Potential tür industrielle WK-Anlagen 

!lerzelt werden rllnci 2·1", eies Stl'l"lllllJecJ,llis III 
elel Inciustrre durcll 'vVK EICjellalllaqell spillS: er­
zellgt. All der Spt71? IleCJ: elle eisei" lIll, I stCllller­
lellgellae Industrre 11\ t (9' ElgellPr7f;L1llllllCj. ge­
folgt von der Paplel'- lIllel P~lppellleillstrrf, 11IIt 53"0. 
Nelillenswerte Allteile dll eier ElgellQr7f?lIgl1l1g mit 
meilr Clis 20"n Ildt 110ell die cllellllscllf, IlleJlIstrre 
LlllcJ die NahruliCJSl11ltTelilldllstrre, 01(; i=ICJ81'illlla­
gell LLir Stl-clll1PrZellgllll~] Sind Zlllll 
elell Tell so ausgelegt. claß sie Ilur ele;!l FlgHnbe­
ciC1li (lecken. Unter Clilciereill I'esliitiert c!i1rillIS dHr 
derLelt sel'lr Ilieelrrge AlltHl1 eier Strolllelllspc,;rslHlg 
111 cJas öffelltllche Net7 VOll Illir ruml 1.:)"" cjer EI­
geilerzeugung . 

Grobe Abscilatzl II IlJPII sprechen VOll Pilleill \Nel­

IGlen ausbaufailigell WK Potential eier 111Clustlle III 
cler Großenordllllilg VOll 1000 MWä Oie vOllle­
CJelKJe11 AbscllatLllllgHll slild jedocll I1lellt geelg' 
Ilet. ZWischen einerseits teclllllScll I1lclcllllill'el1l 
lIlld alldererseits wlrtscllclttllcll IImsetLbarcl1l Po 
IC~lItlal LU ullterscileiciell: el)enso IleCjen clm Lelt 
keille Angaben IIbel l1loCjllche UmsetzLillgs­
,:eltraume vor. 111 den l)etroffenell IncIL,sl'rouI1tel'-
11e1lllien \:vrrd aas Potellt",1 Clis 110cll QIIK)Cscllatzt. 
BOI elel bereits zitiert8ll Uillfrage der IllCillstrrcllen­
vereilligung gab rund eile licilfte dei t-)ollC1~Jtell Be­
triebe an, prinzipiell Interesse all der Il1lietrielinah­
Ille einer WK-Anlage zu hoben. wobei fLlr ? I"" der 
Betrrebe dalLir eine Verbessel'ung elel Rallll1elllJe­
dIllgungen notwelllii~J w,im. 

Auch dei' Dialog l11it elen KOlllllll1llell lll:ler eine 
mogllclle Versorgll"~J prrvC1tel' K!elnal:lllellll1er Illit 
Industrreller Abwarille tllr elle RaUI1WJC1lllleer7ell­
gung gestaltet slell scllwlerrg Problel11i1tlscll er­
weist Sich in diesem ZusClillmellhC1llg clle lIIelst 
Illcllt synchrone Nutlllilg der erzeugton Warme 
clurcll den KOllSUlllwltell 1I11 Cl somit elle ulJel­
sellLlsslge Warme 1111 SOI11l11er. EI)ellS0 IllUß dei' 
Industrrebetrreb VorsorDe (ur eille Ersalliiefel'ullg 
treffen. um bei Ausfallen der KWK-Anli1g(, eile 
KlelllVerbralieher weltel Illit Wcirme versmgen ZLI 
könllen, Diese erschwerendeil BecJlIlljUllgell las­
sen die Industrielle Abwcimle zur RaLlillWillllleer-
7ellgung - unabhanglg VOll Ihrer okoloCjlscilen 
Sillilhaftigkeit - gegelllltlHr konkLlrlleleliclen 
Bl'ellilstoifen beim prrvatell KlelllalJlle!llllCI ns 
Hillter:leffell gerateIl. 

Dal'3l1s I'esultiert auch der nur CJellilge Beitrag der 
industriellen Abwarme von So" zur ~Jesaillten 

f-ernwarilleerzeugun~l 111 CJsterrelcll. 

3.2.3. Hemmende Rahmenbedingungen 

Ellle weitere ReallslerLlIlrJ eies ImJlIstllellell WK­
Poteiltlais seileitert derzeit unter amierelll illl den 
uesetzllchen RahlllenbedlncjllllljGll uild clell Ver-

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)116 von 324

www.parlament.gv.at



tragsbedingungen I11lt den EnergIeversorgungs­
unternehmen (EVUs) Die Errichtung einer WK­
Anlage wird dadurch aus betriebswirtschaftlicher 
Sicht sehr problematisch und IrlVestllionen wer­
den daher 1!Tl Zweifelsfall eller In anderen Berei­
cheil (Jes Unternehmens getcitigt. Eine auf die Er­
forderr1lSse der Zukunft ausgelegte, ökologisch 
slnllVolle Energiepolitik Wird ohne Änderung der 
derzeit bestehenden Gesetze und Verordnungen 
nur sellr scllwer umzusetzen sein, Insbesondere 
der Auftrag des Gesetzgebers an die EVUs müß­
te neu formuliert werden. 

Als hemmenel fur die Errrciltung von WK-Anlagen 
werden von Seiteil der Industrre u.a. folgende 
Punkte angesehen: 

ungunstlge, nlcllt kostendeckende Einspelseta­
rile 

kein Zugzmg zum öffentlichen Netz oder sehr 
hohe Stromdurchleltungskosten fPeagierung) 

keine Möglichkeit eier Abgabe von Elektrrzitat an 
Dritte 

nur von den EVUs angebotene Störaushilfe 
(AusfallsverSIcherung) 

3.2.4. Maßnahmen zur Forcierung von indu­
striellen Wärme-Kratt-Anlagen 

Aus der Sicht der Illdustrie mußten folgende Maß­
Ilahmen verwirkllcllt werden. um WK-Eigenanla­
gen verstärkt einsetzen zu können: 

Gleichberechtigte partllerschaftllche Lösungen 
von Energiefrageil, Insbesondere von Fragen 
bezLlgllch der Errichtung und des Betrrebes in­
dustrreller WK-Anlagen ZWischen EVUs und In­
dustrie 

Durchleitungsrecht für alle Stromerzeuger am 
öffentlichen Netz. Erarbeltung eines Peage-Ab­
kommens mit den EVUs; wobei Sich die Pea­
glerungskosten an den reinen Netzkosten und 
den Kosten fLir die Dienstleistungen im Zusam­
menhang mit der Durchleitung orientieren müß­
ten 

Tarrfierung der Einspeisetarife: nach den vermie­
denen Kosten für In das öffentliche Netz einge­
speiste ElektriZität 

Ermogllcllung gemeinsamer Störaushilfslösun­
gen und Reservehaltung Innerhalb der Industrre 
(Poolblldullg) 

EntWicklung von Warmeversorgungskonzepten 
unter EInbindung Industrreller Abwarmequellen. 
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3.3_ Technologieschwerpunkt 3: 
Erneuerbare Energieträger 

3.3.1. Nachhaltigkeit als Maßstab tür die Wahl 
von Energietechnologien 

Um dem Prrnzlpder Nachho.ltlgkelt zu entspre­
chen. muß ein Energiesystem zwei grulldsätzliclle 
Forderuilgen erilillen. Einerseits muß eine rlo.ch­
Ilaltlge Energlcwlrtscllo.ft auf langfnstlg veriLlgba­
ren (emeuerbo.reni Energiequellen aufbo.uell uild 
andererseits mllssen die mit der Energleumwo.nd­
lung verbundenen Massenströrne möglichst ge­
nng sein und In naturlichen Kreislaufen fließeil, die 
kurzzeitig - In menschlichen Zeltmo.ßsto.ben ge­
messen - geSChlossen sind. 

Langfristig bietet Insbesondere die Nutmng der 
SOllnellenergie, Ileben der Nutzung der GravIta­
tionsbewegung lIlld des geothermalen Warllle­
reservoirs die Möglichkeit. diese belden Forderun­
gen zu eriullen. Mit diesen Encrgiequellen kann 
die für das menscllllcile Leben im weitesten Sinn 
notwendige Energie dauerhaft und nachhaltig zur 
Veriuguilg gestellt werden. 

Die solare Energieeinstrahlung In das thermody­
namlsclle System Erde und die Energleabstrah­
lung eriolgen darLlber hinaus ohne Massentrans­
port und Im Kreislauf, womit die genarlnten For­
derungen eriüllt sind. 

Um die Möglichkeiten einzelner Systeme In einer 
nachhaltigen Energiewirtschaft zu prufen urKJ um 
den allgcmeinell Begnff der Nacllhaltigkelt auf ell1-
zeine Energiebereitstellungstechniken zmzllwen­
den. können folgende qualitative Merkmale zur 
Beurterlunq dcr Nacllhaltlgkelt herallgezogen 
werden kumulierter Energieo.ufwo.nd. Nutzungs­
grad. erzIelbare Mengen. CO -Reduktionspoten­
tial, Emissionen. Flächenertmg und Flächenbe­
dari. zeitlicher Anfall der nutzbaren Er1ergle. Mate­
rialeinsatz, Elnfacllhelt der Bedienung und War­
tung. Lebensdauer, gesellschaftliche Akzeptanz 
und allgemeine AUSWirkungen auf das Okosy­
stein Jedes einzelne Merkmal der Nachhaltigkeit 
fur Sich oder ihr ZusammenwIrkerl kallil 7um limi­
tierenden Fo.ktor fur dell Einsatz einei" bestimmteil 
Technik werden. Die qualitative Bewertung der 
Nachhaltlgkeit verlangt eine Uberprufung aller 
AUSWirkungen und Einflüsse, die durch die Errrch­
tung und den Betrieb einer Anlage zur EnergIebe­
reitstellung hervorgerufen werden können. 

3.3.2. Solare Energietechniken 

Die Im folgenden betrachteten solaren Energie­
techniken können grundsätzllcf1 In den Ver­
brauchssektoren Kleinabnehmer. Industrre. Ver­
kehr sowie Im Transformationsbereich ell1geset7t 
wercJen. um Wärme. Kraft und Strom bereltzustel-
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len. Die Umwandlung der Sonnenenergie in diese 
Energieformen kann auf direktem oder indirektem 
Weg erfolgen (Abb. 3.4.1.14.). 

(1) Direkte Nutzung der Sonnenenergie über 

- Sonnenkollektoren 
- Solarthermische Kraftwerke 
- Solararchitektur 
- Photovoltaikanlagen 

(2) Indirekte Nutzung der Sonnenenergie über die 
erneuerbaren Energiequellen: 

- Biomasse 
- Wasser 
- Wind 
- Umgebungswärme 

(Geothermie und Wärmepumpe) 

Viele Techniken zur Sonnenenergienutzung sind 
soweit entwickelt, daß sie angewendet werden 
können, obwohl natürlich noch technische Weiter­
und Neuentwicklungen zu erwarten sind. Mit eini­
gen dieser Techniken gibt es bereits umfangreiche 
praktische Erfahrungen in Österreich. Allerdings 
sind diese Techniken mit wenigen Ausnahmen bei 
den gegenwärtigen Preisen fossiler Energiesyste­
me nicht konkurrenzfähig. 

3.3.3. Erneuerbare Energie in Österreich 

Die jährlich von der Sonne auf die Erde einge­
strahlte Energie ist 17.000 mal größer als der 
kommerzielle Energieverbrauch der Menschheit 
(ca. 360 EJ/a = 10'8 Joule). In Österreich liegt die 
durchschnittliche Globalstrahlung , also die Sum­
me der direkten und diffusen Strahlung, bei 1.135 
kWh/a pro m' . Jährlich werden somit 343.000 PJ 
Strahlungsenergie von der Sonne auf die öster­
reichische Landfläche eingestrahlt. Der Nutzener­
giebedarf betrug 1990 in Österreich 451 PJ (Ta­
belle 3.4 .1.3.). Eine nachhaltige Energieversor­
gung Österreichs auf der Basis der erneuerbaren 
Energie ist bei einer entsprechenden Modifizie­
rung und Anpassung des Energiebereitstellungs­
systems an die Anforderungen der erneuerbaren 
Energien langfristig möglich. Beispielsweise erfor­
dert die regional annähernd gleichmäßig verteilte 
Sonneneinstrahlung den verstärkten Einsatz de­
zentraler Techniken. 

Keine der Techniken zur Nutzung erneuerbarer 
Energie kann die komplexen Anforderungen eines 
nachhaltigen Energiebereitstellungssystems aliei­
ne erfüllen . Es müssen daher verschiedene Tech­
niken in einem vernetzten System, bestehend aus 
zentralen und dezentralen Anlagen, zur benutzer­
gerechten Bedarfsdeckung eingesetzt werden. 
Dabei müssen die zur Erbringung einer bestimm­
ten Energiedienstleistung qualitativ und quantitativ 
jeweils am besten geeigneten Techniken genutzt 
werden. 

Abb. 3.4.1.14. Pfade der Sonnenenergienutzung. Von der Sonne zur Solartechnik 

I 

Direkte 
Nutzung 

Solar­
thermisch 

Photo­
voltaik 

Sonnenkollektor 

Solararchitektur 

Sonnenkraftwerk 

SONNENSTRAHLUNG I 
I 

1 
Indirekte 
Nutzung 

Rinm::l<:<:A I Wasser­
~ __ k_r_aft_ ....... 

Feste Brennstoffe 

Flüssige Brennstoffe 

Gasförmige Brennstoffe 
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Geothermie 

Wännepumpe 
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Eine Abschätzung der zeitlichen Realisierbarkeit 
jener Energiebereitstellungssysteme, die geeignet 
sind, in den nächsten Jahren den Weg in Richtung 
einer nachhaltigen Energieversorgung einzuleiten 
und die energiebedingten Umweltbelastungen -
vor allem die treibhauswirksamen Emissionen - zu 
verringern, zeigt folgende Ergebnisse: 

- Bereits jetzt von Bedeutung sind Sonnenkollek­
toren, Solararchitektur, Holz, Stroh, Biogas, 
Klärgas, Deponiegas und Methylester aus 
pflanzlichen Ölen. 

- Mittelfristige Bedeutung wird erwartet von 
Windkraft, Geothermie, Wärmepumpen, Photo­
voltaik und Biomasse aus Energieholzplantagen 
sowie Langzeitwärmespeichern . 

- Längerfristige Bedeutung ist zuzuordnen den 
stärke- und zuckerhältigen Pflanzen zur Pro­
duktion von Ethanol, den nichtholzigen bioge­
nen Brennstoffen, der Produktion von Holzgas 
bzw. Methanol sowie dem Wasserstoff als En­
ergiespeicher. 

4. Instrumente und Institutionen 

4.1. Innovative Strukturen und Strategien 

Weltweit sind in der Energiewirtschaft in den letz­
ten Jahren eine Reihe von fundamentalen Ände­
rungen in Gang gekommen. Sie betreffen einer­
seits Innovationen bei den Strukturen, die den 
Energiesektor einer Wirtschaft charakterisieren, 
und andererseits Innovationen bei den Strategien, 
mit denen diese Strukturen erreicht werden sollen. 

4.1.1. Energie-Dienstleistungen und integrierte 
Ressourcenplanung 

Der erste Innovationsschritt entdeckte das Kon­
zept der Energie-Dienstleistungen und die Per­
spektive einer integrierten Ressourcenplanung. 

- Die beiden Energiepreisschocks von 1973 und 
1979 rückten die Energie-Dienstleistungen in 
den Mittelpunkt der Analyse von Energiesyste­
men und führten zur Fragestellung, ob die ge­
wünschten Energie-Dienstleistungen bei den 
aktuellan Preisen auch zu minimalen Kosten 
verfügbar sind. 

- Diese Strategie des Least-Cost-Planning (LCP) 
wurde konsequenterweise zur Strategie des In­
tegrated Resource Planning (IRP) erweitert, in­
dem nicht nur die Kosten der Energiebereitstel­
lung, sondern auch die Kosten der Energiever­
wendung bei der Evaluierung der technischen 
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Optionen für die Erreichung von bestimmten 
Energie-Dienstleistungen herangezogen wer­
den. 

- Eine Konsequenz dieser Strategie der integrier­
ten Ressourcenplanung ist die Erkenntnis, daß 
tendenziell die kostengünstigsten Potentiale zur 
Verbesserung der Effizienz von Energiesyste­
men bei nachfrageseitigen Aktivitäten, beim De­
mand Side Management (DSM). liegen. 

4.1 .2. Die Suche nach nachhaltigen Energie­
strukturen 

Den nächsten Innovationsschritt setzte die aus 
heutiger Sicht bahnbrechende Publikation der 
UN-Kommission für wirtschaftliche Entwicklung 
"Our Common Future" im Jahre 1987, besser be­
kannt unter der Bezeichnung Brundtland-Bericht. 

- Sustainable Development wurde darin als neue 
Zielsetzung für alle wirtschaftlichen Aktivitäten 
vorgeschlagen. Gemeint ist damit eine minima­
le ethische Anforderung, nämlich die wirtschaft­
lichen Bedürfnisse der gegenwärtigen Genera­
tion so zu erfüllen, daß dadurch nachfolgende 
Generationen keine Reduzierung ihrer Entwick­
lungschancen erleiden. 

- Die Suche nach nachhaltigen Strukturen für 
Energiesysteme führte bald zum Konsens, daß 
dies die Entwicklung von hocheffizienten Ener­
giesystemen mit sukzessivem Übergang zu er­
neuerbaren Energieträgern bedeutet. 

4.1.3. Strategien für innovative Strukturen 

Nachdem sich die Umrisse für nachhaltige Ener­
giestrukturen abzeichnen, ist zu prüfen, mit wei­
chen Strategien der Übergang zu diesen innovati­
ven Strukturen erreicht werden kann. Folgende 
Schwerpunkte für die politischen Entscheidungs­
prozesse werden dabei identifiziert: 

- Die Zugang zu relevanter Information wird eine 
zentrale Aufgabe einer aktiven Technologiepolitik 

- Neue Koordinationsaufgaben entsprechend 
dem Konzept einer integrierten Ressourcenpla­
nung werden sichtbar. 

- Bestehende ökonomische Instrumente müssen 
dahingehend überprüft werden, ob sie mit den 
neuen Strukturen kompatibel sind. 

- Institutionelle Reformen sind dann anzustreben, 
wenn die Zielsetzungen von Unternehmungen 
oder die Entscheidungen von Konsumenten 
nicht mehr mit den gewünschten Strukturen im 
Einklang stehen. Vor allem wird das bedeuten, 
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daß die im Bereich der Energieversorgung täti­
gen Unternehmungen ihr Unternehmensziel auf 
die Bereitstellung von umfassenden Energie­
dienstleistungen erweitern. 

4.2. Informationsprogramme 

Einer aktiven Technologiepolitik im Bereich Ener­
gie kommt vor allem eine Informationsfunktion zu. 
Das Beispiel der ähnlich motivierten Schweizer 
Impulsprogramme zeigt, daß dabei mit relativ ge­
ringen öffentlichen Mitteln ein beachtliches privat­
wirtschaftiich organisiertes Informationsprogramm 
aktiviert werden kann. Vier Bereiche sind es, für 
die besondere Informationsschwerpunkte zu ent­
wickeln wären. 

4.2.1 . Informationsprogramm Bauen 

Sowohl kurzfristig als auch langfristig sind im Be­
reich der thermischen Gebäudequalität die kosten­
günstigsten Optionen für eine Verbesserung der 
Energieeffizienz zu finden. Eine Abschätzung des 
Potentials der thermischen Gebäudesanierung für 
Österreich zeigt, daß bis zum Jahr 2010 fast ein 
Drittel des Gebäudebestandes erneuert sein wird. 

Ein umfangreiches Informationsprogramm soll 
deshalb informieren über: 

- Das Konzept der Niedrigenergiehäuser, die mit 
nur geringfügig höheren Kosten den Energiebe­
darf gegenüber dem derzeitigen Bestands­
durchschnitt auf ein Drittel reduzieren können 

- Integrierte Energiekonzepte im Wohnbau, die 
vom Gebäude über das Benutzerverhalten bis 
zur Energiebereitstellung zu einer effizienteren 
Energieverwendung führen 

- Ausbildungsprogramme, die vom Architekten 
bis zum Baumeister und Installateur die Kennt­
nisse über die Innovationen beim energieeffizi­
enten Bauen vermitteln 

4.2.2. Informationsprogramm Wärme-Kraft­
Technologien 

Kombinierte Wärme-Kraft-Technologien sind so­
wohl im Bereich der Industrie als auch im Bereich 
des Kleinverbrauchs bei allen thermischen Pro­
zessen zur Vermeidung von Energieverlusten auf­
grund der nichtgenützten Arbeitsfähigkeit eines 
Energieträgers zu empfehlen. 

Vielen Unternehmungen sind diese Technologien 
viel zuwenig bekannt, noch geringer ist die Infor­
mation über die rechtlichen Rahmenbedingungen 
bei der Verwendung dieser Technologien. Zuneh-
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mend ist bei einem entsprechenden Design der 
Gesamtanlage die kombinierte Wärme-Kraft­
Technologie als Ersatztechnologie bei bestehen­
den Heizanlagen zu empfehlen. 

Spezielle Informationsprogramme sollen be­
stimmte Sparten der Industrie und des Gewerbes, 
die Gemeinden und die Bauträger über die geeig­
neten Wärme-Kraft-Technologien informieren. 

4.2.3. Informationsprogramm Elektrizität 

Elektrizität bietet sich deshalb für ein spezielles In­
formationsprogramm an, weil Innovationen bei 
den Antriebssystemen, bei der Beleuchtung und 
bei den sonstigen Verwendungen von Elektrizität 
auf markante unausgeschöpfte Effizienzpotentiale 
verweisen. 

Wegen der besonderen Probleme bei der Bereit­
stellung von Elektrizität sind auf lange Sicht die 
durch ein verbessertes Lastmanagement oder 
durch effizientere Verwendung erreichten Ein­
sparungen beim Energieträger Elektrizität beson­
ders kosteneffektiv. 

4.2.4. Informationsprogramm Erneuerbare 
Energie 

Der Schwerpunkt dieses Informationsprogramms 
soll bei direkten oder indirekten solaren Energie­
trägern liegen. Den thermischen Solarkollektoren 
soll der Sprung zur kommerziellen Marktreife er­
möglicht werden. In die photovoltaische Nutzung 
werden, wie die Beispiele der Schweiz zeigen, be­
achtliche Zukunftshoffnungen gesetzt. 

Spezielle Aufmerksamkeit verdient die Biomasse, 
die in fortgeschrittenen Nutzungstechnologien, 
z.B. in der Vergasung von Abfällen, große Ent­
wicklungspotentiale hat. 

4.3. Koordinationsaufgaben 

4.3.1. Die zentrale Funktion der Raumplanung 

Eine weitblickende Raumplanung hat die Möglich­
keit, grundlegend den Bedarf von Energie-Dienst­
leistungen dadurch zu beeinflussen, daß redun­
dante Energie-Dienstleistungen, vor allem im Ver­
kehr, vermieden werden. Der Raumplanung 
kommt im Sinne der integrierten Ressourcenpla­
nung folgende Funktion zu: 

- Für den Wirtschafts- und Lebensstil einer Re­
gion sind solche Randbedingungen vorzuse­
hen, die Arbeiten, Wohnen und Freizeit mög­
lichst integrieren. 
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Alle Plqekte Sllld Cl,lllingellend zu beurt8ilell, 
welclle Il1Siltz11C!1811 tCllerg le-D,enstlelstLlI1gell 
Illit eier l-ie,iIISIW,lIlCj vprtiLll1CJell sind, 

Ein K,Llstl-!r von el1ercjGtlscllen Ressourcell Süll 
elle rl-!CJlllll,llcTI Eller<jlepotentlale - VOll eier 
PI'II~ldrclll)llJle IJIS llir !'uLykllorbaren Ellel'CJIl-! III 
FOf'lll \UI1 All',//ClrI",C; (J( lei ellergetlscll ilLlt711C!­
rp'lÄlAIII - EcliassCl1 

4.3.2. Kommunale Energiekonzepte 

Auf kOl1l1111lllcllcr Ehelle bcstellt ein ellorlm,s In 
110\'8t OllslJO!cmtlill (Iurcll el18 Healisiercillg VOll III 
tegrreiel'l EI'c)lcjleko'lzeptcll 

BOI dm 1-ILlcllellwlcll1ll1llrl lind Beb8l1L1ng'~llld 

rlLm~j Ist ,lut lUSilll'IIllCllhclllgellde 8ClUlilllcJ 
flacllul1, UC,l'J,lllllllClscllclltC ulxl die Mogllcllkl-!It 
der lXiSSI" CII S011i1elll l l,t71111Cl zu aclltel1. 

Bel bLILIPIOI(:ktell ISt Cille ellergetisclle EVii 
11iiel1lllCJ 1111 Sllme dcs VOll der Europi3lsc!lHI'1 
Union vorqescillagelleil C3ebäudeauswElisus 
vor71ISe i IHII. 

KOIIIIT'l.r'rd!C EnerglekolveptH sol'en Llbor clle 10' 
ka e'T OptlU11U11 l)el Nel,- lll'(j Ersatzllwcstltlo 
Ilel' 1111 SIITIW einei' IllteqnellelT Ressourccnpl,l 
Illing IllfeJlllllerell 

4.3.3. Ein Beispiel: Das Energiekonzept der 
Stadt Rottweil 

Ein bis ZUill Jitllr 201 Cl rE?ICllelldes Ellergiekollzept 
der StacH Hottweil 111 Dmltscl1land gilt seit Jallrell 
In violel HIINcilt ~lls nclltllllCJswolsend fLlr eille In­
novative kOllllllullale EllmCjlepolltlk, Folgende E'le­
mellto sll',cl :lilCJellcJe BHs:allctellc dieses EnWCjID­
konzeptc,,: 

Die Stautwcrke bieteil elelT KlIllden WarlllD auf 
(jer BaSIS '/Oil Nlitzenel gl(; clll UIKI IllstalllDrDll 
oaLU JClle Teclillologiell, cJlH Llllter den gO~JejJe­
nen U'llst,'iIlclen d e IJesre EI',el'gleefflzlenz el'ge­
ben 

Bevorzligt wird die Errlclltung von kleineil W~il­
meinsein auf dei BaSIS vorl Blockhelzanlaqen 
und Warlllepllillpell, elle 111 den vorhandenen 
Helzrallmen 111stailiert worden und mlnlillale 
Auf'Nellclullgen tur Warmoleltungen eriordern, 

Anrei7e zur Venneldullq von Lastspitzerl Im 
Elektnzltcit cfurch Nachlasse beim Leistungs 
preis, wenn Kunelen all der prozeßgesteuerton 
Lastspitzeiloptllllieruilg tellllehlT,en, vern1eldell 
weitgeheIlCI clen Bezug von teurem Spltzen­
strOIll. 
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Rerelts reallsiclt oeler 111 PlilllUIHJ IS: eilt..' energe­
tlselle Nutzung 'In 11 DOll011lPljd:;, elle' 
'!011 Holzab'd'lel'I, ',tllc!Villisc!1dftkllC'IÄbfe.lle'l 
,IIICI Blc'null, SU'NIO elel' f3:111 ,O[11C,' K,lllclelllilfol­
lriCltiollszerlt!lllllS 11111(;[ elelll C;C,SIClllsIXII'kt eier 
SolarC1rchltektlil 

4.4. Ökonomische Instrumente 

4.4.1. Institutionalisierung von funktionsfähi­
gen Märkten 

AlICIT Ill'- derl El1crcJle,~ektOi wlrrlljlll'Klsalzllcl' der 
Ke 'me InatlOil l~iI)I;r Mi}1 ktc cll!f-;' I 11,ll11l1'lls:rat 'ien 

clr'l VOILI~J ,.11 IlclJCll se n, 
'1111cI 111 eici IIICI'\ ohl1(; 

~wm(IITete RahIIICIIl)c;l.!111CjUI1UCrl 1IIIIktioi 
Die Grunde lur cilCCiUCi Mmktvel':;ii~Il-!11 SII1I.I offel1 -

:;IClltllc:'r 

Nlcllt alle Kosteil (je" 1_118r'cJlc;I'IIII:II' KI ',(;lleI1lerl 
Irl elel1 Mark!pIHISUII dUf. DIP Sll(J()ITdlllTten ex 
ICl'Ilell Kosteil liel LIIPrC]lel1llt/tllKJ, wie Bela 
stilligen VOll Luft. l~ocJell lillei Wasser, abor 
duell Schädell '-111 elol' C30slll'lCJllcil UlK! eil' Ge­
i,CiliClo'I, welTlell kallill ve)!", VC;IUI S,lCrlCr qetra­
eJCll unel ful'lrer) CLFLI (1(-18 elle Zl~tlll'iICIl P'ese 
tu' Enor'gle nlellt ~11C' IPiEc'ji.mIE?l1 Illf,.:;' "'"n 0 I-, er­
Plltllaltell, 

C81 iKle elle !aI1p:llstlljeI1 Illlpl,kc\hJ!lfClI elel Ener­
<jlellutzwlg slncl es 18(locl1, (lll? Ill?stll"mtol' Ell­
m~lleteehnolo~JICll einOll VOllll() qei)Oll, was 
11ICl1t immer VOll elcll Marktpil mqlsl11011 wlI'el. 

Sel1llel3lrch Sille! os teclHloloDISc:ilO C~rld-,cle, die 
'/U! allem bei 1f3ltullq;;;(jellllllClellC·l' 
qCln 8lJfgruIlc eier Koste'lstrl,ktl,1 Il,lturl::;'lC 
Monooole IJe~F,rrKlell, wcclurc:!' /i1E'xlerull'l elll 
IllZlrktlllaßlger WettlJewerlJ elllg(;srlli i1l1kt V'JII'd 

IITO\i11.lonen UlK! C'lil'"HI'Jesser, 
tHS Verstanonls von \:Veltl)e':;ecIJ I'LlI lP11 '>'Ieltwelt 
Lli eilier NeugesLlllulllj eier Rallll1clTI lPClI' 19lillgen 
l]etuhrl. die zu eillei ve1'jJeSSP1'tH11 F-UITktIOil der 
tl181'glelllärkte flJhrell 8011811: 

Den tradItionei' nacl) t:llfygletlill.Jt:r' I stl'lIktlll"er­
ten UlllernehlllllllCjCll 1111 Ellerejleuo'C'lcl'l 'Nlrel 
elle ErwelterlillC] l'lr8r LmtemeillrulxjsZIO 0 au' 
cile Erbrrnqllnq VOll IIrnfaSSellcloll 
uienstieistuilgell ell1llfoillell Dlcse Lrweiterllllq 
,jer UnternehlTluIlgstatlgkelt Clellerlell I\nrelze 
711 eillel' Illtegrrerte'l RessOl,rcel'll JI,-illUllq end 
'Jerilleidet dadurcl1 kostellillarl eiE) IllC'1lc~'Pllzel'" 

Aufwund der Ilellell teclrllC)lo~llscllell ElltvVICk­
lunc] - vor allem 1111 l:3l-!relcll eier W:':Ulllc-Kraft-
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Tecfmologien - ISt es wLinschenswert, die Netze 
flir leitungsgebundene Energie allch dem Zu­
gang von sogellannten Dntten zu bffllell. Dieser 
Thll'd Party Access ITPA) ISt In vleltm Staaten be­
reits verwll'kllcnt ulld l:3estzlfldterl der EU,Konzep­
te fur derl Wettbewerl) auf dem EnereJlesektor. 

111 zweifacher Welse soll das PotelltlClI der nacll­
fra~leseltlgen EnergieefflziellZ I11lt seillen hohen 
IllVestltlonsrendltell genutzt "Nerdell Erstens 
werden traditionellen AnlJletern von leltungsge­
Ixmdener Energie Investltionsameize für nach­
frageseltlge Aktivitäten gegeben. Zweiteils wer­
clen Unternehmungen im Finanzbereich ermu­
tigt. durch Third Party tinancilig diese Renditen 
der Efflzlenzlnvestltlollen zu lukrrelell. 

4.4.2. Innovative marktorientierte Koordina­
tionsmechanismen 

111 welten Bereichen von energierelevclll:ell Aktl­
VI taten hat es bistier ul)erllaupt keille Markte ge­
gebell. Dies betrifft vor allein Ellergle,Dlenstlel­
stungell und Ernlsslonsrecllte. Konseqllente An­
wendungen VOll l11arktorientlertell Koordrnatlons­
mechanismen legen In beideli Fälleil die Etablie­
l'lI11g von Marktmechailismell nahe. 

Ellergle,Dlenstlelstullgen. z.B. thermischer oder 
elektnzltätsspezlflscller Art fur Oill Neubauge­
biet. sollen eilleill Wettbewel't) (Competltlve 
Blcldlng) ausgesetzt \Nerden. bel (Iem Jener An-
1]leter die VersorgUllCjsrecllte erllolt. eier Ilach 
clefinlerten Krltenen all1 kostenglillstigsten die 
eriorderlichen Lelstliligell erbnn(]t. 

Die Nutzung von bestimmten Ressourcen - wie 
ein Flußlauf fLII' Wasserkraftwerke oder die Luft, 
(Jas Wasser und eier Boden fur clie Fmlttierung 
von Schadstoffen - kan'l durch IIClll(lelbare Lr­
zellzell koordiniert werelen. Flir das EI111SSl011 
Trading liegen aus Illehrel'en Londem positive 
Eriahrungen vor. Dieser marktkOllformo Koordi, 
nationsmechanismus vermeidet Viele bLirokrati­
sclle Elngnffe 111 untemehmerrsche Entschel­
eiLmgen u1ld ISt ein allßerst fleXibles und mit el­
Ilem langen Entscll8ldungshorlzollt versehba, 
les Instrument. Beispielsweise kbnllell aktuelle 
EmissIonsmengen mit einem Eillissionsrecht 
versehen werden, das nach einem festgelegten 
Schema schrittwelso reduziert wird. Der Handel 
I11lt solchen Emlsslollsrecl,ten sorgt dafür. daß 
ökonolllische EfflzlellZkrrterren erilliit werden. 

4.4.3. Reform der Energiebesteuerung 

Alle Internatlonalerl Ol-gallisationen. die I1llt der 
Koorclinlerullg von Wirtschaftlichen Aktlvltatell be­
traut Sind, und fast alle IllcI~lstrrelander furlrell der­
zeit eine DiSkUSSion (jarllber, welcher Reformbe-
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darf fur die Besteuerung bei Enel'gie bestellt. Die 
GrLJnde dafLir Silld vielfältig. 

Die Europalsche Union eJlagllostlzlell 111 Illlelll 
1993 voroffentllchten WelßIJllCll :Wacrlstlllll. 
WettbewertJsfshlgkelt, BeschaftlCjung. Helalls, 
forderungen der Gegenwart und Wege In 21. 
Jahrrlundertl daß grundscitzllch Arbeit als elle 
dOl1llnlereneJe BemessungsCJrllmJlage fur (Ja" 
Steuersys1elll zu entlasten sei. llll(1 elll Ah­
tausch 7Lllasten von Ressourcenste,lem - LlI'lter 
illlderern auch von energetischeil Ressourcen -
anzustreben sei. 

Eine weitere Arguillentatioll fur eine Refolill eier 
Energiebesteuerung fürlrt all. daß gerade die 
auf dell Malkten generrertell Eller'CJ '81.Jrelse kel' 
neswegs elem Prrnzlp der KostellWaiYllelt eilt 
sprechel'. weil eine Fulle von externen Kosten 
uber eiell Lebenszyklus elnos Energletr~1gers 

nicht t)elm Verursacher. sonelern IJel anclerell 
Akteuren einer Wirtschaft anfallen. 

Schlleßllcl1 wlrc! darauf verwieseli, claß Stellerrl 
neben (lel1l fiskalischen GeslCfltspunkt eier FI­
nailzieruI1CJ von öffentlicrlen Ausgaben auch dlo 
FunktlclII der Lellkung entsprccllolld den 1101-
setzlingeri der Wirtschaftspolitik zukOlmllt. 

Alieil Im ZlIsclllll1lerlhallg Illit Nacilhaltlgkeltsstruk' 
turen entworfeneil UmsetzungsstrZlteglen fur wirt 
scrlaftspolitisches Handeln ist die llelsetzung Cje; 
meill. Jenen Technologren besolKJere Anreize /u 
geben. die Stoffströllle durch Illerirstufige NutZUIICJ 
besonders offlzlellt verwenden. Im Rerelch eier En 
ergle becleutet das Prrnzlp der Ildclli1altlgell NlIt­
Zlilig zusätzlich, daß auf die Exel'cJle eines ErlerCjle 
trägers Bedacht zu nehmen ISt ullel (ji1ß emeuer­
baren Ellergieträgern gegenubol erscllöpflJC1rell 
eier Vorrillig ell17uräumen 1St. In einor Wlrtsclklff. 
elle sicll llber Preise koordiniert, nlUI) elas Prelssy, 
steIlI diese Zielsetzungen reflekt leren. INel'll elas 
Prrrlzip der AlIreizkompatibilität geiteil soll. 

Dieses Prrnzip der anreizkolllpatibiell Pielsbilduilg 
gibt eillen Leitfaden dafLir. welche Elgenscrlaften 
das Preissystem fLir Energie aufweisen soll unel 
welcher Erganzungsbedarf evelltuoll clul'cll Eller­
glesteuerl1 besteht. wenn Marktkollformltcit UlKI 
Anreizkoillpatibilität bel den Ener~lleprelsell Clilge­
strebt wird. 

Exergetlsch höherwe1ige Energletrager werden 
pro EI'elgleeinhelt deshalt) teurel selll IllUSSOll 
als exerCjetlsch nleden"vertlge Em)rgletrager ulKI 

erscllopfhClre Energletrsger vverelell relatiV 
hohere Plelse aufweisen als erneuerbare Enol-' 
gletrager. 

Bel der FlltWlcklullg eines operatlonalen Konzeptes 
fur eille F1eforlll der EnerglebesteuerLlllg werdeli 
eieshalb folgellde Grundsatze zu beachten sein: 
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- In einer offenen Wirtschaft darf eine Reform der 
Energiebesteuerung nicht die internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen. 

- Der Vorzug ist solchen Reformstrategien zu ge­
ben, die die Eigenschaft einer "AII-Winner-Stra­
tegie" haben, d.h. daß weder Unternehmungen 
noch Konsumenten mit zusätzlichen Lasten zu 
rechnen haben 

Viele Mißverständnisse über die Funktion von En­
ergiesteuern wurzeln in einem ungenügenden 
Verständnis der mikro- und makroökonomischen 
Effekte, die von Energiesteuern erwartet werden. 

- Mikroökonomisch soll durch erhöhte Energie­
preise ein Anreiz zur Wahl von energieeffiziente­
ren Technologien gesetzt werden. Gelungene 
Projekte zeigen, daß in einem weiten Bereich 
die dabei erziel baren Mengenreduktionen den 
Preisanstieg mindestens kompensieren, womit 
durch höhere Energiepreise keine Kostener­
höhungen ausgelöst werden. 

- Makroökonomisch bewirken solche Anreize für 
energieeffizientere Technologien günstige ge­
samtwirtschaftliche Effekte wie zusätzliche Inve­
stitions- und Beschäftigungsimpulse. Weitere 
positive Beschäftigungseffekte sind dadurch zu 
erwarten, daß eine wenigstens teilweise Kom­
pensation von Steuern auf Arbeit diesen Pro­
duktionsfaktor wieder relativ billiger macht. 

- Besonders wirksam sind deshalb solche Kon­
zepte bei der Reform der Energiebesteuerung, 
die einen Teil des Aufkommens für einen be­
schränkten Zeitraum für Investitionsanreize ver­
fügbar machen. Programme zur Sanierung der 
thermischen Gebäudequalität und zur Verbrei­
tung von Wärme-Kraft-Technologien verdienen 
dabei erste Priorität. 

5. Zusammenfassende Thesen 

1 . Eine Reihe von technischen Optionen ermög­
licht grundsätzlich der österreichischen Ener­
giewirtschaft eine Innovation in Richtung nach­
haltiger Energiesysteme. 

Diese technischen Optionen beinhalten einer­
seits die effizientere Verwendung von Primären­
ergieträgern durch die Erhöhung der Nutzener­
gie-Produktivität, der Anwendungswirkungs­
grade von Endenergie und der Transformations­
wirkungsgrade bei der Umwandlung von 
Primärenergie. Andererseits ist schrittweise eine 
Substitution von fossilen Energieträgern durch 
erneuerbare Energieträger unter Beachtung der 
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Kriterien Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit 
anzustreben. 

2. Bei jeder Energienutzung soll grundsätzlich ei­
ne Erhöhung der Energieeffizienz erreicht wer­
den; bei allen thermischen Nutzungen von 
Energie ist deshalb eine kaskadische Nutzung 
anzustreben . 

Energieträger mit einem hohen Energiegehalt -
wie Brennstoffe und Elektrizität - sollen deshalb 
grundsätzlich zuerst jenen Anwendungen zuge­
führt werden, bei denen diese hohe Arbeits­
fähigkeit auch gebraucht wird, wie beispielswei­
se in mechanischen Antrieben. Durch Nutzung 
der anfallenden Wärme über Wärmetauscher 
und Wärmepumpen kann die Energieeffizienz 
deutlich angehoben werden. 

3. Bei der thermischen Nutzung von Energie ist 
aus Gründen der thermodynamischen Effizienz 
soweit wie möglich der Einsatz von Wärme­
Kraft-Technologien vorzusehen. 

Bei allen Nachrüstungs- und Neuinvestionen 
von Anlagen mit thermischer Energienutzung 
sollen kombinierten Wärme-Kraft-Technologien 
zum Einsatz kommen. Bei thermischen Kraft­
werken, die bisher primär für die Bereitstellung 
von Elektrizität verwendet wurden, sind bei 
Nachfolgeinvestitionen solche Standorte zu 
wählen, bei denen auch die Wärme effizient ge­
nutzt werden kann. Überschußelektrizität kann 
über die Netzte dorthin transporiert werden, wo 
ein Einsatz von Wärmepumpen weitere kaska­
dische Energienutzungen ermöglicht. 

4. Detailstudien für die C02-relevanten Schlüssel­
bereiche - Verkehr, Wohnbau und Wärme­
Kraft-Technologien - zeigen, daß mit vertretba­
rem technischen und kostenmäßigen Aufwand 
eine Struktur für das österreichische Energiesy­
stem erreichbar wäre, die eine C02-Reduktion 
entsprechend dem Toronto-Ziel ermöglicht. 

Vor allem für den Wohnbau und für die Wärme­
Kraft-Technologien zeigen Pilotprojekte, daß 
der Übergang zu effizienteren Energietechnolo­
gien schon bei den gegenwärtigen Preisen so­
wohl für die Konsumenten als auch für die Inve­
storen mit Kostenvorteilen verbunden sein 
kann. In vielen Fällen sind es institutionelle 
Hemmnisse, wie fehlende Energiekennzahlen in 
den Bauordnungen oder nicht verbindliche 
Rückspeisetarife in die öffentlichen Netze, die 
diese innovativen Energietechnologien behin­
dern. Im Verkehr sind neben Anreizen für einen 
reduzierten Flottenverbrauch Neukonzeptionen 
im Sinne von integrierten Verkehrssystemen er­
forderlich. 
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5. Bereits die Erreichung des Toronto-Ziels erfor­
dert allerdings eine deutliche Verschiebung der 
Investitionsaktivitäten von der konventionellen 
Energiebereitstellung zur effizienteren Energie­
transformation und Energieverwendung. 

Tendenziell werden deshalb die thermischen 
Großkraftwerke durch dezentrale Wärme-Kraft­
Technologien zu ersetzen sein, soferne sich hin­
sichtlich der Wärmenutzung und der Emissio­
nen Vorteile ergeben. Infrastrukturinvestitionen 
für leitungsgebundene Energie, die nicht den 
angestrebten effizienten Technologien für die 
Energietransformation entsprechen, sind nur 
mehr in Ausnahmefällen zu empfehlen. Höchste 
Priorität bei der Innovation der Anwendungssy­
steme hat der Bereich Raumwärme samt der 
damit verbundenen thermischen Gebäu­
desanierung. 

6. Die Entwicklung von fortgeschrittenen Solar­
und Biomassetechnologien ist nicht nur aus 
umweltpolitischen Gründen anzustreben, son­
dern auch als industriepolitische Option zu 
empfehlen. 

Da sich die thermische SOlarnutzung im Selbst­
bau bereits hervorragend bewährt und ihr kom­
merzieller Einsatz an der Schwelle der Wirt­
schaftlichkeit bei den gegenwärtigen Preisen 
angelangt ist , soll die Planung von Neubauten 
diese Technologie berücksichtigen. Bei der 
photovoltaischen Solarnutzung sind einerseits 
markante technische Innovationen im Gange 
und andererseits gelungene Beispiele für Ein­
bindungen in ein integriertes Energiekonzept 
verfügbar. Vielversprechend sind die Entwick­
lungen bei der Technologie der transparenten 
Wärmedämmung. Bei der Biomassenutzung 
kommt der Entwicklung von fortgeschrittenen 
Transformationssystemen vor allem in kombi­
nierten Wärme-Kraft-Technologien eine zentrale 
Rolle zu. 

7. Neben den C02-Emissionen sind verstärkt auch 
die anderen mit der Verwendung von Energie 
verbundenen Umweltbelastungen zu beachten. 

Vermehrte Aufmerksamkeit bei Verbrennungs­
prozessen verdienen alle Emissionen, wie z.B. 
Stickoxide, Kohlenwasserstoffe und Staub. 
Grundsätzlich ist bei allen Emittenten eine ent­
sprechende Emissionskontrolle vorzusehen. 

8. Von allen im Bereich der Energiewirtschaft täti­
gen Unternehmungen wird eine Umorientierung 
des Unternehmensziels auf die Bereitstellung 
von Energie-Dienstleistungen erwartet. 

Tendenziell wird dies einen Übergang von der 
an den Energieträgern orientierten Sparten­
struktur zugunsten eines Angebots von inte-
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grierten Lösungen für die Erbringung von ge­
wünschten Energie-Dienstleistungen bei Unter­
nehmungen und Haushalten bedeuten. Durch 
die Integration der Verantwortung und der Ent­
scheidungen über die Wahl der Energietechno­
logien und den Betrieb eines Energiesystems 
werden Anreize zum Ausschöpfen von Innovati­
onspotentialen gesetzt. 

9. Bund, Ländern und Gemeinden kommt ver­
stärkt die Aufgabe zu, die langfristigen Ziele der 
Energiepolitik - wie die Strukturen für ein nach­
haltiges Energiesystem - zu formulieren und die 
institutionellen und rechtlichen Voraussetzun­
gen zur Erreichung dieser Ziele zu schaffen. 

Es wird grundsätzlich erwartet, daß mit markt­
mäßigen Koordinationsmechanismen die mit 
den Zielen der Energiepolitik kompatiblen 
Strukturen des Energiesystems erreicht wer­
den. Hemmnisse, die beispielsweise Wärme­
Kraft-Technologien oder thermisch hochwerti­
gen Gebäuden den Marktzugang behindern, 
werden zu beseitigen sein, um innovativen 
Technologien Chancengleichheit auf den Märk­
ten zu sichern. Bei Emissionen ist eine Harmo­
nisierung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
und deren konsequenter Vollzug notwendig. 

Die bestehenden Mechanismen der Preisbil­
dung für Energieträger werden dahingehend zu 
überprüfen sein, ob sie mit den formulierten Zie­
len der Energiepolitik im Einklang stehen. Be­
sondere Aufmerksamkeit verdienen dabei die in­
ternationalen Märkte für fossile Energieträger, 
deren kurzfristiger Entscheidungshorizont nicht 
die langfristige Erschöpfung und die sozialen 
Kosten der Nutzung dieser Energieträger reflek­
tiert. 

Hinzuweisen ist auch auf innovative marktwirt­
schaftliche Instrumente, wie die Installierung von 
Märkten für Lizenzen, die dem Inhaber be­
stimmte Rechte zuordnen. Mit den energiepoliti­
schen Zielsetzungen kompatible Marktergebnis­
se können beispielsweise dadurch unter markt­
mäßigen Bedingungen erreicht werden, daß die 
Limitierung der Nutzung bestimmter Energieträ­
ger oder der Erzeugung von bestimmten Emis­
sionen durch die Ausgabe von handel baren li­
zenzen koordiniert wird. Die Handelbarkeit sol­
cher Zertifikate stellt sicher, daß wirtschaftliche 
Effizienzkriterien erreicht werden. 

Eine aktive Technologiepolitik ist - im Einklang 
mit den wirtschaftlichen Strategien der Europäi­
schen Union - eine neue Herausforderung für 
den öffentlichen Sektor. Inovative Technologie­
impulse für nachhaltige Energiestrukturen durch 
Forschung und Entwicklung und Abbau von in­
stitutionellen Hemmnissen bieten sich als zu­
kunftsträchtige Option für Österreich an. 
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6. Dokumentation des Referenz-Szenarios 

Tabelle D.1 Energie-Dienstleistungen (Index 1990 = 100) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

VERKEHR 
Personen-km / Kopf 100,0 112,9 127,5 144,0 151,5 159,0 

Tonnen-km 100,0 113,4 128,7 146,0 153,5 161,0 

INDUSTRIE 
Grundstoffe 100,0 92,1 84,7 78,0 74,0 70,0 
Elektrochemie 100,0 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 
Finalgüter 100,0 111,1 123,4 137,0 154,5 172,0 

KLEINVERBRAUCH 
Wohnfläche / Kopf 100,0 103,2 106,6 110,0 117,5 125,0 
Bevölkerung 100,0 104,8 109,8 115,0 122,5 130,0 
Gewerbl. Produktion 100,0 109,7 120,3 132,0 152,0 172,0 

Tabelle D.2 Nutzenergie-Produktivität (Index 1990 = 1) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Niedertemperatur 1,00 1,08 1,16 1,25 1,50 1,75 
Hochtemperatur 1,00 1,03 1,07 1,10 1,15 1,20 
Industrieöfen 1,00 1,06 1,13 1,20 1,30 1,40 
Stationäre Motoren 1,00 1,06 1,13 1,20 1,20 1,20 
Fahrzeug-Motoren 1,00 1,13 1,28 1,45 1,68 1,90 
Beleuchtung, EDV 1,00 1,12 1,25 1,40 1,80 2,20 
Elektrochemie 1,00 1,06 1,13 1,20 1,25 1,30 
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Tabelle 0.3 Nutzenergie (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie insgesamt 451,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 

Verkehr 65,4 75,5 78,2 81,0 78,1 76,3 
Industrie 175,8 158,8 146,6 136,5 130,2 125,0 
Kleinverbrauch 210,1 230,0 232,6 235,4 232,1 232,0 

Niedertemperatur 186,1 201,1 201,3 201,8 191,3 184,6 
Hochtemperatur 50,2 48,2 46,2 44,7 44,2 43,8 
Industrieöfen 90,4 82,7 77,2 72,6 69,7 67,1 
Stationäre Motoren 60,2 60,5 59,1 58,2 62,9 67,6 
Fahrzeug-Motoren 60,0 69,1 71,0 73,0 69,9 67,9 
Beleuchtung & EDV 1,2 1,8 1,7 1,7 1,6 1,5 
Elektrochemie 3,1 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 

Kohle 42,1 37,7 33,3 29,4 24,4 20,0 
Ölprodukte 125,8 124,2 113,1 102,5 85,0 69,6 
Gas 89,2 85,9 81,4 77,5 63,9 51,9 
Elektrizität 105,7 106,3 103,8 102,0 102,3 103,5 
Wärme 22,7 34,5 44,6 54,8 79,7 103,8 
Biogene Energie 65,7 75,8 81,3 86,6 85,1 84,4 

Tabelle 0.4 Nutzenergie (Olo-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Verkehr 14,5 16,3 17,1 17,9 17,7 17,6 
Industrie 39,0 34,2 32,1 30,1 29,6 28,9 
Kleinverbrauch 46,6 49,5 50,9 52,0 52,7 53,5 
Niedertemperatur 41,2 43,3 44,0 44,6 43,4 42,6 
Hochtemperatur 11,1 10,4 10,1 9,9 10,0 10,1 
Industrieöfen 20,0 17,8 16,9 16,0 15,8 15,5 
Stationäre Motoren 13,3 13,0 12,9 12,9 14,3 15,6 
Fahrzeug-Motoren 13,3 14,9 15,5 16,1 15,9 15,7 
Beleuchtung & EDV 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4 0,3 
Elektrochemie 0,7 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 

Kohle 9,3 8,1 7,3 6,5 5,5 4,6 
Ölprodukte 27,9 26,7 24,7 22,6 19,3 16,1 
Gas 19,8 18,5 17,8 17,1 14,5 12,0 
Elektrizität 23,4 22,9 22,7 22,5 23,2 23,9 
Wärme 5,0 7,4 9,8 12,1 18,1 23,9 
Biogene Energie 14,6 16,3 17,8 19,1 19,3 19,5 
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Tabelle 0.5 Nutzenergie Verkehr (Petajoule) 

Nutzenergie Verkehr 65,4 75,5 78,2 81,0 78,1 76,3 

Niedertemperatur 3,4 3,8 4,1 4,4 4,1 3,8 
Stationäre Motoren 3,3 3,9 4,3 4,6 5,1 5,6 
Fahrzeug-Motoren 58,7 67,8 69,8 71,9 68,9 66,8 
Beleuchtung, EDV 0,0 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

Kohle 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0 
Ölprodukte 56,0 63,6 64,6 65,6 60,1 55,7 
Gas 0,5 0,6 0,6 0,6 0,7 0,7 
Elektrizität 7,3 9,4 10,7 12,1 14,6 17,2 
Wärme 1,3 1,7 2,0 2,4 2,4 2,5 
Biogene Energie 0,0 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 

Niedertemperatur 3,4 3,8 4,1 4,4 4,1 3,8 

Kohle 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0 
Ölprodukte 0,9 0,9 0,8 0,6 0,4 0,2 
Gas 0,5 0,6 0,6 0,6 0,6 0,5 
Elektrizität 0,4 0,5 0,5 0,5 0,4 0,3 
Wärme 1,3 1,7 2,0 2,4 2,4 2,5 
Biogene Energie 0,0 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 

Stationäre Motoren 3,3 3,9 4,3 4,6 5,1 5,6 

Ölprodukte 2,5 2,9 3,2 3,4 3,5 3,6 
Gas 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,2 
Elektrizität 0,8 0,9 1,1 1,2 1,5 1,8 

Fahrzeug-Motoren 58,7 67,8 69,8 71,9 68,9 66,8 

Öl produkte 52,6 59,9 60,7 61,5 56,2 51,9 
Elektrizität 6,1 8,0 9,1 10,3 12,7 15,0 

Beleuchtung & EDV 0,0 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

Elektrizität 0,0 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

--
• 
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Tabelle 0.6 Nutzenergie Verkehr (%-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie Verkehr 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Niedertemperatur 5,1 5,0 5,2 5,4 5,2 5,0 
Stationäre Motoren 5,0 5,2 5,4 5,7 6,5 7,3 
Fahrzeug-Motoren 89,8 89,8 89,3 88,7 88,2 87,6 
Beleuchtung, EDV 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

Kohle 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 0,0 
Ölprodukte 85,7 84,3 82,6 80,9 77,0 73,0 
Gas 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 0,9 
Elektrizität 11 ,2 12,5 13,7 15,0 18,7 22,5 
Wärme 2,0 2,2 2,6 3,0 3,1 3,3 
Biogene Energie 0,0 0,1 0,2 0,2 0,3 0,3 

Niedertemperatur 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 3,8 3,1 2,5 1,8 1,3 0,8 
Ölprodukte 27,3 23,0 18,6 14,3 10,3 6,3 
Gas 15,3 15,0 14,6 14,3 13,8 13,3 
Elektrizität 12,8 12,1 11,5 10,8 9,8 8,8 
Wärme 39,9 44,9 49,9 54,9 59,9 64,9 
Biogene Energie 0,9 1,9 2,9 3,9 4,9 5,9 

Stationäre Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Ölprodukte 76,3 75,3 74,3 73,3 68,8 64,3 
Gas 0,3 0,3 0,3 0,3 1,8 3,3 
Elektrizität 23,4 24,4 25,4 26,4 29,4 32,4 

Fahrzeug-Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Ölprodukte 89,6 88,3 86,9 85,6 81,6 77,6 
Elektrizität 10,4 11,7 13,1 14,4 18,4 22,4 

Beleuchtung & EDV 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
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Tabelle D.7 Nutzenergie Industrie (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie Industrie 175,8 158,8 146,6 136,5 130,2 125,0 

Niedertemperatur 14,9 13,8 12,5 11,4 9,7 8,5 
Hochtemperatur 45,0 42,5 40,2 38,3 37,1 36,1 
Industrieöfen 78,4 69,8 63,9 59,0 55,1 51,8 
Stationäre Motoren 33,7 31,1 28,6 26,5 26,9 27,2 
Fahrzeug-Motoren 0,5 0,5 0,4 0,4 0,3 0,3 
Beleuchtung, EDV 0,2 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 
Elektrochemie 3,1 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 

Kohle 30,3 26,0 22,9 20,3 17,5 15,2 
Ölprodukte 23,8 18,8 14,6 11,1 6,2 1,9 
Gas 57,3 51,8 47,5 44,0 40,6 37,7 
Elektrizität 46,4 40,7 37,3 34,5 34,1 33,9 
Wärme 2,6 3,1 3,4 3,7 4,1 4,5 
Biogene Energie 15,4 18,4 20,8 23,0 27,6 31,9 

Niedertemperatur 14,9 13,8 12,5 11,4 9,7 8,5 

Kohle 1,8 1,5 1,3 1,1 0,7 0,3 
Ölprodukte 3,5 2,6 1,9 1,2 0,8 0,5 
Gas 3,8 3,4 3,1 2,8 1,9 1,2 
Elektrizität 2,6 2,3 2,0 1,8 1,4 1,1 
Wärme 2,6 3,1 3,4 3,7 4,1 4,5 
Biogene Energie 0,7 0,8 0,8 0,9 0,9 0,9 

Hochtemperatur 45,0 42,5 40,2 38,3 37,1 36,1 

Kohle 1,2 1,1 1,1 1,0 1,0 1,0 
Ölprodukte 10,2 8,3 6,7 5,2 3,0 0,9 
Gas 19,5 18,3 17,1 16,2 15,5 14,9 
Elektrizität 1,0 1,0 0,9 0,9 0,9 0,8 
Biogene Energie 13,1 13,8 14,4 15,0 16,8 18,5 

Industrieöfen 78,4 69,8 63,9 59,0 55,1 51,8 

Kohle 27,3 23,4 20,5 18,2 15,9 13,9 
Ölprodukte 10,1 7,8 6,1 4,7 2,4 0,5 
Gas 33,5 29,6 26,9 24,6 22,7 21 ,1 
Elektrizität 5,9 5,2 4,8 4,4 4,1 3,9 
Biogene Energie 1,6 3,8 5,6 7,1 10,0 12,5 

Stationäre Motoren 33,7 31,1 28,6 26,5 26,9 27,2 

Gas 0,6 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 
Elektrizität 33,1 30,6 28,1 26,0 26,4 26,8 

Fahrzeug-Motoren 0,5 0,5 0,4 0,4 0,3 0,3 

Elektrizität 0,5 0,5 0,4 0,4 0,3 0,3 

Beleuchtung & EDV 0,2 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 

Elektrizität 0,2 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 

Elektrochemie 3, 1 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 

Elektrizität 3,1 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 

-129 -

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 129 von 324

www.parlament.gv.at



Tabelle 0.8 Nutzenergie Industrie (O/o-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie Industrie 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Niedertemperatur 8,5 8,7 8,5 8,4 7,5 6,8 
Hochtemperatur 25,6 26,8 27,4 28,0 28,5 28,9 
Industrieöfen 44,6 43,9 43,6 43,2 42,3 41,5 
Stationäre Motoren 19,2 19,6 19,5 19,4 20,6 21,8 
Fahrzeug-Motoren 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,2 
Beleuchtung, EDV 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 
Elektrochemie 1,8 0,6 0,6 0,6 0,7 0,7 

Kohle 17,2 16,4 15,6 14,9 13,5 12,2 
Ölprodukte 13,6 11,8 10,0 8,1 4,8 1,5 
Gas 32,6 32,6 32,4 32,2 31,2 30,2 
Elektrizität 26,4 25,6 25,5 25,3 26,2 27,1 
Wärme 1,5 1,9 2,3 2,7 3,2 3,6 
Biogene Energie 8,8 11,6 14,2 16,8 21,2 25,5 

Niedertemperatur 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 11,8 11,1 10,5 9,8 6,8 3,8 
Ölprodukte 23,5 19,2 14,8 10,5 8,0 5,5 
Gas 25,3 25,0 24,6 24,3 19,3 14,3 
Elektrizität 17,5 16,8 16,2 15,5 14,5 13,5 
Wärme 17,3 22,3 27,3 32,3 42,3 52,3 
Biogene Energie 4,6 5,6 6,6 7,6 9,1 10,6 

Hochtemperatur 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 2,7 2,7 2,7 2,7 2,7 2,7 
Ölprodukte 22,6 19,6 16,6 13,6 8,1 2,6 
Gas 43,3 43,0 42,6 42,3 41,8 41,3 
Elektrizität 2,3 2,3 2,3 2,3 2,3 2,3 
Biogene Energie 29,1 32,4 35,8 39,1 45,1 51, 1 

Industrieöfen 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 34,8 33,5 32,1 30,8 28,8 26,8 
Ölprodukte 12,9 11,2 9,6 7,9 4,4 0,9 
Gas 42,7 42,4 42,0 41,7 41,2 40,7 
Elektrizität 7,5 7,5 7,5 7,5 7,5 7,5 
Biogene Energie 2,1 5,4 8,8 12,1 18,1 24,1 

Stationäre Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Gas 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 
Elektrizität 98,3 98,3 98,3 98,3 98,3 98,3 

Fahrzeug-Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Beleuchtung & EDV 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrochemie 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
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Tabelle 0.9 Nutzenergie Kleinverbrauch (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie Kleinv. 210,1 230,0 232,6 235,4 232,1 232,0 

Niedertemperatur 167,9 183,6 184,8 186,0 177,5 172,3 
Hochtemperatur 5,2 5,7 6,0 6,4 7,0 7,6 
Industrieöfen 12,0 12,9 13,3 13,7 14,5 15,2 
Stationäre Motoren 23,2 25,5 26,3 27,1 31,0 34,8 
Fahrzeug-Motoren 0,8 0,8 0,8 0,8 0,7 0,7 
Beleuchtung, EDV 1,0 1,5 1,5 1,4 1,3 1,3 

Kohle 11,7 11,5 10,3 9,1 6,8 4,8 
Ölprodukte 46,0 41,7 33,9 25,9 18,7 12,1 
Gas 31,3 33,6 33,2 32,9 22,7 13,5 
Elektrizität 52,0 56,1 55,7 55,4 53,6 52,4 
Wärme 18,8 29,7 39,2 48,7 73,1 96,8 
Biogene Energie 50,3 57,3 60,4 63,5 57,2 52,4 

Niedertemperatur 167,9 183,6 184,8 186,0 177,5 172,3 

Kohle 10,9 10,7 9,5 8,4 6,2 4,3 
Ölprodukte 39,9 35,6 27,8 19,9 12,8 6,4 
Gas 28,2 30,2 29,8 29,4 19,2 10,0 
Elektrizität 25,1 26,3 25,3 24,2 18,6 13,8 
Wärme 18,8 29,7 39,2 48,7 73,1 96,8 
Biogene Energie 45,0 51,0 53,2 55,4 47,6 41,0 

Hochtemperatur 5,2 5,7 6,0 6,4 7,0 7,6 

Ölprodukte 3,5 3,7 3,7 3,8 3,9 4,0 
Gas 1,3 1,5 1,5 1,6 1,6 1,6 
Biogene Energie 0,3 0,6 0,8 1,1 1,5 2,0 

Industrieöfen 12,0 12,9 13,3 13,7 14,5 15,2 

Kohle 0,8 0,8 0,8 0,7 0,6 0,5 
Ölprodukte 2,5 2,5 2,4 2,2 2,0 1,7 
Gas 1,8 1,9 1,9 1,9 1,9 2,0 
Elektrizität 1,9 2,0 1,9 1,9 1,9 1,8 
Biogene Energie 5,0 5,7 6,4 7,0 8,2 9,3 

Stationäre Motoren 23,2 25,5 26,3 27,1 31,0 34,8 

Elektrizität 23,2 25,5 26,3 27,1 31,0 34,8 

Fahrzeug-Motoren 0,8 0,8 0,8 0,8 0,7 0,7 

Elektrizität 0,8 0,8 0,8 0,8 0,7 0,7 

Beleuchtung & EDV 1,0 1,5 1,5 1,4 1,3 1,3 

Elektrizität 1,0 1,5 1,5 1,4 1,3 1,3 
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Tabelle D.10 Nutzenergie Kleinverbrauch (OIo-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie Kleinv. 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Niedertemperatur 79,9 79,8 79,4 79,0 76,5 74,3 
Hochtemperatur 2,5 2,5 2,6 2,7 3,0 3,3 
Industrieöfen 5,7 5,6 5,7 5,8 6,3 6,6 
Stationäre Motoren 11,0 11,1 11,3 11,5 13,3 15,0 
Fahrzeug-Motoren 0,4 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 
Beleuchtung, EDV 0,5 0,7 0,6 0,6 0,6 0,5 

Kohle 5,6 5,0 4,4 3,8 2,9 2,1 
Ölprodukte 21,9 18,1 14,6 11,0 8,0 5,2 
Gas 14,9 14,6 14,3 14,0 9,8 5,8 
Elektrizität 24,7 24,4 24,0 23,5 23,1 22,6 
Wärme 8,9 12,9 16,8 20,7 31,5 41,7 
Biogene Energie 23,9 24,9 25,9 27,0 24,7 22,6 

Niedertemperatur 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 6,5 5,8 5,2 4,5 3,5 2,5 
Ölprodukte 23,8 19,4 15,0 10,7 7,2 3,7 
Gas 16,8 16,5 16,1 15,8 10,8 5,8 
Elektrizität 15,0 14,3 13,7 13,0 10,5 8,0 
Wärme 11,2 16,2 21,2 26,2 41,2 56,2 
Biogene Energie 26,8 27,8 28,8 29,8 26,8 23,8 

Hochtemperatur 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Ölprodukte 67,6 64,5 61,5 58,5 55,5 52,5 
Gas 26,0 25,7 25,3 25,0 23,0 21,0 
Biogene Energie 6,5 9,8 13,2 16,5 21,5 26,5 

Industrieöfen 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 7,0 6,3 5,7 5,0 4,0 3,0 
Ölprodukte 21,0 19,4 17,8 16,1 13,6 11,1 
Gas 14,8 14,5 14,1 13,8 13,3 12,8 
Elektrizität 15,9 15,2 14,6 13,9 12,9 11,9 
Biogene Energie 41,2 44,5 47,9 51,2 56,2 61,2 

Stationäre Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Fahrzeug-Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Beleuchtung & EDV 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
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Tabelle 0 .11 Endenergie-Wirkungsgrade 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Niedertemperatur 
Kohle 0,40 0,42 0,45 0,47 0,51 0,54 
Ölprodukte 0,50 0,54 0,59 0,64 0,67 0,70 
Gas 0,60 0,63 0,67 0,70 0,73 0,75 
Elektrizität 0,90 0,91 0,92 0,93 0,93 0,93 
Fernwärme 0,90 0,91 0,92 0,93 0,93 0,93 
Biogene Energie 0,45 0,49 0,54 0,59 0,62 0,65 

Hochtemperatur 
Kohle 0,75 0,76 0,76 0,77 0,77 0,77 
Ölprodukte 0,80 0,81 0,81 0,82 0,83 0,84 
Gas 0,80 0,81 0,81 0,82 0,84 0,85 
Elektrizität 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 
Biogene Energie 0,78 0,79 0,81 0,82 0,82 0,82 

Industrieöfen 
Kohle 0,71 0,72 0,72 0,73 0,73 0,73 
Ölprodukte 0,74 0,75 0,75 0,76 0,77 0,78 
Gas 0,76 0,77 0,77 0,78 0,80 0,81 
Elektrizität 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 
Biogene Energie 0,71 0,73 0,75 0,77 0,77 0,77 

Stationäre Motoren 
Ölprodukte 0,35 0,36 0,36 0,37 0,37 0,37 
Gas 0,35 0,36 0,37 0,38 0,38 0,38 
Elektrizität 0,80 0,81 0,82 0,83 0,83 0,83 

Fahrzeug-Motoren 
Ölprodukte 0,27 0,28 0,30 0,31 0,32 0,33 
Elektrizität 0,85 0,86 0,86 0,87 0,87 0,87 

Beleuchtung, EDV 
Elektrizität 0,05 0, 10 0,15 0,20 0,28 0,35 

Elektrochemie 
Elektrizität 0,35 0,36 0,37 0,38 0,38 0,38 
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Tabelle 0.12 Endenergie (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie insgesamt 833,6 822,0 771 ,1 730,7 674,1 634,6 

Verkehr 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191 ,3 
Industrie· 241,9 210,9 191 ,0 174,7 164,2 156,1 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

Kohle 73,2 64,5 55,4 47,5 37,6 29,6 
Ölprodukte 324,9 320,0 288,7 261,6 220,0 185,6 
Gas 128,2 121 ,1 111,8 103,7 82,8 65,2 
Elektrizität 154,0 142,4 131 ,9 125,4 123,8 124,5 
Wärme 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111 ,6 
Biogene Energie 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

Niedertemperatur 332,8 329,9 305,0 284,2 250,5 227,2 
Hochtemperatur 63,1 60,0 56,9 54,4 53,4 52,4 
Industrieöfen 120,5 109,2 100,9 93,8 89,1 85,2 
Stationäre Motoren 80,2 80,2 77,7 75,9 81 ,8 87 ,7 
Fahrzeug-Motoren 203,6 222,1 216,6 211 ,6 191,4 175,6 
Beleuchtung, EDV 24,6 18,1 11 ,7 8,4 5,6 4,2 
Elektrochemie 8,8 2,5 2,4 2,3 2,3 2,2 

Tabelle 0 .13 Endenergie (DIo-Anteile) 

1990 2000 2005 2015 2025 
I 

Endenergie insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Verkehr 25,9 28,7 30,0 31 ,1 30,7 30,1 
Industrie 29,0 25,7 24,8 23,9 24,4 24,6 
Kleinverbrauch 45,1 45,6 45,3 45,0 45,0 45,3 

Kohle 8,8 7,8 7,2 6,5 5,6 4,7 
Ölprodukte 39,0 38,9 37,4 35,8 32,6 29,2 
Gas 15,4 14,7 14,5 14,2 12,3 10,3 
Elektrizität 18,5 17,3 17,1 17,2 18,4 19,6 
Wärme 3,0 4,6 6,3 8,1 12,7 17,6 
Biogene Energie 15,4 16,6 17,5 18,3 18,4 18,6 

Niedertemperatur 39,9 40,1 39,5 38,9 37,2 35,8 
Hochtemperatur 7,6 7,3 7,4 7,4 7,9 8,3 
Industrieöfen 14,5 13,3 13,1 12,8 13,2 13,4 
Stationäre Motoren 9,6 9,8 10,1 10,4 12,1 13,8 
Fahrzeug-Motoren 24,4 27,0 28,1 29,0 28,4 27,7 
Beleuchtung, EDV 3,0 2,2 1,5 1,2 0,8 0,7 
Elektrochemie 1,1 0,3 0,3 0,3 0,3 0,4 
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Tabelle 0 .14 Endenergie Verkehr (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie Verkehr 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191,3 

Kohle 0,3 0,3 0,2 0,2 0,1 0,1 
Ölprodukte 203,8 221 ,2 214,6 208,6 185,7 167,1 
Gas 0,9 0,9 0,9 0,9 1,0 1,2 
Elektrizität 9,6 11 ,8 12,9 14,3 17,1 19,9 
Wärme 1,5 1,9 2,2 2,6 2,6 2,7 
Biogene Energie 0,1 0,1 0,2 0,3 0,3 0,3 

Niedertemperatur 5,0 5,3 5,3 5,5 4,9 4,5 
Stationäre Motoren 8,1 9,4 10,0 10,7 11 ,5 12,3 
Fahrzeug-Motoren 202,0 220,7 215,2 210,3 190,2 174,4 
Beleuchtung , EDV 1,0 0,8 0,5 0,4 0,3 0,2 

Tabelle 0.15 Endenergie Verkehr (%-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie Verkehr 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0 
Ölprodukte 94,3 93,7 92,9 91 ,9 89,8 87,4 
Gas 0,4 0,4 0,4 0,4 0,5 0,6 
Elektrizität 4,4 5,0 5,6 6,3 8,3 10,4 
Wärme 0,7 0,8 1,0 1,1 1,3 1,4 
Biogene Energie 0,0 0,1 0,1 0,1 0,2 0,2 

Niedertemperatur 2,3 2,2 2,3 2,4 2,4 2,3 
Stationäre Motoren 3,8 4,0 4,3 4,7 5,6 6,4 
Fahrzeug-Motoren 93,5 93,4 93,1 92,7 92,0 91,1 
Beleuchtung, EDV 0,4 0,3 0,2 0,2 0,1 0,1 
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Tabelle D.16 Endenergie Industrie (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie Industrie 241,9 210,9 191 ,0 174,7 164,2 156,1 

Kohle 44,5 37,7 32,7 28,6 24,4 20,9 
Ölprodukte 33,4 25,7 19,4 14,3 7,9 2,4 
Gas 76,3 68,1 61 ,7 56,4 51,0 46,4 
Elektrizität 64,2 51,9 46,6 42,4 41,7 41,4 
Wärme 2,9 3,4 3,7 4,0 4,4 4,8 
Biogene Energie 20,6 24,1 26,8 29,0 34,8 40,1 

Niedertemperatur 24,9 21,4 18,1 15,6 12,4 10,3 
Hochtemperatur 56,6 52,9 49,5 46,6 44,9 43,3 
Industrieöfen 104,6 92,3 83,7 76,4 70,8 66,0 
Stationäre Motoren 43,1 39,3 35,6 32,5 33,0 33,5 
Fahrzeug-Motoren 0,6 0,6 0,5 0,4 0,4 0,3 
Beleuchtung, EDV 3,2 1,9 1,2 0,8 0,5 0,4 
Elektrochemie 8,8 2,5 2,4 2,3 2,3 2,2 

Tabelle D.17 Endenergie Industrie (%-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie Industrie 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 18,4 17,9 17,1 16,4 14,8 13,4 
Ölprodukte 13,8 12,2 10,2 8,2 4,8 1,5 
Gas 31,6 32,3 32,3 32,3 31,0 29,8 
Elektrizität 26,5 24,6 24,4 24,3 25,4 26,5 
Wärme 1,2 1,6 1,9 2,3 2,7 3,1 
Biogene Energie 8,5 11,4 14,0 16,6 21,2 25,7 

Niedertemperatur 10,3 10,1 9,5 8,9 7,6 6,6 
Hochtemperatur 23,4 25,1 25,9 26,7 27 ,3 27,8 
Industrieöfen 43,2 43,8 43,8 43,8 43,1 42,3 
Stationäre Motoren 17,8 18,6 18,6 18,6 20,1 21 ,5 
Fahrzeug-Motoren 0,3 0,3 0,3 0,2 0,2 0,2 
Beleuchtung, EDV 1,3 0,9 0,6 0,5 0,3 0,2 
Elektrochemie 3,6 1,2 1,3 1,3 1,4 1,4 
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Tabelle D.18 Endenergie Kleinverbrauch (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie Kleinv. 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

Kohle 28,4 26,5 22,4 18,7 13,1 8,6 
Ölprodukte 87,7 73,2 54,7 38,6 26,4 16,0 
Gas 51,0 52,1 49,1 46,4 30,8 17,6 
Elektrizität 80,2 78,8 72,4 68,7 65,0 63,2 
Wärme 20,9 32,7 42,6 52,4 78,6 104,1 
Biogene Energie 107,3 111,8 107,8 104,3 89,2 77,7 

Niedertemperatur 302,8 303,2 281,5 263,2 233,2 212,4 
Hochtemperatur 6,5 7,1 7,4 7,8 8,5 9,1 
Industrieöfen 15,9 16,8 17,1 17,4 18,4 19,2 
Stationäre Motoren 29,0 31,5 32,1 32,6 37,3 41,9 
Fahrzeug-Motoren 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 
Beleuchtung, EDV 20,5 15,4 10,0 7,2 4,9 3,6 

Tabelle D.19 Endenergie Kleinverbrauch (% -Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie Kleinv. 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 7,6 7,1 6,4 5,7 4,3 3,0 
Ölprodukte 23,3 19,5 15,7 11,7 8,7 5,6 
Gas 13,6 13,9 14,1 14,1 10,2 6,1 
Elektrizität 21,4 21,0 20,8 20,9 21,5 22,0 
Wärme 5,6 8,7 12,2 15,9 25,9 36,2 
Biogene Energie 28,6 29,8 30,9 31,7 29,4 27,0 

Niedertemperatur 80,6 80,9 80,7 80,0 76,9 74,0 
Hochtemperatur 1,7 1,9 2,1 2,4 2,8 3,2 
Industrieöfen 4,2 4,5 4,9 5,3 6,1 6,7 
Stationäre Motoren 7,7 8,4 9,2 9,9 12,3 14,6 
Fahrzeug-Motoren 0,2 0,2 0,3 0,3 0,3 0,3 
Beleuchtung, EDV 5,4 4, 1 2,9 2,2 1,6 1,3 
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Tabelle 0.20 Brutto-Energie (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Inl. Produktion 410,7 436,6 451,0 465,2 522,4 583,4 
Netto-Importe 723,7 658,7 581,3 520,5 431,7 359,5 
Lageraufbau 17,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUTTO-ENERGIE 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 954,1 942,9 

Kohle 173,1 147,1 121,6 101,4 78,7 59,8 
Ölprodukte 441,1 428,5 387,5 352,7 307,7 270,5 
Gas 219,2 207,4 193,3 184,2 154,7 130,1 
Elektrizität -1,7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Biog. & Abfall 138,4 157,1 163,6 170,0 173,1 179,9 
Wasserkraft 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Input 801,0 774,2 725,9 692,3 697,9 716,3 

Wasserkraftwerke 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Kraft-Wärme Proz. 186,5 169,0 150,4 141,2 136,2 134,9 
Raffinerie 383,5 375,3 344,7 318,2 277,6 244,0 
Gas & Koks Proz. 84,8 74,8 64,4 55,4 44,1 34,9 
Solare Proz. 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Output 667,3 647,9 608,0 577,7 555,7 544,3 

Wasserkraftwerke 117,0 120,8 126,4 132,0 132,0 132,0 
Kraft-Wärme Proz. 93,0 87,1 80,1 77,5 88,4 101,0 
Raffinerie 378,4 370,0 339,9 313,7 273,7 240,6 
Gas & Koks Proz. 78,8 68,8 59,3 51,0 40,5 32,1 
Solare Proz. 0,0 1,2 2,3 3,5 21,0 38,5 

Untransformierte En. 315,5 321,2 306,4 293,5 256,2 226,6 

Verluste Transformat. 133,8 126,3 117,9 114,6 142,2 172,1 

Verluste Vert. & Eig. 70,8 68,4 64,6 61,8 59,1 57,6 

Nicht-energet. Verbr. 78,4 78,7 78,7 78,7 78,7 78,7 

Verkehr 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191 ,3 
Industrie 241,9 210,9 191,0 174,7 164,2 156,1 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

ENDENERGIE 833,6 822,0 771 ,1 730,7 674,1 634,6 

Kohle 73,2 64,5 55,4 47,5 37,6 29,6 
Ölprodukte 324,9 320,0 288,7 261,6 220,0 185,6 
Gas 128,2 121 ,1 111,8 103,7 82,8 65,2 
Elektrizität 154,0 142,4 131,9 125,4 123,8 124,5 
Wärme 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 
Biog. & Abfall 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

NUTZENERGIE 451,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 

C02-Emission (Mio t) 56,4 52,5 46,2 41,2 34,1 28,3 
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Tabelle 0.21 Brutto-Energie (%-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

'- '-- '-- t-

Inl. Produktion 36,8 39,9 43,7 47,2 54,8 61 ,9 
Netto-Importe 64,8 60,1 56,3 52,8 45,2 38,1 
Lageraufbau 1,6 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 15,5 13,4 11,8 10,3 8,3 6,3 
Ölprodukte 39,5 39,1 37,5 35,8 32,2 28,7 
Gas 19,6 18,9 18,7 18,7 16,2 13,8 
Elektrizität -0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Biog. & Abfall 12,4 14,3 15,8 17,2 18,1 19,1 
Wasserkraft 13,1 13,8 15,3 16,7 17,3 17,5 
Solar 0,0 0,4 0,8 1,3 7,9 14,6 

Transformation Input 71,7 70,7 70,3 70,2 73,1 76,0 

VVasserkra~erke 13,1 13,8 15,3 16,7 17,3 17,5 
Kraft-VVärme Proz. 16,7 15,4 14,6 14,3 14,3 14,3 
Raffinerie 34,3 34,3 33,4 32,3 29,1 25,9 
Gas & Koks Proz. 7,6 6,8 6,2 5,6 4,6 3,7 
Solare Proz. 0,0 0,4 0,8 1,3 7,9 14,6 

Transformation Output 59,8 59,2 58,9 58,6 58,2 57,7 

VVasserkra~erke 10,5 11,0 12,2 13,4 13,8 14,0 
Kraft-VVärme Proz. 8,3 8,0 7,8 7,9 9,3 10,7 
Raffinerie 33,9 33,8 32,9 31,8 28,7 25,5 
Gas & Koks Proz. 7,1 6,3 5,7 5,2 4,2 3,4 
Solare Proz. 0,0 0,1 0,2 0,4 2,2 4,1 

Untransformierte En. 28,3 29,3 29,7 29,8 26,9 24,0 

Verluste Transformat. 12,0 11 ,5 11,4 11,6 14,9 18,2 

Verluste Vert. & Eig. 6,3 6,2 6,3 6,3 6,2 6,1 

Nicht-energet. Verbr. 7,0 7,2 7,6 8,0 8,2 8,3 

Verkehr 19,4 21,6 22,4 23,0 21,7 20,3 
Industrie 21,7 19,3 18,5 17,7 17,2 16,6 
Kleinverbrauch 33,6 34,2 33,8 33,4 31,8 30,5 

ENDENERGIE 74,7 75,0 74,7 74,1 70,7 67,3 

Kohle 6,6 5,9 5,4 4,8 3,9 3,1 
Ölprodukte 29,1 29,2 28,0 26,5 23,1 19,7 
Gas 11 ,5 11,1 10,8 10,5 8,7 6,9 
Elektrizität 13,8 13,0 12,8 12,7 13,0 13,2 
VVärme 2,3 3,5 4,7 6,0 9,0 11,8 
Biog. & Abfall 11,5 12,4 13,1 13,6 13,0 12,5 

NUTZENERGIE 40,4 42,4 44,3 45,9 46,2 46,0 
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Tabelle D.22 Brutto-Energie Kohle (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2025 

Inl. Produktion 26,7 23,4 20,0 16,7 8,4 0,0 
Netto-Importe 130,1 123,8 101 ,6 84,7 70,4 59,8 
Lageraufbau -16,3 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 173,1 147,1 121 ,6 101,4 78,7 59,8 

Transformation Input 147,9 124,6 102,2 84,8 65,6 49,5 

Transformation Output 48,6 42,6 36,7 31,6 25,1 19,9 

Untransformierte En. 25,3 22,6 19,4 16,6 13,1 10,3 

Verluste Vert. & Eig. 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Nicht-energet. Verbr. 0,7 0,7 0,7 0,7 0,7 0,7 

ENDENERGIE 73,2 64,5 55,4 47,5 37,6 29,6 

Tabelle D.23 Brutto-Energie Kohle (%-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Inl. Produktion 15,4 15,9 16,5 16,5 10,6 0,0 
Netto-Importe 75,1 84,1 83,5 83,5 89,4 100,0 
Lageraufbau -9,4 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Transformation Input 85,4 84,7 84,1 83,6 83,3 82,7 

Transformation Output 28,1 29,0 30,2 31 ,1 31 ,9 33,3 

Untransformierte En. 14,6 15,3 15,9 16,4 16,7 17,3 

Verluste Vert . & Eig. 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Nicht-energet. Verbr. 0,4 0,5 0,6 0,7 0,9 1,1 

ENDENERGIE 42,3 43,8 45,6 46,9 47,7 49,4 
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Tabelle D.24 Brutto-Energie Ölprodukte (Petajoule) 

1990 1995 

Inl. Produktion 54,0 55,0 
Netto-Importe 404,8 373,5 
Lageraufbau 17,7 0,0 

BRUnO-ENERGIE 441,1 428,5 

Transformation Input 413,2 396,5 

Transformation Output 378,4 370,0 

Untransformierte En. 27,9 32,0 

Verluste Vert. & Eig. 20,3 20,0 

Nicht-energet. Verbr. 61,1 62,0 

ENDENERGIE 324,9 320,0 

Tabelle D.25 Brutto-Energie Ölprodukte (O/o-Anteile) 

Inl. Produktion 
Netto-Importe 
Lageraufbau 

BRunO-ENERGIE 

Transformation Input 

Transformation Output 

Untransformierte En. 

Verluste Vert. & Eig. 

Nicht-energet. Verbr. 

ENDENERGIE 

1990 

12,3 
91,8 

4,0 

100,0 

93,7 

85,8 

6,3 

4,6 

13,8 

73,7 

1995 

12,8 
87,2 

0,0 

100,0 

92,5 

86,4 

7,5 

4,7 

14,5 

74,7 

-141 -

2000 

55,0 
332,5 

0,0 

387,5 

358,6 

339,9 

28,9 

18,0 

62,0 

288,7 

2000 

14,2 
85,8 

0,0 

100,0 

92,5 

87,7 

7,5 

4,7 

16,0 

74,5 

2005 

55,0 
297,7 

0,0 

352,7 

326,5 

313,7 

26,2 

16,3 

62,0 

261 ,6 

2005 

15,6 
84,4 

0,0 

100,0 

92,6 

89,0 

7,4 

4,6 

17,6 

74,2 

2015 

55,0 
252,7 

0,0 

307,7 

285,7 

273,7 

22,0 

13,7 

62,0 

220,0 

2015 

17,9 
82,1 

0,0 

100,0 

92,8 

89,0 

7,2 

4,5 

20,2 

71,5 

2025 

55,0 
215,5 

0,0 

270,5 

252,0 

240,6 

18,6 

11,6 

62,0 

185,6 

2025 

20,3 
79,7 
0,0 

100,0 

93,1 

88,9 

6,9 

4,3 

22,9 

68,6 
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Tabelle 0.26 Brutto-Energie Gas (Petajoule) 

Inl. Produktion 46,4 
Netto-Importe 187,9 
Lageraufbau 15,1 

BRUnO-ENERGIE 219,2 

Transformation Input 82,8 

Transformation Output 30,2 

Untransformierte En. 136,4 

Verluste Vert. & Eig. 21,8 

Nicht-energet. Verbr. 16,6 

ENDENERGIE 128,2 

Tabelle 0.27 Brutto-Energie Gas (%-Anteile) 

Inl. Produktion 
Netto-Importe 
Lageraufbau 

BRunO-ENERGIE 

Transformation Input 

Transformation Output 

Untransformierte En. 

Verluste Vert. & Eig. 

Nicht-energet. Verbr. 

ENDENERGIE 

1990 

21,2 
85,7 

6,9 

100,0 

37,8 

13,8 

62,2 

9,9 

7,6 

58,5 

1995 2000 2005 2015 2025 

46,0 46,0 46,0 46,0 46,0 
161,4 147,3 138,2 108,7 84,1 

0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

207,4 193,3 184,2 154,7 130,1 

76,9 69,9 67,1 57,9 50,6 

26,2 22,5 19,4 15,4 12,2 

130,5 123,3 117,1 96,8 79,6 

19,6 18,1 16,8 13,4 10,6 

16,0 16,0 16,0 16,0 16,0 

121,1 111,8 103,7 82,8 65,2 

-----.-------~r--------'r-------_,,--------~ 

1995 

22,2 
77,8 

0,0 

100,0 

37,1 

12,6 

62,9 

9,5 

7,7 

58,4 

·142· 

2000 

23,8 
76,2 

0,0 

100,0 

36,2 

11,7 

63,8 

9,4 

8,3 

57,8 

2005 

25,0 
75,0 
0,0 

100,0 

36,4 

10,5 

63,6 

9,1 

8,7 

56,3 

2015 

29,7 
70,3 
0,0 

100,0 

37,4 

10,0 

62,6 

8,7 

10,3 

53,5 

2025 

35,3 
64,7 

0,0 

100,0 

38,9 

9,4 

61,1 

8,1 

12,3 

50,1 
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Tabelle D.28 Brutto-Energie Biog. & Abfälle (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2025 

Inl. Produktion 137,3 157,1 163,6 170,0 173,1 179,9 
Netto-Importe 2,5 0,0 0,0 0,0 0 ,0 0,0 
Lageraufbau 1,3 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 138,4 157,1 163,6 170,0 173,1 179,9 

Transformation Input 10,9 21 ,1 28,8 36,4 48,8 61 ,8 

Transformation Output 

Untransformierte En. 127,6 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

Verluste Vert. & Eig. -0,4 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Nicht-energet. Verbr. 

ENDENERGIE 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

Tabelle D.29 Brutto-Energie Biog. & Abfälle (%-Anteile) 

1990 2000 2005 2015 2025 
' ..... ,-

Inl. Produktion 99,2 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
Netto-Importe 1,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Lageraufbau 1,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Transformation Input 7,8 13,4 17,6 21,4 28,2 34,3 

Transformation Output 

Untransformierte En. 92,2 86,6 82,4 78,6 71,8 65,7 

Verluste Vert. & Eig. -0,3 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Nicht-energet. Verbr. 

ENDENERGIE 92,5 86,6 82,4 78,6 71 ,8 65,7 
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Tabelle D.30 Brutto-Energie Elektrizität (Petajoule) 

Transformation Output 

Untransformierte En. 

Verluste Vert. & Eig. 

ENDENERGIE 

1990 

181,5 

-1,7 

25,8 

154,0 

1995 

166,2 

0,0 

23,8 

142,4 

Tabelle D.31 Brutto-Energie Wärme (Petajoule) 

Transformation Output 

Untransformierte En. 

Verluste Vert. & Eig. 

ENDENERGIE 

1990 

28,6 

3,3 

25,2 

1995 

42,9 

5,0 

37,9 
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2000 

153,9 

0,0 

22,0 

131,9 

2000 

54,9 

6,4 

48,5 

2005 

146,3 

0,0 

20,9 

125,4 

2005 

66,7 

7,7 

59,0 

2015 

144,5 

0,0 

20,7 

123,8 

2015 

96,9 

11,2 

85,7 

2025 

145,3 

0,0 

20,8 

124,5 

2025 

126,2 

14,6 

111,6 
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Tabelle 0.32 Thermische Transformationsprozesse (Petajouole) 

INPUT 

Kohle 
Ölprodukte 
Gas 
Biog. & Abfall 

OUTPUT 

Netto-Elektrizität 
Wärme 

Wirkungsgrad 

1990 

186,5 

63,1 
29,6 
82,8 
10,9 

93,0 

64,5 
28,6 

49,9 

1995 

169,0 

49,8 
21,2 
76,9 
21,1 

87,1 

45,3 
41,9 

51,6 

2000 

150,4 

37,8 
13,9 
69,9 
28,8 

80,1 

27,2 
52,9 

53,2 

Tabelle 0 .33 Thermische Transformationsprozesse (O/o -Anteile) 

INPUT 

Kohle 
Öl produkte 
Gas 
Biog. & Abfall 

OUTPUT 

Netto-Elektrizität 
Wärme 

1990 

100,0 

33,9 
15,9 
44,4 

5,8 

100,0 

69,3 
30,7 

1995 

100,0 

29,5 
12,6 
45,5 
12,5 

100,0 

51,9 
48,1 

· 145· 

2000 

100,0 

25, 1 
9,2 

46,5 
19,1 

100,0 

34,0 
66,0 

2005 

141,2 

29,4 
8,3 

67,1 
36,4 

77,5 

13,8 
63,7 

54,9 

2005 

100,0 

20,8 
5,9 

47,5 
25,8 

100,0 

17,8 
82,2 

2015 

136,2 

21,5 
8,0 

57,9 
48,8 

88,4 

9,5 
78,9 

64,9 

2015 

100,0 

15,8 
5,9 

42,5 
35,8 

100,0 

10,8 
89,2 

2025 

134,9 

14,6 
8,0 

50,6 
61,8 

101,0 

7,8 
93,2 

74,9 

2025 

100,0 

10,8 
5,9 

37,5 
45,8 

100,0 

7,8 
92,2 
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1. Problemstellung 

Im Sektor "Industrie und Gewerbe" sind mitteI­
und langfristige Rahmenbedingungen zu be­
schreiben, die Österreich als Industriestandort er­
halten bzw. stärken können und gleichzeitig eine 
Entwicklung einleiten , als deren Ergebnis eine le­
benswerte Umwelt besteht, die alle anderen Nut­
zungen wie Landwirtschaft, Tourismus, Erho­
lungsraum, Artenvielfalt, Ressourcensicherung 
und Klimaregulans vollwertig erfüllt. 

Vorsorgender Umweltschutz im Bereich Industrie 
und Gewerbe ist grundsätzlich in der Lage, eine 
Situation zu schaffen, in der Unternehmen und die 
Umwelt einen Vorteil erzielen. Dies kann aber nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß ohne Regulierun­
gen und Gesetze keine Politik auskommen wird, 
die Kosten/ Nutzen-Überlegungen müssen aber in 
Zukunft wesentlich weiter gesehen werden und 
Faktoren einbeziehen, die heute zu wenig berück­
sichtigt werden. 

Österreich ist als europäischer Industriestaat mit 
der Weltwirtschaft und besonders eng mit den 
Entwicklungen im westeuropäischen aber auch 
im osteuropäischen Raum verbunden. Eine 
Rechtsangleichung mit den EU-Staaten wird in 
vielen Fällen erforderlich sein. So fordert etwa 
auch das 5. Umweltaktionsprogramm der EU im 
Sinne einer "dauerhaften und umweltgerechten 
Entwicklung" eine Strategie, "die auf stetige wirt­
schaftliche und soziale Entwicklung ausgerichtet 
ist, ohne daß die Umwelt und die natürlichen Res­
sourcen, von denen jede menschliche Aktivität 
abhängt, geschädigt werden." 

Auch Industrie und Gewerbe müssen sich an der 
Strategie der Nachhaltigkeit (Sustainability) orien­
tieren: Nachhaltig ist eine Wirtschaft, die die Be­
dürfnisse der Gegenwart deckt, ohne die Ent­
wicklungschancen der zukünftigen Generationen 
zu schmälern . Diese Zielsetzung ist auf die Ent­
wicklung, Gestaltung und Bewertung der öster­
reichischen Industrie zu übertragen. 

Gewerbe und Industrie nehmen nicht nur ökono­
misch, sondern auch in Fragen des Umwelt­
schutzes eine Schlüsselposition ein. Die wirt­
schaftliche und soziale Entwicklung des Landes 
hängt in einem nicht unerheblichen Maße von den 
industriellen und gewerblichen Voraussetzungen 
ab. Diese sind die Basis der Dienstleistungssekto­
ren und der Landwirtschaft, denen durch Industrie 
und Gewerbe die Waren und Produkte zur Verfü­
gung gestellt werden, die sie zur Erfüllung der 
Dienstleistungen benötigen. 

Der Sektor "Industrie und Gewerbe" unterschei­
det sich von anderen dadurch, daß hier der Ver­
sorgungsauftrag eindeutig im Vordergrund steht. 

- 149 -

Da der Produktionsfaktor Mensch in der derzeiti­
gen Entwicklung an Bedeutung verliert, ist auch 
das Bewahrungsziel dieses Sektors, nämlich die 
Erhaltung der Beschäftigungsmöglichkeit für die 
Bevölkerung zu beachten . 

Ein Ziel eines Nationalen Umweltplanes muß es 
sein, die Umweltpolitik in der Zukunft so zu ge­
stalten , daß Österreich als innovativer Industrie­
standort erhalten bleibt. Dies gilt in zweierlei Hin­
sicht. Einerseits muß durch eine langfristig vorher­
sehbare Umweltpolitik den Betrieben die Möglich­
keit geboten werden, sich auf zu erwartende Rah­
menbedingungen bezüglich der Gesetze und Ko­
sten einzustellen. Genauso kann aber eine geziel­
te Umweltpolitik Innovationen sowie Verfahrens­
und Produktentwicklungen fördern , die in der wei­
teren Folge die Konkurrenzfähigkeit der öster­
reichischen Firmen erhöht. 

Der rapide Wandel in allen Bereichen des Um­
weltschutzes und der Technologieentwicklung er­
fordert eine stete Fortschreibung des Planes auch 
für den Sektor "Industrie und Gewerbe". 

Die wesentliche Herausforderung einer derartigen 
Arbeit ist die Koordination des Top-Down- und 
des Bottom-Up-Ansatzes. Der Bottom-Up-An­
satz - die Fortschreibung der bestehenden Um­
weltpolitik in die kurz- und mittelfristige Planung -
ist erforderlich, um Betriebe nicht vor Tatsachen 
zu stellen, die ihre Reaktionsfähigkeit mangels 
wirtschaftlicher oder organisatorischer Fähigkei­
ten übersteigt. 

Die Top-Down-Planung - das Ausgehen von lang­
fristigen Zielen und das Rückschließen auf erfor­
derliche mittel- und langfristige Maßnahmen - ist 
notwendig, um die Zielsetzung der nachhaltigen 
Wirtschaftsentwicklung erfüllen zu können. Beide 
Ansätze umfassen mittelfristige Aspekte, wo sie 
sich natürlich treffen müssen. 

Eine spezielle Problematik ist das Indikatorenpro­
blem, da derzeit das Instrumentarium fehlt, die 
Wirkung einzelner Vorschläge und Abkommen auf 
eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung quantifi­
zierbar abzuschätzen. 

Der Umstieg auf eine nachhaltige Entwicklung 
stößt im Bereich Industrie und Gewerbe auf eine 
Reihe von Hindernissen. Diese liegen sowohl im 
Bereich der Information, der Technik, der Wirt­
schaft aber auch in strukturellen Gegebenheiten. 

Hindernisse aufgrund mangelnder Information, 
Motivation und Wissen sind prioritär zu behan­
deln, da von ihrer Reaktionszeit her am langsam­
sten. Ein wesentlicher Aspekt - die Bildung der 
Mitarbeiter - muß auf allen Ebenen gestartet wer­
den und umfaßt somit von der Lehrlingsausbil­
dung über die Studienpläne der technisch und 
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wirtschaftlich leitenden Angestellten bis hin zu den 
Managementseminaren alle Stufen. Eine entspre­
chende Bewußtseinsentwicklung in der Allge­
meinheit (Wertewandel) sollte mitlaufen. 

Strukturelle Hindernisse sind auf mehreren Ebe­
nen gegeben. Ein wesentliches Problem beim Ein­
führen eines produktionsintegrierten ganzheitli­
chen Umweltschutzes liegt in der Medienorien­
tiertheit der Gesetzgebung und der Behördenver­
fahren. Grenzwerte, Auflagen und Genehmigun­
gen beziehen sich i.A. auf einzelne Umweltaspek­
te wie Abwasser, Abfall, Luftemissionen oder 
Lärm. Integrierte Vermeidung von Emissionen und 
Abfällen, wie auch Fragen der Produktgestaltung 
sind nach diesen Prinzipien nur beschränkt ab­
handelbar. 

Ähnliches gilt für die Entsorgungswirtschaft, die 
ihre Entwicklung weg vom Entsorgungsansatz in 
Richtung auf ein Dienstleistungsgewerbe weiter­
hin vollziehen muß. Sie steht vor der Aufgabe, 
Entsorgung als integrierten Ansatz einschließlich 
der Beratungsleistungen in den Unternehmen zu 
entwickeln und in ihre Aufgaben mit zu überneh­
men. Diese Entwicklung ist aber in Hinblick auf die 
Nachhaltigkeit aufmerksam zu betrachten, da der 
Aufbau von Kreislauf- und Entsorgungsstrukturen 
auch der Verminderung der Stoffflüsse - wie für 
die Nachhaltigkeit gefordert - entgegenwirken 
kann. Gleichzeitig sind neue Strukturen zu schaf­
fen - auch in Verbindung mit der Notwendigkeit 
zur Information und Motivation - durch welche die 
nötigen Voraussetzungen zum produktionsinte­
grierten Umweltschutz verbreitet werden. Ähnli­
che Einrichtungen, wie die "Cleaner Production 
Centres" in den meisten Bundesstaaten der USA 
und Europas wären hier hilfreich. 

Hindernisse bezüglich der Finanzierbarkeit und 
Wirtschaftlichkeit nachhaltiger Alternativen beste­
hen insoferne, als heute Umweltkosten externali­
siert werden. Hier ist eine Entwicklung in Richtung 
Kostenwahrheit einschließlich einer diesbezügli­
chen Besteuerung externer Effekte im Rahmen ei­
ner Ökologisierung des Steuersystems anzustre­
ben. Daß hierdurch auch neue Arbeitsplätze ge­
schaffen werden, ist durch Studien belegt. 

Technische Probleme sind ein weiteres Hindernis 
bei einer Entwicklung in Richtung Nachhaltigkeit. 
Unter den gegenwärtigen Umständen sind hier 
aber kurzfristig die geringsten Handlungsnotwen­
digkeiten gegeben. Die Umorientierung der For­
schung und Entwicklungspolitik in diese Richtung 
ist jedoch unbedingt erforderlich. 

Maßnahmen, die zu einer Umstellung unseres 
Wirtschaftssystems in Richtung einer stärkeren 
Nachhaltigkeit führen sollen, müssen sich in ihrer 
Struktur auf diese Hindernisse einstellen. 
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2. Darstellung und Bewertung des Ist-Zustandes 

Die Güterproduktion ist hinsichtlich ihrer mittelba­
ren und unmittelbaren Umweltauswirkungen von 
besonderer Bedeutung . Dies betrifft sowohlIndu­
strie und Gewerbe als auch Landwirtschaft und 
sonstige produzierende Bereiche. Für die Formu­
lierung langfristiger umweltpolitischer Strategien 
und Maßnahmen ist daher eine differenzierende 
Darstellung und Bewertung nicht nur der derzeit 
durch den Sektor verursachten Umweltauswir­
kungen , sondern insbesondere in ihrer zeitlichen 
Entwicklung, eine grundlegende Voraussetzung. 
Da die Güterproduktion auch in wirtschaftlicher 
Hinsicht eine Schlüsselrolle einnimmt, ist eine Ver­
knüpfung von Umwelt- und Wirtschaftsdaten im 
Sinne einer Auswirkung- (Kosten)-Nutzen-Analyse 
geeignet, Stärken und Schwächen der Umweltlei­
stung des gesamten bzw. einzelner Subsektoren 
aufzuzeigen. Diese im folgenden dargestellte Be­
standsaufnahme liefert Ausgangspunkte für die 
Harmonisierung von Umwelt- und Industriepolitik, 
die umfassenden, vorsorgenden Umweltschutz 
und Erhaltung bzw. Stärkung der Wettbewerbs­
fähigkeit vereint. 

Aufgrund der nur eingeschränkt verfügbaren Da­
ten über den Bereich der Güterproduktion mußte 
die Darstellung und Bewertung auf den Bereich 
der Industrie in seiner derzeit in Österreich gege­
benen Fachverbandsgliederung beschränkt wer­
den. Gewerbe und öffentlicher Bereich konnten 
aufgrund mangelnder Daten nicht erfaßt werden. 
Ebenso fehlen die Bereiche der öffentlichen und 
privaten Entsorgungsbetriebe, da über diesen Be­
reich kaum Datenmaterial zur Verfügung steht. Die 
vorliegende Darstellung zeigt daher nur exempla­
risch die Verhältnisse eines Teilbereichs der ge­
samten Güterproduktion auf, wobei auch die Art 
der Darstellung nur beispielhaft sein und nicht alle 
Aspekte beleuchten kann. 

Um in der Zukunft eine umfassende Information 
über die Umwelt- und Wirtschaftsleistung der Gü­
terproduktion zu erhalten, ist daher einerseits die 
vollständige und regelmäßige Erfassung der Um­
weltauswirkungen und andererseits eine Änderung 
der Datenstruktur und -erfassung notwendig. 

Jedenfalls sollten Daten zu folgenden Bereichen: 

• Roh- und Hilfsstoffe 
• Energie 
• Emissionen (Abfall , Wasser, Luft, 

Abwärme, Lärm, Geruch) 
• Produkte 
• Wirtschaftsleistung (Mitarbeiterzahl, 

Wertschöpfung) 

möglichst disaggregiert nach Produktgruppen er­
hoben werden. Die Verfolgung von Ursache-Wir-
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kllrlgcn- Ketterl. aber- allch dlc Dal'stelllH1Cj vorl 
StotfstrOlllell IrlllCrllal[) eillzclner SlIlJsektorerl 
iLB FachverllarlCle: Rliurdum elle VeriuglJarkRlt 
VOll Date! I uber Roh ulKI Hlltsstoffclnsatz SOWIC 
Prodllkte lIwl /\IJfalle 111 Massell ullcl VolumlrlCl ,lU­
sat711ch Lli elen AIKFÜJCll 111 C;eIcJwertcll. 

2.1. Datengrundlage 

Oie fUI dlc Allalyse verVvCllCletell Datcn stallll11ell 
dUI'Cilwe~ls C:IUS cl1lcjell1CII1 zUljangllchelll Daten 
materlClI. I'l,r III ':l8IllgCI1 Fallerl rnuflte aus Gnlll 
elell der D,l:enunslcllerholt auf AflCjClboll eln7elner­
Facrr/eltJClIlele elw W r1schaftskallllllor Osterreich 
oder Firmen 71llllckgeCjrltfeil werden. 

Oie Vllrtscllaftllr:nf:rl Dateil stammen 7UI' G,:H1ze 
VOI11 Statistischeil ZClltralClml. Et)CI1SO elle Allga­
[Jen lIber Roll- 111'cJ l,ilfssto'bllfwa·1(j. PcrsCllldl 

dllfv/anei. Ellerglf:i1LlfwClI>cl UIIC I EnurglevcrIJrilUcl'. 
AllS elen eln7e!llell VerlJrJucherl all PrrlllarRrler~IIC 
tragel-n 'flUlderl Illit elell EllilSSlollstaktorRl1 lies 
Ellc'glelJcrrc lltes 1990 die EmiSSionen ,m SO 
lind CO gerecrillot Die Faktoren tur SO IlilCl CO 
wClser Im ClllgerTIClnen gute Sicherheit c-lllf. UIISI­
cherlleltell schelllcn oel derl [JlellnlJarell Abli:'lllcn 

ullcl elel' IJlogener' ßrellilstof!en wecJen elerf:ll He­
tcrogeilltclt vor zUlle~J811 Allgellolllmene luw. VOll 
F aelwerbClI ldell anCJeCJellelle Elnbllldullgsgrade 
von SCllClClslotfol' :spezlPlI bel SO i Slllc.1 bel den 
leweiligerl Daten vermerkt. Oie pyrocJenell EIllIS­
Slonell CO lII1CI SO konlllt?n fur praktisch alle 
Fachverhc\l1de mit 1"'\lltellen llber 9U"" hilisielltllcil 
des IJwlJcksichtlCjen Prllnal811crCJletragereirlsatzes 
wrec!net werelell. DIR SOI,stlgen pyrogenerl EIllIS­

sIor1erl an StaulJ. CO IISW. wurderl wegeIl der 
Cjlol3e1l Ulls:cherlleltell Illcht IJerucksichtlgt. Bel 

eier BRreclllllmcJ der pyrogcnen EmiSSionen mit­
tels ElliiSslollsfaktorel1, dl8 als Durchsdmtt für elle 
gesc111lte Industrie pllbll,l18r1 wurdell. muß o.uf die 
Mogllchkeit VOll !\usrelGelil SOWOlll nach oben als 
auch nach uilleil hll1gewlos81l wercien. Oie CJe­
wcihlte BesellrellJung eies gesamten Industrre­
lmd EnerglcversorgLingsberGrehes erfordel1 eillen 
sehr hohcn Disaggregierungswad. bei dem die 
spezielle Situatioll einzclner Berelclle nicht Immer 
berücksIchtigt werdell kallil. Da das vorrangige 
Ziel elas Aufzeigen VOll EntwIcklungstendenzen 
1St. kOllnell auch eventuell aufgetretenR Unsicher­
heiten bei der Abschätzung die Aussagekraft der 
Daten aber nicht In Frage stellen. 

Angaben liber Prozeßemlssionen silld nur fLlr ein­
zelne Fachverbände veriugbar und konntell we­
gen der fehlendcn Vergleichbarkeit nicht ausge­
wer1et werden. Leider fehlen hicrmit auch die Im­
mer aktuellcr werdendeIl ,Hgh-Tech"-Emissionen 
wie Palladium, Selen, Germanium u.C1.. dlc mögli­
cherweise In der Zukurlft ein groGes Gefahrenpo­
tential darstellen werden. 
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Oie 1111 OstRlrelclllscllel1 Statlstlscllerl Zelltro.laillt 
verfllglJClrGll D'.I1e[1 sillei vOIwlcgencl auf Wcr1an­
CjaLlorl !!\utwR1lc1ul1gelll 1I11cJ Hal1c1elselllllRltell I.le­
scnrallkt. dliS dCllen Mdssellbrlclilzell kmwl alJlelt­
IX.1r Sille! AIlso;clqen ulJer StofistrOIl1R u1lci (Ieren 
qUcllltatlvR Beurtellllllq WC\lRll dcliler IIlellt 11IO~Jdch 

VVr?l:ers stal Klel1 die Gelloll1111ClltullgsbcstlllllllUl1-
(J81l vIeleil BI"l'Iullunyell. D,i\Rn Clct:-lllllertcr .cl, Lill­

tels~lcliell ocler UrSi:1Cllell zu erke"rlell. ciltgecJeI',. 
1,I(;r sollte zlIklillftlC] ur)erClilcl't \'leIT1el

' 
o!) 111C11: 

(lei Vor1ell eier tr,lIIspClrelltelcll Datcll'i-lgR (jugell­

ul)(':r cl(~111 N'lcht.ell eies verlrllCJerterl OiltHn­
sdlll t ,les 'cIDer'Nlullt 

2.2. Charakterisierung der Wirtschaftsleistung 
und Umweltauswirkungen der österreichi­
schen Industrie 

Als H,!illl1ell : ,Ir d IlC1Cl1fclcj(jlKlu /\Ilalyse ISt C11(: 
BuclF:utUlllJ (IHI 111(llJstrrc 1IIIkIIlSI\'f; tcllelglevHlsul­

cJUIICJSIliltW' lel1l11(7111 hlllSlclltllcll IillCI IENJelb ill'WI­
I'CJel1 \NI1sclli1ftSI8 stuilg 111' Jnhlt) E~9U ililgeful'11 

Nc\t0pl'()( iL Ikt leJllswel1: 

lAllteil dill BNPI 
Irwestltlollell: 
MI t a I'!JE:?! t E<' 

IAnteri ,11', l~esamtlJescilaftlgtcll! 

Luft-Emissionen 

1s-J8Cj' 
1 .:.\. CJ( I' 

18.30 

Dlc 1111 folgclIClell ClIlCjPflll111cI1 LlIft-Ell1ISSIOIlCll 

kOnllell mlf~llllllrl Illc\l1CjelllCler Daten 111e1lt clen 
ell17ellloll F aclwerlXlIlcJell zugeorcill0twerelell 

l!\USllcÜllllf:ll CO und SO I Ocr !\ntell eier Luft­
EllllSSIClIl dm Industrre an elen ~JesalT1tostRrrelclll~ 
schell EmiSSionen ISt allllC1I111 VOll Datei! lies Um­
weltr)UllcJesalllts 111 AlJ[)llclun~1 31+.2 1 cJmljeslellt 

(SCllwerrm,tallemisslorlf:ll ilUS 1992. sonst,ge 
ElllIsslClllell alls 1990) Bel den MetallenllsslollCll 
lieDeil die Antclle Vorl Seioll Ica. ClO",), l,ml 
Ouecksllr)er sowie bOI Cllrolll !Jc 50",,) SI(]lllfikant 
hoch. Ber del1 ancleren Lliftschadstotfen Ile(jt nur 
SO I1Ilt 500 u. qefolgt von Stallt) mit 30"" deutllcll 
uber den '.1Ilclcren AliteileIl. Die VerwellClullg von 
Lösemlttelll iVolclllle Org,lIllc Compollnds-Löse­
Illittel - VOC-LM) macht ellleil wesentlichen Teil 
der Koillenwasserstotfemission aus, Isl Cll)er dem 
qesamten Arlwenciungsberorcrl LLizuordn8l" wo 
bei der Anteil der Industrie nlellt [Jekanllt ist. 

Bei den clargestellten Anteilen muf3 auf oft lIIltcr­
sdllecllielle Datenbasis rlingewlesell wRrderl. Bel 
den Anqaben des UillweltblHldes8mts (UßA) Wird 
In Industrie elas gesamte produzierende GewerlJe 
eingeschlossen, clllclererselts sind r)el elell Ge 
samtwer1en kClnc Daten lJ!ler clnlgc onclere Wir1 
schaftsbereiche (zB. Lancl- LI. Fmslwlr1scrlC1ftl 
[)er(lcksrcrltlgl. 
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2.3. Ergebnisse 

Vor Beginn der .,verglelchenden" Darstellungen 
werden zwei allgemeine Entwicklungsverläufe der 
Industriellen Tatigkelt abgebildet. In diesen Verlau­
fen wird erkennbar, wie schwleng uillweltl'eievan­
te Aussagen zu tatigen sind, wenn rein monetare 
Daten zu Vertügung stehen. 

Die Abbildung 3.4.2.2. zeigt den Verlauf der Ge­
samtaufwendungen für Energie und Roh- u. Hilfs­
stoffe der Industne. Aus dieser Kurve ISt abzule­
sen, daß die Aufwendungen der Industrie im Be­
reich der Energie Ir1 den Jahren 1985 bis 1989 
rückläufig waren. Die Abbildung 3.4.2.3. zeigt je­
doch, daß der Gesamtenergieverbraudl (einge­
setzte Energiemenge) In diesen Jahren zugenom­
men hat. Für den Bereich der Roh- u. Hilfsstoffe 
stehen zur Zeit kaulll geeignete Daten zur VertLJ­
gung, die realistische Aussagen über eingesetzte 
Mengen (Massen) an Roh- und HIlfsstoffen zulas­
sen. 

Die nächsten beiden Tabellen (Tab. 3.4.2.1. und 
Tab. 3.4.2.2.) zeigen die prozentuellen Anteile der 
einzelnen Fachverbände an Wirtschafts- und Um­
welt parametern bzw. die Absolutgrößen dieser 
Parameter der Industne. wobei die durd1 Strom­
erzeugung bedingten EmiSSionen den EVU zuge­
schrieben werden. 

Eine wesentliche Aussage betrifft die Art der Ver­
teilung auf die einzelnen Faclwerbärlde hlnsicht­
licl1 Ihrer Glelcll- oder Ungleichmäßigkeit, die ein 
wichtiger Ansatzpunkt fur zukunftsweisende Kon­
zepte sein kalln. 

Man sieht aus den Anteilen am NettoprOduktions­
wert. daß fünf Fachverbande mehr als die Hälfte 
des gesamten Nettoproduktionswerts c:Jer Indu­
strre erwirtschaften. Ahnllches, allerdings mit 
deutllcherec Abstufung (zwei Fachverbilnde wei­
sen etwa 25'\) auf) zeigt sich bei den Beschaftlg­
tenzahlen. wobei jene FaclwerrJände mit gmßtem 
Nettoproduktlonswert-Antell ebenfalls Im SpItzen­
feid liegen. Dies weist auf die Domlnar1z der Elek­
trolndustne. Mascllll1en- Lmd StahlbauIndustrie. 
sowie von Chemischer ul1d Nahrungs- und Ge-
11ußmitteiindustrie Innerl1alb der österreichischen 
Industnelardschaft hin. 

Die Aufllstung des Abfallanfalles "nach außen" Ist 
im Gegensatz zu den vongen Abbildungen In Ton­
nen pro Jahr angegeben. Als Abgabe nacl1 außen 
zählt auch die Weitergabe zur Bel1andlung (auch 
Verkauf! an andere Betnebe. Es wurde auch nlcllt 
berLJckSlchtlgt. daß die 111dustne Abfalle vom Er1d­
verbraucher zur Verarbeitung und NUtZUI1g LJber­
nimmt (z.B. Reifeil. Altpapier!. 

Mit den vorhandenen Daten wurde nun versucht 
durch Gegenüberstellung der einzelnen Vertellun-
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gen eine Darstellung der GesamtSItuation Inner­
halb der Industrre vorzunehmen. Dafur wurden die 
ermittelten Anteile des EI1ergieverbrauches. der 
Emissionen sowie der Abfallillenge nach außen 
dem Anteil am Nettoproduktionswert gegenüber­
gestellt. Daraus ergeben Sich efle dargestellten 
Abbildungen (Abb 3.4.2.4. biS Abb 3.427) der 
sogenannten Umweltlntensltäten. nämlich Eillis­
slonsintenslt~ll. Abfall1l1tensltc\t und Wasserrnten­
sltat. Aus der Darstellungsforrn fOlgt. dar) Fach­
verbände mit gleichem Anteil all beiden Parame­
tern auf einer Geraden mit linearer Zunahme lie­
gen. Fachverbände. die unter dieser Linie liegen, 
weisen überproportionalen Anteil an der Wert­
schöpfung auf, jene oberhalb LJberproportlonale 
Emissionen bzw. Verbräuche. 

Trägt man den Produktionswert als Funktion des 
Rohstoff-, Energle- und Personalaufwandes auf, 
so erhält man eine Näherungsgröße für Faktor­
oder Inputpmduktivltäten als Relation von diver­
sen umwelt relevanten Inputs zum Output. Wegen 
der fehlenden Mengenangaben bel Rohstoffen 
und Produkten konnten die ProduktlvItäten nur 
mit Hilfe der Kosten bzw. Erlöse abgeschätzt wer­
den. Zur Illustration der Entwicklungen der letzten 
Jahre wurden hier die nominellen Werte von 1984 
jenen von 1990 gegenübergestellt. Die Richtung 
der Entwicklung ist durch linien markiert. Dabei 
weisen nach links oben geriChtete linien auf eine 
Erhöhung des Produktionswertes verbunden mit 
einer Einsparung an Aufwand (Rationalisierung: 
ProduktiVItätssteigerung) hin. Linien nach rechts 
oben deuten auf eine Erhöhung der Produktions­
wertes verbunden mit elrler Steigerung des Res­
sourcenaufwandes hin (möglicherweise Erweite­
rung). Steile, kurze Linien nach rechts oben deu­
ten auf eine hohe Steigerung der Produktivität des 
betreffenden Inputs hin. flache lange Linien nach 
rechts oben auf eine geringe Stelgerullg der 
Inputproduktlvitat. Maßgebenden Eil1fluß auf den 
Verlauf haben die Inflation. Preisanderungen. Än­
derung des speZifischen Ressourceneinsatzes. 
Umstellungen auf andere Produkte usw .. sodaß 
zur Interpretation von EntwlcklLJIlgen speZifische 
Inforrnatlonen uber den betreffenden Fachver­
band notwendig sind. 

Betrachtet man die Rohstoffproduktlvltaten in ein­
zelnen Jahren IAbb 3.4.2.8 .. 1984 bzVJ. 1990) so 
slel1t man. daß der Produktionswert In del1 l11el-

t~.:.r' '~JC;I~lcsse'l Kl"I~npr', .',',~·rrl-"'ICt'~ p~,: Liht. !cl~l-"I 
Ä,'l''tlI1;::"rlJI'I~1\_''-1 t'.lr r'~ll~f; P',lIJLlKtl. td!~'1 i·'f'~a·~'J~rj:je'-,. 
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Abb. 3.4.2.1. Luftemissionen der Industrie-Anteile (%) an den Gesamtluftemissionen 
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Abb. 3.4.2.2. Gesamtaufwand Energie-Gesamtaufwand Roh- und Hilfsstoffe der FV 1980-1990 

400,00 

• FV gesamt 

• FV ohne FV 220 

1990 ~1990 

350,00 

Ii ,/ 
_______ 1985 

300,00 • 1984 

it 

250,00 
1980 1980 

200,00+-------------r_----------~------------_r------------~------------r_----------_4 

20,00 25,00 30,00 35,00 40,00 45,00 50,00 

Gesamtaufwand für Energie der FV (Mrd ÖS) 

·153· 

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 153 von 324

www.parlament.gv.at



Abb. 3.4.2.3. Gesamtenergieverbrauch-Gesamtaufwand für Energie der FV 1984-1990 
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Abb. 3.4.2.4. C02 - Emissionsintensitäten 1990 
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Tabelle 3.4.2.1. Fachverbände der Sektion Industrie plus Energieversorgungsunternehmen - prozentueller Anteil an 
ausgewählten Wirtschafts- und Umweltparametern 1990 

1: , c: 
Cll 

Cll 1: Cl 
3: -0 (.) c: c: 

Cll (/) Cll c: (/) :::J ..c: 
~ c: 1: :::J ca- (.) c: c: 

0 Cll '5> ~"5 :::J :::J Cll Cll , ca :;::; 3: (i) ..c: ca c: c: c:: ";:: .... ~ (/) c: 0 Cll .5 .c ..c: 0 0 :::J .... c: W CI: Cll .... (.) Vi 'Vi -0 .& 0 §w Cll ca (/) (/) e 'ijj ~ 
-0 -0:::: :;::;-0 c: c: 'E 'E c: c: 0 

~ Cl. .c ca ca- .- c: Cll 
0 .... :::J 

~ 3: ~ ti :::J (/) ;ca W W 
t: ca -0 Cll c: (/) 

, , - 0 -- ca :0 c5 c5 Cll 
~ 

.... :::J :::J:: > Cll 
3;: Z Q. « «I ..5 c: « ü CI) 

----------------------

Werte 1990 [%] [%] [%] [%] [%] [%] [%] [%] [%] [%] 
--------------

FV 010 Bergwerke 1.30 1,16 1,15 1,70 
FV014 Elsenerzeugung 4,02 3,38 3,52 9.86 
FV020 Erdölindustrie 2,40 0.94 2,99 3.85 
FV030 Steln- und keramische Industrie 3,66 3,62 3.50 5.76 
FV040 GlasIndustrie 1.40 1.29 1.02 1.01 
FV050 Cilemlscile Industne 9.14 8.71 11.20 8.61 
FV 060 Petpiererzeugende Industne 2,88 2,01 4.85 5.79 
FV070 Papierverarbeitende Industrie 1,17 1,39 1,64 0.43 
FV 080 Audiovisions- und Filmind. 0,50 0,46 0.52 0.13 
FV 090 Sagelndustne 1,35 1.85 2,45 1.21 
FV 100 Holzverarbeitende Industne 3.00 4.42 3.41 1.61 
FV 110 Nahrungs- und Genußmitlelind. 11,06 6,95 11.94 4.22 
FV 120 Ledererzeugende Industrie 0,10 0,16 0,24 0,08 
FV 130 Lederverarbeitende Industrie 0,66 1,39 0,82 0,14 
FV 140 Gießereiindustrie 1,18 1,34 1,02 1,13 
FV 150 NE - Metallindustrie 0,86 1,22 2.26 2,74 
FV 160 Maschlnen- und StahlbauInd. 11,10 12,82 11,45 2.59 
FV 170 Fahrzeugindustne 4,63 5,06 5.72 1.53 
FV 180 Elsen- und Metallwarenind. 6.51 8.46 6,37 2.56 
FV 190 Elektrolndustne 10.81 12,39 9,61 2.42 
FV 200 Textilindustrie 3.41 5,21 3.94 2.06 
FV 210 Bekleidungsindustrie 1,69 3,69 1,81 0.41 
FV 220 Gas- und Wärmeversorg. 1.64 0.81 3,02 24.55 
FV 230 Bauindustrie 4.75 6.13 5.17 1.88 
FV 240 Wasserversorgung 0.61 0,37 0.39 0.42 
EVU Energleversorgungsunt. 10.19 4.74 kA 13,33 

Tabelle 3.4.2.2. Ausgewählte Wirtschafts- und Umweltparameter. 
Summe Industrie und Energieversorgungsunternehmen 1990 

0,53 
2,93 
7.79 
2.37 
0.62 

12.33 
4.29 
1,59 
0.14 
3.36 
3.66 

12.17 
0.40 
0,93 
0.76 
2,93 

10.97 
6.84 
6.54 

10.55 
3.80 
1.43 
0.11 
2.41 
0.08 
0.46 

Werte 1990 Gesamtmenge 

Nettoproduktionswert IWertschöpfung) 390 
Mitarbeiter 628 
Produktionswert 813 
Aufwand Energie 40 
Aufwand Roh- und Hilfsstoffe 365 
Investitionen Maschinen und Einrichtungen 54 
Wasserverbrauch 2 
Abfalle nach außen 4 
SO - Emissionen (pyrogen) 4Cl 
CO - Emissionen (pyrogen) 26 
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0,92 0,96 8,34 1,27 2,68 
2,29 37,51 16,06 21.64 2.10 
2.44 0,91 0,32 7.70 1.32 
3,75 1,55 10.16 6.19 5.75 
2.84 0.35 0,58 Cl.68 Cl.38 

1 Cl.27 29.Cl3 6.74 5.15 9.72 
10.62 16.36 16.44 14.93 1960 

1.14 0,06 1.24 014 0.36 
0.85 0,01 kA 0.02 0.02 
1.63 0,10 11.98 0.05 0.53 
2.52 0,53 1.52 1.18 3.32 
6.47 3.57 6.19 2,53 6.03 
0,10 0,08 0,14 0,06 0,31 
0,29 0,02 0,08 0,02 0,06 
1,20 0,48 2,88 0,42 0,88 
1,42 1,42 1.30 0.43 1,48 
5.66 1,14 2,66 0,60 1.68 
2.59 0,39 1.74 0.39 0.18 
6.20 1.52 4.14 0.73 0.79 
8.40 1,04 2,25 0.38 0.87 
3.62 1.00 0.57 0,99 3.20 
0.53 0,13 1,82 0,21 0,93 
5.22 0.94 2.85 6.73 21.68 
2.04 0.14 kA 0.00 kA 
0.43 0,77 kA Cl.OO Cl, Cl Cl 

16.56 kA kA 27.38 16.15 

k.A. = keine Angabe 

Einheit 

IMrd oS) 
11 ClOCl) 

IMrd oS) 
(Mrd ÖS) 
(Mrd ÖS) 
(Mrd ÖS) 
(Mrcl m ) 

IMlo Tonnen) 
(1.00Cl Tonnen) 
(Mlo Tonnell) 
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Abb. 3.4.2.5. 502 - Emissionsintensitäten 1990 
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Abb. 3.4.2.6. Abfall-Intensitäten 1989 
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Abb. 3.4.2.7. Wasser-Intensitäten 1990 

40,00 

FV014 

35,00 

30,00 

25,00 

20,00 

FV060 
15,00 

10,00 

5,00 

FV170 
FV180 

0,00 - - -
0,00 2,50 5,00 7,50 

%NPW 

Abb. 3.4.2.8. Rohstoff-Produktivitäten 1984/1990 
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Abb. 3.4.2.9. Energie-Produktivitäten 1984/1990 
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Abb. 3.4.2.10. Arbeits-Produktivitäten 1984/1990 
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Abb. 3.4.2.11. Investitionen und Rohstoffaufwand 1984/1990 
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Abb. 3.4.2.12. Investitionen und Mitarbeiter 1984/1990 
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sten Fachverbänden etwa doppelt so hoch wie 
der Rohstoffaufwand ist. Branchen, die zwischen 
1984 und 1990 ihre Rohstoffproduktivität (Roh­
stoffeffizienz) steigern konnten (durch organisato­
rische, technische Änderungen etc.). haben li­
nien, die steiler nach rechts oben weisen als Bran­
chen, die ihre Rohstoffproduktivität nicht so stark 
verbessern konnten. 

Bei der Abbildung der Energie-Produktivität (Abb. 
3.4.2.9.) liegen Fachverbände mit rationellem Ener­
gieeinsatz auf einer linie mit großem Anstieg. Posi­
tiv ist zu erwähnen daß die meisten Fachverbände 
einen hohen Faktor aufweisen. Aus den Zeitverläu­
fen zeigt sich, daß in den letzten Jahren generell nur 
eine geringe nominelle Zunahme des Energieauf­
wandes zu bemerken ist, was einer realen Konstanz 
oder Abnahme des Energieaufwandes entspricht. 
Dies ist jedoch, wie bereits aus den Abbildungen 
3.4.2.2. und 3.4.2.3. ersichtlich, hauptsächlich auf 
die Preissituation zurückzuführen. 

Bei der Arbeitsproduktivität (Abb. 3.4.2.10.) ist 
kein dermaßen einheitliches Bild gegeben. Trotz 
sehr unterschiedlicher Tätigkeit liegen die meisten 
Fachverbände bei einem Verhältnis von etwa 2,5 
praktisch auf einer linie. Aus der zeitlichen Ent­
wicklung ist ein Anstieg des Personalaufwandes 
proportional dem Produktionswert zu sehen. Ein 
steiler Anstieg des Verlaufes bedeutet dabei eine 
im Vergleich zur Produktionswertsteigerung relativ 
geringe Personalaufwandssteigerung bzw. eine 
hohe Steigerung der Produktivität der eingesetz­
ten Arbeitskraft. 

Die folgenden Darstellungen versuchen eine 
Annäherung an das Ausmaß der Veränderungen 
(Substitution) von Rohstoffen und anderen Inputs 
durch Kapital in ihrer zeitlichen Entwicklung. Dabei 
ist die durchschnittliche jährliche Investitionstätig­
keit der davorliegenden drei Jahre dem Energie­
einsatz, Rohstoffaufwand und der Anzahl der Mit­
arbeiter in den Jahren 1984 und 1990 gegen­
übergestellt. Es muß darauf hingewiesen werden, 
daß die verwendeten Aufwendungen nicht infla­
tionsbereinigt sind. 

Deuten die linien nach rechts oben, so weist dies 
auf proportional steigende Investition und Input­
aufwand hin. Daraus kann auf eine Betriebsaus­
weitung geschlossen werden. Tendenzen nach 
rechts unten zeigen eine Verringerung des Input­
aufwands, verbunden mit einer verstärkten Inve­
stitionstätigkeit in den letzten Jahren an. Dies läßt 
auf Rationalisierungen schließen. Tendenzen nach 
links unten zeigen eine Reduktion von Investition 
und Aufwand und könnten durch schlechte Kon­
junktur in diesem Bereich verursacht sein. 

Die Investitionstätigkeit und der Rohstoffaufwand 
(Abb. 3.4.2.11.) zeigen großteils eine Zunahme 
von beiden Größen. Wegen der unbekannten 
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Preisentwicklung in diesen Jahren ist daraus aber 
nicht unbedingt eine proportionale Zunahme des 
Rohstoffeinsatzes abzuleiten. Nur wenige Fach­
verbände weisen eine gegenläufige Tendenz auf. 
Am ehesten rohstoffsparende Investitionen tätig­
ten jene Fachverbände mit nach unten gerichteten 
linien bzw. mit nur flach nach rechts oben wei­
senden linien. 

Die Entwicklung der Mitarbeiterzahlen (Abb. 
3.4.2.12.) zeigt nun im Gegensatz zur Abb. 
3.4.2.10. "Arbeitsproduktivität" (steigender Perso­
nalaufwand) vorwiegend stagnierende oder sin­
kende Tendenz. Zunehmende Investitionstätigkeit 
geht mit einem Rückgang der Mitarbeiterzahl ein­
her. Ein Anstieg des Personalstandes ist nur in 
wenigen Fachverbänden sichtbar. Hier ist die Ra­
tionalisierung durch Investitionen scheinbar am 
weitesten gediehen. 

3_ Grundsätzliche Überlegungen 

Während über das Ziel "Nachhaltigkeit" grund­
sätzlich Einigung besteht, ist es nicht unbedingt 
klar, wie sich diese Forderung auf die Bereiche ge­
werblicher und industrieller Tätigkeiten auswirken 
und wie eine Zielerreichung angegangen werden 
kann. 

Die Herausforderung der Nachhaltigkeit an die in­
dustrielle und gewerbliche Wirtschaft besteht da­
her insbesondere in folgenden Punkten: 

Reduktion des Verbrauches von nicht-regene­
rierbaren Rohstoffen im geforderten Ausmaß 
bereits jetzt, bevor eine Knappheit am Markt er­
sichtlich ist 

- Entwickeln von Alternativen zu knappen, nicht­
regenerierbaren Rohstoffen in Form von reich­
lich verfügbaren oder nachwachsenden Roh­
stoffen und/oder nicht-materiellen Lösungen 
(Effizienz- oder Informationsalternativen) sowie 
Sekundärrohstoffen (Kreislaufschließungen, 
Wertstoffrückgewinnungen) 

- Sicherstellen der Tatsache, daß nicht durch Ge­
winnung, Verwendung oder Entsorgung von 
Stoffen, die nicht in biogene Kreisläufe einge­
bunden sind, die Produktivkraft bezüglich rege­
nerierbarer Rohstoffe reduziert wird (z.B. Ver­
sauern oder Schwermetallbelastung der Bö­
den, globale Erwärmung, etc.), zusätzliche Auf­
gaben geschaffen werden (Denitrifizieren des 
Trinkwassers, Sanieren von Altlasten, Bewa­
chen von Lagerstätten, etc.) oder generell die 
Umwelt- bzw. Lebensqualität verringert wird 
(Lärmbelastung, Mobilitätszwang, etc.) 
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Die Erreichung des Zustandes "Nachhaltigkeit" ist 
nicht Vorgabe für die nächsten Jahre, aber als 
langfristige Strategie im Auge zu behalten. 

In einem' so langen Zeitraum, wie er zur Erfüllung 
der im Nationalen Umweltplan vorgesehenen 
Maßnahmen zur Verfügung steht, werden sich 
auch die Wertvorstellungen der Bevölkerung än­
dern. Begriffe wie "natürlich", "biologisch", "ökolo­
gisch", die in unserem Sprachschatz vor 20 Jah­
ren noch keinen Stellenwert hatten, werden um 
neue ergänzt werden, aber auch mit anderen, er­
weiterten Inhalten erfüllt sein. Die Notwendigkei­
ten des materiellen Zuwachses, wie sie nach dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges bestanden, haben 
für einen großen Teil der Bevölkerung an Wichtig­
keit verloren. Eine Orientierung am Ziel der Nach­
haltigkeit erfordert einen Wertewandel und eine 
Verhaltensänderung . 

3.1. Zeitliche Abgrenzungen 

Bezüglich des Zeitrahmens scheint eine Staffe­
lung unumgänglich. 

Einerseits sollte bei der Betrachtung der Vision -
des Sollzustandes - überhaupt auf eine zeitliche 
Fixierung verzichtet werden. Diese Vision sollte die 
Gesetzmäßigkeiten einer nachhaltig geführten 
Wirtschaft beschreiben, ohne auf zeitliche, mo­
netäre oder technische Beschränkungen einzuge­
hen. Einziges Limit hier sind die naturwissen­
schaftlichen Gesetzmäßigkeiten. 

In einer nächsten Stufe sind die - für den Be­
trachtungszeitraum des Nationalen Umweltpla­
nes, also ca. 20 Jahre - relevanten Ziele zu defi­
nieren. Diese unterliegen natürlich einer ständigen 
Veränderung und können bei einer Fortschreibung 
des Planes auch entsprechend revidiert werden. 

In der dntten Stufe sind gleichsam als Handlungs­
anweisung Maßnahmen für die nächsten Legisla­
turperioden anzugeben. Für diese Vorschläge ist 
sowohl die Wirkung abzuschätzen, als auch der 
erwartete Aufwand anzugeben. Hier sind auch die 
unmittelbar zu erwartenden Widerstände zu be­
schreiben und ihre Vermeidung zu diskutieren. 

Termine nationaler Gesetze und internationaler 
Übereinkommen - wie z.B. die Reduktion der 
C02-Emissionen, der Ausstieg aus der Verwen­
dung von FCKW - sind teilweise in noch kürzeren 
Zeiträumen zu erfüllen und erfordern daher unmit­
telbar umsetzbare Vorgaben. 

3.2. Örtliche Abgrenzungen 

Österreich ist keine isolierte Insel, sondern sowohl 
durch den Austausch von Gütern und Waren, 
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aber auch über die Umweltmedien Luft und Was­
ser eng mit den Nachbarstaaten und der ganzen 
Welt verbunden. Österreich als funktionelle Einheit 
ist ein offenes System. So führt z.B. die Verlage­
rung umweltbelastender oder energieintensiver 
Industriezweige (Textilindustrie, Grundstoffindu­
strie, Stromherstellung, ... ) in das Ausland zu einer 
Verminderung der in Österreich verursachten 
Emissionen, ist aber aus sich heraus kein Beitrag 
In Richtung einer Nachhaltigkeit. Dies gilt zumin­
dest so lange, wie sich keine Änderung beim Kon­
sum der Waren und Dienstleistungen ergibt. Eine 
Betrachtung über den Lebenszyklus der Produkte 
bzw. der Dienstleistungen ist somit unbedingt er­
forderlich. 

Es ist als Erfolg zu werten, daß der Energiever­
brauch in der Industrie im Laufe der letzten 20 
Jahre weitaus langsamer gestiegen ist als die Pro­
duktionsmengen, daß die CO,-Emissionen in die­
sem Sektor seit 1977 leicht rückläufig sind und 
daß der Schadstoffausstoß in vielen Branchen so­
gar absolut gesunken ist. Es ist aber zu berück­
sichtigen, daß diese Entwicklung nur den unmit­
telbaren Produktlonsprozeß betrifft. Nicht in die 
Kalkulation miteinbezogen ist dabei etwa der Auf­
wand an Energie und Materialien, um Rohstoffe 
an einem fernen Orte zu gewinnen, sowie diese 
Rohstoffe unter Umweltbelastungen vorzuverar­
beiten und abzutransportieren. 

Rein funktionell sind Emissionen und Umweltbela­
stungen auch dem Verbraucher und nicht nur 
dem Hersteller zuzuordnen. So sind z.B. Emissio­
nen und Energieverbrauch beim Abbau der Res­
sourcen keine rein innere Angelegenheit der För­
derländer. Diese wiederum dürfen aber auch nicht 
nur auf den Bedarf nach ihren Waren verweisen. 
sondern sind ihrerseits verpflichtet, die neuesten 
und umweltverträglichsten Technologien zu nut­
zen. 

In bestimmten Fällen können die zur Verfügung 
stehenden Finanzmittel die größten Erfolge erzie­
len, wenn diese im Ausland eingesetzt werden. 
Bei einigen Schadstoffen hat der grenzüberschrei­
tende Transport die Größenordnung der heimi­
schen Emissionen erreicht oder überschritten. Die 
im Rahmen des Nationalen Umweltplans vorge­
schlagenen Aktivitäten nehmen hierauf RückSicht. 

Die Auslagerung umweltintensiver Produktions­
verfahren in Staaten mit geringeren Umweltaufla­
gen stellt keineswegs eine Lösung dar. Dies ist 
weder im Sinne der Nachhaltigkeit noch im Sinne 
einer zukunftsorientierten Industrie- und Gewer­
bepolitik zielführend. 

Öko-Dumping (bei der Standortwahl multinationa­
ler Konzerne) oder der Zukauf von Vorleistungen 
(aus der für die globale Ökologie bedenklichen 
Rohstoffproduktion) und grenzüberschreitende 
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Fragen der Entsorgung sind umfassend zu inte­
grieren. Durch die Betrachtung als offenes System 
ist auch die Frage des Produkt(ions)lebenszyklus 
von Import- und Exportprodukten abgedeckt. 

3.3. Strukturelle Abgrenzung 

Die gegenwärtige Struktur des Bereiches Industrie 
und Gewerbe ist weder technologisch noch öko­
nomisch noch ökologisch ausgezeichnet, sodaß 
im Sinne der Nachhaltigkeit kein Zwang besteht, 
sie zu bewahren. 

Vordringliche Aufgaben für Industrie und Gewer­
be, die diese auch in einer nachhaltigen Wirtschaft 
zu erfüllen haben werden, sind: 

• die Lieferung von Waren zur Erfüllung der von 
der Gesellschaft erwünschten Dienstleistungen, 
und 

• die Schaffung von Einkommen und Arbeit 
für einen Teil der Bevölkerung. 

Diese Aufgaben müssen in einer Art und Weise 
vollbracht werden, die den Bedingungen der 
Nachhaltigkeit entsprechen und geringe Umwelt­
auswirkungen verursachen. 

Beide Bereiche sind einer raschen Änderung un­
terworfen. Nach allem, was wir heute über die Er­
reichbarkeit eines nachhaltigen Zustandes wis­
sen, wird es notwendig sein, die Stoffstrominten­
sität der Dienstleistungen zur Bedürfnisbefriedi­
gung deutlich zu senken. Dies bedeutet, daß wir 
die erwünschten Leistungen mit einem deutlich 
geringeren Aufwand an Material zu decken ha­
ben. In vielen Bereichen ist diese Entwicklung be­
reits zu sehen, wie in der Elektronik, wo die Minia­
turisierung rasch voranschreitet. Aber auch aus 
anderen Bereichen, wie z.B. in der Energietech­
nik, ist bekannt, daß derselbe Nutzen oft auch mit 
einem geringeren Materialaufwand (hier Energie­
menge) erfüllt werden kann. Viele Projekte des be­
trieblichen Umweltschutzes laufen unter dem Titel 
"Less is more", da es sich als ökonomisch und 
ökologisch vorteilhaft erwiesen hat, die Ausnut­
zung der eingesetzten Stoffe möglichst hoch zu 
treiben. Eine weitreichende Durchsetzung dieser 
"Low Input-Technologien" hätte zweifelsohne eine 
starke Auswirkung auf die Grundstoffindustrie, 
könnte aber die Finalindustrie stärken. 

Die Personalintensität der Industrie ist ständig 
rückläufig und wird es auch weiter bleiben. Es ist 
für ein Land wie Österreich nicht zu erwarten, daß 
in den Bereichen der Grundstoff- und Massengü­
terindustrie langfristig die heutige Menge der Ar­
beitsplätze gehalten werden kann, oder daß gar 
neue geschaffen werden können. Andererseits ist 
dieser Bereich äußerst umweltrelevant. 
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3.4. Wachstum 

Das rein quantitative Wirtschaftswachstum würde 
unter sonst gleichbleibenden Bedingungen in den 
nächsten 20 Jahren zumindest zu einer Verdop­
pelung des Stoffdurchsatzes führen. Nachhaltig­
keit ist im strengsten Sinne die Wirtschaftsform 
der zeitlich unbegrenzten Entwicklung in der Be­
deutung, daß diese Art der Entwicklung nicht 
durch ressourcen bedingte, ökologische, mensch­
liche und naturgesetzliche Rahmenbedingungen 
begrenzt ist. 

Es ist daher eine zentrale Forderung, daß Umwelt­
und Lebensqualität einerseits und quantitatives 
WIrtschaftswachstum andererseits unbedingt 
voneinander entkoppelt werden müssen. Umwelt­
schutz und Wohlfahrt sind in Zukunft nicht mehr 
durch zusätzliches rein quantitatives Wachstum 
leistbar. Eine Neudefinition des Wirtschaftswachs­
tums durch eine Ökologisierung der volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnung ist hierfür erforder­
lich, da ökologisch orientierte Meßgrößen auch 
die Entwicklung beeinflussen werden. 

4. Ziele 

Es ist das Ziel des Nationalen Umweltplanes, eine 
Entwicklung einzuleiten, die insbesondere auch 
für den Sektor Industrie und Gewerbe zu einer 
langfristig tragbaren Wirtschaftsform führt. In der 
Ökologie nennt man derartige Verhältnisse, unter 
welchen es zwar ständig Wachstum und Weiter­
entwicklung gibt, aber gleichzeitig weitgehend 
stabilisierte Zustände herrschen, einen KLIMAX­
Zustand. Diese Form des Wachstums ist auf eine 
qualitative Verbesserung ausgerichtet und nicht 
auf eine quantitative Vermehrung. Die Stoffkreis­
läufe sind weitgehend geschlossen, der Durch­
satz an Energie ist ausreichend und so genutzt, 
daß alle Interessenten bedient werden können. 

Ein derartiger Zustand ist prinzipiell auch für ein 
Wirtschaftssystem vorstellbar (und in den Grund­
zügen ableitbar). Auch für den Sektor Industrie 
und Gewerbe muß daher angestrebt werden, daß 
die langfristige Sicherung der Umwelt- und Le­
bensqualität das prioritäre Ziel darstellt. 

Eine der wesentlichen Einschränkungen gegen­
über dem derzeit bestehenden Wirtschaftssystem 
wird in einer Limitierung der in die Biosphäre ent­
lassenen Stoffströme bezüglich Qualität und 
Quantität bestehen. Emissionen (fest aus Produk­
tion und Produkten, flüssig und gasförmig) überla­
sten heute die Assimilationsfähigkeit des Ökosy­
stems. Böden, die in ihrer Fruchtbarkeit gemindert 
sind, Grundwasser, welches keine Trinkwasser­
qualität mehr aufweist und eine Atmosphäre, die 
die Beständigkeit des Klimas nicht mehr garantie-

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)162 von 324

www.parlament.gv.at



ren kann. sind einige der offensichtlichen Indikato­
ren der Uberbeanspruchung. 

Derzeit ISt die Wissenschaft nicht In der Lage, In 
allen Bereichen anzugeben. welche Stoffströme 
unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit noch als 
tragbar angesehen werden können. Die langfristi­
ge Assimilationsfahlgkeit ISt schwer abschätzbar. 
Aus Grunden der Vorsicht könnte man hieraus 
schließen. daß der durch die menschliche Tätig­
keit verursachte Stoffumsatz Innerhalb der 
Schwankungsbreiten natürlicher Stoffströme blei­
ben sollte (VorsorgeprinzIp). 

Die Aufnahmefähigkeit der Biosphäre für die oben 
genannten Emissionen menschlichen Tuns be­
scl1ränkt gleichzeitig die Menge der Matenallen, 
die als Rohstoffe der Erde entzogen werden dur­
fen. Nach dem derzeitigen Stand des Wissens ISt 
die kntlsche Seite heute Jedoch die Entsorgung. 
Auch reagiert der Markt auf Knapphelten bel der 
Versorgung im allgemeinen besser als auf Proble­
me der Emissionen. 

Es ist zu fordern, daß seitens der UmweltwIssen­
schaften in Zukunft wesentlich konkretere Anga­
ben bezüglich der unter dem Aspekt der Nachhal­
tigkelt vertretbaren Stoffströme erarbeitet werden. 
Im Industriell-gewerblichen Bereich geht es dar­
uber hinaus darum. die von den Umweltwlssen­
scl1aften erarbeiteten Angaben uber erlaubte 
Stoffströme raschestmögllch zu berücksichtigen, 
soweit dies noch nicht geschehen ist. Örtliche, 
(jahres- )zeitllche und zielgruppenspezifische Be­
sonderheiten müssen dazu führen, die vertretba­
ren Mengen regional unterschiedlich anzusetzen. 

Die Struktur der Industrie und des Gewerbes hat 
Sich In den vergangenen Jahrzehnten wesentlich 
geändert. Dies gilt einerseits fur spezielle Regio­
nen - wie z.B. Österreich - wo eine Abkehr von 
der Grurldstoffindustrle in Verbindung mit einer in­
ternationalen Auslagerung dieser Produktion er­
folgt 1St. Gleichzeitig hat Sich aber die Industne­
struktur auch weltweit In dem Sinne geändert, 
daß der Grundstoff- und Schwerindustne eine ge­
nngere Bedeutung zukommt. Dieser Trend wird 
Sich weiter fortsetzen und Wertschöpfung wie Ar­
beitsplatzangebotn den traditionellen Wirt­
schaftsbereichen des primären und sekundären 
Sektors werden weiterhin abnehmen. 

Man kann nicht generell davon ausgehen, daß die 
derzeit Im Gang befindliche Umstruktunerung 
zwangsläufig zu einer Verringerung von Emissio­
nen und Energieverbrauch fuhren wird. Cleaner 
Productlon - als ein Uberbegriff für eine umwelt­
vertragliche Produktion - birgt aber bei richtiger 
Anwendung die Chance einer ökologisch wesent­
lich besser angepaßten Industrie. 

Die Forderung nach einer Ökologislerung von In-
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dustrle und Gewerbe kann bel entsprechender 
politischer Umsetzung ein wesentliches Stimulans 
für die WeiterentwIcklung Innovativer Inciustrle­
und Gewerbestrukturen sem Abfall- und elllIS­
sionsarmes ProdUZieren ist nicht vorwiegend ein 
Problem der Umwelttechnlk, sondern el11es der 
innerbetrieblichen Innovation und des Bewußt­
seins f(lr den Umgang mit Materrallen UI1CJ Eller­
gien. 

Umweltpolitik auf BasIs langfrrstlger, absehbarer 
Strategien ISt eine wesentliche Vorgabe fLJr Inno­
vations- urld Industriepolitik. Dies erforder1 aber In 
einigen Bereichen ein dlesbezugllches Bewußt­
sein. So wird die Forderung nacl1 dem "Stand der 
Technik" keine Innovation verursachen, sehr wohl 
werden aber Vorgaben, die darLlber hinaus gehen 
die InnovationsgeschwIndigkeiten erhÖl1en. wenn 
gleichzeitig Zeit und Rahmenbedingungen fur die 
EntwIcklungsarbeiten gegeben sind. 

Die Erreichung der Nachhaltigkelt ISt als prrnzlplel­
les, langfristiges Ziel davon abhängig, daß kurzfrr­
stige und mittelfristige Eckpunkte angesteuert 
werden. 

Gleichzeitig ISt der Grundsatz der Nachhaltigkelt 
In dem Sinne zu realisieren, daß konkrete Aufga­
ben gestellt werden. Im Folgenden werden derar­
tige Oetalilierungen vorgenommen. um In späte­
ren Abschnitten die Maßnahmen hierauf aUSrich­
ten zu konnen. 

Ziel 1: 
Reduktion der Stoffströme - Sicherung ausrei­
chender Vorräte an nicht regenerierbaren Res­
sourcen tür zukünftige Generationen 

Aus rein phYSikalischen Gründen gehen die Men­
gen fossiler und mineralischer Rohstoffe il1 den 
Lagerstätten der Erde zurück. Da es weder mög­
lich 1St. auf die Nutzung solcher Materialien heute 
zu verzichten, noch davon ausgegangen werden 
kann, daß die zukunftlgen Generationen Ollrle sie 
auskommen werden, muß eine nachhaltige Be­
wirtschaftung nicht regenenerbarer Ressourcen 
eingeleitet werden. 

Um diesbezügliche Knappheiten zu vermeiden, 
muß bereits heute darauf hin gearbeitet werden, 
daß der Bedarf an knappen Rohstoffen In Zukunft 
geringer ISt als heute. Eine laufende Verminderung 
des Bedarfes Wird deren Verfügbarkelt verlangern. 

Oie Herausforderung der Nachhaltlgkeit an die In­
dustrrelle und gewerbliche Wirtschaft besteht da­
her in diesem Punkt In: 

Entwickeln von Alternativen zu knappen. nicht­
regenerlerbaren Rohstoffen In Form von reich­
lich verfügbaren Rohstoffen 
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- Entwickeln von Alternativen zu knappen, nicht­
regenerierbaren Rohstoffen in Form von nach­
wachsenden Rohstoffen 

- Entwickeln von Alternativen zu knappen, nicht­
regenerierbaren Rohstoffen in Form von Sekun­
därrohstoffen (Kreislaufschließungen, Wertstoff­
rückgewinnungen). 

- Schrittweise Reduktion des Verbrauches von 
nicht-regenerierbaren Rohstoffen durch nicht­
materielle Lösungen (Effizienz- oder Informa­
tionsalternativen) . 

Ziel 2: 
Sicherung der Versorgung zukünftiger Genera­
tionen mit regenerierbaren Ressourcen 

Regenerierbare Ressourcen werden in Zukunft ei­
nen wesentlich stärkeren Anteil an der Energie­
und Rohstoffversorgung der Volkswirtschaften 
haben. 

Hier liegt die Problematik nicht in einem immer 
weiter gehenden Verbrauch, sondern in der Ge­
fahr einer Verminderung der Produktivkraft der 
Böden bei der Herstellung nachwachsender Roh­
stoffe. Diese Minderung kann einerseits durch den 
Eintrag von Schadstoffen erfolgen, andererseits 
auch durch die Schädigung der Böden durch ihre 
Übernutzung. Eine besondere Problematik liegt in 
der möglichen Änderung der klimatischen Verhält­
nisse - Temperaturen, Niederschlag, Winde -
durch anthropogene Einflüsse. 

Nicht alle Formen regenerierbarer Ressourcen be­
ruhen auf biogenen Ursprüngen. Besonders im 
Bereich der Energiegewinnung sind viele techni­
sche Verfahren in der Lage, regenerierbare Quel­
len zu nutzen. 

Im Sinne einer nachhaltigen Wirtschaftsentwick­
lung sind folgende Aspekte zu berücksichtigen: 

- Sicherstellen der Tatsache, daß nicht durch Ge­
winnung, Verwendung oder Entsorgung von 
Stoffen, die nicht in biogene Kreisläufe einge­
bunden sind, die Produktivkraft bezüglich rege­
nerierbarer Rohstoffe reduziert wird (z.B. Ver­
sauern oder Schwermetall belastung der Bö­
den, globale Erwärmung, etc. 

- Sicherstellen der Tatsache, daß nicht durch Ge­
winnung, Verwendung oder Entsorgung von 
Stoffen, zusätzliche Umweltprobleme geschaf­
fen werden (Nitratbelastung des Trinkwassers, 
Sanierung von Altlasten, etc. 

- Sicherstellen der Tatsache, daß nicht durch Ge­
winnung, Verwendung oder Entsorgung von 
Stoffen generell die Lebensqualität verringert 
wird (Lärm belastung , Mobilitätszwang, etc.) 
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Ziel 3: 
Sicherung der Bereitstellung von Energie­
dienstleistungen tür zukünftige Generationen 

Dieser Aspekt wird im Kapitel Energie ausführlich 
abgehandelt. 

Im Zusammenhang mit den Aktivitäten von Indu­
strie und Gewerbe läßt sich festhalten , daß diesel­
ben Bedingungen wie für die Stoffnutzung gelten. 
Dies sind im besonderen die Verbesserung der 
Nutzungs- und Wirkungsgrade, der Umstieg auf 
regenerierbare Quellen und die Minderung von 
Emissionen. 

Ziel 4: 
Sicherung von Arbeit, Einkommen und 
Lebensqualität tür zukünftige Generationen 

Arbeitsplätze stellen einen Faktor dar, der heute 
besonders "knapp" ist. Es liegt daher unbedingt 
auch im Sinne einer nachhaltigen Wirtschaftswei­
se, Zahl und Qualität der Arbeitsplätze in Öster­
reich zu sichern. Dieses Bemühen steht in einem 
engen Zusammenhang mit der Frage von Bildung 
und Information. 

Emissions- und abfallarme Techniken stellen eine 
Chance dar, wiederum Arbeit in Regionen abseits 
der Ballungsräume zu bringen. In Verbindung mit 
neuen Entwicklungen der Telematik können diese 
zu einer Belebung dieser Regionen beitragen , da 

- die Nutzung lokaler und regionaler Ressourcen 
die Ansiedlung von Klein- und Mittelbetrieben 
des verarbeitenden Gewerbes fördert, 

- saubere (abfall- und emissionsarme) Technolo­
gien sowohl mit der Land- und Forstwirtschaft 
als auch mit dem Tourismus vereinbar sind, und 

- Telematik es ermöglicht, die innovativen und 
geistigen Kapazitäten der Region vor Ort zu 
nutzen. 

5. Maßnahmen und Umsetzungsstrategien 

5.1. Messung der Zielerreichung 

Um feststellen zu können, ob Vorschläge und 
Maßnahmen zu einer Entwicklung in Richtung 
Nachhaltigkeit führen , muß eine Meßmethode vor­
liegen. Die heutigen Meßgrößen, wie das Brutto­
nationalprodukt sind nicht geeignet, die Verände­
rungen bezüglich Wohlbefinden und/oder Um­
weltqualität zu beschreiben. 

Aus der Literatur sind zahlreiche Ansätze bekannt, 
die aufgestellt wurden, um eine derartige Be-
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schreibung zu ermöglichen. MIPS (Mass Intensity 
per Service) und SPI (Sustainable Process Index) 
sind zwei Beispiele fur international diskutierte In­
dizes. Derzeit gibt es keinen Staat. der seine Ent­
wIcklung uber einen langeren Zeitraum nach Kri­
terien der Nachhaltigkeit beschreibt. 

Eine Erweiterung der volkswirtschaftlichen Ge­
samtrecrlnung um umweltrelevante und wohl­
fahrtsrelevante Parameter wird vielfach versucht. 
Aus praktischen Grunden sollten auch Parameter 
als Indikatoren herangezogen werden, die einfa­
cher zu erheben sind. Diese müssen nicht unbe­
dingt derart sein, daß ein Vergleich zwischen ein­
zelnen Staaten oder Regionen möglich ist. Be­
sonders Zelt reihen über einen längeren Beobach­
tungszeitraum können aussagekräftig schon aus 
wenigen Parametern entwickelt werden. 

Als solche - einfach zu erhebende - Indikatoren 
könnten z.B. gelten: 

der Gesamtenergleverbrauch in Industrie und 
Gewerbe 

die anfallende Menge an gefährlichen oder nicht 
wiederverwertbaren Abfällen 

der Verlauf der Schwermetallgehalte in 
Klärschlämmen 

die Abwassermengen aus Industrie und 
Gewerbe 

der Verbrauch halogenierter Kohlenwasser­
stoffe 

der Aufwand für Rohstoffe In den einzelnen 
Branchen 

Diese Kennzahlen sind In den wenigsten Fällen 
heute bekannt und dargestellt. Eine Internationale 
Abstimmung ISt wünschenswert, aber nicht unbe­
dingt erforderlich. Entwickelt sich einer der ge­
wählten Parameter - z.B. der Schwermetallgehalt 
In den Klärschlämmen - In die richtige Richtung, 
so ISt dies, unabhängig von Vergleichsdaten, po­
SitiV zu bewerten. 

5.2. Umsetzungsstrategien 

5.2.1. Grundsätzliche und strategische Überle­
gungen 

Dem Sektor Industrie und Gewerbe - unter Ein­
schluß des Bereichs Industrienaher Dienstleistun­
gen - kommt in bezug auf das Ziel einer nachhal­
tigen EntWicklung Österreichs sowohl aus ökolo­
gischer, ökonomischer sowie aus sozialer Sicht ei­
ne Schlüsselrolle zu. Daher wird von einem Be­
wahrungs- und Bereitstellungsauftrag von Indu­
strie und Gewerbe für nachhaltige Arbeitsplätze 
ausgegangen. Grundsätzlich ist festzuhalten. daß 
fur eine nachhaltige Entwicklung Österreichs auch 
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die vom Sektor Industrie und Gewerbe verursach­
ten Umweltbelastungen zu redUZieren sind. Der 
Schlussel dazu Ist die Schonung und optimale 
Nut.wng der verfugbaren Ressourcen sowie der 
verstärkte Einsatz von erneuerbaren und Sekun­
darrohstoffen. Die Verringerung von Ressour­
ceneinsatz und -verbrauch bel gleicher oder stei­
gender WIrtschaftsleistung von Industrie und Ge­
werbe hat nicht nur positive volks- und betrlebs­
wlrtscrlaftllche Effekte, sondern beWirkt aufgrund 
reduzierter Umweltbelastungen auch einen Wohl­
fahrtszuwachs. Ein forcierter ökologischer Struk­
turwandel Osterreichs, zu dem auch die Ökologi­
sierung des Steuersystems einen wesentlichen 
Beitrag leisten kanrl, ist zu befürworten. Dieser 
Strukturwandel soll die Position Österreichs im in­
ternationalen Wettbewerb u.a. durch eine erhöhte 
Innovationsgeschwindigkeit stärken. die stimuliert 
werden muß, um umweltgerechte Technologlen. 
Produkte und Dienstleistungen entwickeln und 
anbieten zu können. 

Die dazu erforderlichen Maßnahmen müssen sich 
an den Grundprinzipien des Umweltschutzes, ins­
besondere am Vorsorgeprinzip, unter Berücksich­
tigung möglicher Langzeitwirkungen und am Ver­
ursacherprinzip orientieren. Gerade im Bereich 
des betrieblichen Umweltschutzes ist der 
Schwerpunkt auf die Vermeidung der Entstehung 
von Emissionen und Abfällen bereits in der Pro­
duktion (durch Einsatz entsprechender Technolo­
gien sowie Roh- und Hilfsstoffe) sowie auf die Ent­
wicklung umweltgerechter Produkte zu legen. 
Ebenso Ist neben der vorsorgenden Emssionsbe­
grenzung und -vermeidung gemäß dem Stand 
der Technik die Erfüllung konkreter Zielsetzungen 
hinSichtlich Umweltschutz (z.B. in Form von Im­
missionsgrenzwerten) und Wohlfahrt (z. B. durch 
Bereitstellung mitweltgerechter Arbeitsplätze) als 
betriebliche Aufgabe zu verankern. Betriebliche 
Ziele sollten auch vermehrt auf die Erbringung der 
mit der Bereitstellung von Produkten oder Res­
sourcen verbundenen - eigentlich nachgefragten 
- Dienstleistungen abstellen. Eine den gesamten 
Lebenszyklus umfassende Produktverantwortlich­
keit unterstützt den Trend, auch Dienstleistungen 
möglichst ressourcenschonend zu erbringen. 

Die Prävention von Umweltbelastungen hat also 
eindeutige Priorität gegenüber Begrenzung und 
Sanierung. Entsprechend dieser Priorität kommt 
der Reduktion von Stoff- und Energieströmen so­
wie der Schließung von Stoffkreisläufen entschei­
dende Bedeutung zu. Insbesondere die Verringe­
rung des spezifischen Ressourceneinsatzes ver­
eint ökologische und ökonomische Vorteile: die 
Forclerung dieser Strategie bedarf jedoch einer 
erweiterten Palette umweltpolitischer Instrumente. 
um die erwünschten Lenkungseffekte zu errei­
chen. Bei der Auswahl der diesbezüglichen In­
strumente Ist daher insbesondere darauf zu ach­
ten, daß durch gesetzliche Einschränkungen bzw. 
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V8Ibote nlellt okologlscll und okonollilscil ge­
INUllscllte StotfkrHlslaufe bzw. Welterverarbel­
tllllgsl11()(jelle I,ElIlsatl VOll SekuncJärroilstotfenl 
lI!ltellmlchell 117w, verhilidert werden. 

NelJen dem LJlslle1lgell Sclwverpunkt. Nacililaltig­
kelt dadulch ZII errelcllen. daG die RalllllenLJedln­
gllllg(·:n fur Illdustnell-gewerlJllclles Handeln In 
umweltrelevcllltell Ber'eicllell vlelfacil durcll Ge­
set18. NormeIl. Il.a. OlcJnungspolltlsche Maßnah­
mell elngegrell1t wurden. LJzw. (Jurcll Förderungs­
striltuglull 111 gewlJllscilte Richtungen gelenkt 
wurdell. wird eill(" lukullftsorrentlerte Strategie 
zwei IleiIP. zusatzllCh(9 Stoßrrchtungen verfolgen 
rmlssell: EinfluG damuf zu nehmen, daß veränder­
te Wertillustpr g(-)[Jlldet werden und eille Einfluß­
nahme darauf zu gewinnen, wie der einzelne -
auch ill seiner Funktion als Arbeitgeber oder Ar­
beitnehmer - seinen Handlungsspielraum Indivi­
duell nut?t. 

Um die Umsutlullg uillweitpolitischer Maßnah­
men und Strategien lU Sichern, ISt ein verstärkter, 
offener Dlulog der relevanten Akteure (Wirtschaft, 
Politik, Behördell, B(Jrger) Ilotwel1C.Jlg. Dieser Dia­
log stärkt das UmweltbewuGtseln der einzelnen 
Akteure und 1(lllrt so zu uillweitgerechterl Ent­
scheldllngen l)el der Gestilltullg VOll Produktlons­
uneJ Dlstnbutlonsprozessell sowie VOll Produkten, 
aber mich zu elltsprecllelleien Beschaffungs­
bzw. K3ufelltsclleldungell. Konkrete ulllweltpoliti­
sclle MaGllalllllell eier Zllkullft mllssen daher Ele­
Immte eiltImiteil. die dIeseIl Dialog fordem und 
fordem. 

Effektlvel Umweltscllutz 111 Illdustrre und Gewerbe 
kanll claim alll besten gewäilrlelstet werden, 
werm cJle umweltpolltlscilen Railmenbedlngungen 
auf reglollaler, Ilatlorlaler- und Intematlonaler Ebe­
Ile zu keinen Wettbewerbsverzerruligen fliilren. 
SOWOIII unterscilledilche Umwelt standards inner­
halb VOll Osterreich. Im besonderen aber Illedrr­
gere Stalldards 111 einigen Reform- und Schwel­
lenländern fuhreIl zu Wettbewerbsverzerrungen 
ulld Oko-Dul11Plllg I11lt teilweise direkten Auswir­
kungen - z.B. aufgrund grenz(Jberscilreitender 
Sciladstofftrzlilsporte - auf die österreichische 
Umwelt. Diesem Oko-Durnplng ISt Illsbesondere 
Inllerllalb regionaler Integrationszonen durch ge­
elgllete Maßnahmen zu begegnell. 

5.2.1.1. Industrie- und gewerbebezogene Um­
weltpolitik im europäischen Kontext 

Die Urnweitpolitik dei EU beeintlußt bereits jetzt 
die österrercillscile Umweltpolitik. Mit dem 1992 
verabsciliedeten 5. Umweltaktlonsprogramlll ilat 
die EU die Leltlllilen Ihrer mlttel- ulld langfrrstlgen 
Umweltpolitik biS 1I1S Jahr 2000 festgelegt. Dieser 
Gultlgkeltszeltraul11 ISt von entsclleldender Be­
deutung. ElIleiseits sollten mogllcilst Ilocil vor 
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dem Jahr 2000 gl'undlegende Welcllen fLlr eille 
nachha!tlge EntwicklLl'lg gestellt we:dell lilld an­
dererseits ergeben Sdl durcil eile Elwelterung 
und Vollendung des Binnenillal-kts 11 cilt Ilur weIt­
reichende wIrtschaftidie VercillcJerullgell. SOli­
dem aucll tiefgreifende okologlscrle KOllsequell­
zen. 

Das Umweltaktlonsprograml1l hat SOl1llt fLlr elell 
Sektor .. Industrre und Gewerbe" holle Reievaill. 
Grundsätzlich ist jedoch fesL:,uhalten 

• Das Umweltaktlollsprograml1l stellt nicllt den 
Anspruch, alle Umweltprobleme der MltgliecJ 
staaten einer Lösung zuzufLJhren, sOlldem be 
zieilt slcil auf jene Bereiche, fLlr demll Lösungen 
internationale oder supranationale Strategien 
notwendig bzw. am zweckmäßigsten Ist. Daller 
ersetzt das Umweltaktlonsprogramnl - im Slllile 
des Subsidiaritätsprinzlps - keineswegs die Um 
weitpolitik der Mitgliedsstaaten. 

Ebensowenig stellt das Umweltaktionspro­
gramm den Ansprucil, alle Berelclle des Um­
weltschutzes adäquat abzudecken. sondern 
setzt Prroritäten in ausgewahlten Schwerpurlkt­
bereichen mit gemeinschaftsweiter DimenSion. 
Die im Umweltaktionsprogramm nicht behalldel­
ten Bereiche bedurfen daher jedenfalls eillzel­
staatlicher Regelungen. Außerdem erfordern re­
gionale Problemsteiluligen. die slcil ullter ande­
rem aus der speZifischen SenSibilität regionaler 
Ökosysteme ergeben konnen. einen entspre­
chenden HandlungsspIelraum Inllerhall) eiller 
supranationalen umweltpolltlscilen Strategie. 

Von besonderer Bedeutung fLir den Sektor Indu­
strie und Gewerbe sind jene Abschnitte des Um­
weltaktionsprogramms. in denen Vorhaben der 
Gemeinschaft behandelt werden. die die Umwelt­
politik der EU-Mitgliedsstaaten mitgestalten (zB 
Richtlinien. die in nationales Recht umzusetzen 
Sind) oder in denen die EU-Mitgliedstaaten direkt 
als relevante Akteure zur Umsetzung von MaG­
nahmen angesprochen sind. 

Das Aktionsprogramm definiert fU1l1 nach ökono­
mischen Sektoren gegliederte Schwerpullktberel­
che (Industrre, Energie, Verkehr, Landwil1schaft, 
TOUrismus), deren Umweltauswirkungen dUI'ch 
gemeinschaftliche Maßnahmen verringert werden 
sollen. Weiters werderl besonders wichtige Pro­
blemkreise angesprocllen und Programmtilemen 
festgelegt die biS zum Jahr 2000 behandelt wer­
den sollen. FLlr jedes dieser Themell werden lang­
frrstige Zielsetzungen angegeben. die Orrelltle­
rUllgspunkte fLlr die Zlelrrchtung zu elnel Ilachhal­
tlgell EntWicklung darstellen. DaruLJer hinaus wer­
den mittelfristig biS zum Jahr 2000 zu realiSieren­
de - teilweise schadstoffspezillsch quantifiZierte 
-Zielvorgaben und entsprechende MaßIlahlllen­
kataloge entwickelt. 
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Im Sinne cles "PrOljlalllms der Europalschen Ge­
meinschaft flH Uillweitpolltik und Maßnahmen In 
Hinblick out eille elallerllafte und umweltgerechte 
ElltWlcklllllg' kilim elle neue Strategie In Unter­
scllelc!ul1(.1 Zll fruherell Aktionsprogrammen wie 
folgt defliliert werelelr 

Es Ist ilusDenchtet duf Akteure und Aktivitäten, 
die zum I\bbclU der Naturscllätze beitragen lind 
Umweltschaden illKlerer Art hervorrufen, lind 
soll nicht nur zlir Lösung bereits bestehender 
Probleme cllel1ell: 

Es soll CI,1Zll cilellel" umweltzerstörensche Ten­
dellzell 1I11d Pl'dktlkell zu verändern, dalllit 
Wohlstcl!lel ul1Cl I/Vacllstum sowohl In sozialer 
als auch 11' wlrtscllaftlicher Hinsicht fLJr heutige 
une! kUllftige Geilerationell gesichert ,verdel1 
kOllllen: 

Es zielt ciilli1Uf ab, Veränderungen im Verhalten 
eier Gesfliischaft dadurch zu erzielen, cJaß alle 
BerelCllc? dei GE,:sellschaft auf optimale Welse 
Im (;elste Hlr1er gemoillsamell Verantwortung 
elngebul1CIHI werelol', dies umfaßt Behorden, 
staatllclle ul1cl pllvato Untemehmen sowie Je 
den ell178111en lais Blirger und Verbrauchen 

Oie Ver,1Iltwortung vwd dadurch geteilt werden, 
daß elle Palotte der Instrumente, die zusammen 
zur LÖSlIllg IJestlllllllter Probleme verwelldet 
werden, deutlich erweitert Wird, 

Der Industlle ullel dem Gewerbe muß deshalb 
auch ulJer die oillzeilleil Proe!uktiollsprozesse hin­
aus eine SC!llussolt'olle IJelgemessen werden, Oie 
HelausfordelullCl jJestellt nicht so sehr Im Elnhal­
terl der Grellzvver1e, sOlldem vlelillehr In eiller Re­
eluzlerul-,g elos Hessourcelwerbrauches uild der 
gesalll:en StoftS'lorre, sowie 111 einer Umstellung 
~1l1f die verstiirkte Verwendung nachhaltig nutz­
tJdrer IJZw. emellerlJarer flohstoffe, 

Im Kapitel ZUIll ScllwerpLinktbereicll Industrie 
werden als Elemente eilles Cliigemeinen Maßnah­
menpakets cJellallllt: 

Vervwkllchung des PrinZIps der Zusammellar­
belt allel' 181evallten Akteure IWlrtschaft, Verwal­
tung, Offentllcl1keltl: 

VerbesserLinD der matenellen und strateglscllen 
Planung, Konzept -UVP: 

GenehllliljlJllgsverfahrcn sind auf integrierte 
Emlsslons- Lind Abfallvermeidung auszurichten: 

Einfuhrung von Oko-Auciitlng, Oko-Accountlng 
und Umweitmanageillent 

MEuktgerecllte Preise fLlr Ressourcen-Ver­
brauch VelwellCllll1\j: 
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Strellgere une! zuverlilsslgere Produktnorlllen: 

Forclel L111~1 frelwrlllDel' Verelnt)arungen z'-!Jlschell 
Verwaltlln~J L111e! Wl11scilaft: 

ForclerLing olner effiZienten Abfallwirtscllaft: 

Zugang eier Otfentlicllkeit zu umweltrelevantcm 
Daten, 

Diese Punkte stollen allch Voraussetzungeil fLlr CI­
ne Kurskorrektur ill Riclltung Nachhaltigkelt fLlr 
elen Sektor Illdustne und Gewerbe dar, wobei be 
sOllciers zu beaclltell 1St. daß sie nicht Isoliert dei 
steileil, sOl1(lem ulltereinandel' vernetzt SllK1 

Der alls Slcllt elcs Sektors IlleJustne LJnd Gev:erbe 
Wlclltlgste PLlllkt ISt Jener, eJer die BerllckslCil~1 

gUllg dei Kostenwahrllelt belill Ressourcel1ver, 
brauch ,1Ilspncht F LII elle RealiSierung der grlll1d 
legendeil ForclerullC) nClcll einer Reduktlol1 des 
speZifischen RessolircellVerbraLichs ISt eille eiIiCl­
pawelte StratecJle zur Illtemallsierung extemer Ko­
stell ullerlollllcil. Diese Strate~Jre sollte ge:11ellls,111I 
r11lt amlerell IIKiustrieiancler'l, Ilisbesoll,jere I11lt 
OECD-S1i1Cltell verVlII'kllcht werelen, KOlllmt es Je­
clocll auf Illteillalionaier [bene zu keilier EI:1IgUI1~1 
ulJer eille Ilill'lllOlllsche Vor~Jangswelse, sollte 
Osten'elcll cjle vorhandonen Spiel räume 11Litzell, 
weitere Schlitte III HlelltullrJ einer vollen Kosteil 
wallrllelt zu lIbemehlllen. 

Aus Sicht des Sektors Industne und GewertlH 
kann dieser Forderullq am ehesten durcll eil1e 
okologiselle Stm,on'etorlll entsprochen werclerl. 
die eine verstarkte Besteuerung nicht -erneuerlJiI­
re r Ressoulcell vorSlellt und diese Teuerulg 
clurch elle Sell~1I11g eier Kosten fur die mellscllll­
cile Arbeitskraft korllpenSlel't. Durch eille eler'artl' 
\je Strategie karlll Sich eine Wlrtscllaftsstruktur 
eiltwIckeln, In eier elle lokale uncl regionale Guter 
versorgung daueril,lft CjeWallrlelstet Ist und LJlllge 
kehl't die Trallspol11ntensltcit gegenuber heute ge 
sel1kt wlre!. 

5,2.1.2. Instrumentenmix 

Das Spektrulll dei' bestehellClell und Ileu Zel ellt­
wickeillden Irlstrl1l118nte tur die Un1setzunQ VOll 
Nacllhaltlgkelt Wird slell aut zwei Hauptstoßncll­
tungen konzentrieren und dazu entsprechende 
Begleitlllaßnahmen vorsehen IllLJSSen: 

• auf die Möglichkeiten, elie HandlungsspIelrau 
me !Ur Industne und Gewerbe festzulegen, uilci 

• die Verhaltensweiseil von Produzenten und 
Konsumentel1 111 RIClltLillg Naehhaltigkeit zu 
beelnfl ussen. 
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Zu diesen Strategien werden Jeweils Begleltmaß­
nahmen notwendig sein: fur den Bereich der Fest­
legung von HandlungsspIelräumen z.B. durch Be­
gleitforschung. um innerhalb der ökoloQlsch und 
SOZial tolenerbaren HandlungsspIelräume die Effi­
zienz zu optimieren; für den Bereich der Verhal­
tensbeeinflussung z.B. durch den Aufbau von Er­
fassungssystemen. die frühzeitig FehleInschät­
zungen aufzeigen konnen. durch Umweltbildung 
sowie durcJl Aufbau entsprecJlender Informa­
tlons-. Kommunlkatlons- und PartIzipationsinstru­
mente auch im Bereich von Industrie und Gewer­
be. Die Instrumente müssen untereinander als Sy­
stem abgestimmt werden: daher ist es notwendig, 
die Effekte der gesetzten Maßnahmen zu erfas­
sen, mit den gesteckten Grundsätzen und opera­
tionalen Zielen zu vergleichen und die Maßnah­
men kontinUierlich rleu zu justieren. 

Das derzeitige Spektrum an umweltpolitischen In­
strumenten In Osterreich wie aucJl in vielen eu­
ropäischen Staaten Wird von den or'dnungspolltl­
scJlen Strategien der klaSSischen Ge- bzw. Ver­
bots- und Grenzwert -Politik geprägt. Gleichzeitig 
werden zunehmend alternative b7w. komple­
merltare Instrumente (wie z. B. freiwillige Vereinba­
rungen oder Lenkungsabgaben. etc) eingesetzt 
bzw. entWickelt. Dieser Trend ISt umweltpolitisch 
zWeCkrllc1ßlg und soll weiter forCiert werden. d.h. 
eine Erweiterung der Palette urllweltpolitlscher In­
strumente 'n Osterreich ist - Im Einklang mit den 
Forderungen des 5. EU-Umweltaktlonspro­
gramms - allzustreben. UnterscJllodlichen Pro­
blemstellungen ist dabei mit unterschiedlichen 
Maßnahmen und Instrumenten zu begegnen, wo­
bei die Entwicklungsrichtung durch das derzeit 
existierende Spektrum an Maßnahmen und In­
strumenten mitbestimmt wird. 

5.2.1.2.1. Ordnungspolitischer Rahmen 

Belastungen von Mensch und Umwelt durch tOXI­
sche. teratogene. kanzerogene oder mutagene 
Substanzen ISt auch weiterhin primär durch ge­
setzliche Eillschränkung bzw. Verbote der Frelset­
zung oder des Einsatzes zu begegnen. Flankie­
rend ISt dabei eine weitest reichende Offenlegung 
der anthropogenen EmiSSionen (fest. flÜSSig. gas­
förmig) derartiger Substanzen unerlaßllch. Auch 
die dynamische Anpassung von EmisSionsgrenz­
werten nach dem Stand der Technik. mit dem Ziel 
der Verbesserung der gesamten. nicht nur auf ei­
nen Teilbereich bzw. ein Umweltmedium einge­
schränkten Umweltleistung der Unternehmen. 
entspricht der Forderung. Industriell-gewerblich 
verursachte Umweltbelastungen zu rnnimieren. 
Daher sollten objektive Grundlagen, z.B. In Form 
verbindlicher technischer Anleitungen geschaffen 
werden, die den Stand der Technik dokumentie­
ren und gewährleisten, daß durch Forcierung an­
gepaßter und vergleichbarer Verfahren. Einnch-
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tungen und Betnebswelsen die gesamte Umwelt­
auswirkung der Betnebe redUZiert wird. Dabei ISt 
zu berLjckslchtlgen. daß neben der Ausgerelftheit 
und Verfügbarkelt von Technologien in der Praxis 
auch die funktionelle Gleichwertigkeit und die Lei­
stungs- bzw. Baugroße technologischer Maßnah­
men eine entscheidende Rolle spielen. Neben 
dem emissionsorientierten Ansatz hat auerl der 
immlsSIOnSOrierltlerte Ansatz gleichrangige Be­
deutung. 

Generell ist gerade flJr einen forCierten ökologi­
schen Strukturwandel ein rascher und effiZient ge­
stalteter Entscheidungsablauf in GenehmIgungs­
verfahren erforderlich. Die Entscheidungskonzen­
tration in anlagenrechtlichen Verfahren ist daher 
weiter auszubauen. Insbesondere auch Im Zuge 
der allfalligen NeuverteIlung von Kompetenzen 
durch eine Bundesstaatsreform. 

5.2.1.2.2. Ökonomische Instrumente 

Der sparsame Umgang mit (nicht -erneuerbaren) 
Rohstoffen kann am effizientesten mit ökonomi­
schen und marktorientierten Instrumenterl forciert 
werden. Voraussetzung fur den Einsatz okonoml­
scher InstrUrTlente ISt jedoch das Vorhandensein 
technologischer. organisatOrischer oder stofflicher 
Alternativen zum Istzustand. Auch bel belasten­
den Instrumenten (z.B. Lenkungsabgaben). bel 
denen Internationale Rahmenbedingungen eine 
Einschrankung des nationalen HandlungsspIel­
raums beWirken, wodurch In der Regel der Ruck­
griff auf legistische Instrumente erforderlich bleibt. 
sollten diese Freiräume genutzt werden. Soweit 
innerhalb regionaler Integrationszonen Spielräume 
bestehen. sollten diese genutzt werden. Hingegen 
besteht bei entlastenden Instrumenten (z.B. For­
derungen. steuerliche Anreize) - Innerhalb des 
wettbewerbsrechtlichen Rahmens - eher die 
Möglichkeit speZifisch österrelchischer Schwer­
punktsetzungerl. um fur Osterreich besonders 
Wichtige Uillweitentlastungen zu realisieren. Be­
sondere Bedeutung kommt der UnterstLltzung der 
RealiSierung pllotärer Anlagen und Verfahren zu. 
die verstärkt werden sollten. um die Umwelttech­
nologieentwlcklung zu beschleunigen. 

Neben dem Einsatz fiskalischer Instumente und fi­
nanZieller UnterstützungsmeChanismen als .. direk­
te" ökonomische Instrumente. ist die Schaffung 
geeigneter Rahmenbedingungen fLlr die Durch­
setzung des Verursacherprinzips von entschei­
dender Bedeutung. Als derartiges "indirektes" 
ökonomisches Instrument spielt die Regelung der 
zivilrechtlichen Haftung f(lr Umweltschäden eine 
zentrale Rolle. Dem Verursacherprinzip kommt 
nicht nur bel Sanierungsmaßnahmen, sondern 
insbesondere bei der Prävention von Umweltbela­
stungen erltscheldende Bedeutung zu. Die 
PräventionswIrkung des Verursacherpnnzips kann 
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verstarkt werderl, \r..'enn die Zuol'dnung VOll Im­
IllISSlonen bzw, Umwoltscllbden zu bestimmten 
Emittenten bzw, Ellllttentengruppen transparent 
und nachvollziehbar gemacllt wlrc). 

Auch tLJr den optlllllorten Einsatz ökonomischer 
Instrumente Ist die Intormatiorl uber betriebliche 
lind liberbetnebllche Stoff- lmd Energletlüsse von 
zentraler Bedeutung, 

5.2.1.2.3. Freiwillige Initiativen und Vereinba­
rungen 

Neberl dem ordnungspolitischeil Ansatz ist tur 
den Sektor Industrie und Gewerbe die Forcierung 
freiwilliger Initiativen und Vereinbarungen von be­
sonderer Bedeutung, Die Eigeninitiative Im be­
trieblichen Umweltscllut7 Wird Insbesolldore 
(lurch das derzeit in IlllplelTlerltlenmg befilldliche 
System tLlr das Um\;VeltlTlilllclgelllent urld elle Um­
weltbetnebsprllfung gefördert, an dem Sich Unter­
Ilehmen freiwillig lJetelllgell konnen I,Oko-AudltSI. 
Das Oko-Audlt als wettbewertJsonentlertes Instru­
Illent soll möglichst umfassend und fl3cllerl 
deckend eingesetzt werderl, wobei die Teilnallme 
an diesem System (lurch geeignete IntOrrl13tlon 
uild Förderung unterstlltzt werdon soll, 

Freiwillige VerelrÜJilrullgell 31s komplementares 
umvveltpolltlsdles Instrumont rleben ordnungspo­
litischeil Maßnahmen bleterl eine Reihe von Vor­
teilen und können zu einer Dynamlsierung des be­
trieblichen Umweltschutzes fLlhren, Da freiWillige 
Vereinbarungen korlkrete Umweltschutzziele und 
Zeithorizollte fLlr einzelrle Sektoreil oder Branchen 
festlegen, stellen sie klare Rahmenbedlngllngen 
fLlr den betrieblichen Umweltschutz, Insbesonde­
re auch fur 1I1l1weitreievelilto Investitionen dar, 
Gleichzeitig bleibt Jeder Zlelgnlppe selbst überl3s­
seil. wie die verelnbal-tell Ziele erreicht werdell 
solieil, Die Wlrtsd1aft k3nn daher fleXibel und 111-
dlvlduell die notwendlgorl Anpassurlgen vorneh­
men, Auch für Politik und Verwaltung errnogllcherl 
freiWillige Verelnbarurlgen (wie auch ZIelverord­
nungen) aufgrund des nicht streng deterrnlnlerten 
Verhandlungs- unel Besclllußfassungsverfahrens 
elll rascheres und fleXibleres Agieren und Reagie­
ren auf Erfordernisse des Umweltschutzes, 

Um das Instrument der freiwilligen Vereinbarung 
Im Bereich von Irldustrie und Gewerbe Wirksam ZJ 
gestalten, Sind folgende Punkte zu beachten 

a) Kenntnis der UmweltauswIrkungen 
Die Festlegung von UmweltschlItzzielen sowie 
die Prioritätensetzung kann nur auf einer fun­
dierten WIssensbasis Llber die Emissionen und 
anderen Umweltauswirkungen von Irldustrre 
und Gewerbe erfolgerl, 
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bl Festlegung konkreter Ziele und Zelt1lollzulltn 
Uberprufbare ZlelvorcjaLlell ul1d Ze,trmllnc; [ur 
die Umsetzung eier VerellltJarurigell SClld'fcrl 
die erfordorl,clle ObJektlvltC1!. Uill elle Effi/iCI1Z 
der sektoralen Umweltscllutzmaßllalllllell zu 
evalUieren. 

c) Implemerltlerullg uncl Ul)erprllfUfl~J 
Freiwillige Verelrlbarullgefl Illit elnZ811leii Sektu 
ren oder Branchen mllssefl eine Impleilleiltie 
rungsstrateglc festlecJell, elle Sicherstellt. rldß 
bel mangelneier UmsetzuI1g Korrektul'lllecl1cl 
nlsmefl Wirksam werclen. Insbesonelere SIIlCJ 
Innerbetllebllche Lielsetlungell zur VellJesse­
rung der UmweltleistunD - wie sie z.R. 1111 Zuge 
eines Integralen Umweltmanagernerlts erstellt 
werden - mit den vereintJarten Zielvorgabeil LU 

korrellerell, 

5.2.1.2.4. Information und Kommunikation 

Von zentraler BceieutLlI1Cj fUI' elen EII'satz aller O.Cl 
Instrumente ISt die weitere VerbesserulKJ eier Do­
kumentation unel VerfuDl)arkelt ulllweltre!c,Vcllltel' 
Informationen, Dlcs gilt lJesondels f(lr dell B(:relcll 
Industriell-gewerblicher l:mlsSlonen ullel I\IJfollo. 
Die Verbesserull~l eier lJatenlage und elle weitest­
gehende Zugangslllögldlkeit der OffelltllcllKelt 711 
ulllvveitreievanten lJaten unter BeruckSIC 'l1llJI,llg 
des Schutzes VOll BetrrelJsgel1ellll'1lssell erschel 
nen daher als Ilotwencllge Vorausset7uIIgeri flll' 
die EntWICklung effiZienter MaßIlallll1eli ulKI el'e 
Erstellung eines optimalen Ins~ruillentelllllixes 111 
der Umweltpolitik. 

5.2.1.2.5. Forschung, Entwicklung, Aus- und 
Weiterbildung 

Weitere ,- gerade tur elen Sektor Illdclstrre ullei Ge­

werbe - VVIChtlg8 Instl'uillente Sind ForscllUlllJ uml 
EntWICklung sowie eille lebenslal1ge III elen Ar­
beltsprozef3 Integrrerte Welterblleiung. Hier kOl1l'llt 
Insbesondere eier l:ntwlcklung sauberer Produk­
tionsverfallren sowie der EInbettung eileser Ver­
fahren in eine am praventlven Umweltscllutz 011-
entlerte UntemelllllGllsstrategle besonelere Be­
deutung zu, Die IntenSIvierung dlesbezugllcller 
F&E-Aktlvltat8rl sowohl IIll Berelcll llel For­
schungslnstltutlonen als auch der Inelustrre Silld 
daher notwendige Voraussetzungen fllr eine L1111-
weltgerechte Industrrell-gewerollclle ProcJuktlon, 
Von besonderer Bedeutung ist hier die Forclerurlg 
der F&E-Kooperatioll zwischen Untemelliliell, die 
einerseits durcll eine entspreChende Förderpolltlk 
und andererseits durch ein kooperatiollsförderrl­
des Wettbewerbsrecht unterstützt werden lllul3, 

Axh hmsichtllch der Durchsetzung eies VerulS3-
cherprrnzips ISt eier Bereich oer F-orSCI1Ullg uflel 
EntWicklung bel der' Problematik elel Zumdiluilg 
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von Uillweitbelastungen zu speziflscllen Verursa­
cllem bzw eier Differenzierung zwischen mehre­
ren Verursachern verstärkt gefordert. 

Weiters Ist die Integration von Lehnnhalten wie 
Umwelttedmologle. saubere Produktionsverfah­
ren, Emisslons- und Abfallvermeidung aber auch 
Umweltmanagement In die AuslJildungspläne 
nlcllt nur alls Sicht des Umweltschutzes, sondern 
auch LLir Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
notwendig. 

5.3. Maßnahmenmatrix 

In clon folgenden Tabellen sind eine Reille von 
Maßnahmen vorgeschlagen. welche dazu beitra­
gen soliteil, In Osterreich eine EntwIcklung In 
Richtung Nachhaltlgkeit zu beschleunigen. 

Die zitierten Zuständigkeiten bezlollon slcll auf Je­
ne Instltutlorlell. die fur den sich aus elen Maß­
nahmen ergebellden Regelungsbedarf zustalldlg 
sind. In vielen Fallen sind daher unter Zustalldlg­
keit Bund oder Lander angegeben, auch wenn die 
BLlrgor bzw die Betriebe die Betroffenen Sind. 
Weitere relevante Akteure In der Umweltpolitik 
Sind sicherlich auch die Arbeltnehrner bzw. doren 
Vertretungen. 

Soweit wie IllÖgllCh wurde versucht, Ziele bezüg­
lich Ihrer Grörle und Ihres Zelthorizontes quantita­
tiV Zll forllllliiereil. Die Werte sillel IllOISt nicht ex­
akt herleltbar ulld staillmell aus verscrlledellsten 
Quellen. Sie sllxl daher auch Illcht ill aller Schärfe 
zu beurteileil. spiegeln aber den derzeitigen Stand 
des Wissens wider. Hier ISt es besonders WIchtig, 
bel eiller Fortschreibung des NationalOll Uillwelt­
planes regellllaßlg genauere Quantiflzierungen 
vorzunehmen. 

Hlnslclltllch (jer Zielsetzungen zur Reduktion der 
mineralischen Materialströme Wird nicht auf die 
Gewinnung Illineralischer Rohstoffe selbst. SOll­
dem auf die Reduktion der Materralströrne bel der 
eigentlichen Diellstieistungsbereitstellllilg Bezug 
genommen. 

·170· 
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Nachhaltigkeitskriterium: Materialströme dürfen die globalen Pufferspeicher nicht ändern und die lokale Assimilationsfähigkeit nicht übersteigen 
Problem: Überbelastung der Assimiliationsfähigkeit der Ökosysteme und fortschreitende Erschöpfung von Ressourcen 
Abgeleitete Grundforderung: Reduktion der Beeinflussung geogener Lager (Ressourceneinsparung) und Flüsse (Anpassung an die Assimilationsfähigkeit) 
Ziel 1: Sicherung ausreichender Vorräte an nicht regenerierbaren Ressourcen für zukünftige Generationen 
Abgeleitete Detailforderung: Reduktion der fossilen und mineralischen Materialströme bei der Dienstleistungsbereitstellung 
Umweltrelevante Ergebnisse: Reduktion der Abfallmengen 

Lösungsansätze Maßnahmen Maßnahmenziele Zustän- Kontrolle Dring- Zeithori- Absehbare 
digkeit lichkeit zont Auswil1<ungen 

Umstieg auf erneuerbare Roh- Stufenweise Verteuerung von nicht er- Anzustrebende Reduktion Bund jährliches na- k 2010 Generelle Verringerung 
stoffe bzw. Einsparung von neuerbaren Rohstoffen durch Abgaben des in der österreichi- (Ökologi- tionales der Umweltbelastung 
Rohstoffen für die Dienstlei - auf deren Verbrauch über das Niveau sehen Volkswirtschaft sche Stoffstrom- durch Emissionen und 
stungserfüllung (Ansatz über der Kosten für erneuerbare Rohstoffe ausgelösten Materialflus- Steuer- bild Abfälle aus der Indus-
den gesamten Lebenszyklus) bzw. der optimierten Recyclingkosten ses ist ein Faktor 1 0 in reforrn) trie und Gewerbe; 

den nächsten Dekaden Verringerung des nicht 
in den Kreislauf ein-

Förderung von F+E zur Entwicklung Reduktion des Einsatzes Bund, jährliches na- k bis 2005 bindbaren Abfalles, 
von materialsparenden bzw. erneuerba- an nicht erneuerbaren Länder tionales sodaß der derzeit be-
re Rohstoffe verwendende Dienstleis- Rohstoffen. Anzustreben Stoffstrom- stehende Entsor-
tungsbereitstellungstechnologien sowie wären 2 % jährlich bild gungsdruck wegfällt 
von Umstellungsinvestitionen und die Erforderlich-

keit für zusätzliche 
:::!. ~I Führung einer innerbetrieblichen Stoff- Reduktion des Einsatzes Bund, Öko-Audit k ständig thermische Behand-

buchhaltung zur Erfassung der Einsatz- an nicht erneuerbaren Länder, lung von Abfällen re-
stoffe (Art + Menge) der produzierten Rohstoffen (anzustreben Wirtschaft duziert wird. 
Wertstoffe (Zusammensetzung + Men- wären 25 %) sowie der Reduktion der Stoff-
gel sowie der Abfälle (Art + Menge) als bei der Produktion entste- ströme bei nicht er-
internes Steuerungselement zur Ver- henden Emissionen und neuerbaren Rohstof-
besserung der Wirtschaftlichkeit nicht wiederverwertbaren fen durch Erhöhung 

Abfälle bis 2005 der Rohstoffproduk-
tivität aufgrund ver-

Verstärkte Berücksichtigung der Fakto- Verringerung des Rohstoff- Bund, Umwelt- und k ständig besserter Nutzungs-
ren Langlebigkeit und Adaptierbarkeit einsatzes durch bessere Wirtschaft Konsumen- effizienz der in der 
für Neuentwicklung in die Richtlinien für Nutzung sowie schnelle und tenorganisa- Produktion einge-
stimulierende Instrumente (Umweltzei- kostengünstige Anpassung tionen setzten Roh- und 
ehen, Ecodesign-Wettbewerb etc.) an energie- und material- Hilfsstoffe 

schonende Gebrauchsgüter 

Schaffung eines einheitlichen Anlagen- Reduktion des Einsatzes Bund, Bund k 1997 
rechtes, in dem nicht nur Emissionen an nicht erneuerbaren Länder 
geregelt werden, sondern auch Mate- Rohstoffen. Anzustreben 
rial- und Energieverbrauchsstandards je wären 2 % jährlich 
Dienstleistungseinheit Berücksichtigung 
finden 

I, r, n, i. ....... lokal, regional, national , international Dringlichkeit/Zeithorizont: sd, d ......... sehr dringlich, dringlich; k, m, I ......... kurz- (0-5 J), mit1el (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Nachhaltigkeitskriterium: Materialströme dürfen die globalen Pufferspeicher nicht ändern und die lokale Assimilationsfähigkeit nicht übersteigen 
Problem: Überbelastung der Assimiliationsfähigkeit der Ökosysteme und fortschreitende Erschöpfung von Ressourcen 
Abgeleitete Grundforderung: Reduktion der Beeinflussung geogener Lager (Ressourceneinsparung) und Flüsse (Anpassung an die Assimilationsfähigkeit) 
Ziel 2: Sicherung der Versorgung zukünftiger Generationen mit regenerierbaren Ressourcen 
Abgeleitete Detailforderung: Übernahme der Gesamtverantwortung bei der Dienstleistungsbereitstellung 

Lösungsansätze Maßnahmen Maßnahmenziele Zustän- Kontrolle Dring- Zeit Absehbare 
digkeit lichkeit horizont Auswirkungen 

- - --- .- --

Verpflichtende Übernahme der Neugestaltung der Umwelt haftung Weitestgehender Verzicht Bund Bund m 1997 Durch Einzug der 
Produktions- und Produktver- auf Verfahren bei denen Thematik Mitwelt-
antwortung über den gesam- umweltgefährdende Stoffe verantwortung in die 
ten Lebenszyklus entstehen obersten Firmen-

etagen entwickelt sich 
Emissionsabgaben auf Stoffe (Produkte Reduktion des Einsatzes Bund. Betriebsprü- m bis 2015 die Umstellung auf die 
und Abfälle) in Relation zu ihrer Human- von mutagenen. kanzero- Länder. fung Nachhaltigkeit schneI-
toxizität bzw. Umweltbeeinträchtigung genen. teratogenen und Wirtschaft ler und viele aktuelle 

toxikologisch bedenkli- Umweltprobleme ver-
ehen Stoffen um 50% so- schwinden. 
wie Reduktion bei der 
Produktion solcher Stoffe 
entstehenden nicht ver-
wertbaren Abfälle um 

~ .• j 90 % bis 2005 
"" 

. , 

.", 

Übemahme der Produktverantwortung Verringerung der nicht Bund. Produktbilanz k ständig 
über den gesamten Lebenszyklus. für Pro- verwertbaren Abfälle um Länder. 
dukte. die nach ihrer Verwendung nicht in 50 % bis 2010 Wirtschaft 
natürliche Kreisläufe einbind bar sind. 

Verpflichtende kundenzugängliche De- Verbesserung der Bund Konsumen- k ständig 
klaration über Wartungsmöglichkeit und Kundeninformation und tenschutz 
Wiederverwertbarkeit der angebotenen Sensibilisierung des Kun-
Produkte den 

Berücksichtigung von Material- und Stufenweise Verringerung Bund. Vergabericht - k ständig 
Energieverbrauchsstandards je der Material- und Energie- Länder linien für Um-
Dienstleistungseinheit bei der Vergabe intensitäten (30 % bis weltzeichen 
von Umweltzeichen 2000.60 % bis 2010 so-

wie 90 % bis 2025) durch 
verstärkte Nachfrage nach 
Produkten mit Umwelt-
zeichen 

Einführung der Konzept-UVP (UVP für Verbesserung der sektor- Bund Bund k ständig 
Politiken. Pläne und Programme) bezogenen Planung 

I, r, n, i ....... Iokal, regional , national, international DringlichkeitlZeithorizont: sd, d ........ sehr dringlich, dringlich: k , m, I ......... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Nachhaltigkeitskriterium: Materialströme dürfen die globalen Pufferspeicher nicht ändern und die lokale Assimilationsfähigkeit nicht übersteigen 
Problem: Überbelastung der Assimiliationsfähigkeit der Ökosysteme und fortschreitende Erschöpfung von Ressourcen 
Abgeleitete Grundforderung: Reduktion der Beeinflussung geogener Lager (Ressourceneinsparung) und Flüsse (Anpassung an die Assimilationsfähigkeit) 
Ziel 3: Sicherung der Bereitstellung von Energiedienstleistungen für zukünftige Generationen 
Abgeleitete 1. Detailforderung: Reduktion der fossilen Materialströme bei der Energiegewinnung 
Erwartete umweltrelevante Ergebnisse: Reduktion des Treibhauseffektes, Verringerung der Luftbelastung 

Lösungsansätze Maßnahmen Maßnahmenziele Zustän- Kontrolle Dring- Zeit Absehbare 
digkeit lichkeit horizont Auswirkungen 

--- -

Umstieg auf erneuerbare Ener- Stufenweise Verteuerung von fossiler Einhaltung des Toronto- Bund Jährliche Bi- k bis 2010 signifikante Reduzie-
gieträger Energie durch Abgaben auf den Ver- zieles sowie weitestgehen- (Ökologi- lanzierung rung des Einsatzes 

brauch nicht erneuerbarer Ressourcen der Umstieg auf erneuer- sche des C02- fossiler Energieträger 
(z.B. ökologische Steuerreform) über bare Energieträger gemäß Steuerre- Ausstosses 
das Niveau der Kosten für erneuerbare Stufenplan bis 2040 form) 
Energien 

Erhöhung der Anreize für den Umstieg Verdopplung des Einsat- Bund, Jährliche En- k bis 2005 
auf erneuerbare Energieträger zes von erneuerbaren Länder ergiebilanzen 

Energieträgern bei der 
Energiebereitstellung für 

~ ~i Industrie und Gewerbe bis 
c.> 2010 

Einsparung von Energie Förderung von F+E zur Entwicklung Einsparung des österreich. Bund, Jährliche En- k ständig 
von energiesparenden Dienstleistungs- Energieverbrauches Länder ergiebilanzen 
bereitstellungstechnologien sowie von gemäß Szenarienberech-
energiesparenden Investitionen nung in Kap. 3.4.1. 

Stufenweise Verschärfung von Ver- Verringerung des elektri- Bund Jährliche En- k bis 2010 
brauchsnormen für Energieverbrauch schen Energieverbrauches (Elektro- ergiebilanzen 
bei Geräten des täglichen Gebrauches, im Haushalt gemäß technik-
bei gleichzeitiger Verankerung der Szenarienberechnung in gesetz) 
Adaptierbarkeit der Geräte auf Verbes- Kap. 3.4.1. 
serungen in die Zulassungsrichtlinien 

Verbesserte Ausnutzung der Erhöhte Förderung für KWK und Block- Verbesserung des Aus- Bund, Jährliche En- k bis 2005 
Primärenergie bei der Produk- heizkraftwerke zur Eigenenergieer- nutzungsgrades der in der Länder ergiebilanzen 
tion und Verarbeitung zeugung sowie zur Wärme und Strom- Industrie und im Gewerbe (Einspei-

einspeisung in öffentliche Netze eingesetzten Energie senetz) 
gemäß Szenarienberech-
nung in Kap. 3.4.1 . 

I, r, n, i ........ lokal, regional, national, international Dringlichkeit/Zeithorizont: sd, d ......... sehr dringlich, dringlich; k, m, I ......... kurz- (0-5 J) , mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Nachhaltigkeitskriterium: Vielfalt der Spezies und des Landschaftsbildes muß erhalten oder auf natürliche Weise verbessert werden 
Problem: Gestörte Interaktionen zwischen Mensch und Natur führen zum Raubbau unserer Ressourcen 
Abgeleitete Grundforderung: Schaffung der Möglichkeit der Koevolution von Mensch und Mitwelt 
Ziel 4: Sicherung von Arbeit , Einkommen und Lebensqualität für zukünftige Generationen 
Abgeleitete Detailforderung: Standortangepaßtes Wirtschaften 
Umweltrelevante Ergebnisse: Erhaltung der Biodiversität und der Kulturlandschaft 

Lösungsansätze Maßnahmen Maßnahmenziele Zustän- Kontrolle Dring- Zeit Absehbare 
digkeit lichkeit horizont Auswirkungen 

Aufbau lokaler Produktions- Einbau der Überprüfung der Standort- Standortangepaßtheit von Bund, Bund k ständig Umstellung auf lokal 
und Vertriebsstrukturen angepaßtheit in die Betriebsgenehmi- Produktions- und Ver- Länder angepaßte Gegeben-

gungsverfahren von Neuanlagen (UVP) triebsstrukturen soweit heiten vermindert den 
nicht an natürlichen Stan- Transport (Einsparung 
dort gebunden, Verhinde- von Transportinfra-
rung von Fehlentwicklun- strukturei nrichtungen), 
gen das Handelsbilanz-

defizit und den Zuzug 
Erstellung von Regionalentwicklungs- Sensibilisierung der regio- Bund, k bis 2005 zu Ballungszentren, 
konzepten als verpflichtende Basis für nalen Meinungsbildner Länder, stärkt die Krisensi-
Maßnahmen der Raumordnung und Gemein- cherheit durch Vertei-..... :::;1 Flächenwidmung den lung auf viele Stand-~ 

beine 
Förderung von lokalen Initiativen zur Verringerung der Trans- Bund, Jährliche k bis 2015 
Implementierung von Inseln der Nach- portbelastung, Verbesse- Länder, Stoffstrombi-
haltigkeit rung der regionalen Struk- Gemein- lanz auf Be-

turen, Sensibiliserung der den zirksbasis 
Konsumenten 

Verstärkte Förderung von F + E für Optimierung des Einsat- Bund, % Anteil an k 2010 
standortangepaßte Technologien sowie zes von lokal vorhande- Länder, F+E Ausga-
deren Implementierung nen Rohstoff- und Ener- Gemein- ben der 

gievorräten den öffentlichen 
Hand inkl. 
Fond's 

Internalisierung von externen Ökologische Steuerreform zur Internali- Reduktion des Transport- Bund jährliche k 1997 
Kosten zur Erreichung einer sierung volkswirtschaftlicher Kosten aufkommens Energiebilanz 
ökologischen Kostenwahrheit (Teilbereich 

Transport) 

I, r, n, i. ..... "lokal, regional, national, international DringlichkeitlZerthorizont: sd, d ......... sehr dringlich, dringlich; k, m, I ......... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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.1.4.3. Verkehr und 
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1 . Problemstellung 

Sowohl unser wirtschaftliches als auch unser so­
ziales Wohl hängen in starkem Maße vom Verkehr 
ab. Neben allen positiven Effekten unserer derzei­
tigen Mobilität zeigen sich doch Grenzen hinsicht­
lich der Belastbarkeit des Ökosystems und der 
Leistungsfähigkeit unseres Transportsystems. 
Staus behindern zum Teil eine zügige Abwicklung 
der Verkehrsleistungen, und die Belastungen z.B. 
durch verkehrsbedingte Lärm- und Abgasimmis­
sionen erreichen immer noch für die Umwelt und 
die Gesundheit der Menschen, insbesondere un­
serer Kinder, kritische Dimensionen. Grenz- und 
Richtwerte werden häufig überschritten, wie etwa 
für Stickstoffdioxid an stark befahrenen Stadt­
straßen oder für Ozon. 

Weitere spürbare lokale Beeinträchtigungen sind 
eine hohe Lärmbelastung in stark befahrenen Ge­
bieten, der Flächenverbrauch für Verkehrswege 
und deren Trennwirkung . 

Von globaler Tragweite ist der Beitrag des Ver­
kehrs zur Klimaänderung und dem Verbrauch 
nicht erneuerbarer Rohstoffe. Trotz einiger Unsi­
cherheiten in den wissenschaftlichen Grundlagen 
sind hier insbesonders die Erderwärmung durch 
den Konzentrationsanstieg von treibhauswirksa­
men Gasen in der Atmosphäre und der Abbau der 
stratosphärischen Ozonschicht als höchst be­
drohlich für die gesamte Menschheit anzusehen. 
Im Verkehrssektor sind für die Erderwärmung die 
CO,-Emissionen maßgeblich. 

Entsprechend dem übergeordneten Ziel des NUP 
sollen Wege gefunden werden , den Verkehr dau­
erhaft umweltverträglich und funktionsfähig zu ge­
stalten, so wie auch die übrigen menschlichen Ak­
tivitäten diesem Prinzip entsprechen sollten. 

Es werden daher die verkehrsbedingten Umwelt­
beeinträchtigungen in Österreich untersucht, ge­
gebener Handlungsbedarf aufgezeigt , sowie Stra­
tegien für eine dauerhaft verträgliche Entwicklung 
des Verkehrs in Österreich dargestellt und dahin­
gehende Maßnahmenbündel empfohlen. 

2. Istzustand und Trendentwicklung 

In diesem Kapitel werden die wichtigsten Umwelt­
einflüsse des Verkehrs behandelt und ein "Trend­
Szenario" für die zukünftige Entwicklung, die bei 
einer Beibehaltung der derzeitigen Politik und Ver­
haltensmuster zu erwarten wäre, hochgerechnet. 
Das "Trend-Szenario" wird im weiteren Text als 
"Referenzszenario" bezeichnet, da die Wirksam­
keit von Maßnahmen an diesem gemessen wird. 
Diese Grundlagen scheinen notwendig, um die 
wesentlichsten Problembereiche der Zukunft er-

-177 -

kennen zu können , und Maßnahmen entspre­
chend auszurichten. 

Die Untersuchungen sind geographisch auf das 
österreichische Bundesgebiet begrenzt. Als Zeit­
horizont für die Betrachtungen wurde das Jahr 
2020 gewählt. Prognosen über derartige Zeit­
spannen sind natürlich mit einigen Unsicherheiten 
behaftet, mehrere Maßnahmen, speziell im Infra­
strukturbereich, zeigen jedoch erst nach Jahr­
zehnten merkbare Wirkungen , und sollten von ei­
ner quantitativen Erfassung nicht ausgenommen 
werden. 

2.1 . Verkehrsnachfrage 

Unter "Verkehrsnachfrage" wird das von den Ver­
kehrsteilnehmern "konsumierte Verkehrsangebot" 
verstanden. Folgende Begriffe werden definiert: 

Verkehrs- , Transportaufkommen: 
zurückgelegte Wege, Fahrten , transportierte 
Nutzlasten je Zeiteinheit 

Verkehrs-, Fahr- und Transportleistung: 
zurückgelegte Entfernungen in Personen-, Fahr­
zeug- , und Tonnenkilometern je Zeiteinheit 

Für die Umweltauswirkungen sind insbesondere 
die Fahrleistungen der einzelnen Verkehrsmittel 
ausschlaggebend. Über die Auslastungen der 
Kraftfahrzeuge (KFZ) (Personen bzw. Tonnen/ 
KFZ) ergeben sich die Verkehrs- bzw. Transport­
leistungen. 

2.1.1. Personenverkehr 

Seit Beginn der industriellen Revolution ist ein 
enormer Anstieg der Verkehrsleistung zu verzeich­
nen. So wurden Mitte des vorigen Jahrhunderts 
Entfernungen in der Größenordnung von etwa 
100 Meter je Tag und Einwohner "motorisiert", 
das heißt mittels Bahn und Pferden, bewältigt. 
Schon damals verursachte der Verkehr Umwelt­
belastungen in der Form fester und flüssiger Emis­
sionen von Pferden sowie Abgasen der Lokomo­
tiven. 

Mit der Erfindung des verbrennungskraftbetriebe­
nen Automobils und 2-Rades taten sich neue Di­
mensionen für den Individualverkehr auf. Unter­
stützt durch fallende Anschaffungskosten im Zuge 
der Einführung der Serienfertigung , steigendem 
Einkommen und steigender Freizeit erhöhte sich 
die Anzahl dieser "neuen" Verkehrsmittel rasant. 
So stieg die Anzahl an PKWs und Kombis zwi­
schen 1955 und 1975 um etwa 1.000%, in den 
letzten 20 Jahren um etwa 110%. Da die 
Reisegeschwindigkeiten durch die zunehmende 
Motorisierung stark anstiegen , wurden bei 
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allilahemd gleichbleibeilder Reisezeit une] Wo­
gehiluflgkelt Je Person uild Tag Illl Durcilscllilitt 
wesentlich großere Entfemungen mogllcll. So 
wer'den In Osterreicll der'zelt Im DUr'chscllnltt etwa 
30 km Je Tilg uno Einwohner motOriSiert zuruck­
gelegt. 

Da gl'oße Entfemungerl kein Hindemls mehr dar­
stellen. paßt sich auch die Raumstruktur an diese 
Entwicklung an. Die Elltferrlun<]en ZWischen 
Wohnort. Arbeitsplatz und Erholungsgebieten so­
wie Gewerbe urld Konsumeilten wacllsen, und rnt 
Illnen wachst auch die Trarlsportnachfrage weiter. 

Ur1ter Beibehaltung der derzeitigen Verkehrspolitik 
ist 111 Zukunft mit einem weiteren Anstieg des Au 
to- und Flugverkehrsanteiles an der Perso 
nentransportlelstung zu rechnen. Die Verkehrslei­
stung der Bahn Wird ebenfalls zunehmen, Jedoch 
Anteile an der gesamten Personenverkehrslei­
stung an eJen Straßen- und Luftverkehr verlieren, 
Aufgrund der begrenzten Straßenkapazltaten in 
Ballungszentren und der Forclerung des elektrisch 
betnebenen öffentlichen Personennahverkellrs 
(OPNV) kann eine starke Zunahme der Verkehrs­
leistungen von Straßenbahnen, U-Bahn und O­
Bussen erwartet werden (Tabelle 3.43.2). Die we­
sentlicher1 Ursachen für diese Entwicklungen sind: 

• die soziodemographlsche Entwickluilg Illn zu 
mehr "autolenkfahlgen" Bevölkerungsanteilen 

• die Zunahme der Kfz-Verfugbarkelt 
• lilngzeltstraf3enonentlerter Ausbau der Ver­

kehrsInfrastrukturen und Nachlloibedarf bel der 
Angebotsqualltat offentllcher Verkehrsmittel 

• die politischen, rechHchen. organlsatonschen 
und steuel'llchen Rahmenbedingungen 

• nlednge Energiepreise, die Insbesondere das 
<]roße Ausmaß an extemen Effekten, vor allem 
den Umwelteffekten , In den Kosten nicht 
berückSichtigen 

• die Siedluilgsentwicklung hin zu dezentralem 
Wohnen und Konzentration der Arbeitsplatze 
ur1d Versorgungselnnchtungen 

Die gesamte Personenverkehrsleistung Im 
Straßenverkehr Wird hier aus dem Kraftfahrzeug­
bestand, den durchschnittlich Im Jahr zur(Jckge­
legten Fahrzeugkllometem und den Passagieren 
Je KFZ ermittelt. 

Gewisse UnSicherheiten bestehen bezugllch der 
zu erwartenden EntwIcklung In den durchschnitt­
lichen speZifischen Jahresfahrleistungen der 
PKW Einerseits Ist ein zunehmender Anteil an 
Zwelt- und Dritt-PKW zu erwarten, was auf eine 
Sinkende Tendenz hilldeutet. Andererse ts bedingt 
ehe o.a. SIedlungsentwIcklung hönere durch­
SClllllttllche Weglangen. Welcher dieser ElnflLJSSe 
uberwlegen Wird, kann aufgrund unzureichender 
statlstlscller Unterlagen nicht mit Sicherheit fest­
gestellt werden. (Siehe dazu Tabelle 3.4.3,1) 
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Fur die Berechnungen zum "Referenzszenano" 
wurde eine leichte Abnahme der realen Kraftstoff­
preise und daller eine gleichbleibende speZifische 
Jahresfahrleistung angesetzt. Eine stark abwei­
chende Meinung besteht seitens der Vertreter des 
Fachverbandes fur MIneralölwIrtschaft, die von ei­
ner Reduktion der durchschnittlichen speZifischen 
Jahresfahrleistung der PKW um 13"0 biS zum 
Jahr 2021 ausgehen. 

Gewisse UnSicherheiten bestehen auch bei den 
derzeitigen durchschnittlichen Jahresfahrleistun­
gen und Besetzungsgraden aller Straßenver­
kehrsmittel, weil oft nur unzureichende Daten­
grundlagen verfugbar sind, Da die Fahrleistungen 
Im Verkellrssektor (Jber die statistisch erlaßten 
Absatze an Benzin, Diesel und elektrischer Ener­
gie verifiZiert sind, kann der gesamte Fehler In der 
Emissionsberechnung als klein angesehen wer­
den, In Tabelle 3.4.3.2. Sind die grundlegenden 
Annahmen für das Referenzszenario im Straßen­
verkellr dargestellt. 

Die daraus berechnete Entwicklung der Perso­
nentransportleistung Im Referenzszenario ISt in 
Tabelle 3.4.3,3. und Abbildung 3.4.3.1. angege­
ben. Zwischen 1991 und 2021 ergibt Sich ein Zu­
wachs der Personentransportleistung um etwa 
23°0. Die höchsten Anteile am Zuwachs werden 
im motOriSierten Individualverkehrs (MIV) mit 
+26°0 und den elektrrsch betnebenen OPNV mit 
ca. +36"c ervvartet. 

2.1.2. Güterverkehr 

Das Verkehrsaufkommen des Güterverkehrs, ge-
111essen In Tonnen, teilt Sich derzeit auf die Ver­
kehrsmittel Straße - Schiene - Schiff - Pipeline Im 
Verhaltnls 61 19,7: 2,2 17,1 auf. Der Luftver­
kehr hat einen Anteil von 0,03%. 

Die Entwicklung der Gutertransportleistung, ge­
messen in Tonnenkilometem, zeigte bisher ein et­
wa lineares Wachstum mit einer deutlichen Ab­
hanglgkelt von der Entwicklung des Bruttoinland­
produktes (BIP), wobei der größte Zuwachs auf 
der Straße geleistet wurde (Abbildung 3.4.3.2.) 
Diese Entwicklung des G(Jterverkehrs Wird auch 
durch die Qualltat der VerkehrSInfrastruktur und 
die Höhe der Treibstoffpreise beelnflußt. Insbe­
sondere Im Bereich des grenzübwschreltenden 
Straßenguterfemverkehrs auf europalscher Ebene 
Ist ein Ansteigen zu beobachten. Die durch die 
geographische Situation Osterreichs vorhande­
nen großen TransItverkehrsströme In N-S- und In 
zunehmenden Maße In O-W-Richtung stellen eine 
große Belastung f(lr die Menschen und die Um­
welt an den Hauptrouten dar, Insbesondere da sie 
In N-S-Rlchtung stark straßenorientiert sind, In 
O-W-Rlchtung eine Immer starkere Tendenz zum 
Stl'aßentransport zeigen, Mengenmaßlg entfallt 
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Abb. 3.4.3.1 . Entwicklung der jährlichen Personentransportleistung in Österreich im Referenzszenario in Mio. 
Personenkilometern. Der Flugverkehr ist nicht berücksichtigt. 
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Abb. 3.4.3.2. Berechnete Gütertransportleistung in Österreich von 1971 bis 1993 und im Referenzszenario in Mio. 
Tonnenkilometern (ohne Flugverkehr und Pipeline); sowie Entwicklung des BIP und der Dieselrealpreise. 
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Tabelle 3.4.3.1. Berechnete Änderungen der km/PKW zwischen 1995 und 2020 

D BIP (1)2020 gegen 1995 

+ 2,2% p.a. bis 2005 
+ 1,8% p.a. bis 2015 
+ 1,5% p.a. bis 2020 

wie oben 

wie oben 

D Einwohner 
2020 gegen 1995 

+ 0,37% p.a. bis 2005 
+ 0,10% p.a. bis 2015 
+ 0,04% p.a. bis 2020 

wie oben 

wie oben 

D Kraftstoffpreis-reaJ 
2020 gegen 1995 

+/-0% d.i. real konstant 

-3,43% p.a. von 1995 bis 
2020 d.i. nominell konstant 

+2,8% p.a. von 1995 bis 
2020 d.i. +100% bis 2020 

D km/PKW 
2020 gegen 1995 

-7% 

+12% 

-26% 

(1 ) Neben den Kraftstoffpreisen wird das durchschnittliche Einkommen der Bevölkerung, angenähert durch das Verhältnis 
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner, als wesentlicher Faktor in der Entwicklung der mittleren Jahresfahrleistungen von PKW angeführt 

Tabelle 3.4.3.2. Entwicklung der KFZ-Gesamtbestände und der durchschnittlichen Jahresfahrleistungen im Straßen­
Personenverkehr des Referenzszenarios (2001 bis 2021) 

Jahr PKW (1) km/PKW PKW-Diesel Mofas km/ Mofa Motorr. km/ Motorr. Bus km/ Bus 
(2) (3) (2) (2) (2) 

(1000) % der Neuzu- (1000) (1000) (1000) 
lassungen 

1971 1.325 16.250 2% 1.670 2.190 102 5.540 6,9 44.110 
1981 2.313 12.920 4% 517 1.740 88 4.400 9,1 48.170 
1991 3.100 14.732 22% 416 1.990 112 5.020 9,3 52.780 
2001 3.861 13.700 25% 314 1.850 139 4.600 9,9 55.000 
2011 4.249 13.700 25% 269 1.850 157 4.600 10,2 55.000 
2021 4.440 13.700 25% 248 1.850 165 4.600 10,4 55.000 

(1) PKW werden in der Rechnung noch nach Hubraumgrößen unterschieden 
(2) Die Größenordnungen der durchschnittlichen Jahresfahrleistungen stammen aus diversen Sonderauswertungen 
(3) Im Jahr 1993 hatten dieselbetriebener PKWs & Kombi an den Neuzulassungen bereits einen Anteil von etwa 32%. Aufgrund der abseh-

baren Erhöhung der Dieselbesteuerung infolge des EU-Beitrittes, und der im Verhältnis zu PKWs mit Ottomotoren schärferen Absenkung 
der Abgasgrenzwerte für PKW-Diesel im Jahr 1996 wird eine deutliche Abnahme der Kostenvorteile, und damit auch der 
Zulassungsanteile, angenommen 

Tabelle 3.4.3.3. Entwicklung der jährlichen Personentransportleistung in Österreich im Referenzszenario in Mio. Personenkilo­
metern und Anteile an der gesamten Personentransportleistung. Flugverkehr ist nicht berücksichtigt. 

MIV(l) Bus (2) ÖPNV-el. (3) Bahn (4) FuB&Rad Gesamt 

Jahr Mio. % Mio. % Mio. % Mio. % Mio. % Mio. % 

1971 29.354 54.5% 8.317 15.4% 2.705 5.0% 6.698 12.4% 6.830 12.7% 53.904 100% 
1981 39.649 58.2% 11.566 17.0% 2.850 4.2% 7.246 10.6% 6.790 10.0% 68.101 100% 
1991 59.986 64.8% 12.328 13.3% 4.025 4.4% 9.428 10.2% 6.750 7.3% 92.516 100% 
2001 68.049 65.6% 13.749 13.2% 4.741 4.6% 10.520 10.1% 6.710 6.5% 103.768 100% 
2011 73.643 66.5% 14.119 12.7% 5.202 4.7% 11 .169 10.1% 6.670 6.0% 110.804 100% 
2021 75.756 66.6% 14.355 12.6% 5.490 4.8% 11 .560 10.2% 6.650 5.8% 113.811 100% 

(1) MIV iSi als PKW&I(ombi und motorisielte 2-Räder definiert 
(2) Nur dieselbetriebene Busse; 
(3) Als ÖPNV-el. sind elektrisch betriebene Nahverkehrsmittel definiert (Straßenbahn, O-Bus, U-Bahn), 
(4) Beinhaltet die ÖBB, Privatbahnen und S-Bahnen. 
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aber der graf3te Tell des Güterverkehrs auf den 
Nahverkehr. 

Bel den Berechnungen der Gütertransportleistun­
gen im Straßenverkehr bestehen derzeit größere 
Unsicherheiten, da hier lediglich für den grenz­
LJberschreitenden Verkehr weitgehend gesicherte 
ulld vollständige Statistiken vorliegen. Die Fahrlei­
stung der österreich Ischen LKW im Auslalld ist 
dabei gröl3er als die Fahrleistung ausländischer 
LKW il1 Osterreich. 

Im Stral3enverkellr wurde die Entwicklung der GLI­
terverkehrsleistung hier LJber den KFZ -Bestand. 
die durcllscllfllttllchen Jahresfahrleistungen und 
die Nutzladefaktoren Ilochgerechnet ulld über die 
gesaillte In Osterreich an den Straßengüterver -
kehr verkaufte Menge an Dieselkraftstoff abge­
stimmt. Es ISt Jedoch nicht auszusclllleßen, dal3 
eine betrachtllche Menge des In Osterreich ver­
kauften Kraftstoffes bel grenzüberschreitendem 
ulld Trallsltverkehr Im Ausland verbraucht Wird. In 
Tabelle 3.4.3.4. Sind die grundlegenden Annall­
men fLlr das Referenzszenario zusammengefaßt. 

Die durchschnittlichen Beladungen werden aus 
der Fallrzeugmotorrslerung und den Nutzladefak­
toreil berechnet. Die Nutzladefaktoren wurden 
dabei weitgehend an die gesamten Tonnenkllo­
Illeter des Straßenverkehrs In Österreich nach an­
gepal3t und bis 2021 f(Jr die Rechnung gleich be­
lassen. Dabei wurden die Traktoren, Motorkarren 
und "Sonstige KFZs" nicht weiter berücksichtigt. 
Die Ergebnisse Sind in Tabelle 3.4.3.1.-4. darge­
stellt. 

Folgende Anllallmen wurden zur Erstellung des 
Roferenzszenaris getroffen: 

• Eine Abhängigkeit der Gütertransportleistung 
von der wirtschaftlichen Entwicklung wird auch 
felr die Zukunft erwartet. 

• Aufgrul1d der Anpassung der Besteuerung von 
Dieselkraftstoff an das EU- Niveau Wird Im Ge­
gensatz lum Personenverkellr mit einem ge­
rrngfuglgen Anstieg der variablen Kosten 
wi'ülrend der nächsten 25 Jallre gerecllnet. 

• Weitel's wird, wie Im Personenverkehr, ein leich­
ter RLlckgang des WIrtschaftswachstums von 
etwa 2,2°() p.a. 1995 auf 1,5"0 p.a. Im Jahr 
2020 angenommen. 

• Sinkende Anteile der Grundstoffindustrie und 
7unehmende Anteile des Dienstleistungsgewer­
bes und höherwertiger Produkte werden die 
Transportleistungszuwächse [t -km] bezogerl 
auf die WIrtschaftsleistung (BIP) verringern, un­
ter der Annahme, daß der Anstieg der mittleren 
Transportwelten dies nicht kompensiert. Die 
mittleren Transportwelten hangen von den Fer­
tlgungstlefen und den Entfernungen lwischen 
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den einzelnen Fertigungsschritten sowie ZWI­
schen Herstellern und Handel ab. 

• Der steigende Anteil höherwertiger Produkte an 
der Wirtschaftsleistung und der Trend zu einer 
Verringerung der Fertigungstiefe wird weiterhin 
zu einem steigenden Anteil des Straßeng(Jter­
verkehrs an der gesamten Transportleistung 
führen. Der enorme Anteilszuwachs des 
Straßengüterverkehrs ZWischen 1987 und 1992 
könnte aber in Zukunft bel etwas höheren varia­
blen Kosten und Insbesondere bei intensiveil 
Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung des 
Schienenverkehrs gebremst werden. 

• Die Bahn Wird aller Vorausslcllt nach. trotz der 
BellllJhung, Sich an die Anderung der Marktsi­
tuation anzupassen. weiterilin Anteile verlieren, 
da die besonders bahnaffine Trallsportnacllfra­
ge der Grundstoffindustrre nachlassen durfte. 

• Ähnliche Einflüsse wie Im Schienenverkehr Sind 
auch in der Donauschiffahrt zu erwarten. Die 
Fertigstellung des Rhein-Main-Donaukanals 
Wirkt diesem Effekt jedoch entgegen. so daß 
speziell bei steigender Wirtschaftskraft der öst­
lichen Nachbarländer deutliche Zuwächse 
möglich Sind. Absolut betrachtet werden jedoch 
auch in Zukunft nur gerrnge Anteile auf der 00-
nau befördert werden. 

Für das Referenzszellarro wird damit ein IllIttlerer 
Jährlicher Anstieg der gesamten Tonnen-km von 
Straße, Bahn und Donauschlffallrt um ca. 1,2°0 
ZWischen 1991 und 2001, und um etwa 0,8(;" p.a. 
ZWischen 2011 und 2021 angesetzt (Tabelle 
343.5.). Gemäß dem Trend in der GLltertrans­
portleistung seit 1987 (Abbildung 3.4.3.2.) wäre 
dagegen ein gegenüber dem Wirtschaftswachs­
tum stärkeres Ansteigerl der GLitertransportlei­
stung [t-km] zu erwarten, so dar3 z.B. ein Zuwachs 
um über 100% gegenüber 1991 Im Straßengüter -
verkehr ebenfalls durchaus möglich ist. 

So könnte der Nutzladefaktor wesentlich höher 
sein. wenn er auf die transportierten Kubikmeter 
lind das Transportvolumell bezogen wird. 

Bisher wurden keine Prognosen (iber EnergIever­
brauch und Abgas von Flugverkehr und Pipelines 
getroffen. Dies ist JedenfallS In der näcllsten Ar­
beltsphase aufgrund der Wirtschaftlichen und um­
weitpolitischen Bedeutung dieser Verkehrsträger 
und im Sinne einer gesamtheitlichen Betrachtung 
des Verkehrs nachzuholen. 
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Tabelle 3.4.3.4. Entwicklung der KFZ-Gesamtbestände und der durchschnittlichen Jahresfahrleistungen im 
Straßen-Güterverkehr von 1971 bis 1991 und im Referenzszenario 

LKW (1) Sattelkraft km! 
Jahr km!LKW(2) Gesamtbestand fahrzeuge Sattel 

KFZ 

< 3,5 t 3,5 bis 15t > 15 t < 3,5 t 3,5 bis 15t >15t Ges. Best. Durchschn. 

1971 61.299 58.466 8.308 27.440 45.380 64.020 1.516 68.600 
1981 103.709 64.592 21.995 27.420 42.640 63.980 5.914 68.550 
1991 169.328 52.925 37.055 30.880 50.310 72.060 9.971 77.210 
2001 222.114 57.621 42.171 30.000 46.840 70.000 15.357 72.000 
2011 264.726 55.114 47.834 30.000 46.960 70.000 20.305 72.000 
2021 296.200 53.550 50.510 30.000 46.980 70.000 24.800 72.000 

durchschn. Nutzladefaktor (3) 

0,12 0,21 0,30 0,38 

Traktoren & 
Sonstige 

Ges. Bestand 

289.618 
371.544 
433.772 
483.462 
493.991 
490.400 

(1) Nach max. zulässigem Gesamtgewicht unterschieden. In der Emissionsberechnung wird auch nach Otto- und Dieselmotoren unterteilt. 
LKW < 3,5t entspricht LKWs bis inkl. 3.499 kg 

(2) Die Größenordnungen der durchschnittlichen Jahresfahrleistungen stammen aus Auswertungen der jährlichen Fahrzeugkontrollen. 
(3) Die Nutzladefaktoren sind hier als das Verhältnis von tatsächlicher Nutzlast [tl zu maximal möglicher Nutzlast [tl definiert, und beinhalten 

auch den Leerfahrtenanteil. Durch die massebezogenen Nutzladefaktoren wird daher nicht berücksichtigt , daß die Transportkapazität 
von LKW oft durch das Volumen beschränkt sein kann. So könnte der Nutzladefaktor wesentlich höher sein, wenn er auf die transpor­
tierten Kubikmeter und das TransportvOlumen bezogen wird. 

Tabelle 3.4.3.5. Berechnete Gütertransportleistung in Österreich von 1971 bis 1991 und im Referenzszenario 
in Mio. Tonnenkilometern und Anteile an der gesamten Transportleistung (ohne Flugverkehr und Pipelines). 

Straße (1) Bahn (2) Donau (3) Gesamt 

Jahr Mio. % Mio. % Mio. % Mio. 

1971 6.413 36% 10.145 57% 1.360 8% 17.918 
1981 9.980 45% 10.805 48% 1.503 7% 22.289 
1991 16.303 52% 13.181 42% 1.663 5% 31.147 
2001 20.269 55% 14.565 40% 1.869 5% 36.704 
2011 23.863 58% 15.384 37% 2.121 5% 41.367 
2021 26.589 59% 15.875 35% 2.389 5% 44.853 

2021/1991 63% 20% 44% 

(1) Der Straßenverkehr beinhaltet leichte Nutzfahrzeuge, LKWs und Sattelkraftfahrzeuge. 
(2) Beinhaltet die ÖBB und Privatbahnen. 
(3) Berücksichtigt nur die Transportleistung in den Grenzen von Österreich. 
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% 

100% 
100% 
100% 
100% 
100% 
100% 

44% 

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)182 von 324

www.parlament.gv.at



2.2. Die Luftschadstoffe, Energie und Klima 

Die BeiastunD VOll Mensch und Umwelt eJurcrl 
SchaclstoffulllSSlonen Ist \/on don EIllISslollsmen­
Den. cJelll Ort ulKI zeitlichen Verlauf eier Emlsslo­
nel·, Illld dell Ausv'lIrc<unqc;n der einzelneil AlJgas­
kOlllpollenterl bestimmt. 

2.2.1 . Energieverbrauch und Abgas 

DlD (jeSallltDll \/RrkehrsbuclinCjtell AIJCjiisellllsslO­
Ilen ulld eier EnerDle\jernr Cluel, 111 OstelTelcil slnel 
von eier zu'vor llRhanclRltell VerkellrsnacilfraDe 
llZW. eIereil ZUDlllllcJelleDelldell Faktoreil dlJllan 
CJICj. 111 zUllllllClest HbensolchRIll AUSlllDR sind Je­
doch a,lch eilE-: An clw TransportmittRI. 111lt CIOn8'l 
el,e Trdllsport'elstlll'Den erlJracllt wc;rcien. eleren 
AlltneDstecl-,lloiODIRrl unel das lewelllCje Fallrver 
halten lllaRCjobencl. FLir die AuswllkullDen der Ab­
cjClsellllsslollC'l duf Mellsell 1I11d UIl1weit Ist der 
Ort elRr EmlsslollRl1. die TOXlzltcit der Cllllttlerten 
SulJsLmzen sO'!lle die Raulllmdnunq lIlld Infra­
struktur der UlllCjHIJunCj VOll BeeleutunD. 

U,H K;:Zs '!:Hldell 111 dor BerRchnllll~J 11aeh den 
weselltllchel\ Merklralen. wie etwa KFZ-An. An­
tllebscll1, ZII'dSSul'CjsJahl, HutlraLJIll llild Masse 
1I11terscillecJHl1. Bel PKWs werden aUc!l die elhöh­
ton l,llissiollen clurell Kaltstarts uncl thwmisehe 
Altelllllqseffekte eier KatalysatoreIl beruekslehtigt. 
Vel-clalll pfLmgs- 1I11d Vel-dunstungsemlsslonell 
wurcJHll Ilieflt berHcllnet. D,esR d(jriten zusatzlich 
Rt'Na 25':'0 der Cjesailltell Kohlellwasserstoftemis-
51011811 eies Vel keilrs Im Jahr 1991 betrageil. Ta­
iJelle 34.3.6. lell]1 oie ElcJeblllsse der Emlsslons­
!JerHcllllUIlCjUll fllr das Jahr 1991. 

Fur elas Refurenzszenano wlIl-ele allgenOllllllen. 
daR cntspruchencl dem Beitritt Osterrelclls zur 
EU, elle fur 1996 lJesclllossellell AbgC1sgesetzge­
bunCjen der EU zur Anwcnduilg kommen 
(EURO 21 Die Grellzwerte der EU fLir PKWs und 
Schweriahrzeuge Sind ab 1996 CjeCjeniJber der 
clerzeitigen Gesetzgebung In Osterrelcll strenger 
F(Jr 2-Rcider Wird vorausgesetzt, daß cJie derzeit In 
Österreich giJltlgell Grenzwerte aucll nach dem 
Beltntt Osterreichs guitlg blelbHn, bzw. von der EU 
UIJerllOllllllen 'werelen. 

Die Abgasgesetzgebungen der EU fiJr das Jahr 
2000 (EURO 3) Sind derzeit noch In DIskUSSion. In 
ellesem ZusammHnhang hat die Europ81sche 
KommiSSion, die europalsche Autolllobilindustrie 
(ACEA), und die europalsche Mlneralöllndustne 
IEUROPIA) elll Proyralllill Liber Luftqllalltat. Emis­
SIOllen, Kraftstoffe und Motorentechrlologle auf­
gestcll~. Dabei wurde auch ein gemeinsames "Au­
to/Ol Programlll (EPEFE)" beschlossen, Illit dem 
Ziel, die möglichen Beitr~igH VOll Motortechnologl­
en unel einzelnen KraftstoffelCjenschaften auf eille 
Verbesserung dei Luftqual'tat festzustelleil Aus 
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CllDSRill PIO~jrdlll'll :"0Iipll r: I'IIO':XJllsgr()llI,'/f,'le fur 
elas ,bllr 200CJ abqe,eltet \lVEc~rclt~ll. BIS iUI f cstle­
gLl!lq dieser C~l()llzwerte ill eier EU v,/erelon cliP der-
1Ult 'li J,sku:;SIOII stel-:el',II(':11 Z:rhle'l dll~!ellOlll­

Illf~ll 

TcliJeliH J.4~ji· ulKI TarJellu ~)43.8 ,/,",gCll die 
lelitel RegellllllJcll li_Ir PK'vVs 1I11CI KUllllJlc' SOI,'}IC 
fllr Sc:llWHr1alltlelllj8 In UStc,1 t:lc:ll lIll( I eJI(: oe­
sc:I'lo"SCll8'1 I:, dISkutICI-tE'll CI e'li':ilre I' der 
F I 1. AlIfCjrulld (IHr ulltersclllRClllcllen Tcsl7yklell 
s'lld de GrCi Izwel-te ZUI1: TRI I '1'ch', cJi'e~t vei'-

Die 7111 EIIlIKrl:lllhl eJer EU GI(?'ll"Nelit-: lld 1996 
8rforclcilicheil Tecllilologiell silld her81l:-; Ileutc lJol 
11IHlHCICI-' Hc,,;teile'll StallCl CII:1 reeilli ~ 1111' i :ier­
eicil k8111H wesclltllCilell Fall rzetKj!1lel'l kostc'l I ver­
ul'sacIIR' i. 

FUI-lIll-; BerHchlllWICJ eier AIJrjaSH",ISSIC'ICll ':}I:I(lell 
f\IJCji1SI1lE:SSllllgCII illl entsprcdlenoell Fillll,/eu 
;]1;1' 1111 lealel' F,vl'ile:nE:D 1)1\'1. Hoc-1I'I'" 
clli! clas EllllSSlullsvelhaltell zuklHlftlgel KFZs Iler 
~lIICJHzoqCIl. 0(:11 BereclllllPlgul 1,lr lias Refe 
leI1S,/"lkiliC S'llei I elatiV ~18'1I'19I: V8rsc:! 'IRe! ',ICIUll 
CJ'?II C Ic"s E,llISSICI",verllaI18Il s lIlJer Cille LdJens 
cliluel der Fallt/ellcJ8 zUCJI'1I11de ~J8iegt. VmZllIsset­
Zlillg dafür ISt I"clocll eille verlJP"serlR UI]ClrpriJ­
fllrlgSlllctllOClC clE:1 1111 Verkehr l),~f'lldllc:l'f"!l Kr-zs 

Fl.! dUl spez'fis:::11811 KraTtstllft\'H-b'allcl i clel PK\V 
WIIU al) dem MorlellJahr 1 \)04 ell1H jidHllCllc Ab-
11itlllll(; Uill 1,8' fur alle NR,lilllC1SSll'lCjC"" 11111er­
Ilall) (lcr elllZ(,ln81' HUDI,llJI11,,11SSHII ,1i1CjCllel"I­
IlIHI1. D,ose AIJlla'li':e elltsl)I' (:11' de:'l 1,,1 
TIHl1d, wellllDielell zWIscllell clRr El'lflilll','llCl der 
AhgC1SCjrCIlZWI:ite fLIr PKWs 1111 Jahl 1 ~)i37 und 
cJ81ri Jal-,r 1991 CJI8 Verbr-aueh","'leI1R sie 1C]1'leI1en. 
Dil elle CO - lind SO -Enl lss'OllE?Il uLJer c!ell Kl'3ft­
stothullxauC'1 l~e:ecl·lllet W(;IOI'II. "11 I~RI' eliC soe­
zlf,Scl181l Eillissiollen d,8ser KOlllpollelltel-, cllla­
log. Die ErgeLJlllsse eier EllllSSl011SiYCCjr',csell s nel 
111 den Abblldullgell 34:):) I-JIS 34 :jU clarge­
stelt. 

DiR EIllfuhrull~1 der (Ierzeit Cjllltigerl l\bcj(-lSIJestlll 
IIllingen fur Kraftv'laljen elm K,ltegone .6.. ,IllCI ,elle 
\veltere Verseharil_illg der GrellZ'!IRrte 111 ZU,,-l,nt III 
cIer EU fliilrel': 1111 ReferellzszellWlo t"Oi7 stf;ICJell­
der Fallrieistuilgen zu eiller 8rheb'ichen AI.Jsen­
kung clel- Sel-acistofielTlssollell 

Die speZifischen EmlSSIOIlerl d81 Sclladstoffe CO, 
HC 1I11d NO eier seit 19[)7 Ileu zlIcjelassellen 
PKWs wurden cJa'lllt CjeCjolluber alterer MOCleiiell 
IIll praktlschHIl Betlleb um Werte zWlscllen RO", 
lIIlO 90",] reclLlZlert. Bel eiller LilJer'durcllsclllHtl C'l 

h~lLJflgell AilZClhl von Kaltstarts ISt das RCcJliktl­
ollspotential jcclocll ljenncJer, (Jet eile Katnlys:ilorHll 
erst IliiCh Er'-elc!;ell einer tJestlll'l1ltRr', Betlleb­
stcll108ratur \'011 '/Jllksam SIIKI. Die G8silllltems-
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Tabelle 3.4.3.6. Energieverbrauch und Abgasemissionen des Verkehrs in Österreich im Jahr 1991 

Endenergie Co. NO. HC CO Partikel So. 
GWh (1) (1000 t) (1000 t) (1000 t) (1000 t) (1000t) (5) (1000 t) 

Straßenverkehr (1) 59.660 15.896 125,33 94,67 586,84 7,43 8,15 
PKW 33.810 9.009 54,91 69,72 510,39 1,03 2,48 
LKW und Sattel-KFZ 19.749 5.262 55,16 13,85 52,21 4,51 4,20 
2-Räder 400 107 0,14 7,04 15,16 0,02 
Busse 1.409 375 4,24 1,16 1,83 0,44 0,36 
Sonstige (2) 4.291 1.143 10,88 2,90 7,25 1,45 1,09 

Bahn 2086 Strom 676 2,36 0,17 0,40 0,08 0,44 
672 Diesel 

ÖPNV-elektr. 295 Strom 79 0,06 0,003 0,01 0,004 0,04 

Schiffahrt (3) 154 41 0,46 0,04 0,09 0,01 0,05 

Flug, 1989 (4) 14.360 3.850 7,60 0,60 1,80 k.A. k.A. 
1992 (6) k.A. k.A. (5,15) (0,51) (1,40) 

Summe Verkehr 77.227 20.542 135,81 95,48 589,14 > 7,52 > 8,70 

Verdampfung: + 27,0 

(1) Falls nicht anders angegeben: Benzin und Diesel; 
(2) = Traktoren, Motorkarren, Arbeitsmaschinen und 'Sonstige KFZ'. Sattelzug-KFZ sind den LKWs zugeordnet 
(3) Nur Güterverkehr auf der Donau innerhalb Österreichs berücksichtigt 
(4) Flugverkehr im Jahr 1989 
(5) Partikel emissionen von Ottomotoren sind nicht berücksichtigt 
(6) Emissionen des Flugverkehrs 1992 

Tabelle 3.4.3.7. Entwicklung der Emissionsgrenzwerte tür Kraftwagen der Kategorie A in Österreich (KDV) (1) und der EU 
(Typprüfung nach 91/441/EWG und 93/116/EG) 

EInsatzdatum Test CO HC NO. Partikel Anmerkungen 

österreich: g/km g/km g/km glkm 

1982 R 15 24,2 2,1 1,9 Nach Hubraum gestaffelt, hier 
auszugsweise angegeben 

1986 FTP75 9,3 0,9 1,2 
1987 FTP75 2,1 0,25 0,62 0,373 
01.10.1993 FTP75 2,1 0,25 0,62 0,124 

EU: HC+NOx 

31.12.1992 R15+EUDC 2,72 0,97 0,14 

1.1.1997 R15+EUDC 2,20 0,50 0,14 Otto beschlossen 
1,00 0,70 0,08 IDI Diesel 
1,00 0,90 0,10 DI Diesel 

1.1.2000 R15+EUDC 1,50 0,20 Otto in Diskussion 
0,50 0,50 0,04 Diesel 

(1) Kategorie A: Kraftwagen< 3.500 kg Höchstgewicht und< 760 kg Nutzlast, ausgenommen geländegängige Fahrzeuge 
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Tabelle 3.4.3.8. Derzeit gültige und absehbare Abgasgesetzgebungen für Leichte Nutzfahrzeuge, 
LKW und Busse in Österreich (KDV) und der EU (nach 91/542/EEC) 

Einsatzdatum Test NO. PM 

Leichte Nutzfahrzeuge 
Österreich glkm glkm g/km g/km 
1989 FTP75 6,2 0,5 1,43 0,373 
1995 FTP75 6,2 0,5 1,43 0,162 

EU HC+NO. 

EU Okt. 1993 R15 + EUDC 6,9 1,7 0,250 
EU Jan. 1997 R15 + EUDC 1,5 1,3 0,200 
EU 2000 R15 + EUDC 1,0 0,9 0,100 

Schwere Nutzfahrzeuge 
Österreich glkWh glkWh glkWh glkWh 
1.10.1991 R49 4,9 1,23 9,0 0,700 
1.10.1993 R 49 4,9 1,23 9,0 0,400 
EU Juli 1992 R 49 4,5 1,10 8,0 0,612/0,360 
EU 01.10. 1995 R 49 4,0 1,10 7,0 0,150 
EU 01.01.2000 offen 2,0 0,60 5,0 0,100 

Anmerkungen 

< 3,5 t 
< 3,5 t 

< 3,5 t 
in Diskussion (1) 

Annahme! 

>85 kW 
>85kW 

< 85/> 85 kW 
beschlossen 

offen 

(1) Auszug aus dem Diskussionsstand für IDI-Diesel > 1,7 I. Für DI-Diesel und Ottomotoren werden wahrscheinlich unterschiedliche 
Grenzwerte festgesetzt. 

Abb. 3.4.3.3. Endenergieverbrauch im Referenzszenario 
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SIOllell cJPS StrLlIJelwerkellrs werclen Jufgruild 
stHI~JHllder Fallllnlstullgcn allerdings nldlt in qlel 
cllf:l11 UmfallC] wie elle spezifischen [IllISSiOI10Il 
dl,r FlnlelfillllzeliDe JIJnelllllell iAIJlJildlill~ICll 

>~ .. : :i':). l)IS \l,·~ J.~l I. 

iJm GrellZ\'il~l' fLi! ParllkclellllsslollOll v/lireie 1111 
CJktoller 1993 Il(ll :i1lllals gesenkt, so eiLli, Inodel 
m, iJlesel-PKW etvJCI Ilall= so 110hc PaltlkolcllllS 
SIClilPll allfvlnrsull VIIC Uic Modelle kurz vor E1B7 
Mit ,lel1 e1PI-zI,;,t 11' DISkclssion stellCI1clCI1 AtJCjas­
IJIPIllwen811 fLl' eidS Jalll 2000 VICI elCll wCltere 
w,wrerellCl8 HCI IIIktlUIICrl der spczlflscllC'l SCllLlCl 
stoflellilSSIOllt;r1 IlotwellCllg, Die derzclt cllskutler 
tPll C,rf311ZWI?ltl) fLlr Pallikcl und NO \fvclTlcn 1I1S 
11PsorK1ers I)UI IJKW-Dieselmotorellnoch C11l011111-
Ipllslvell El1twlcklllllgsaufwand cliordcrIl, 

AlIeil bel scllwer Ujl LKWs be'vvirktcll SllCllClcrc 
Alxjilsgpse:ICjul11l1llJon große Fortscllrltlc III eier 

Su kcn'ltell elle SIX;ilfISC1CII 
HC EmlsSICJll('1i 11-1 jell ietztel' 6 I)IS 10 Jdlllf]l' Ulll 
Illlel ö()"" die: PLlltlkolemlsslollell Uill ctwa S(), 

111)(1 die NO -lmlsSlunen um ca, JCl' recJlI7lc,rt 
wE-;lclell AL:cll I,el elell SClw/erfallrzeLlWoll villreie 
lile (Ierzelt CliSki dlcne cleutllclle AlJsellkul1C) eier 
GI-ellzwelle Ilillel-llallJ {jer EU vlesel'tllclle Hecluk­
tlcmnl-' dei' velkcllLsbedlngtell !\t]CjC1S8111IssI0Ilen 
Ilewirkell, l'lf!llcJe (I er scllarferen GrellTNene fur 
NO slllci Iccloell 11111 mehr sellr <J811rllJ8 Ver­
IlrcluchsvedJesSerLHlgell der Schwerfclll1 zellcJlllo 
tOrEln alJlllSellen, Zusalllmen mit Opllllllerlillgerl 
,111 liell F ClIII ZULI( )CII ILlIftwlclerstancl, (";pl rlelle Ullc1 
fjelfenl Wird '1181 1111 Falll-zeuge glelcllel- M,lsse mit 
\:!I'''I- :allillcllel', /\1J'lalli1'e des Vel'IYClIlClles le KI­
IOITieter Ldl1 u,;: 

1111 Berelell clel' Mofas Ime] Klelllillotoifilcier wer­
den fast dLlssclllleßllch 2 -Takt -MotCJr()ll verwen­
elet. Olme K,ltdlvS,il,JI' Ilaben cliese IITI Vcrqlclch zu 
," - rClkt -MOtl)!,(,111 S,"'ll- hol18 Kohlcl";/Clsscrstof­
tell11SSl0l1CII SClt 1 ']88 gel:en In OS\clrCldl Ileue 
Cilenzwenu fur Mutorfahrrader, elle oel-zelt ollile 
AIJgaskatal,!scltor IllCht zu erflillen Slilei Damit 
kOlillterl elle speLltischen HC- unel CO-EI11ISSI0-
Ilell um Libm 90"{) gesenkt werden, Die NO.­
Eillissiorleil elleser Fahrzeuggr-uppe werelen damit 
111cllt betroffell, lJlese Sind Jedoch von vemachläs­
slDlJarer GI eille, Als Folge del- ab~Jasre(luzler-pn­

(Ien Maßnalll11ell sallk auch der dUI'chsclwilttllclle 
KI'aftstoftverrJr aucll UIT etwa 15'c, We,Jell eier r-p­
:atlv' genngell Reelelltlll,g der Kraftstoffk:y;tell IJel 
M()fas wlrel cleren VPI'brauch In ZukLlllft ulllle wel­
lere gesetzll(;lle Vorschriften Jedocll kaulll mehr 
cliJnehlllell, 

Seit 19cJO (jeltell (l1_ICll neue Grcllzwclte fu'- Mo­
torrader Diese slllel fur 2-Takt- ullel ,)- Takt-Moto­
ren urltel-schl8elllch festgesetzt. Uill eici 1I1'tEJI'­
scilledllcl1811 Charakteristik dlesel- bCldCll Motor 
küllZepto gmccht zu werden, Die vor allem 1111 tle­
roicll biS etwa 250 ccm dominierellClell 2-fC1kt 
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Mutorrader köllrlml (ile gultmldell HC-Grenzwerte 
eierleit rlur mit KC1t~llys;t1or mreicllell, WOllllt Sich 
fLIl diese Kategurle elllE) hlmllche WIrkunq wie bei 
Mofas ergrbt. 

Die 11estehenc1el', GI E'rvw"r(e fur cl ,-I akt Motorra­
eier s'mj auch ol'IIE; KClldlys,nor relatiV lelcllt zu el'­
rercllerl. Eine clerl 11()II(:rl PKWs vercJlelChlJalT, Ab­
(jilstecrlllologle wlrcl cJf'l'lelt Ilur VOll wOlligeil Her­
steilem auf fl'elvvlllllwr F3dSIS imgeWf?!lclet. Neben 
eiell dllfal'erldell Mei1lk~)st(?l1 Ilestel1811 wcgen (jer 

(jellll~Jf'll FillirleugCjlor3e Uilci elerl 
Iloheil MotoclelstlliKlel1 iliiell SchwIerIgkeiler, den 
Kilt,llysator 111 ClLlSr-Plcllellcler EntfefllLlll~J vom Mo­
tor anzubringen, Es Cllll'lt8 olme weitei'," MaGllah­
I\len kaum mit olnem CJrößeren ArltE;r1 VUll ,1- Takt­
Motorrädern mit Kat ZLI wchllen seirl. 1111 Refe­
I'elliszenario wlrel arlgcllClllllllen, (laG (ile (ler7eltl­
g011 wlatlv strell~Jcll l~rmlzwene fLir 2R~.lcJer In 
OstelTeich IJestellcll blcdJCIl, bLW. VC)!" rler EU 
UIJmllOIll'lleIC 'Ilcrclorl, 

Illfolgo der gesctzllcllCil RcduktlOll eies Scrl'lIefel­
~Jellaltes im Dieselkraftstoff VOll Cl, 15 Zluf 0,05 Vo­
Ilimensprozellt werclell elle SO -ElllISSIOI1Dll eier 
Dieselmotoren unI et\NC1 zwei Drrttel cllJllellmen, 
lJlese Maßnahme wwcj zLisatzllcll ell'l? Rccluktlor 
elel Part kelelllissiolleil erielcilteill. 

Voraussetzung tlrr clle Im ReferellzSLcrlano be­
recllneten Reduktlollell dm Schae1Sloffel1llSSIOnen 
Ist elle tatsächliche Finft Ihrung eier AbeJasgrenl­
wene in eI el- [U 111 (jplI Jallren 1 ymi UIK1 2000 
nach TalJelle 3.4.3. i uml Tabelle J.4.J.8. 7uscitz­
!Ich muß s,cllel'gestplit werclell, elall elle Abllahme 
eier spezIfischeil Emlsslunen dei KFZs II11 realerl 
Fdllrbetrleb almlcll grorl wie 111 elell Testzykleli er­
folgt, die Motorell also Illerlt spe!lell auf elill Allfor­
derlHlgell des gesctzllcll vorgescllllebellcil Test­
Lyklus ausgelcgt SlllC!. 

Aus den AIJblldullgen J.4.3.3. biS 3/::39 ,st zu 
ersellen, daß bel welterrelchelloell Maßllahlllen 
1111 Bereich der Abgasernlssloner1 vm al:em NO 
CO und Partikel gesenkt werderl sollten. Fl.lr die­
se Abgaskornponentf)11 Sind vor illlern der PKW­
und Schweillerkehr verarltwortlicll. Arn problema­
tischsten Wird die Reduktion der CO -Emissionen 
und des Vel-brauclles fOSSiler Energien gesehen, 
Weiters stellt die gledlzeltlge AIJsenkung von 
NO-EIll!SSIOllel' 11m.! KraftstuffvelTJI'mdl In Zu­
kllr:t eine gl'oße Hermlsfordel'Llllg all elle Tocllno­
logle da', da IIll allgemeinen Maßllalllllen zur Re­
duktion der NO-t:IllISSI0nen des Motors zu er­
hohten PanlkelemlSSlonell und elnelll Anstieg des 
Kraftstoffverbrauclles fuhren konllen. Insbeson­
clel'e po~ SCll"NelVerkelll' silld die Mog'lchkelten fur 
eine weitere Sellkll'lg (Ie' V81-braucllswene oocllon 
jetzt relatiV gerrng, Clil modeme Nut7fclhrzeuge aus 
GrClnden eier Wlrtscl1Clftllchkelt weltgellelld ver­
braucilsoptlllliert Sille!. T elldellZlell k,lrlll clerzeit 
bei einer weiteren VertJeooooel'Llllg Ihres Abgasver-
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Ilaltel's nur mit sehr gecll\gen Abnal,men eies spe­
Z,flscllen KraftstoffverlJlauci1es unj (ler spezifi­
schen CO -EmissIoneil gerecfmet wel'jell. WOllllt 
aucl, der zu erwC111ellCle weitere Anstieg der ver­
kel,rsbedlngten CO -Emissionen in Osterreich 
vorwiegend vorn Sclw/erverkellr bewirkt werelen 
wird. 

Prognosen ub8' Energlevel-lxaucl, ulKI Abcjas eies 
Flugverkehrs konnten In dieser Phase des NUP 
nicht erstellt werden. Der Luftverkehr auf uild ulJer 
dem osterrelcilischeri Bundesgebiet hat derzeit 
einen geringen Anteil all den verkellrsbedingten 
EmisSionen klaSSischer Luftschadstoffe (unter 
6"01. An den verkellrslJecllngten CO -Emissionen 
Ilingegen hat der Flucjverkehr aber eln8l1 Anteil 
vorl ca. 20 c(,. 

Illlolge der stetigeil Absenkung eier El11lsslons­
grel1zwerte 1111 "LaIlCIIfl(] Take Off" Zyklus elel 111-
ternatronal Crvil AVlatlon Organlsatloll IICAO-LTO) 
sinken auch elle spezifischen Flottellemlsslonell 111 
eier Luftfahrt standlg. lille weitere AbsellklIl1~) eier 
zLJlasslgell NO -EllllsslollE:r, IIll LTO-Zyklus Ulll 
20 c, soll In Kurze erfoigel,. Allerdll-'gs werelen elle 
Eillissionell wal1reilCi der' Flugphase 1111 Testzyklus 
IllCht erfaßt. Abgesellell von Stal1 ulKI Landullg 
steileIl die Eillissiolleil des Flugverkehr selber el-
11en überregionaleil UlK! auch weltweiten Pro­
blembereich dar. Die Auswirkung der Abqase, 111S­
besondere von NO sowie kondensiertem Wo.sser 
111 großen Hohell i1 ropopause und Stmtospl,brel 
auf die Luftclleillie ISt eierzeit 1l0Cll Ullslcllel. konn­
te SICll ledocll als sehr prolJlelllatlscll erweisen. 
AuCl, der spezlflscl,e KlattstottverlJlaucll eier Flug­
zeu~le nimmt cleutllcil al) Da die Kraflstottkosten 
IIll Flugverkehr eineil wesentlichen Kostenfaktor 
do.rstellen unel elahel Verl)rClUchsgunstlqere lecll­
nologlen In Entwlcklullq sincL Ist aucll In 'zukunft 
Illit einer Jalll~llchen AtJl 1dl1rne der spezlfiscl,el' 
Verbrauchswerte IN1J PC1ssa~ller-kml LI111 etwa 2 
I)IS 3°c zu rechnen. Dn elel Luftvel-kelll elerze't der 
am s:arksteniJachsencle VerkehrstrDqer 1St. Ist 
trotz verbessel1er leclllloloqleil 111 LLlkullft welt­
weit mit einem deLitlicllerl Allstieg des Ellergiever­
bmuclles und der CO -lrnisslonel1 zu rucllllen. 

2.2.2. Die Immissionssituation 

Derzeit bestehen In Osterreich neben eillur Verein­
barung gemaß Art. 15a des Bundesvert01ssullgs­
gesetzes keine buncleselnl,eltllch festqele~lten Im­
missionsgrenzwerte. Einzelne Bunelesljnder l1a­
ben dieser VerelnbClrullg folgend elgenstimdlge 
Imlllissionsgrerlzwerteverordnuilger, 81-18ssen. 
Nicht zuletzt aufgl'uild des EU-Reclltes Ist ein eln­
l1eltllches Bunclesllll'lllsslonssclllltzgesetL In AlIs~ 
arbeltul1g. 

Die Osterrelcllische Akadelllie der Wlssel1scl,af­
ten hat Im Rahmen ihres Gutachtens "Umweitwis-
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senscl101ftllcl1f, GlulldlalJel', Lillc! Zielsetzungen 1111 
Ral,mer, eies NCltlollaiell Ul1Wlfjtplal1s fur die Be­
(elcl1e Klrrlld. Luft. Larrll Lillei (:;olllcl,' aucl' eille 
ullltal1Cjlelclle 7usalll1l18llf,lssllllg llt;er die ImllllS 
S1011SSltll,111011 111 OstelTelcil vOllJeleg1. Nadlfol 
genel siml elilige dei' elort ~letrottellel1 Aussaqell 
fLir dell VcrkellrslJerelcil wlec!ellJelJetJen: 

A'l \elkel 1lsl'dlle gelelJellell Mer1stellen,/;ercell 
holle 'vVerto (ur NO LllleJ NO 1J8'llcssen. Die Jall­
reslllittelwf?l1H [UI- NO laljell 19S11 111 Ballur'gsraLJ­
men zWlschell :30 unel 4U ~rcJ-1ll All eil1zelr1en ver­
kehlsnallell Merlstellell wurelel1 Jahl'8smlttelwerte 
biS zu 8,1 ~jq!m gefunden (Salzburq, Rudolfs­
platz). An ,17 cJ8r 162 Mf;IJstellen wurde der vlel­
tacl, als C;rellLwert al,qesehellG HallJstundellrnlt­
telwert IHMWI VOI' 2DO UC) 111 IJ'S ZUIll Dreifacheil 
uberscl1i'1ttfOll. 

Da nie C:;ILIPI)(c eier KolllellvJelsscrstoffe aus el',el 
Vle1zalll VO!l Lilltersciliceillcilcil Kompollerlten 7U­
salllllleI1CjcS(?t7t Ist. wllcl 1111' eIereil Summe kelll 
Grenzvvert "1Ilgegebel'. TYPische HC-Komporlell­
ten eies Str-o.llelwerkellis zelcJen 111 Ballungsgeble­
te'l ZU11C1111llell Ll'l1 '~ll)PI 100' CjeCjelluber Rell'­
luftgelJletel1. Weselltllcl',p CjcsLlI'cllle'tsDefalydell­
de Kol1lelwJC1sserstotfKolllponelltell m KFZ -t'\IJ­
gas sinel bPllZOI ullei polYL'ykllscile arolllatlscl,e 
KolllellwC1sserstotte (PAr--I) Ho',e Ozollwerte 111 
Bodel11E1110 SIIKI Illir im SOllllllerhalbJallr fest7l1-
steilem. clil elle l'jeaktloll 1111 07C.lIIproduktlon dUS 
KohleIIWilSS(3rslottel" Stickstoffoxiden, Kohlel1-
stOttl1l(JllOXICI IIiKI vIeloll ,lllclmell mogllchen Vor­
ial.ferslll)stzlIl?ell flLlr IJel stclI'kel' SOllliellel',strall­
lll"J IIltPI1SIV elllsetz1. NIJIX;ll err,elll europawelte'l 
AllstlPlj (lei '''11111C,rCjl-ullCi-070Ilkolizelltl-atloll 
KOrllillt ee; IJel Ic:mger 31-lllalteliciell SCllO',wettel'­
penoclon /LI lll)el~IClCjE,rtell BelastullDsspltzer,. die 
wecJen clRl' ReaktlollsclClLH?1 oft 111 dei' welt el eil 
UIllCJRI)llllIJ rler VOllaufcrquellen alll I,ochsten 
srcl Dei 11Ulllo.',I'YCJlenlsche Zlel\vert von '2U 
clCJ 111 '!!,lrCle Clil fast ~llltm Mel3stellen. d'e VOI­
WarllstL,!R v/Llrele 1S193 illl G Mel3stellen. 199C: all 
22 Mellstellel1 'I/01lllollCl 1 (i Ta~len llberschrrl1e', 

2.2.3. Gesundheitliche Auswirkungen 

UlllweltscllClostone wIrkeIl ", sel,r vIelfaltiger Wei­
se duf Melischen. Tlele ulKI elle Vegetatlc'l. D,e 
ullllllttelbarel', Auswirkullgel 1 duf der'] MelIscheil 
1'C1-:::11011 VOll BelastlgllllCJOll ll[JE'! el'le vc'uoergc 
l,el1(le oeler eJauerilatte GesullClileltstJeelntlaclet­
gUIlCJ lJIS 11111 zu letalen l::tfekten. /Ils Beispiele kOI'­
nen r1lE?r etwa Benzol, POlY7ykllscile aromatlscl,e 
Koillellwilssmstotte IPAHI oelel' Partikel erwbf1llt 
wereien. elle eille k,1!lzerOCJelle Wirkung bel N1en­
scl,el1 und TIereil Ilelbel1 kUlmei',. IIll SI1lr1e oes 
Vorsorqeprrllzlpes sllKI elleso Eillissionel' 'NClteSt-
1ll0~111Cll zu senken. Aufierricll' hat aucl, die Ge­
rucl,sl')elcistICjun~J elurcll AbcjClSellllSSlollen ne~Jall­
ve E'ffekte auf Wol,lbeflrlClen ulld Gesundilel1. 
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Tabelle 3.4.3.9. Ursachen der starken und sehr starken Lärmstörung in Österreich 

Lärrnquelle als Ursache der 

Lärmstörung genannt 

Verkehr 
Kraftfahrzeuge 
Straßenbahn 
Eisenbahn 
Flugzeuge 

Betriebe 
NachbanNohnungen 
Freizeiteinrichtungen 
Sonstiges 

Bei Pflanzen haben z.B. höhere Konzentrationen 
von Stickoxiden, Schwefeldioxid, einigen organi­
schen Verbindungen und Ozon eindeutig toxische 
Wirkung. Zusätzlich schädigen saure Niederschlä­
ge Pflanzen und Bauwerke. Die Wirkungen von 
Luftschadstoffen werden sehr ausführlich unter 
anderem im oben angeführten Gutachten der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften 
behandelt und sind daher hier nicht im einzelnen 
dargestellt. 

2.3. Lärm 

2.3.1. Die Lärmbelastung 

Lärm ist die Umweltbelastung, von der sich die 
Bevölkerung wegen deren direkter Wahrnehmbar­
keit am meisten betroffen fühlt. Das Ausmaß der 
subjektiv empfundenen Störung ist in den letzten 
Jahren gesunken (Abbildung 3.4.3. 10.) . 

Die weitaus dominierende Quelle der Lärmstörung 
ist der Verkehr (Tabelle 3.4 .3.9 .), wobei der 
Straßenverkehr überwiegt. Die Verkehrslärmbela­
stung ist sowohl durch die Emission der einzelnen 
Fahrzeuge als auch durch deren Anzahl bestimmt. 
Der äquivalente Dauerschallpegel (LA, eq) steigt 
mit dem Logarithmus der Verkehrsmenge d.h. er 
nimmt bei einer Verdoppelung der Verkehrsmenge 
um 3 dB zu, bei einer Halbierung der Verkehrs­
menge um 3 dB ab. Zum Vergleich sei hier ange­
geben, daß eine Schallpegeländerung um 1 dB 
kaum wahrnehmbar, eine Änderung um 3 dB be­
reits deutlich wahrnehmbar ist. Eine Änderung um 
10 dB bedeutet eine Halbierung bzw. eine Ver­
doppelung des Lautheitseindruckes. 

Erst eine Reduzierung der Verkehrsmenge auf 
1/ 10 ergibt somit eine Minderung um 10 dB. Wir­
kungsvolle Maßnahmen sind daher vor allem 
durch Verminderung der Emission der Fahrzeuge 
und durch eine Trennung von Lärmquellen und zu 
schützenden Bereichen zu setzen. Dabei sind aus 
technischen, ökonomischen und ökologischen 

Prozent der Wohnungen mit 

sehr star1<er star1<er 
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85,4 
71,1 

1,9 
6,2 
6,2 
7,6 
4,6 
0,6 
1,3 

Lärrnstörung 

78,8 
65,3 

2,3 
5,8 
5,5 

10,4 
6,4 
1,4 
2,5 

Gründen i.a. Maßnahmen an den Lärmquellen 
vorzuziehen, wirken jedoch aufgrund der relativ 
langsamen Flottenerneuerung zeitlich verzögert . 

2.3.2. Straßenverkehr 

Die Lärmbelastung konnte in den letzten Jahren 
durch die Anwendung lärmarmer Straßenbeläge 
(Drainasphalt), durch Lärmschutzwände, eine Be­
grenzung der Geschwindigkeit (insbesondere 
nachts), sowie Schallschutzfenster in Wohnge­
bäuden reduziert werden. Eine Einführung von 
Tempo 60 nachts für LKWs an Autobahnen 
brachte eine Schallpegelminderung von 2 dB 
nachts, durch die Einführung des Nachtfahrver­
bots für nicht lärmarme LKWs an Autobahnab­
schnitten in Tirol ergab sich eine weitere Minde­
rung um 2 dB. 

Die Grenzwerte für die Geräuschemissionen der 
KFZs wurden in den letzten Jahren sowohl inter­
national als auch in Österreich herabgesetzt. Die­
se Grenzwerte sind allerdings - verglichen mit der 
Geräuschabgabe der auf dem Markt befindlichen 
Fahrzeuge - hoch. Auch der für 1995/96 vorge­
sehene Grenzwert wurde schon 1988 von über 
50% aller PKWs unterschritten. 

Früher wurden die Schallemissionen der Kraftfahr­
zeuge im wesentlichen durch das Geräusch des 
Motors und des Getriebes bestimmt. Die mehrfa­
che Herabsetzung der Grenzwerte für den Antrieb 
führte zu Geräuschemissionen in der Größenord­
nung des Rollgeräusches. Heute ist der Reifen­
lärm bei neuen PKWs über nahezu den gesamten 
Geschwindigkeitsbereich, bei neuen LKWs ab 
Geschwindigkeiten von etwa 50 km/h dominie­
rend. Eine weitere Herabsetzung der Geräusche­
missionen des Antriebes kann ohne die Berück­
sichtigung des Rollgeräusches, das durch Ge­
schwindigkeit, Reifen und Fahrbahn bestimmt 
wird , keine Minderung der Schallimmissionen an 
Bundesstraßen und Autobahnen bewirken. Die 
derzeit verwendeten Reifen zeigen hinsichtlich 
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Tabelle 3.4.3.10. Schallpegelminderung durch Verminderung der Geschwindigkeit 

Fahrbahn Minderung des A-bewerteten Schallereignispegels(1) (dB) von PKW bei Verminderung der Geschwindigkeit 

Beton 
Asphalt 
Drainasphalt 

130 km/h 

85,5 
83 
80 

100 krnlh 

82 
80 

77,5 

80 km/h 

79 
77,5 
75,5 

Fahrbahn Minderung des A-bewerteten Schallereignispegels (dB) von LKW bei Verminderung der Geschwindigkeit 

Beton 
Asphalt 
Drainasphalt 

(1) Grundlage für den äquivalenten Dauerschallpegel 

80 km/h 

89 
86,5 
83,5 

Abb. 3.4.3.10. Durch Lärm gestörte Wohnungen in Österreich 

60 km/h 
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84,5 

82 
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Abb. 3.4.3.11. Maximaler Schallpegel (links) und Schallereignis (rechts) der Vorbeifahrt von PKW und LKW mit 
unterschiedlicher Geschwindigkeit (10m von und ca. 7m über der Fahrbahn) 

CD 
"0 

90r---------------------------------~ 

LKW 

PKW 

60~--+_--+_--~~_+~~~~_+4_~4_H 
40 50 60 80 100 130 160 200 

Geschwindigkeit km/h 
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70~--+_--+---~~-+~~~~_+4_~4_H 
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Geschwindigkeit km/h 

Asphaltbeton 
Beton 
Drainasphalt 

Abb. 3.4.3.12. Statistischer Zusammenhang zwischen dem äquivalenten Dauerschallpegel des Straßenverkehrs bei Tag vor 
dem Gebäude und der Störung in Wohngebäuden 

Wohnform: städtische Sraßen 
100 

// 
Öl 80 
~ 
'al 
Qi 60 
.D 
~ 

. ~ 40 Li 
Q) 

-E 
20 / Q) 

<f-
0 

lO 0 lO 0 lO 0 lO 0 
.". lO lO CD CD ,... ,... <Xl 

Leq Tag (dB) 

des Geräusches sowohl bei PKWs als auch bei 
LKWs Streuungen von etwa 4 dB. Negativ wirkt 
sich hier vor allem eine derzeit im Trend liegende 
höhere Reifenbreite bei PKW aus. Der Schwer­
punkt der weiteren Entwicklung muß daher bei 
der Reduzierung des Rollgeräusches (Reifen und 
Straßenoberfläche) liegen. Eine Schallpegelmin­
derung kann auch durch Reduzierung der Ge­
schwindigkeit erreicht werden (Tabelle 3.4.3.10. 
und Abbildung 3.4.3.11.). 

Abbildung 3.4.3.12. zeigt den Zusammenhang 
zwischen Lärmbelastung durch den Straßenver­
kehr und der Störung in Wohngebäuden. Eine Ab­
schätzung der Wertminderung der österreichi­
schen Wohnungen bzw. Wohnhäuser durch den 
Verkehrslärm aufgrund einer Befragung ergab, 
daß die Wertverluste durch den Straßenverkehrs­
lärm beträchtlich sind. 
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Mit der im Kapitel 2.1. angegebenen Zunahme 
des Bestandes an PKWs und LKWs bis 2011 und 
unter der Annahme, daß die Schallemission der 
Fahrzeuge, die jährliche km-Leistung, die Länge 
des Straßennetzes und die Verteilung auf die 
Straßen gleich bleibt, ergibt sich eine Zunahme 
des äquivalenten Dauerschallpegels um 1 dB. 
Das läßt eine Zunahme des Prozentsatzes der 
durch Lärm gestörten Wohnungen um etwa 2 
Prozentpunkte erwarten . 

In einzelnen Streckenabschnitten kann durch eine 
wesentlich höhere örtliche Verkehrszunahme 
auch eine höhere Zunahme des Schallpegels ein­
treten. So wird etwa für einzelne Abschnitte auf 
der A9 eine Zunahme des Schallpegels von 1991 
bis 2000 um bis zu 4 dB erwartet. 
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2.3.3. Schienenverkehr 

Die U)rmlJelastung an Sciliellenstrecken Ist eiurdl 
eile Anzalll uneJ GeschwlncJrgkelt eJer Zliqe. eile 
Gr;rauscflemlsslonen der Wagen und den ZustancJ 
(jer Schienen bestimmt. Mit der Schlenenverkeilrs­
IbrnlllllmlsslollSSchutzverordmlllq (SchLV) IlJSn 
wurden Glenzwerie flir eJle Gerauscileillissiolleil 
tur Ileu 111 den Verkel-,r gestellte Waqen elllqetlillri. 

Oie Grellzwerie fur Relsezuqv,.'aqell entsprecllell 
[1811 1;8st8n Wagen I"ach cJem heutigen StamJ ei8r 
Technik. Oie Forderungeil flJr Guten/Jil\jE'm entspre­
chell LVVdr fur deli jetzlg8n Zeltpullkt etwil (Ielll 
Stam1 der IIPlltl\jerl GLiterwagen I1Ilt klot7\jebrelll­
sten Raderrl. aber schon ab 199/ Ist elrle deutliche 
MlIICJerurl\j um 5 dB geforderi, unei ab 20Cl2 solieil 
lieue GLlterwagen eien Stand der Technik. wie er 
jOtzt fllr Reisezugwagen bekannt ist. eriLillell. 

Fllr die L~Jrrnernisslon Sind vor allem cJie Art der 
Brpl1Isclillage (klotzgebremst oder schei()enDe­
IJremst) und der Zustand von Rcidem 1I1KJ Schle­
nell elltsdleldpnei. Messungerl 7elgen Untel'­
schiede VOll etwa 4 dB !Lir eiell RacJ7ustiJllcJ. der 
Zustand der Schienen kann ScllC1llpe\jelullter­
schiede biS zu 10 dB verursacllell. EIltwIcklungen 
von iarrllarmen und radial elllstelllJilrel1 RilcJsilt7eli 
undlbrmarmell Drehgestellen fur Guterwagen las­
seil erwarien. daß durch deli scllllelieren Aus­
tdusell der Rader bzw. Drehgestelle an oster­
reichischen GLlterwagen In etwa 10 Jahren eine 
Sch811pegelminderung um 3 biS 5 cJB ellltrr11. Wer­
den eJlese M8ßnahmen an dem 111 Osterreich ver­
kehrellCJen ausländischen Wagerlilliltenill IIICllt 
vorqelloillillen. ergebell Slcfl entsprecilelKI gerrn­
cJere Reduktionen. wobei der logarithllllscile Zu­
sammenhang zu beachten 1St. 

FIIl Zusammenhang ZWischen eier Larll111l1111lSSl011 
IIll Schlenen- und Stmßenverkehr umJ (Ier resul­
tierenden Störung ist 111 Abbildung 3.4.:1.13. dar­
[Jestellt. eS Ist zu ersehen, daß Straßenverkerlrs­
larnl ab elneill Dauerschallpegel von E,twa 50 dB 
LA,eq subJektiv als störender empflHlcJeli wird. 

Fllr den österreichischen ReisozuDwaDellpark 
kann mit dem ausschließlichen I::.insatz eier li1r11l­
armeIl Wagen nach der SchLV gegomlrJer eJem 
derzeitigen Einsatz vorl LlberwieDellcj klotzLJf!­
bremsten Wagen mit eiller Minderuilg eier Schall­
emissIonen um 7 dB gerechnet werdon. FUI' Gu­
ter Luge mit rein österrelcilischem Wagenmaterral 
kann mit dem Einsatz neuer. larm8rmer Rader el­
no Schallpegelminderung um :3 biS 5 dB erzielt 
werdel'. Der Austausch könnte In etwa 10 Jahren 
durchgeführi sein. Unter der Annahme. daR die 
Anzahl der Züge und Ihre GeschWindigkeit unver­
anderi bleibt und daß im Mittel lj!)er Tag und 
Nacht etwa gleich viele Reise- und GuterLLJge fah­
rerl. ergibt Sich mit vorstehendem eine Minderuilg 
der Schallelllission der Schienenstrecken Ulll 5 cJB. 

·193· 

Es :st W;cJOCll LLI erwariell. daß ZU'llllldest fur elnel-I 
Tell eici ZU\j8 illlf IJestlmmten Stl'ecker; elle GE? 
SChWIIKJI\jkclt ulKI UClllllt auch eJle Scriallel1liSSIOII 
erllollt wlrcJ Oie Scilallpegellllillderung dlircll 11PLle 
lal'llIClrl11e WC\cJell Wird SOnlit zur,l Tell zu erllel' M111-
eielull~1 eier Schdilelllission eier SchlellenstlH:kell 
(lll1r(;II. IUIll Terl ill)er auell eiLrrcil die Fall11111lt enel' 
1I0liurCII (Jescllwilldigkeit Ilur bewIrkeil. eJaß keille 
Erhorllllll] der Sc:liallelilissiorl elntrrtt. 

2.3.4, Flugverkehr 

In cler LIVliluttfilhrzcuglarmzulasslgkeltsVH'CYc!­
nlllKI (LI_LV: 'NlreJ die IlocllstDJlasslge GerClllsell­
enW;SIOII dei' FlllDLeuge festgelegt Durch elle f\n­
e1eruIIlJ 1 UöSl 'Mllcle eine wesentliche Verscl'ar­
flillC] dm Crerl1werie eIlIgefuhrt. cJie den Einsatz 
larlTlilrlliel Flugzellcje (entsprechend Kapltel:3 
ICAO AIIII~;X 1 ö) forcleri. Der Einsatz nicht I~lrlll 

7ClrtiflLleltm Flugzeuge ist in Osterreicll verboteil 
und clie lauteren Kapitel 2-Flugzeuge dUlien nur 
melir IJC~lrGIILt elll\jesetzt werden. Oie Vorschrit­
tcn Il1 Osterrelcli slllei damit scharfer als III alleJc 
mll eurOpilIS(;liell LcmcJem. AL,f Grund eJer Zlvdllltt­
fallllCLH,IIElIlll/lllilssl\jkeltsverordnllnq 'wercJell 
Ildch 1 D(J~) 111 rr Illehr elle larillarmen Kapite' 3-

f IUlj/CUgC dllf e1er1 osterrelcil!schell FluqllClfel" 
iAusllcl!lllIe Wlell-Schwechat bei TaDi lallejen eJur 
fcn 0,1I111t werelell Sich die Fluglärillzonen ~!elllaf3 
Pro\jllose ~)()OD trot7 stelgenoelll Verkeilisauf 
kommeil eWlWIllloer 19SJO nicht wesentlich verall 
(Jem. 

2.3.5. Schiffsverkehr 

Mit c1l;r dll das Sciliffahrisgesetz aus 1990 an­
Selll!cflmldcl' Seell- llllcJ Flußverkehl'sordr.unq ISI­
VOr um.! cJm Vvasserstraßenverkellrsordllun~J l/'IIre1 
elle ilocilSlllllClssl\je Gerauschemrsslon von SCll11 
fen illlf öffelltllchen Gewassern festgeleDI. Der 
SClllffsverkellr als l_ärl1lquelle wurde in der Wlenel 
UlllwelterllelJUIlD nicht qetrennt angefutlrt. llilCi 
scrleillt alieli im Mikrozensus nicht 8uf. Es SIIIc1 
keim) StLlClien liller Störung durch Lärm VOll SCll11 
fell IJukili 1111 , WdS jeeJoch lokale Probleme Ilidl! 
Zlussclillellt. 

2.3.6. Grenz- und Richtwerte 
tür Schallimmissionen 

111 ONORM S 5021 Sind allgemeine Planullgsllclll 
wel1e IUI Zlll8ssige Lärl1llmmisslonen tur uilter­
seliledllclle Nutzllngsmögllchkeltell allgefullr~ Ila­
helle J4:3 11) 

FLlr Gelli-iucJe an Bundesstraßen bestellen ~J8S()11 
derie Grellzwerie fLlr die Schaillillillissiorl. Die eier 
PlamlnD des Larl1lschutzes zugruIlCJegele\j'(;r1 
Grell/werte fLir heste!lende Straßen sillel LAeq -
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Tabelle 3.4.3.11 . Planungsrichtwerte für zulässige Immissionen (Immissionsgrenzwerte) nach ÖNORM S 5021 

Bauland- Gebiet und Standplätze 
kategorie 

2 

3 

4 

5 

Ruhegebiet, Kurgebiet, Krankenhaus 

Wohngebiet in Vororten, 
Wochenendhausgebiet, Ländliches 
Wohngebiet, Schulen 

Städtisches Wohngebiet, Gebiet für 
Bauten land- und forstwirtschaftli­
cher Betriebe mit Wohnungen 

Kerngebiet (Büros, Geschäfte, 
Handel, Verwaltung ohne 
Lärmemission, Wohnungen), Gebiet 
für Betriebe ohne Lärmemission 

Gebiet für Betriebe mit geringer 
Lärmemission (Verteilung, 
Erzeugung, Dienstleistung, 
Verwaltung) 

Immissionsgrenzwerte als A-bewerteter Schallpegel (dB) 

bei Tag 

Grundgeräusch­
pegeLLA,Gg 

35 

40 

45 

50 

55 

äquivalenter 
Dauerschall­
pegeLLA,Gg 

45 

50 

55 

60 

65 

bei Nacht 

Grundgeräusch­
pegel. LA,Gg 

25 

30 

35 

40 

45 

äquivalenter 
Dauerschall­
pegeLLA,Gg 

35 

40 

45 

50 

55 

Tabelle 3.4.3.12. Abschätzung der Flächeninanspruchnahme durch Verkehrsbauwerke (Verkehrsflächen). Berücksichtigt sind ver­
siegelte und nicht versiegelte Flächen wie z.B. Bankett, Damm, Einschnitt, elc. 

öffentlicher Straßenverkehr 
Autobahnen 
Schnellstraßen 
Bundesstraßen 
Landesstraßen 
Gemeindestraßen 

Summe öffentliche Straßen 

nicht öffentlicher Straßenverkehr 
Forst -, Landwege 

Summe alle Straßen 

Schienenverkehr 
Normalspur, 2-gleisig, ÖBB 
Normalspur, 1-gleisig, ÖBB 
Schmalspur, ÖBB 
Privatbahn 

Summe Schiene 

Sonstiges 
Flughafen-Flugplätze 
Hafenanlagen (ohne Wasser) 
Park- und Abstellplätze (priv.) 
Tankstellen 

Summe sonstige Anlagen 

Summe Gesamt 

(1) Schätzung 

km 

1.407 
287 

9.986 
26.000 
71.000 

108.680 

200.000(2) 

ca. 308.680 

1.670 
3.590 

360 
560 

(2) Die verfügbaren Daten streuen zwischen 100.000 und 200.000 km 

-194· 

Br8Ite 

m 

42 
27 
16 
13 
9 

5 

13 
6 
5 
5 

ZUschlag 
fOr sonstige 

An1agen(1) 

% 

5 
3 
2 
1 

10 
5 
5 
5 

fliehe (1) 

km' 

62 
8 

160 
338 
639 

1.207 

1.000 

2.207 

23 
2 
2 
3 

51 

23 
5 

80 
3 

111 

2.369 

Anteil 

% 

2,8 
0,4 
7,0 

15,3 
29,0 

54,7 

45,3 

100,0 

45,0 
45,0 

4,0 
6,0 

100,0 

20,7 
4,5 

72,1 
2,7 

100,0 
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65 dB tags und 55 dB nachts. Für neue nach 
1975 gebaute Bundesstraßen gilt der Grenzwert 
von LA,eq = 60 dB tags und 50 dB nachts. 

Zur Begrenzung der Geräuschimmission an neu­
en oder erweiterten Schienenstrecken bzw. bei 
wesentlichen Umbauten trat mit 1. Juli 1993 die 
SchLV in Kraft, wonach bei Überschreiten festge­
legter Grenzwerte für den Beurteilungspegel 
Lärmschutzmaßnahmen vorzusehen sind. Für 
den Lärmschutz an bestehenden Schienen­
strecken bestehen keine Vorschriften. Durch den 
1993 ausgearbeiteten Schienenlärmimmissions­
kataster mit der Prognose 2000 des Bundesmini­
steriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
werden jedoch die Lärmzonen an den Schienen­
strecken festgelegt. Diese bilden Grundlagen für 
eine Prioritätenreihung von Lärmschutzmaßnah­
men. Die Einhaltung dieser Grenzwerte ist dabei 
durch bahnseitige Maßnahmen sicherzustellen, 
solange sie nicht mehr als das Dreifache objekt­
seitiger Maßnahmen kosten. 

Eine gesetzliche Festlegung von Fluglärmzonen in 
der Umgebung von Flugplätzen erfolgte in Öster­
reich bis jetzt nicht. Ein Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm mit der Festlegung von Fluglärmzonen 
mit Immissionsgrenzwerten und zugeordneter 
Nutzung ist in Vorbereitung. 

2.4. Flächeninanspruchnahme und 
sonstige Umweltauswirkungen 

Da freie Flächen bereits ein knappes Gut darstel­
len, stellt der Schutz dieser ökologischen Res­
source eine wichtige Aufgabe der Umweltpolitik 
dar. Verkehrsanlagen auf öffentlichen und privaten 
Grundstücken beanspruchen in Österreich insge­
samt ca. 2.370 km Verkehrsfläche. Dies ent­
spricht ca. 3% der Gesamtfläche oder etwa 7% 
des Dauersiedlungsraumes von Österreich (Tabel­
le 3.4.3.12.). 

Die Dichte des öffentlichen Straßennetzes liegt mit 
etwa 1,3 km je km

2 
etwa auf dem Niveau anderer 

westeuropäischer Staaten (z.B. Dänemark 1,65; 
Deutschland 1,8; Frankreich 1,47; Schweden 0,4). 

Jährlich ist derzeit mit einer Zunahme von bis zu 
10 km 

2 
an versiegelten und nicht versiegelten Ver­

kehrsflächen zu rechnen, die vor allem den forst­
und landwirtschaftlichen Straßen zuzuschreiben 
ist. Dabei sind Fahrbahn bzw. Forst- und Land­
wege und begleitende Anlagen, Erdkörper wie 
Damm, Einschnitt usw. berücksichtigt. 

Sonstige Umweltauswirkungen durch den Verkehr: 

• Der Zerschneidungseffekt von Verkehrsanlagen 
engt den Aktionsraum von Mensch und Tier 
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durch Barrieren ein. Die durchschnittliche "Ma­
schenweite" des Verkehrsnetzes beträgt 0,7 km 
x 0,7 km und schafft "Inseln" mit der mittleren 
Größe von 0,5 km

2
; 

• Boden- und Wasserverschmutzung durch un­
gereinigte Oberflächenwasser von Verkehrsan­
lagen und durch Unfälle, lecke Tanks, Reifen­
abrieb, Salzstreuung, Altöle, Abrieb von Fahr­
bahnbelag, verkehrsbedingte "saure" Nieder­
schläge durch NO" S02 usw; 

• Verlust von Wild (Unfälle). Kriechtieren und In­
sekten durch den Verkehr; 

• Landschaftsbildbeeinträchtigung 
durch Verkehrsanlagen ; 

• Vibrationen durch den Verkehr 

3. Nachhaltigkeit im Verkehr - grundsätzliche 
Überlegungen und Zielvorstellungen 

"Die Entwicklung des Verkehrswesens muß sich 
an den grundlegenden Prinzipien des Nationalen 
Umweltplans, die die Nachhaltigkeit beschreiben, 
wie dem Schutzprinzip und dem Vorsorgeprinzip 
orientieren. Nach dem Schutzprinzip dürfen keine 
Emissionen zugelassen werden, welche die Ge­
sundheit des Menschen gefährden und sein 
Wohlbefinden beeinträchtigen oder eine gefähr­
dende Belastung der Umwelt verursachen. Das 
Vorsorgeprinzip besagt, daß zukünftige Genera­
tionen prinzipiell in der Befriedigung ihrer Bedürf­
nisse nicht beschränkt werden dürfen und poten­
tielle künftige Gefahren für Mensch und Umwelt zu 
vermeiden sind, wenn die Möglichkeiten dazu ge­
geben sind." 

Folgende Grundsätze können daraus für ein 
"nachhaltiges Verkehrswesen" abgeleitet werden: 

• Minimierung ökologischer und gesundheitlicher 
Risken. 

• Minimierung des Gefährdungspotentials und 
Unfallrisikos. 

• Vorsorge geht vor Reparatur. 

• Optimale Energieeffizienz und 
Ressourcenschonung. 

• Einsatz der jeweils ressourcen- und umwelt­
schonendsten Verkehrstechnik und Technolo­
gie sowie Verkehrsmittel. 

• Ökonomische Effizienz zur Erzielung des größt­
möglichen volkswirtschaftlichen Nutzens bei 
geringstmöglichem Schaden. 
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• Ermoglichung ausgewogenerMobilltatschancen 
- im Sinne der Errelchbarkeit von ArbeitsplatL. 
Ausbildung, Infrastruktureinrichtungen, etc. fur 
alle. 

• Förderung der Verkehrsarten, die den gellanll­
ten Grundsätzen jeweils am besten entspre­
chen. also arn umweltvertragllchsten, am res­
sourcenschorlendsten. energieeffizIentesten 
und arn sichersten sind. 

Um diese Zielvorstellurlg zu erreichen, ist die Ana 
Iyse des ökologischen und ressourcen bezogenen 
Profils der Verkehrsmttel von grundlegender Be­
deutung. Eine solche Bilanzierung zeigt deutlich 
auf, daß die urnwelt - und ressourcenschonend­
sten Verkehrsarten, das Zufußgehen, das Radfah 
ren und bel ausreichender Auslastung auch der 
öffentliche Verkehr (deshalb auch die Bezedl­
nung "Umweltverbund") sind. Im Sinne der Ziel­
setzung sollten die Förderung des Urnweltverbun 
des und die verträglichere Abwicklung des Kfz 
Verkehrs Leltrnotlve fLlr die Entwicklung und das 
Setzen von Maßnahmenb(jndeln im Sinne der 
Nachhaltigkeit sein. Dazu Ist u.a. die Förderung 
des Umweltbewußtseins über Information und 
Motivation f(lr ein umweltverträglIches Mobilitats­
verhalten notwemdlg. 

Diese Zielvorstellungen stellen Im Bereich Verkehr 
den Grundgedanken des Nationalen Umweltplans 
dar. Zur Erreichung dieser zum Tell langfristigen 
Ziele sollen konkrete kurz- und mittelfristige ZIE)I­
vorgaben festgelegt werden, die In Richtung der 
langfnstlgell Ziele fLjhren, mit vernünftigem Auf­
wand zu erreichen und auf rasch zu behandelnde 
Probleme abgestimmt sind. Dabei wird hier eine 
Zeitspanne von etwa 5 Jahren als kurzfnstlg, biS 
zu 10 Jahren als mittelfristig bezelcllnet. 

3.1. Kurz- und mittelfristige umweltpolitische 
Zielvorstellungen 

Entsprechend der zuvor getroffenen Definition ISt 
die Errerdlung kurzfristiger Zielsetzungen vor dem 
Jahr 2000. mittelfnstlger Ziele vor 2CJ05 vorgese­
hen. 

Das Transportsystem in Osterreicli ertLJllt die 
durch Wirtschaftliche und SOZiale AktiVitäten her­
vorgerufene Transportnachfrage. Trallsport ISt al­
so kein Selbstzweck, sondern vlelillellr eine 
Dienstleistung bzw. ein Konsumgut. Das Trans­
portsystem ISt daher wechselseitig eng mit Art 
und Umfang SOZialer und Wirtschaftlicher AktlVIta­
ten verburlden. So paßt SICll das Verkehrsangebot 
soweit wie rnöglich der Nachfrage an. anderer­
seits können Anderungen des Transportallgebo­
tes die Wirtschaft lmd SOZiale AktiVitäten sowohl 
quantitativ als aucll In Ihrer räumlichen Struktur 
beeinflussen. Das Transportangebot und die wirt-
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schaftllche AktlvItat sind aucll von der SOZialen 
Akzeptanz und damit von den resultierenden Um­
weltelnflussen lind -veranderungen abhangig. 
Wesentliche Anderungen Im Transportsystem 
köllnen daher aucll deutliche Anderungen der So­
zial- und Wlrtschaftsstrllktur beWirken und vlce 
versa. Dieser Umstand ISt neben den besteheIl­
den Grenzwerten lind Richtlinien f(lr ImmIssIons­
belastungen sowie Vorgaben bezüglich der 
Raunwertragllchkelt LU beachten, um möglichst 
positive Effekte 111 allen diesen Belangen zu errei­
chen. 

3_1_1_ Luftschadstoffe 

t=.s besteht ein wesentlicher Zusammenhang zwi­
schen den Umweltbelastungen und der mögli­
chen Aktlvitat der einzelnen Sektoren. So behin­
dern hohe EmiSSionen bestehender Emittenten 
zusatzllche wirtschaftliche Aktivitäten, wenn die 
Immissionsgrenzwerte für Lärm und Luftschad­
stoffe wie etwa Stickoxide, Partikel oder Kohlen­
wasserstoffe in dem betreffenden Gebiet bereits 
nahezu erreicht sind. Denn bei geplanten größe­
ren stationären Anlagen muß nachgewiesen wer­
den, daß durch deren Betrieb keine unzumutbare 
Belastung der Anrainer zu erwarten ist. Bei ande­
ren Anlagen ist dies auf Einspruch der Anrainer 
nachzuweisen ("SubJektiv öffentliches Nachbar­
schaftsrecht"). 

Derartige Rogelungen bestellen derzeit im IndiVI­
dualverkehr nicht, wodurch lokale Überschreitun­
gen der Immissionsgrenzwerte, z.B. an stark be­
fahrenen Ortstraßen möglich Sind. Diese gefähr­
den die Gesundheit und das Wohlbefinden der 
Anrainer und Passanten. Damit sind auch Wert­
verluste der anliegenden Grundstücke und Woh­
nungen sowie strukturelle Änderungen Im betrof­
fenen Gebiet zu erwarten. 

Mittelfristig sollte Jedenfalls von der Philosophie 
des "Auffüllens" von Immissionsgrenzwerten ab­
gegangen werden, da eine derartige Handlungs­
weise speZiell bel den EmiSSionen mobiler Ouellen 
keine Garantie vor einer zeitwelsen Überschreitun­
gen maXimal zuläSSiger Immissionsgrenzwerte 
geben kann. Weiters werden so neue wirtschaftli­
che AktiVitäten behindert. 

Ein wesentliches kllrz- und mittelfristiges Ziel ISt 
daher die dauerhafte und geSicherte Absenkung 
der Immissionen von direkten und sekundaren 
Luftschadstoffen unter die Grenzwerte bzw. 
Richtlinien für Gesundheits- und Vegetatlos­
schutz. Als Grundlagen dafür Sind die Luftgüte­
Oualltatsknterien der Osterr. Akademie der WIS­
senschaften. die Grenzwerte der ImmIssIons­
schutzverordnungen der Lander und die auf Basis 
des In Ausarbeitung befindlichen BundesImmissi­
onsschutzgesetzes vorgesehenen Grenzwerte, 
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die Vorschläge des Länderausschuß Immissions­
schutz in Deutschland (LAI) und die jeweils neue­
sten medizinischen und umwelthygienischen Er­
kenntnisse heranzuziehen (Kap. 2.2.2.) . 

Aus den Erfordernissen des Umweltschutzes wur­
den für die wesentlichsten Ozonvorläufersubstan­
zen verbindliche Ziele abgeleitet. 

• Reduktion der Vorläufersubstanzen von Ozon 
(kurz- bis mittelfristig): Die Emissionen der Ozon­
vorläufersubstanzen NO, und Kohlenwasser­
stoffe (ausgenommen Methan) sind etappenwei­
se zu reduzieren , wobei bis 31 .12.1996 eine 
Reduktion um mindestens 40%, bis 31.12 .2001 
um mindestens 60% und bis 31.12. 2006 um 
mindestens 70 % bezogen auf die Emissionen 
von NO, im Jahr 1985 und von Kohlenwasser­
stoffen im Jahr 1988 zu erreichen sind. 

Da wesentliche Teile der direkten und sekundären 
Luftschadstoffe vom Verkehr verursacht werden, 
muß der Verkehrsbereich auch einen wesentli ­
chen Beitrag zur Erreichung der genannten Ziel­
setzungen beitragen. Für eine Verbesserung der 
lokalen Luftqualität und zur Einhaltung der Immis­
sionsstandards für Gesundheits- und Umwelt­
schutz werden im Verkehrsbereich in Zukunft da­
her vor allem die Emissionen an Kohlenwasser­
stoffkomponenten sowie Stickoxid- und Partikel­
emissionen gesenkt werden müssen . 

3.1.2. Lärm 

Im Sinne eines der langfristigen Zielvorstellungen 
werden folgende konkrete kurz- und mittelfristige 
Vorgaben festgelegt. Es soll 

• eine Schallpegelzunahme durch die prognosti­
zierte erlhöhte Verkehrsmenge jedenfalls verhin­
dert werden (dazu ist eine Senkung der Schall­
emissionen gegenüber heutigen KFZs um 
durchschnittlich 1 dB erforderlich) ; 

• möglichst der Prozentsatz der durch Lärm ge­
störten Wohnungen unter 25 % gesenkt wer­
den (das würde bei der bestehenden Verkehrs­
und Siedlungsstruktur eine Schallpegelsenkung 
um 5 dB erfordern) ; 

• vor Wohngebäuden ein Schallpegel-Grenzwert 
von LA,eq = 65/55 dB (anzustreben 60/50 dB) 
tags/nachts nicht überschritten werden (derzeit 
werden in innerstädtischen Hauptstraßen bis zu 
80 dB gemessen ). Soferne dies nicht möglich 
ist, soll in Wohnräumen ein Schallpegel-Grenz­
wert von LA,eq = 40/35 dB (anzustreben 40/30 
dB) nicht überschritten werden. 

Zur Erreichung dieser Ziele stehen fahrzeugseitig 
wesentliche Möglichkeiten offen. 
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3.1.3. Energie und Kl ima 

Der Energiebedarf auf dem Verkehrssektor wird in 
Österreich zu etwa 97% durch fossile Energieträ­
ger gedeckt. Benzin und Diesel haben daran wie­
derum einen Anteil von ca. 99%. Dementspre­
chend verursacht der Transportsektor mit etwa 
20% des österreichischen Energieverbrauches 
fast 27% der C02-Emissionen. Im Sinne einer 
dauerhaft umweltverträglichen Mobilität müssen 
sowohl der Verbrauch nicht erneuerbarer Roh­
stoffe als auch die Emissionen klimarelevanter Ab­
gase drastisch gesenkt werden. 

Im Sinne des Vorsorgeprinzipes wurden auf inter­
nationaler Ebene Reduktionsziele für die anthro­
pogenen C02-Emissionen festgelegt. 

• Rahmenkonvention der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen: 154 Staaten und die EU ha­
ben eine "Klimakonvention" unterzeichnet, mit 
dem Ziel , die Treibhausgasemissionen auf einem 
ungefährlichen Niveau zu stabilisieren. Öster­
reich hat die Klimakonvention 1994 ratifiziert 

• Toronto-Ziel : Die Weltklimakonferenz in Toronto 
1988 empfiehlt eine Reduktion der C02-Emis­
sionen bis 2005 um 20 % gegenüber 1988. Die 
österreichische Bundesregierung bekennt sich 
im Energiebericht 1993 zu diesem Ziel, das 
auch im österreichischen Gesamtverkehrskon­
zept des Bundesministeriums für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr als Leitlinie der öster­
reichischen Verkehrspolitik fixiert ist. 

• Klimabündnis-Zielsetzung: Halbierung der C02-
Emissionen bis zum Jahr 2010. Europaweit ha­
ben sich bisher 400 Städte und Gemeinden aus 
sechs Ländern dem Klimabündnis angeschlos­
sen. In Österreich sind mit Stand August 1994 
bereits 62 Städte (darunter auch Wien) und Ge­
meinden, sowie alle Bundesländer (außer Vor­
arlberg) dem Klimabündnis beigetreten. 

Als wesentliche kurz- und mittelfristige Angriffs­
punkte bieten sich hier das Verkehrsverhalten, die 
Wahl bei der Fahrzeuganschaffung sowie verbes­
serte Technologien an. Langfristig werden unbe­
dingt alternative Antriebe und Energien notwendig 
sein. 

3.1.4. Sonstige Umweltauswirkungen 

Bezüglich der in Kap. 2.4. dargestellten Umwelt­
belastungen werden folgende Zielvorstellungen 
definiert: 

Flächenverbrauch : 
Minimierung durch effiziente Infrastruktur, Planung 
mit neuen Richtlinien sowie Rückwidmung von 
nicht mehr gebrauchten Verkehrsflächen. 
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Bocierl lind Wasser: 
Vertll8lcJung des Einbrlngens nldlt alJtJaubarer 
Schadstoffe (umfassender Forscrluilgsbeclarf) 

TrennwIrkung und Zerschneldlmgseffekt: 
Vermeidung \/veiterer Zerscrlneldung (7.B clurcll 
BUllcJelung von Verkehrswegen. Schaffung VOll 
OuerUllgsmogllchkelten bel bestehenderl und 
zukullftlgen Verkehrswegen) 

Lanclschaftsschutz: 
Besserte: EInfugung von Verkehl'swegen In die 
Larldschaft durcrl landschaftspflegel'sche Be­
gleitplime (verpflichtend) IJel Verkehrswegen 

Vlbratiomm: 
Abbau von bestehenden Vibrationen In der Nahe 
von Wohnsiedlungen und Vermeidung von Vibra­
tionen bei zukunftlgen Verkehrswegerl LUl. durch 
eine Verbesserung des Unterbaus 

3.2. Volkswirtschaftliche Aspekte 

BeZlJgllch der volkswirtschaftlichen Aspekte ilaben 
der volkswirtschaftliche Nutzeil und die volkswlrt­
schaftllcrlen Kosten die trageneie Rolle. Entspre­
chemie Betrachtungen mussen den Verkehr als Teil 
des gesamten Wirtschaftlichen. SOZialen und um­
weltbezogenen Handeins sehen urlCl alle entste­
hemden Kosten und Nutzen beruckslchtlgen. Es 
musserl also bel KostenreChnungen z.l:3. auch Fol­
gekosten cJurcll Umweltschadeil umi Un@le sowie 
allch der Nutzen z.B. der verfugbaren Infrastruktur. 
etwa fur Rettungstransporte. bel Uberlegllngen zu 
einer Optimierung der Effizienz des Verkehrs einbe­
zogen werden. Weiters sind nicht nur Kostenelns­
pmungen durch ökonomische Transportabläufe bel 
gegebener Nachfrage. sondern auch Möglichkeiten 
zur Erzielung des gleichen Nutzens bei geringeren 
Transporterfordernissen zu überlegen. Als Beispiele 
können dazu etwa Ansätze In der Standortwahl. 
hoheren Fertigungstiefen und auch Im Konsumver -
halten der Bevölkerung gesehen werden. Da die fur 
eine derart komplexe gesamtheltllclle BetraChtung 
erforcJerlichen wissenschaftlichen Untersuchungen 
erst teilweise verfugbar Sind. werden Im folgenden 
nur Ansatze derartiger Uberlegungen mit besonde­
rern Bezug zum Verkehr behandelt. 

3.2.1. Volkswirtschaftlicher Nutzen des Ver­
kehrs 

Dozu werden folgende Deflnitlonerl festgehalten: 
Als volkSWirtschaftlicher Nutzen des Verkehrs wird 
die Reduktion von Ressourcenverbrauch (eln­
schllei:llich psychologischer Faktoren) aufgrund 
von Verkehr verstanden. 

Der volkswirtschaftliche Nutzen setzt sicll aus den 
externen und internen Nutzen zusammen. wobei 
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der interne Nutzen den Verkehrsteilnehmern direkt 
zugute kommt. wällrend der externe Nutzeil nicht 
bel den Verkehrsteilnehmern. elle dloson Nutzen 
Grzeugen. arlfallt. 

Durch den Verkehr entstellt selbstverstandllcrl ein 
sehr gror3er Nutzen. der abel' großteilS als Interner 
Nutzen direkt den Verkehrstelinehillem zugute 
kOIllIllt. z.B. Llber kurzere Reisezeiten oder redu­
zierte Transportkosten. Beim externen Nutzen ist 
grundsalzlich ZWischen dem pekunlilren Nutzen, 
wie etvla den Gewinnen beim KOllf billigerer Guter 
wegen verringerter Transportkosten oeier hölleren 
Bodenpreisen wegen verbesserter Straßen- oder 
Schienen Infrastruktur und dem tecllllologischen 
Nutzen. etwa schnelleren RetlLmgstransporten, zu 
untersclleiden . 

Zu beachten ISt dabei. daß der pekuni~1re externe 
Nutzen in den Marktprozessen erfar3t ist, während 
der technologische externe Nutzen nicht durch 
die Marktprozesse (Jbertragen wird. Dies ist Inso­
feme von entscheidender Bedeutung. als bei der 
BllarlZlerung von Nutzen uneJ Kosten alle von 
marktwIrtschaftlichen Prozessen erfaßten Nutzen 
nicht einbezogen werden dLJrfen. 

3.3.2. Kosten des Verkehrs 

Dazu werden folgende Definitionen festgehallen: 
Als volkSWirtschaftliche Kosten des Verkehrs Wird 
der leistungsbezogene, bewertete Ressourcen­
verbrauch (einschließlich psychologischer Fakto­
ren) aufgrund von Verkehr verstanden. 

Analog zu den Nutzen des Verkehrs unterschei­
den slcll die volkSWirtschaftlichen Kosten In exter­
rle und interne Kosten. Interne Kosten des Ver­
kehrs sind jene Kosten, die von den Verkehrsteil­
nehmern direkt getragen werden. während die ex­
ternen Kosten jene sind. fur die die Verkehrsteil­
nelm18r nicht unmittelbar aufkoillmen. 

Neben den offenSichtlichen Kosten wie etwa fur 
den Bau und die Erhaltung der Infrastruktur sowie 
die Kraftstoffe und Betriebsmittel erltstehen flJr die 
VolkSWirtschaft weitere Kosten. z. B. durcll Unfall­
folgen. sowie Umweltschäden und auch aus dem 
Flächenverbrauch. Insbesondere die quantitative 
Bewertung der Kosten Infolge von Umweltschä­
den Ist sehr schWierig. Daß saubere Luft. reines 
Wasser und Flächen nicht unbescllrankt zur Ver­
fLJgung stehen, und daher Insbesondere In Bal­
lungsgebieten einen hollen Wert darstellen. Ist 
aber unbestritten. 

Die Kosten Infolge von Lärm, l_uftverschmutzung, 
Klimaänderung und Uilfallfolgen werden zum Bei­
spiel großteils von anderen getragen. Hier bezahlt 
die Allgemeinheit z.B. in Form von verminderter 
Lebensqualltät (die Eigent(Jmer von GrundstUcken 
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oder Gebäuden bekommen dies sehr oft als Wert­
verlust direkt zu spüren). 

Die EU-Kommission hat 1994 in ihrem Weißbuch 
"Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit , Beschäfti­
gung: Herausforderungen der Gegenwart und We­
ge in das 21 . Jahrhundert" darauf hingewiesen, 
daß die externen Kosten der heutigen Verkehrssy­
steme bereits 3 bis 4 % des BIP ausmachen (Um­
weltverschmutzung, Unfälle, Staus). Vom Ver­
kehrsclub Österreich wurden die ungedeckten 
Wegekosten des Verkehrs in Österreich 1993 mit 
einer Untergrenze von 2,2 % des BIP abgeschätzt. 
Der motorisierte Straßenverkehr verursachte dabei 
94 % der externen Kosten, auf den Schienenver­
kehr entfielen 4% und auf den Flugverkehr 2%. 
Zahlreiche Studien zeigen, daß der motorisierte 
Verkehr (MIV und ÖV) auch in Österreich seine 
volkswirtschaftlichen Kosten bei weitem nicht 
deckt. Derartige Berechnungen sind insbesondere 
aufgrund der Schwierigkeiten bei der Bewertung 
von Folgekosten von Umweltschäden nicht unan­
gefochten. Weiters kann für einige Verkehrsmittel 
die Höhe der angesetzten Zinssätze die Ergebnis­
se wesentlich beeinflussen. Die volkswirtschaftli­
chen Gesamtkosten des Verkehrssystems erge­
ben sich aus den betriebswirtschaftlichen Wege­
und Betriebskosten, den (externen) Folgekosten 
aus dem Betrieb und dem Wegebau bzw. der -in­
standhaltung sowie für Unfälle und Umweltschä­
den abzüglich der externen Nutzen. 

Beispielhaft sind in Tabelle 3.4.3.13. Berech­
nungsergebnisse für die Wegekosten dargestellt. 
Obwohl die externen Nutzen dabei nicht erfaßt 

sind, regional deutlich unterschiedliche Ergebnis­
se möglich sein können, und trotz der bereits er­
wähnten Unsicherheiten bei den Berechnungen 
zeigen die Ergebnisse deutlich, daß der Verkehr 
derzeit hohe Kosten für die Allgemeinheit verur­
sacht. Der Kostendeckungsgrad dürfte unter 50% 
liegen, selbst wenn die externen, technologischen 
Nutzen berücksichtigt werden, da diese quantita­
tiv unbedeutend sind. 

Der Verkehr ist also volkswirtschaftlich gesehen zu 
billig, und zwar für alle Verkehrsträger. Unter­
deckungen sind natürlich auch in anderen öffent­
lichen Sektoren nicht auszuschließen, werden hier 
jedoch nicht weiter behandelt. 

Während beim öffentlichen Verkehr relativ hohe 
betriebswirtschaftliche Unterdeckungen und in 
der Regel geringere externe Kosten (Unfälle, Um­
weltbeeinträchtigungen) auftreten, führen beim 
motorisierten Straßenverkehr die externen Kosten 
zu großen gesamtwirtschaftlichen Unterdeckun­
gen der Wegekosten . 

3.2.3. Ansätze tür eine verbesserte ökonomi­
sche Effizienz 

Die Minimierung der Kosten für Betrieb und Infra­
struktur des Verkehrs durch eine möglichst effizi­
ente Betriebsführung aller Beteiligten kann die be­
triebswirtschaftlichen und damit auch die volks­
wirtschaftlichen Kosten bei allen Verkehrsmitteln -
insbesondere im öffentlichen Verkehr - senken. 
Dahingehende Ansätze werden hier nicht näher 

Tabelle 3.4.3.13. Betriebswirtschaftliche und volkswirtschaftliche bzw. Gesamtdeckungsgrade der Wegekosten von Verkehrs­
trägern bei 3 % Zinssatz, ohne Berücksichtigung der externen Nutzen. 

Verkehrsmittel betriebswirtschaftlich (1) volkswirtschaftlich (1) 

MIV·Wien 109% 34 % 

ÖPNV·Wien 33% 29% 

LKW·Verkehr in Österreich 84% 44 % 

PKW-Verkehr in Österreich 191 % 43% 

ÖBB·Bahnverkehr 71,2 % (2) Derzeit keine exakt 
38,1 %(3) ermittelten Daten. 
42,5 % (4) 
0,0%(5) 

(1) Der betriebswirtschaftliehe Deckungsgrad ist das Verhältnis von betriebswirtschaftlichen Einnahmen und Ausgaben (z.B. Mineralöl·, 
KFZ-Steuer etc. bzw. bauliche und betriebliche Erhaltungs- und Kapitalkosten sowie Verwaltungskosten). Der volkswirtschaftliche 
Deckungsgrad bezieht neben der betriebswirtschaftlichen Voll kostenrechnung auch die UnfallfOlgekosten und Ressourcenverbräuche 
der Umwelt ein. 

(2) anteilige Betriebskostendeckung inkl. Abgeltungen, d.h. die Einnahmen werden zu gleichen Teilen zur Deckung der Betriebskosten und 
der Wegekosten herangezogen. Abgeltungen nach BBG§ 18, der Nahverkehrsverordnung (14.10.1986) und der Schienenverkehrsweg­
verordnung (17.2.1987) 

(3) anteilige Betriebskostendeckung ohne Abgeltungen 
(4) volle Betriebskostendeckung inkl. Abgeltungen, d.h. die Einnahmen werden zuerst zur Deckung der Betriebskosten und der verblei­

bende Rest zur Deckung der Wegekosten herangezogen 
(5) volle Betriebskostendeckung ohne Abgeltungen 
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behandelt. Es Ist allerdings nicht anzunehmen, 
daß allein damit ein volkswirtschaftlich kosten­
deckendes Verkehrssystem erreicht werden kann. 

Preise haben In unserer Marktwirtschaft eine zen­
trale Funktion als Marktregulativ. Über die Preise 
erfolgt die Information über die Knappheit von Gü­
tern und der Ausgleich zwischen Angebot und 
Nachfrage. Daher sind als weiterführende Maß­
nahmen zur Steigerung der EffIzIenzInsbesonde­
re die Einoezlehung auch der externen Kosten 
und Nutzen in die Preise für die Verkehrsnutzung 
und die Senkung der externen Kosten durch eine 
Reduktion der Umweltbelastungen. der Unfälle. 
des Flächenverbrauches usw. aller Verkehrsmittel 
hervorzuheben. Entsprechende Maßnahmen wer­
den In Kap 4. ausführlich behandelt. 

Generell fuhrt eine zu geringe Kostendeckung im 
motorisierten Verkehr 

• zu volkswirtschaftlich unzweckmäßigen 
Transporten 

• zu einer überhöhten Verkehrsnachfrage 

• als Folge zu einer negativen Auswirkung für 
Mensch und Umwelt. ebenso wie zu einem un­
effizienten Verkehrsablauf (Staus) 

• zu einer Förderung der Zersiedelung und Funk­
tionsentmlschung mit negativen Konsequenzen 
für die Raumstruktur (z.B. Nahversorgungspro­
bleme). 

Die EU-Kommission hat im 1993 vorgelegten 
Weißbuch zur zukunftigen Entwicklung der ge­
meinsamen Verkehrspolitik eine Internalisierung 
der externen Kosten als Voraussetzung für eine 
umweltschonende Verkehrspolitik ausgewiesen. 
Zitat: ,'schließlich müssen die Verkehrssysteme 
zum Umweltschutz und insbesondere zur Lösung 
großer Bedrohungen für die Umwelt wie des 
Treibhauseffektes sowie zu einer dauerhaft um­
weltgerechten Entwicklung beitragen. Die Ver­
wirklichung all dieser Ziele setzt voraus, daß alle 
Verkehrsnutzer In der Regel die vollen Kosten (in­
terne und externe Kosten) der von ihnen in An­
spruch genommenen Verkehrsleistung tragen, 
selbst wenn die Gesellschaft in Einzelfällen für Be­
dürftige aufkommt. Die Internalisierung der exter­
nen Kosten sollte daher wesentlicher Bestandteil 
einer Verkehrspolitik sein, die den Schutz der Um­
welt mit einbezieht" (Zitat Ende). 

In Analogie zu den externen Kosten müssen auch 
die externen Nutzen erst internalisiert werden. 

Zur Verbesserung der Umweltqualität sowie zur 
Steigerung der Effizienz und zur Sicherung einer 
nachhaltigen Funktionalität und Wettbewerbs­
fähigkeit der österreichischen Wirtschaft soll die 
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Anwendung der Kostenwallrheit erfolgen. Daraus 
ergeben sich folgende Forderungen: 

3.2.4. Internalisierung externer Kosten 

Nach dem VerursacherprinzIp soll derjenige die 
Kosten der Umweltbelastung tragen. der fLJr Ihre 
Enstehung verantwortlich ISt. Im Verkehrswesen 
bedeutet also Internalisieren. daß die externen 
Kosten und auch die externen Nutzen den Jewei­
ligen Verkehrsarten angerechnet werden. Wer mit 
allen Kosten seines Handeins konfrontiert Wird. 
wird sich auch volkswirtschaftlich effiZienter ver­
halten. 

3.2.4.1. Kostenwahrheit durch zeitliche und 
qualitative Variabilisierung 

Die Höhe des Preises muß einen direkten Bezug 
zur Quantitat und Qualität der In Anspruch ge­
nommenen Leistung haben. Pauschalabgaben 
wie etwa KFZ -Steuer und KFZ -Haftpflichtversi­
cherung entsprechen nicht diesem Prinzip. Alle 
FIxkosten sind soweit wie möglich auf die Fahrlei­
stung umzulegen, also zu variabillsleren. Ver­
kehrsleistungen. die zu Spitzenzeiten In Anspruch 
genommen werden, sind auch eiltsprechend 
höher zu bewerten. 

3.2.4.2. Kostenwahrheit durch Anwendung 
des Territorialprinzips 

Die Kosten sind von den Verursachern dort LU be­
zahlen, wo sie entstehen. Dieses einfache Prinzip 
der räumlichen Kostenwahrheit entspncht dem 
Territorialpnnzip, wie es bereits bel Mautstraßen 
und bel gebührenpflichtigen Parkplätzen ange­
wendet wird. Im Gegensatz dazu entspricht das 
Nationalitätenprinzip, bei dem die Abgaben (z.B. 
KFZ -Steuer) nicht unbedingt dort bezahlt werden 
wo die Kosten verursacht werderl, sondern bei­
spielsweise am Zulassungsort des Fahrzeuges, 
nicht der räumlichen Kostenwahrheit. 

3.2.5. Strategien zur Umsetzung 

Die Preise für die Verkehrsnutzung sollen variabili­
siert und schnttweise angehoben werden. Da so­
mit die Deckung der volkswirtschaftlichen Kosten 
durch die Verkehrsteilnehmer erst langerfnstlg er­
reicht werden kann. soll vorerst die Wettbewerbs­
gleichheit in Hinblick auf die gesclillten von den 
einzelnen Verkehrsträgern verursachten volkswirt­
schaftlichen Kosten erreicht werden. 

Die Preise können etwa durcll Road Pnclng. eine 
Energre/CO -Steuer und einen Zuschlag zur Mine­
ralölsteuer bzw höhere Tanfe Im ÖV angehoben 
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werden. Im ÖV wäre auch die Tarifstruktur zu än­
dern (z.B. Verhältnis der Preise von Einzelfahrt und 
Monatskarte). Um unerwünschte Nebeneffekte wie 
z.B. eine Wettbewerbsverzerrung gegenüber an­
deren Staaten oder Tanktourismus zu vermeiden, 
sollen Maßnahmen, die derartige Effekte bewirken 
können, mit der EU und den Nachbarstaaten ab­
gestimmt werden. Auf die Sozialverträglichkeit ist 
durch Subjektförderung Bedacht zu nehmen. 

4. Maßnahmen 

In einem langfristigen Lösungsansatz muß das 
Transportsystem als Gesamtheit betrachtet wer­
den, in dem nach Möglichkeit die individuellen 
Vorzüge jedes Verkehrsträgers ausgenutzt und 
deren Nachteile minimiert werden sollten. Dabei 
sind die möglichen Maßnahmen nach ihrem öko­
logischen, ökonomischen und sozialen Nutzen zu 
untersuchen. Zur Beeinflussung der verkehrsbe­
dingten Umweltbelastungen stehen prinzipiell fol ­
gende Wirkungsbereiche zur Verfügung: 

• Reduktion der Transporterfordernisse: Dies be­
inhaltet Maßnahmen, die die Notwendigkeit für 
Ortswechsel und insbesondere die zur Erfüllung 
des Wegezweckes zurückgelegten Weglängen 
reduzieren. 

• Verlagerungen der Transportleistungen: Höhere 
Transportanteile durch Verkehrsmittel mit gerin­
geren spezifischen Emissionsmengen bzw. ge­
ringerem spezifischen Energieverbrauch sowie 
eine Erhöhung der Auslastungsgrade führen zu 
geringeren Umweltbelastungen. 

• Verbesserte Fahrzeugtechnologie: 
Optimierungen konventioneller Fahrzeuge und 
alternative Energieformen können zur Redukti ­
on der spezifischen Emissionsmengen (Emis­
sionen/Fahrzeugkilometer) bzw. der spezifi­
schen Verbrauchswerte der einzelnen Verkehrs­
mittel und zur Anwendung erneuerbarer Kraft­
stoffe beitragen. 

• Verkehrsinfrastruktur: Verbesserte oder neu zu 
errichtende Infrastrukturen zur umweltgerech­
ten Abwicklung des Verkehrs können die Bela­
stungen durch den Verkehr reduzieren. Zu die­
sen Maßnahmen gehören etwa Lärmschutz­
wände und ..lärmarme" Fahrbahnoberflächen, 
Tunnels und Einhausungen, Einrichtungen für 
den "Kombinierten Verkehr", integrierte Ver­
kehrsachsen, öffentliche Verkehrsmittel , Fuß­
und Radwege sowie die Instandhaltung beste­
hender Infrastrukturen. 

• Ökologische Optimierung des Verkehrsablau­
fes: Dazu ist insbesondere das Fahrverhalten 
sowie die Verkehrsregelung und -steuerung auf 
einen möglichst umwelt- und ressourcenscho-
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nenden Betrieb der Verkehrsmittel abzustim­
men. Geeignete Maßnahmen sind etwa die Öf­
fentlichkeitsarbeit und Fließregelungen. 

Weiters sind aus umweltpolitischer Sicht die resul­
tierenden Belastungen von Mensch und Umwelt, 
der Flächenverbrauch und Nutzungsbeeinträchti­
gungen zu berücksichtigen. Da die Wirkungen 
von Schadstoff- und Lärmimmissionen von der 
Struktur des betroffenen Gebietes abhängen 
(Wald, Wiese, Wohngegend, etc.), steht zur Re­
duktion der Belastungen infolge gegebener Emis­
sionsmengen folgende Möglichkeit offen: 

• Räumliche Anordnung des Transportangebotes 
und der Siedlungsstruktur: Eine Berücksichti­
gung der Ausbreitungsmechanismen von Emis­
sionen bei der Planung der Verkehrsinfrastruk­
tur (potentielle Emissionsquellen) und der Sied­
lungsstruktur (eventuell betroffene Bevölkerung) 
kann bei gegebenen Emissionsmengen die Be­
lastungen reduzieren. 

Naturgemäß müssen sich Maßnahmen auch an 
den verkehrs- und transportrelevanten Zielset­
zungen des 5. Aktionsprogrammes der EU für 
den Umweltschutz, dem Weißbuch der EU für die 
zukünftige Entwicklung der gemeinsamen Ver­
kehrspolitik, dem Grünbuch der EU zu den Aus­
wirkungen des Verkehrs auf die Umwelt und den 
Leitlinien des österreichischen Gesamtverkehrs­
konzeptes 1991 orientieren. 

Die Dringlichkeitsreihung von Maßnahmen und 
Maßnahmenbündeln soll über das Kosten/Nut­
zenverhältnis im Vergleich zu anderen gleichge­
richteten Maßnahmen gefunden werden. 

4.1. Fahrzeug- und Infrastrukturtechnologien 

Bezüglich der Lärm- und Schadstoffemissionen 
sind durch eine Nutzung des technologischen Po­
tentials an den Fahrzeugen die größten Reduk­
tionspotentiale zu erkennen. 

4.1 .1. Luftschadstoffe 

Emissionsgrenzwerte sind Mittel zur Erreichung der 
umweltpolitischen Ziele. Sie sollen sich daher in er­
ster Linie am gesundheitlich und ökologisch Erfor­
derlichen orientieren, andererseits aber auch das 
absehbar technisch Machbare und volkswirtschaft­
lich Sinnvolle im Auge behalten . Sie sollen längerfri­
stig und dynamisch (stufenweise) konzipiert sein, 
damit die Unternehmen Zeit haben, durch Struk­
turanpassungen und Technologieinnovationen die­
se Grenzwerte auch zu erreichen. Grenzwerte ha­
ben nicht nur für die Umwelt, sondern auch für die 
Wirtschaft positive Effekte, denn sie sind Innovati­
onsanreize für die Unternehmen, die damit ihre 
zukünftige Marktposition verbessern können. 
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Tabelle 3.4.3.14. Änderungen der Abgasemissionen des gesamten Verkehrs in Österreich (ohne Luftfahrt und Pipeline) infolge der 
Verkehrsentwicklung nach Kap. 2.1 und den Abgasgrenzwerten für PKWs und Schwerfahrzeuge (LKW, Sattelzug-KFZ und Busse) 
nach Kap. 2.2. im Jahr 1996 und 2000 in der EU. 

CO NO. HC Partikel End- C02 SOz 
energie 

2000 gegenüber 1991 -49% -23% -55% -21% +4% +4% -50% 

2005 gegenüber 1991 -58% -34% -68% -39% +5% +4% -49% 

2010 gegenüber 1991 -61% -41% -73% -47% +5% +4% -48% 

2015 gegenüber 1991 -63% -43% -76% -51% +4% +3% -49% 

2020 gegenüber 1991 -63% -43% -76% -53% +3% +2% -49% 

Tabelle 3.4.3.15. Änderungen der Abgasemissionen des gesamten PKW & Kombi-Verkehrs in Österreich infolge der 
Verkehrsentwickiung nach Kap. 2.1. und der Abgasgrenzwerte nach Kap. 2.2. im Jahr 1996 und 2000 in der EU. 

CO NO. HC Partikel End- C02 802 
energie 

2000 gegenüber 1991 -50% -46% -63% +11% +2% +2% -29% 
2005 gegenüber 1991 -58% -59% -75% -22% +1% +1% -30% 
2010 gegenüber 1991 -62% -64% -81% -39% -2% -2% -32% 
2015 gegenüber 1991 -63% -66% -82% -43% -6% -6% -35% 
2020 gegenüber 1991 -63% -66% -83% -44% -11% -11% -39% 

Tabelle 3.4.3.16. Änderungen der Abgasemissionen des gesamten 8chwerverkehrs (LKW und Sattel-KFZ) in Österreich infolge der 
Verkehrsentwicklung nach Kap. 2.1 und der Abgasgrenzwerte nach Kap. 2.2 im Jahr 1996 und 2000 in der EU. 

CO NO. HC Partikel End- C02 802 
energie 

2000 gegenüber 1991 -52% -10% -42% -36% +5% +5% -60% 
2005 gegenüber 1991 -68% -24% -59% -56% +8% +8% -58% 
2010 gegenüber 1991 -76% -32% -67% -65% +12% +12% -56% 
2015 gegenüber 1991 -79% -36% -70% -70% +16% +16% -55% 
2020 gegenüber 1991 -79% -36% -70% -71% +21% +21% -53% 
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Mit den Im Referenzszenano (Kap.2.2.) angesetz­
ten AIJgasgl'enzwerten Silld wesentliche Reduk­
tionen der LLiftschadstoffe zu erzielen. Die vorge­
gebenell GrenLwerte fur das Jallr 2000 sind nocll 
Innerhalb eJer EU zu ciiskutleren und festzulegen. 
Illfollje eies Beltrrttes Osterreichs wird es eine we­
sentllclle Aufgabe eJer Bundesregierung sein. bel 
eier AlisartJeltling elleser Gesetzgebung auf eine 
sinnvolle Ausnutzung eier teclllllSch erreichbaren 
Reeluktionspotentlale Zll drallgen. 

Bel elel Festlegllll~J ZUk~1I1ftlger Abgasgrellzwerte 
sollte:l ilile KFZs erlaßt werdell Sie soliteil ahn­
Ilcll stl-elllJe GI-enzv,erte eillzullaltell habeil. ela 
diese lokal hohe EiIllsslonsantelle aufweisen kon­
Ilell IZ.G. Dleseltnel)fahrzeuge auf VerScllUI)­
strecken oeler selbstfahreneie Baumaschineill. Die 
dazu erlmclerllche Motmentecllnologle Ist I.a. 111-
folge eier cntv'llcklungsarlJelten fur LKWs unel 
PKWs verl(lgbar. Mit elen DISkusslollen uber wei­
tere l\l)senklln~Jell der Grenzwerte der EU nach 
delll Jellll' 2000 IllUr) rechtzeitig begollnen wer­
den. Uill eier Inclustrre ausrelcherlde Vmlaufzelten 
elllriiuIllen zu kOllilen. Eine weitere Absenkurlg 
110Cll 2000 Ist ClllS Ileutlger Sicht zu begrlißell, di1 
allderllfalls weiterhin lokale UberschreltLingell vorl 
Imllllsslollsgrel17werterl mogllch sein konnterl. 

Die AUS':iII"kLlllgell eier biS ZUIll Jahr 2020 abseh­
[lal'ell AlJser1kllllljen der Abgasgrenzwerte fur die 
Strallf:rl'verkellrslllittel auf die Abgaselilissioller-, 
des gesamten Verkehrs slrld In Tabelle 3.4.3.14. 
angeqdJel,. 

4.1.1.1. PKWs und Schwerfahrzeuge 

Da eliE: AIJgasgrenzwer1e der EU f(lr PKWs und 
LKWs 1111 Jahr 2000 noch In Diskussiorl steherl, 
Ilat Ostenelc!l clie Möglichkeit. 1111 EntschelcJurlgs­
prozel3 Inter1SlV Illitzuwirken. Dazu wird es rlot­
wencllq selll, an dem bereits erwallilten "Auto/Orl 
ProqmlTlm (EPEFE)" der EU sehr aktiV mitzuwir­
ken, Uill ein entsprecllendes Wissen in elle Dis­
kllsslol1ell elnzubrrngen. 

Neben der Festieguilg der AIJgasql'8nzwerte unel 
der KraftstoffspezIfikationen muß elie ElilrfJeltull(j 
ulKI Deflilitiorl eier Testzyklen, In deneil cJlH Grenz­
werte nachgewiesell werden 1ll1lSsen. elll weseilt 
Ilcher Bestallcltell dS' Tatlgkelt sein. Die Testzyklell 
Il1USSell so gestaltet sein. daß die wesentlicheIl 
Lastpunkte der Motoren erlaßt Sind. Uild gewtlllr­
leistet Ist. daß außerhalb des Testzyklus allIlIIch 
gerrnqe Emlsslons\:verte erreicht werclel'. Da elle 
EIllllaltullg eier Grenzwerte bereits heute sehr 
komplexe Technologlerl erlordert. gewlllilt die Er­
ilaltun~J der FUllktlonalltät der emlsslollsrelevarltell 
Bautelle zUllellmeno an Bedeutung. Oaller Ist I)el 
der Erarbeltung der Testzyklen bereits auf die spa­
teren Mogllcllkelten zur Uberprufuilg zu aclltell 
(slelle auch . Wartung und Installdhaltullcr: 
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Als nacll dem Jahr 2000 weiterlullrende Maßnah­
Illen Sind Insbesondere im PKW-Sektor die kall-
101illscileil AIJgasstandards auf Ihre Zweckllläßig­
keit fLlr Europa zu LiberprlJfen. Diese seileil biS 
1997 die Einluilruilg neuer Grenzwerte vor. die je­
weils von einem bestimmten Anteil der verkauftHn 
Neuwagen einzuhalten Sind. Die schärlste Rege­
IllIlg fllr Otto- lind Dieselmotoren stellt dabei die 
.. LJLEV (Ultra Lo'v'l Emission Vehlclesl" dal·. die 
: .06 ~l COkrn. 0 12 gNO km und 0.025 9 Parti­
Kel kir vorslHht. Imd ab 1997 elnfliellen soll. Ne 
l.lell eier Regelwlg der Formaldeilydelllissiollen 
iU.:lCh 9 klill \!/Ird auch de ReaKtivität dei KOII­
!el"NClsserS1offe Irr1 Abgas beruckslcr,tlgt. AI,el-­
CIIIlCjS sillei diese :::llllsslonssta!ldards mit der del-­
zeltlgell Tecllilologle noch nicht zu errelcilell Ab 
1998 IllLlssell auch 2'0 der ver-<auftel' PK\N aller' 
Cjr'Of)ell FallrzeucJhersteller IJOlllg ellllsslOI,sfrel fall­
rell (Zero EllllSSIOll Vehlcles- ZEVI. EIIl ellliSSl011S­
Irelei Betrreb ISt fleute nur Illit Elektrofahrzeugerl 
denkbar iSlelle .. Alternative Antrrebe"). Der Alltell 
elleser ZEV wlrcl In Kallfornlen biS zum Jallr 2003 
auf 1 Cl" C111gehoben. 

Ob eile Eillfuhrung von ULEV- Abgasstandards zu­
sCllzllCll zu eien hier' empfohlenen Maßrlahmen 111 
Osterrelcll aus umweltpolitischer Sicht notwencllg 
1St. lTluß 111 ZUKunft an hand IJO'l Messungen der 
AcgasllllllllSSiorlsbelastungen uberpruft werder, 
Die Elnfuhr'urlg von . .zero-Eillission Ver'lcles" In 
grCJßererr U'11fc1llg stellt langfrrstlg jedenfalls elll 
vlesel',tllches Zle' dar. 'v'lenn diese Ill't erneuet-ba­
rell Ellergieouellell. wie et'v'la Strom aus V'Jasser­
kraft oelel SOlarenergie betrreben wel-derl kOr'llell. 
ISlehe cJaLlI Tabelien 34.3.15. uno 3 . ..1.3.16.1 

4.1.1.2. 2-Räder 

Die eIerzeit In Osterreich gültigen Grenzwel1e fur 
Mopeds und Motorräder Sind Insbesondere f(H- 2-
Takt Motoren streng, und bringen vor allem 111 
Stadtgebieten Ilennenswerte Reduktlollen [Jer 
Koillenwasserstoffelllissiollen mit sich (Cd -5"; 
der Gesamtel1liSSlonen). Infolge der Flottener­
r18uerullgen wl'lrde diese Entwicklurl(j auch III Zu­
kUllft i1llCli1uelll. In der EU bestehHn derzeit Keille 
(jlelcilwertlgen Bestlillmungen, so eiaß die Grenz­
werte 111 Osterreich vorläufig aufrecht erhalten 
wer'dell kOnllen. Um diese Standards zu el'ilalten, 
wilre jeclellfalls auf eine Ubernailme der derzeltl­
(jerl östorreichlschell Grerlzwerte dUldl die EU 
Ilillzual'beiten. Weitere Verschärlullgell flir 4-Takt­
Motolerl sollten in diesem ZusamlllerlllClllg ellell­
falls arlgesprocllen werden. 

4.1.1.3. Zugmaschinen, Bahnverkehr, Donau­
schiffahrt 

Der Anteil dieser Fahrzeuggruppen all elel1 ge­
SZi'llten EmiSSionen des Verkehrs Ist reidtl\' gerrng. 
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Abb. 3.4.3.14. Bandbreite möglicher Treibhausgasemissionen als C02-Equivalente (C02, CH4, N20, etc.) 
im gesamten Kraftstoffzyklus von PKW (Kraftstofferzeugung bis -verbrennung) 

Mittelwert Benzin = 100% 

350% 
325% 
300% 
275% 
250% 
225% Mittelwert 
200% 

/ 175% 
150% 
125% I 100% I I 75% 1 ! I 1 50% 

I 
T 25% 

0% 
c: äi (9 (9 (9 N :(5 N (1) CI) :s= LU 
'N CI) Z a.. z Ci Ci ::c Cll 0 ~ c: (1) ....J I 'N I 0 (9 +-' 

() CI) a:: (1) (5 CI) Ci ~ ...... .... 
co ::J CI) 

I 
CI) ...... E (1) 

Cll ::J ::J E e CI) 

I 
Cll CI) Cll CI) 

0 +-' Cll 
0 I ::J I .... CI) ~ 0 Cll 0 

+-' 
(1) CI) 

~ (1) I +-' 

~ 0 LU 
+-' 
LU 

Tabelle 3.4.3.17. Gesamtkosten je PKW·km (fixe und variable Kosten) alternativer Energien im Straßenverkehr 

Kraftstoff 

Benzin 
Diesel 
Flüssiggas (LPG) 
kom pr. Erdgas (eNG) 
Methanol aus Erdgas (MEOH/NG) 
Methanol aus Holz 
Ethanol aus Mais (ETOH) 
Ethanol aus Holz 
Strom 
Wasserstoff, flüssig 

Kraftstoffkosten je 
Energiegehalt 

[Benzin = 1000/0) 

100% 
100% 

73% bis 95% 
70% bis 95% 

96% bis 135% 
260% bis 315% 
360% bis 400% 
260% bis 315% 
185% bis 370% 
145% bis 555% 

·204 · 

Fahrzeugkosten 
[Benzin = 1000/0) 

100% 
100% bis 115% 
101% bis 106% 
103% bis 106% 
100% bis 106% 
100% bis 106% 
100% bis 106% 
100% bis 106% 
138% bis 163% 
118% bis 132% 

Fahrzeugkosten 
[Benzin = 1000/0) 

100% 
100% bis 115% 
101% bis 106% 
103% bis 106% 
100% bis 106% 
100% bis 106% 
100% bis 106% 
100% bis 106% 
138% bis 163% 
118% bis 132% 
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Lokal können Jedoch durchaus erhebliche Bela­
stungen auftreten. Dies Ist Insbesondere in der 
Nahe von Bahnhöfen mit starkem Verschubbe­
trieb durch DIeselloks möglich. Die o.a. Fahrzeuge 
unterliegen derzeit In Osterreich und der EU kei­
nen Abgasbestimmungen. Im Zuge einer Gleich­
behandlung der Verkehrsmittel waren entspre­
chende Grenzwerte einzufuhren. Diese könnten 
für Dieseltriebfahrzeuge und Donauschlffe durch­
aus von LKW-Motoren übernommen werden. Für 
die Emissionen von Traktoren ISt derzeit ein Ge­
setzesentwurf in der EU im Beschlußstadium. 

4.1.1.4. Alternative Antriebe und Verkehrs­
mittel 

In Bereichen hoher ImmissIonsbelastungen durch 
verkehrsbedIngte Partlkel- und NO-Emissionen 
kann der Einsatz alternativer Antriebe bzw. Ener­
gien, wie etwa Gasmotoren oder insbesondere 
..zero Emission Vehlcles" (Elektrofahrzeuge) we­
sentliche Entlastungen bewirken. 

Im Sinne des langfristigen Zieles. eine Minimierung 
des Verbrauches fosSiler Kraftstoffe und der Trelb­
hausgas- und SchadstoffemissIonen zu erreichen, 
sind solche alternative Antriebe und Verkehrsmit­
tel zu bevorzugen, die ohne fosSile Kraftstoffe be­
trieben werden konllen, und geringe Schadstoff­
emissionen verursacllen. Diesem Grundsatz ent­
sprechen derzeit elektrisch betriebene Fahrzeuge 
am besten, da elektrischer Strom aus alieil Ener­
gletragern gewollnen werden kann, und der KFZ­
Betrieb emisSIonsfrei 1St. Die heutige Generation 
an Elektrofahrzeugen hat jedoch gegenüber her­
kömrlilchen Antrieben geringere Fahrleistungen 
und Reichweiten bel hoheren Kosten. Langfristig 
konnte die Speicherung der Energie durch soge­
nannte .. Fuel-Cells" weselltllche Verbesserungeil 
bewirken. Dazu mußten deren Kosten jedoch ca. 
auf 1/50 bis 1/100 reduziert werden. 
Neben den Fahrzeugemissionen Sind auch der 
Energiebedarf und die EmiSSionen bel der Kraft­
stoff- bzw. Energieerzeugung fur die Bewertung 
alternativer Antriel)e maßgebllcll. In umfassenden 
Betrachtungen werden eJle Sclmtte Rohstoffge­
winnung (z.B KOhleförderungj, Rohstoff transport, 
Kraftstofferzeugung , Kraftstofftrallsport und Kraft­
stoffverbrennung betrachtet. Diese Schritte wer­
den I.a. als gesamter Kraftstoffzyklus bezeichnet. 
Abbildung 3.4.3.14. zeigt die Balldbrelte mögli­
cher TreibhausgasemissIonen bel Anwendung un­
terschiedlicher Kraftstoffe und Herstellungsverfah­
ren Im gesamten Kraftstoffzyklus. (Siehe dazu Ta­
belle 34317) 

Die Emlsslonsbllan7en für Treibhausgase und 
Luftschadstoffe Im gesamten Kraftstoffzyklus han­
gen bel elektrischer Energie vorwiegend von der 
Art der Kraftwerke ab. Bel Blokraftstoffen haben 
z,B, aucll die Energle- und Dungelntensltat der 
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LandWirtschaft einen großen Einfluß, Daher Sind 
Int der politischen Entscheidung zur Einführung 
alternativer Antriebe, wie etwa Elektrofahrzeugen, 
auch Entscheldullgen über die EnergleversorgJng 
mit einzubeziehen bzw. vorauszusetzen. 

Solange clle Kosten okologlsch geeigneter alter­
nativer Antnebe hoch Sind. ISt deren Verv,mndJng 
Im Sinne des besten NutzervKosten Verhältnisses 
In BailuIlgs7entren vorZUZiehen, da dort die gerin­
geren SchadstoffemissIonen besonders vorteilhaft 
Sind. Dazu bieten Sich Insbesondere Fahrzeugflot­
ten und Verkehrssysteme an, die vorwiegend Im 
innerstädtischen Berelcll genutzt werden. Bei die­
sen ist der Effekt auf die lokale Luftqualität relatiV 
hoch und eine zentrale Betankung und Wartung 
einfach rnöglich, Neben einer Reduktion der Emis­
sionen können aucll Erfahrungen mit alternativen 
Antrrebell gesammelt werden. 

Die Kostermachtelle, die z.T unausgerelften Tech­
nolo~llen uncl der Zelthorrzont fur das Toronto-Ziel 
12005) ullcl (las KllmablJlldnls (20101 lassen nicht 
erwarten, daß alternative Antrrebe eillen wesentli­
chen Beitrag zum EITelchen dieser Ziele Im Ver­
kellrssektor leisten kÖllllen, wenn nicht Intensive 
Förderungsillarlnahmen oder Rahmenbedingull­
gen, \Nle etwa kostenv.;ahre Preise gescllaffen 
werden. 

4.1.1.5. Evaluierung des Erfolges der Abgas­
gesetzgebungen 

Um die Abgasgrellzwerte auf die tatsächlichen Er­
fordemlsse des Umweltschutzes. also die Immls­
slollsbelastungen, abstimmen zu können. mLls­
sen die ImmissIonsmessungen In verkehrsreicheil 
Straßen systematisch IntenSiviert \Nerden. 

Dazu sollen vermellrt Dauermeßstellen flJr Immis­
sIoneil ullcl Verkehrsstarke an stark belasteten 
Straßen7ugen Illstailiert werden. Da die Mel5er­
gebnlsse zur Feststellung der GesundheItsbela­
stungen herangezogen werden sollen, soliteil die 
Meßstellen mogllcllst In Klndemasenhohe an ge­
bmcht seill. 

Um den Flnflul3 ausländischer KFZ mit unter­
schledlicherl Abgasnormen festzustellen, wärerl 
auch III den Grenzgebieten zu den entsprecllen­
den Nacllbarstaaten derartige Messungen durch­
zufLlhren. 
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Maßnahmen im Bereich 
"Fahrzeugtechnologien-Abgasemissionen": 

Österreich soll sich aktiv für eine weitere Absen­
kung der Abgasgrenzwerte und die Festlegung 
entsprechender Kraftstoffspezifikationen in der EU 
im Jahr 2000 einsetzen. Dabei soll verstärkt auf 
gesundheitsgefährdende, bisher nicht limitierte 
Abgaskomponenten Rücksicht genommen wer­
den. 

Bei der Erarbeitung und Definition von zukünftigen 
Testzyklen ist nicht nur auf die Erfassung der 
wichtigsten Belastungspunkte im Lastkollektiv zu 
achten, sondern auch auf die praxisnahe Gestal­
tung im Rahmen einer denkbaren, regulären oder 
stichprobenartigen gesetzlichen Nachprüfung der 
im Verkehr befindlichen Fahrzeuge. 

Österreich sollte sich in der EU für eine Übernah­
me der derzeit gültigen österreichischen Abgas­
grenzwerte für 2-Räder einsetzen . Eine zusätzli­
che Absenkung der derzeitigen Grenzwerte für 2-
Räder mit 4-Takt-Motoren wäre dabei anzustre­
ben. 

Abgasgrenzwerte für motorisierte Fahrzeuge bzw. 
Fahrzeugmotore, für die derzeit in der EU keine 
Grenzwerte bestehen, wie etwa Traktoren, Son­
derfahrzeuge, Dieseltriebfahrzeuge und Donau­
schiffe sollten in der EU festgelegt werden . 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund und EU 

Um die Auswirkungen der Abgasgesetzgebungen 
auf die Immissionssituation sowie die Notwendig­
keit weiterer Absenkungen dieser Grenzwerte be­
urteilen zu können, sollten - möglichst EU weit -
in mehreren stark durch den Verkehr belasteten 
Straßen kontinuierliche Immissionsmessungen in 
Verbindung mit Verkehrszählungen durchgeführt 
werden. Diese Messungen sollten in Nasenhöhe 
durchgeführt werden, und neben CO, NO. und 
HC auch Partikel und Benzol erfassen. 

Realisierungsmöglichkeiten : Kurzfristig 
Maßnahmenträger: Bund bzw. Länder, EU 

Es sollen - möglichst EU weit -Rahmenbedingun­
gen zur Förderung von abgasfreien KFZs, z.B. in 
sensiblen Bereichen (Ballungsräume und Frem­
denverkehrsgebiete) geschaffen werden. Dabei 
sind auch die Umweltbelastungen zur Energie­
und KFZ-Herstellung sowie Entsorgung in den 
Entscheidungen zu berücksichtigen . Auf die 
Standortqualitäten bzw. mögliche unerwünschte 
Abwanderungseffekte mit verkehrsinduzierenden 
Wirkungen ist dabei Rücksicht zu nehmen. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- , mitteI­
und langfristig 
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Maßnahmenträger: Bund, Länder, Gemeinden, 
Städte, Verkehrsbetriebe, Post, Polizei , etc. ; EU 

Forschung und Entwicklung im Bereich nicht fos­
siler KFZ-Antriebe soll verstärkt unterstützt und 
gefördert werden. Dabei stellen insbesondere 
Flotten im Stadtverkehr sinnvolle Marktnischen für 
Erprobung und Einsatz dar. 

Realisierungsmöglichkeiten: mittel- und langfristig. 
Maßnahmenträger: Bund, Länder, Gemeinden, 
EU 

Österreich soll sich in der EU für Mindeststan­
dards für Fahrzeuge aus Drittstaaten bei der Ein­
reise in die EU einsetzen 

Realisierungsmöglichkeiten : mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU 

4.1.2. Lärm 

Die Lärmbelastung kann neben verursacherbezo­
genen bzw. fahrzeugseitigen Maßnahmen auch 
durch Schallschutzmaßnahmen am Objekt redu­
ziert werden. Dabei sind aus technischen, ökono­
mischen und ökologischen Gründen im allgemei­
nen Maßnahmen an der Lärmquelle vorzuziehen . 
Andererseits wirken Verbesserungen an den Fahr­
zeugen wegen der teilweise niedrigen Aus­
tauschraten der Flotten bzw. des rollenden Mate­
rials verzögert, passiver Schallschutz, wie etwa 
Lärmschutzwände und Schallschutzfenster je­
doch sofort nach der baulichen Fertigstellung . 

4.1.2.1. Straßenverkehr 

Mit der in der EU für 1995 vorgesehenen Herab­
setzung der höchstzulässigen Geräuschemission 
kann eine Schallpegelminderung um 5 dB für 
PKWs und um 6 dB für LKWs erwartet werden 
(wegen der Austauschrate jedoch nur langsam 
wirksam), die sich im langsamen Stadtverkehr bei 
Beschleunigungsvorgängen auswirken kann. Aller­
dings ist die Geräuschemission bei der derzeitigen 
Typenprüfung nur wenig repräsentativ für die 
Emission im städtischen Fahrbetrieb. Mit der Ein­
führung von Betriebsbedingungen für die Typprü­
fung, die der Praxis im Stadtverkehr besser ange­
paßt sind, könnte bewirkt werden, daß eine Re­
duktion der Geräuschgrenzwerte auch unmittelbar 
zu einer Reduktion der Lärmbelastung in städti­
schen Straßen führt. Im schnellen Überlandverkehr 
ist die Herabsetzung der Grenzwerte wegen des 
überwiegenden Rollgeräusches kaum wirksam. 

Es sind daher auch Maßnahmen zur Begrenzung 
des Reifenlärmes zu ergreifen . Dazu muß die 
Festlegung der Meßmethode und von Grenzwer­
ten für die Typprüfung forciert werden. Eine inter­
nationale Zusammenarbeit ist auf diesem Gebiet 
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unbedingt erforderlich. Entsprechencle Arbeiten 
werden der7eit 8m International Institute 01 NOlse 
COlltrol durchgefLIllrt. Wegen der Ilöheren Aus­
tCluscrlrate fur Reifen als fLlr Fallrzeuge kanll damit 
scrmeller eine Lärmminderung erzielt werden. Die­
se konnte etwa 3 cJB betragen. wenn keine neuen 
Tecl1nologlel1 fur Reifen entwickelt werden, son­
dem Ilur elle derzeit a~lf dem Markt befindlichen 
mit der geringsten Ltlrmentwicklung eingesetzt 
werden. Durch Förderunrd von Forschung ulld 
Entwlcklulll:j duf clem Gebiet des Reifeniarms kön­
nen In etwCl 10 biS 20 Jahren Schallpegelmlnde­
IUlrdell VOll ca. i dB elwartet werden. Ein ent­
spreclleneler Stufellplall ist im Endberrcht der zur 
Erarbeltung clleses Kapitels eies Nationalen Um­
welt planes eingerichteten ArlJeltsgruppe Verkehr 
ullcl Transportwesen dargestellt. 

Die Kosten und auch die aktive F Clllrslcilerheit 
mussen SICll nClch Auskunft der Reifenhersteller 
bel "larmClrmen Reifeil" nicht vom der7eltlger 
StandClrd unterscileiden. 

Durch eine. der hestehenden Regelung oel LKWs 
entspl-echenele Festlegung der Qualifikation ,.IEHm­
c,rnY fur PKWs UlK] alle anderen Fahrzeugkategorr­
en und die Scllaffung von Nutzervortellen fLJr diese, 
kör1l1te Je nach dei Anzahl der angescllaffterl lär­
marillen Fahrzeuge eine Schailpegelminderuilg um 
etwa 1 biS :3 dB erNartet werden. Ir, städtischen 
Straßell, In welcllell nur larillarme Fahrzeuge fahren 
dLlrfen, z. B. nachts. könnten die Schallpegel je 
Ilacl1 Festiegung (ier OuallflkatlOil "larmarnY um et­
wa 3-5 dB Ijesenkt werdEn In Straßen außerorts Ist 
wegen des vorrlerrschellden RollgeralJsclleS die 
Auswirkung gellng. Die Qualifikation "Iarmarm" soll­
te dClnach laufencl 1111 3 bis 5 Jahresabst~1nden) neu 
festgelegt werden. Eine clilaloge Regelung kÖllilte 
allcll ljel deli Reifen erfolgen. Probleine bestehen 
bel der Festlegullg der Qualifikation, (la eille Ab­
hängigkeit der Fahrgeräuschmeßwerte von der 
Fahrzeugausstattung iz.B. 4-Gang-, 5-Gang-, Au­
tomatikgetrrebe) möglich 1St. Die Festlegung geeig­
neter BetrrerJsbedlngungen ISt daher von großer 
Bedeutung, Unbedachte Festlegungen könnten 
Sich auf dl8 Fahrzeugkosten und den Ellergiever­
braucrl negotlv auswirken. 

Motonslerte 2-Rader Sind trotz cleren relatiV gerin­
gen FahrleistLJngsantellen öfters Gruncl von Larm­
belastungen. Die Ursachen Sllld nebell z.T nicht 
typgerechten Veranderungen an den Fohrzeugen, 
Ilohe Drehzahlen und Literieistuilgen sowie der 
frerllegende Motor und Auspuff_ Deutliche Reduk­
tionen der GeräuschemissIonen von 2-Radern 
konnten darler durch Drehzahl- und LeIstungsbe­
grenzungen erreicht werden. Es sollterl entspre­
chellde GrellLwerte In der EU diskutiert werden_ 

Durch larlllarille Fahrbohnbelage kann eine 
Schallpegellllinderling um 2 biS 3 dB erzielt wer­
elen. 
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4_1 _2_2_ Schienenverkehr 

Die Clster,elcillscile Gesetz~lel)LJI'g Llr 11,"lIe 
Schl811ellfahr7euge Ist Im Intem~ltlonaiell Vergleich 
sehr progressIv. Auf dem österreich Ischen Sr;hle­
ne:met? verke!llell aber auch 111- ,Iilel ,HISI,lildl­
SCrle C3uterwaqen mit hollel- LarmellllsslClll In 
scilleciltem El11ClltullgSZllStCllld. Diese kO:l1lell oie 
elurch Maßnal1ll1ell an neuen österrelchlscllen 
Wagell Zll er71elende LarrnlnmlPI-ullg UI1\\!II-KSa!ll 
1ll0Cheil lJZ\N. 7UilllllcJest betrachtllch vellllilleiern. 
Eille deutliche Verhesserur11J w,,:-e durC!l ellr: Zu­
sdllllnc"llstellulllJ von speziellem, larillarmeill Wa­
lJelmlaterral flJt- NachtsprUIK]Zuge 7U ermlcl181l. Es 
mußte daher cillbeclillgt an,lestr-eb~ werelen, auf 
Illternatiollaier Ebelle lEU, europLllsche Verkellrs­
mlnlslerkonferellz CEMT: InWrnilllonaler VerlJLlnd 
der Eisenballileil UIC) eine Vereillbarung (Iber elle 
Grellzwel1e tL11 elle Gerauscl18ll 1lssion 081- Ileu In 
Verkellr gesetzten Wagen und clen ErhClltUI1SjSZlI­
stand del- In VelKelll- stellenden Wagell al treffen, 
Rerelts 1983 log ein Entwurf fLlr eine E.WG-Hlcht­
linie lI[Jer die Germischelllissioll von ZLlcJen vor, 
I!vllrcle ilber biS let7t IllCht vel abschiedet 

Fur clle aus dem Allsland kommendeil C3utelwa­
gell ISt derzeit eine BegrenZLJn~l eier Radunillnd­
heltell 1111 Hinblick auf die VerkellrSSlcllerhelt vor­
geschrreben_ Es sollte gepruft wel-dell, ob elle 
GrellZB eier RClclrauhlgkelt so festl:jesetzt weiden 
kanll. daß sie der Lanllmlnderung dient. 

4_1_2_3_ Flugverkehr 

Mit der Zivllluftfal1l7euglarlllzulässigkeltsverord­
nUllg SlIlcJ vergleichsweise rr<:JDrose Grer<zwerte 
fur clle LarlllemlSSIOllen der Flu~merate IVerkel)ls­
ullcl Sl10rtflugzeLlqe! festgelegt. Die ElltWICklullg 
sollte clelmoc)l laufend beobaclltel. UIKI elle 
Grellzwerte gegelJc,llellfalls alll:jepar'3t welclen. 
Dlilch prels- Uild ordnuilgspolltlscne Maßllall­
mell. etwa lannelllissionsabhangige StClr1- I"nd 
li1l1degebLJhrell, kOlmte eille Verbessei unq eJer 
Teclmologle rascher wirksam werden_ 

Durch die sprullghafte Zunahme der UlJerilliqe 
(Jes osterr-elclllscllerl Bundesgebietes Infolge eies 
Balkankclllfliktes kam es Cluch 7U einer L,1II11-
StorUI1CJ In ruhigen t:rholullcJsgehleten. Es sollte 
daher Pille Begrenzung der Anzahl der Ul)eriluge 
auf einem Flugweg lmd ein VerrJot eies Ul:lerfluges 
durch nicht lärillzertlfizierte uild laute (vgl. Kap. 2.) 
Flugzeuge zUilllndest während der Nachtstundeil 
angestrebt weiden, 

4_1_2.4_ Infrastruktur 

Da Maßlmhmell all dell StrJßellverkelllsllllttel1l 
La. Illcllt direkt auf lokale Probleme Ruckslcllt neh-
111ell kO!lIlen, wll-d ("Irle AnweneJung VOll Larl1l-
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schutzwänden, Einhausungen und Schallschutz­
fenstern für bestehende Wohngebiete an beste­
henden Straßen auch in Zukunft notwendig sein, 
wenn der Grenzwert LA,eq = 60/50 dB 
tags/nachts überschritten wird, Analoge Maßnah­
men müßten auch bei Schienenwegen aufgrund 
des derzeit in Ausarbeitung befindlichen Schienen­
lärmimmissionskatasters zur Anwendung kom­
men, 

Wesentliche Reduktionspotentiale bestehen auch 
durch eine geeignete Raumordnung und eine Än­
derung des Fahrverhaltens der Verkehrsteilnehmer 
(Kap. 4.2.). Dabei ist aus Sicht des Lärmschutzes 
eine Bündelung der Verkehrswege der unterschied­
lichen Verkehrsträger mit ausreichendem Abstand 
zu bewohnten Gebieten oder passiven Lärm­
schutzmaßnahmen wie etwa Lärmschutzwänden 
oder Einhausungen anzustreben. Ebenso ist es zu 
vermeiden, daß Flächen in Wohngebiete umgewid­
met werden, wenn diese an bestehenden emis­
sionsträchtigen Verkehrswegen liegen. 

Die technischen Möglichkeiten zur Lärmminde­
rung sind noch nicht vollständig erforscht und 
ausgenützt. Langfristig könnten Forschung und 
Entwicklungen, z.B. im Bereich des "Active Noise 
Control" Entlastungen bewirken. Dieses Prinzip 
beruht auf dem Umstand, daß sich Schallwellen 
gleicher Frequenz und Amplitude gegenseitig aus­
löschen, wenn sie gegenphasig aufeinander­
treffen. Dieses System ist sowohl am Emittenten 
als auch zum Schallschutz am Objekt denkbar. 
Förderung von Forschung und Entwicklung dieser 
Technologie ist daher zu befürworten. 

4.1 .2.5. Evaluierung 

Dazu wird empfohlen Dauerschalipegelmeßstellen 
an Straßen und Schienenwegen einzurichten. Die­
se werden zweckmäßig in Verbindung mit Ver­
kehrszählstellen angeordnet, um den Einfluß der 
Verkehrsmenge berechnen zu können. Damit 
kann eine eventuelle Änderung der Schallemission 
des Fahrzeugkollektivs, etwa im Straßenverkehr 
durch den Trend zu breiteren Reifen oder durch 
Verschiebung des Anteils lärmarmer oder beson­
ders lauter Fahrzeuge, beobachtet werden. Im 
Straßenverkehr könnten je 2 Meßstelien Oeweils 
eine an der Autobahn und je eine an einer Bun­
des- oder Landesstraße) in Ost- und Westöster­
reich ausgewählt werden. Der Meßpunkt wird 
zweckmäßig über der Fahrbahn gewählt , wo die 
geringsten Einflüsse durch unterschiedliche Aus­
breitungsbedingungen bestehen. 

I. 
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Maßnahmen im Bereich "Fahrzeugtechnolo­
gien-Lärm": 

Meßmethoden und Grenzwerte, die den Betriebs­
bedingungen des städtischen Verkehrs entspre­
chen sowie Meßmethoden und Grenzwerte für 
den Reifenlärm sollen in internationaler Zusam­
menarbeit (EU, ECE) festgelegt werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, International, EU 

Es sollten Untersuchungen über Möglichkeiten zu 
einer Qualifikation "lärmarmer KFZ" und von Nut­
zungsvorteilen für diese durchgeführt werden. Die 
Qualifikation sollte auch die Reifen beinhalten. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund und EU 

Österreich sollte sich für die Einführung von 
Geräuschgrenzwerten sowie für schärfere Vor­
schriften über den Erhaltungszustand von Wagen 
und Rädern für Schienenfahrzeuge auf internatio­
naler Ebene (EU, CEMT) einsetzen. 

Realisierungsmöglichkeiten : Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund in EU, CEMT und UIC 

Forschung und Entwicklung im Gebiet des Lärm­
schutzes (z.B. "Active Noise Contro!,,) sollte in 
Österreich vermehrt gefördert werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Mittel - und langfristig 
Maßnahmenträger: EU, Bund, Wirtschaft 

Um die Schallemissionen des in Österreich ver­
kehrenden Fahrzeugkollektives überwachen zu 
können, sollen Dauermeßstelien errichtet werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurzfristig 
Maßnahmenträger: Bund bzw. Länder 

Verhandlungen zur Einschränkung oder zum Ver­
bot von Überflügen des österreichischen Bundes­
gebietes durch laute Flugzeuge sollen aufgenom­
men werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU 
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Maßnahmen im Bereich "Infrastruktur-Lärm": 

Bei starker Lärmbelastung sind weiterhin passive 
Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Schallschutzwän­
de, Überbauten) zu ergreifen, wenn die Immis­
sionsgrenzwerte kurzfristig durch verbesserte 
Fahrzeugtechnologien oder angemessene ver­
kehrsplanerische Maßnahmen nicht zu erreichen 
sind. 
Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, Länder 

Um eine flächenhafte Belastung der Bevölkerung 
zu minimieren, sollen die Verkehrswege möglichst 
gebündelt werden. Dazu sind auch entsprechen­
de Verkehrsinfrastrukturen, wie etwa Terminals, zu 
errichten. 

Realisierungsmöglichkeiten: mittel-, und langfristig 
Maßnahmenträger: Bund, Länder, Gemeinden 
und Verkehrsträger 

4.1.3. Energieverbrauch und C02-Emissionen 

Auch in bezug auf den Energieverbrauch beste­
hen fahrzeugseitig große Einsparpotentiale, die 
durch entsprechende Information und Randbe­
dingungen genutzt werden sollen. Neben Ver­
brauchsgrenzwerten haben auch die Energieprei­
se einen wesentlichen Einfluß auf das Kaufverhal­
ten und die technologische Entwicklung . 

4.1.3.1. Straßenverkehr 

Bei PKWs werden derzeit Möglichkeiten zu einer 
Reduktion des spezifischen Kraftstoffverbrauches 
[1/100km] um über 40% gesehen, ohne Komfort 
und Sicherheit für die Insassen einzuschränken. 
Damit könnte im ECE-1/3-Mix in der unteren 
Kompaktwagenklasse mit Ottomotoren ein Ver­
brauch von etwa 3,5 1/ 100km, mit Dieselmotoren 
ca. 3,0 1/100km erreicht werden. Mit der derzeiti­
gen Flottenzusammensetzung nach Otto/ Diesel , 
Größe, Hubraum und Leistung ist ein Neuwagen­
Flottenverbrauch im ECE-1/3-Mix von etwa 4,5 
1/ 100km denkbar, da die PKWs im Durchschnitt 
über der Kompaktwagenklasse liegen. Im realen 
Fahrbetrieb ist u.a. wegen der Kaltstarts und dem 
Energieverbrauch von Zusatzeinrichtungen mit et­
wa 12% höheren Verbrauchswerten zu rechnen. 

Voraussetzung dafür, daß die Verbrauchsabsen­
kungen durch verbesserte Technologie auf die 
Flottenverbrauchswerte voll durchschlagen, ist, 
daß die verkauften Neuwagen nicht weiterhin 
ständig schwerer, leistungs- und hubraumstärker 
werden. In der Vergangenheit wurden so wesent­
liche Einsparungen kompensiert. So nahm der 
Neuwagen-Flottenverbrauch der PKWs in den 
letzten 20 Jahren um etwa 20% ab, während die 
durchschnittliche Fahrzeugmasse um 16% auf et-

--, 
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wa 1 .060 kg und die mittlere Motorleistung gar 
um 48% auf ca. 64 kW zunahm. (Siehe dazu Ab­
bildung 3.4.3.15.) 

Im Referenzszenario wird davon ausgegangen, 
daß der durchschnittliche Kraftstoffverbrauch von 
neuzugelassenen PKW in den einzelnen Hub­
raumklassen um 1,8% p.a. abnimmt. Bis 2020 er­
gibt das eine Reduktion um etwa 40% gegenüber 
1991 . Für Schwerfahrzeuge wurde bis 2020 mit 
einer Reduktion um insgesamt 2,5% gerechnet. 
Weiterreichende Reduktionen durch geänderte 
Fahrzeugtechnologien wären derzeit nur mit er­
heblichem Entwicklungsaufwand oder durch re­
duzierte Komfort- und Leistungsansprüche denk­
bar. Da der österreich ische Markt für PKW ver­
gleichsweise klein ist, sollten überregionale Rege­
lungen angestrebt werden. Das theoretische Ein­
sparpotential durch realistische Verbrauchsvorga­
ben, die in Österreich allenfalls isoliert durchge­
setzt werden könnten (z.B. 3% p.a. für PKW-Neu­
zulassungen) , bewegt sich bis 2020 in der Größe­
nordnung von 5% gegenüber dem Referenzsze­
nario. Das Reduktionspotential wird deshalb so 
gering eingeschätzt, weil nicht erwartet werden 
kann, daß für den relativ kleinen österreichischen 
Markt spezielle Fahrzeugkonzepte entwickelt wer­
den, oder daß die Forschungsanstrengungen der 
PKW-Hersteller wesentlich intensiviert werden. 
Damit müßten die Vorgaben vorwiegend über 
steigende Anteile von Kleinwagen erfüllt werden, 
und könnten nur solange aufrecht erhalten wer­
den, als entsprechende Fahrzeuge am (internatio­
nalen) Markt existieren. 

Größere Erfolge können nur auf größeren Märkten 
erwartet werden. In diesem Fall wären freiwill ige 
Vereinbarungen mit den Herstellern, Verbrauchs­
höchstwerte oder Flottenverbrauchslimits mögli­
che Maßnahmen. Könnten etwa in der EU Ver­
brauchsabsenkungen um 5% p.a. durchgesetzt 
und aufrecht erhalten werden bis der ECE-1 /3-
Mix-Verbrauch der österreichischen Neuwagen 
um 60% auf etwa 3,0 1/100 km gesunken ist , sind 
in Österreich die in Tabelle 3.4 .3.18. dargestellten 
Einsparungen möglich. Al lerdings sind drastische 
Reduktionen der mittleren Motorleistungen und 
Fahrzeuggrößen und -gewichte erforderlich. 

Bei LKW sind die technischen MögliChkeiten we­
sentlich geringer. Einsparungen von etwas über 
10% scheinen möglich zu sein . 

4.1.3.2. Schienenverkehr 

Neben einer Optimierung des Geschwindigkeits­
verlaufes wären auch viele technologische und in­
frastrukturelle Maßnahmen wie etwa eine weitere 
Elektrifizierung, Bremsenergierückspeisung, Ge­
wichtsreduktion der Fahrzeuge und eine Verein­
heitlichung des europäiSChen E-Netzes möglich. 
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Abb. 3.4.3.15. Berechneter Kraftstoffverbrauch der PKW-Flotten im realen Fahrbetrieb und der Neuzulassungen im 1/3 Mix 

,.... ,..... 
Ol 

lO ,..... 
Ol 

1/100km 

Ol ,..... 
Ol 

,.... 
co 
Ol 

C'") 
co 
Ol 

lO 
co 
Ol 

,..... 
co 
Ol 

Ol co 
Ol 

,.... 
Ol 
Ol 

12 

10 

8 

6 

4 

2 

Flotte-Otto 

Flotte-Diesel 

Gesamtflotte 

1/3-Mix-Otto-Neuzulassungen 

1/3-Mix-Diesel-Neuzulassungen 

1/3-Mix-Neuzulassungen 

Tabelle 3.4.3.18. Abnahme des Kraftstoffverbrauches bzw. der C02-Emissionen infolge einer Absenkung der Verbrauchswerte der 
PKW-Neuzulassungen um 60 % zwischen 1996 und 2012 (-5 % p.a.) 

Jahr 

1991 
2000 
2010 
2020 

Verbrauchswerte 
(Änderungen gegenüber 1991) 

ECE-1/3-Mix PKW-Flotten-
PKW-Neuzu-Iassungen Realverbrauch [l/100km] 

-0% 8,25 
-25% 7,00 
-55% 4,90 
-60% 3,80 

Gesamtverbrauch pro Jahr (1) 
(Änderung gegen Referenzszenario) 

Gesamtverbrauch PKW Gesamtverbrauch 
Straßenverkehr 

-0% -0% 
-4,6% -2,6% 
-23% -13% 
-31% -16% 

(1) eventuell steigende Jahresfahrleistungen infolge der geringeren Verbrauchswerte sind nicht berücksichtigt 

Maßnahmen im Bereich "Energieverbrauch 
und C02-Emissionen": 

Österreich soll in der EU für Maßnahmen zur Ab­
senkung des durchschnittlichen Kraftstoffverbrau­
ches der KFZ-Flotten eintreten. 

Dabei sind bei PKW-Neuzulassungen bis 2010 
Absenkungen des Normverbrauches um 40% und 
bis 2020 Absenkungen um 60% anzustreben. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz-, mittel-, und 
langfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU, International 

4.1.4. Wartungen und Instandhaltungen 

Verbesserte Fahrzeugtechnologien und Infrastruk­
tureinrichtungen können nur dann voll wirksam 
sein, wenn eine angemessene Kontrolle und War­
tung erfolgt. Die Regelungen dazu sind in ver-
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schiedenen Bereichen derzeit von unterschiedli­
cher Effektivität. 

4.1.4.1. Straßenverkehr 

Die zur Zeit vorgeschriebene jährliche Überprü­
fung der PKWs beinhaltet auch die Kontrolle des 
Abgasverhaltens. Die Methode und das Intervall 
zwischen den Untersuchungen entsprechen dem 
heutigen Wissenstand. Bemühungen, geeignetere 
Kontrollverfahren zu entwickeln sind derzeit inter­
national im Gang und sollten jedenfalls von Öster­
reich unterstützt werden. Unsicherheit besteht 
auch bezüglich der Qualität der Umsetzung be­
stehender Regelungen. Klarheit könnten hier nur 
Felduntersuchungen an PKWs schaffen, bei de­
nen diese stichprobenartig aus dem Verkehr ge­
nommen und nach der periodisch auf Basis des 
Kraftfahrgesetzes vorzunehmenden KFZ-Über­
prüfung bzgl. ihres Emissionsverhaltens vermes-
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sen werden, Da schlecht gewartete PKWs ein 
Vielfaches der Schadstoffemissionen aufweisen 
können, ist das Reduktionspotential bzgl, der 
SchadstoffemisSIonen von Maßnahmen In diesem 
Bereich vorläufig mit bis zu 10% anzusetzen, 

Noch größere Unsicherheiten bestehen über den 
durchschnittlichen Wartungszustand von Schwer­
fahrzeugen, Häufig zu beobachtende sichtbare 
Partikelemissionen Im realen Straßenbetrieb 
könnten jedoch auf einen teilweise schlechten 
Wartungszustand zurückzuführen sein, Optimal 
gewartete und eingestellte moderne Schwerfahr­
zeuge zeigen dagegen kaum sichtbare Emissio­
nen, Konkrete Aussagen und Maßnahmen könn­
ten ledoch auch hier nur nach entsprechenden 
Messungen abgeleitet werden, 

Die Lärmemissionen könnten bei lLickenloser 
Uberwachung der Im Verkehr stehenden Fahrzeu­
ge deutlich gesenkt werden, Unter der Annahme 
der Zusammensetzung des Fahrzeugkollektivs 
und der Überschreitung der höchstzulässigen 
Geräuschentwicklung, wie sie in Wien Im Jahre 
1988 festgestellt wurde, kann eine Schallpegel­
minderung um 4 dB erwartet werden, Die Über­
wachung mur3 auch die Kontrolle der Beibehal­
tung der Reifentype entsprechend der Typenprü­
fung beinhalten, Bei Änderung der Bereifung 
müßte der Nachweis erbracht werden, daß der 
Schall pegel des Betriebsgeräusches gemäß Ty­
penprLifung nicht überschritten Wird, Bei motori­
sierten 2-Rädern wären genaue Kontrollen der 
Beibehaltung von Motoreinstellungen und Aus­
puff1ype bzw. deren Funktionsfähigkeit sinnvoll, 

Im Bereich der Straßenverkehrsinfrastruktur verur­
sacht die Splltbestreuung der Straßen Im Winter Je 
nach Witterung größere Mengen an Staub, Die 
EntWicklung und der Einsatz alternativer Streumit­
tel oder häufige Straßenreinigungen könnten Ver­
bessel'ungen beWirken, In welchem Außmaß auf 
Straßen abgelagerte Schadstoffpartikel (z,B, 
Schwermetalle), 01 und Reifenabrieb eine Gefähr­
dung der Umwelt (insbes des Grundwassers) 
darstellen, muß geklärt, und bestehende Bela­
stungen müssen reduziert werden, 

4.1.4.2. SChienenverkehr 

Derzeit bestehen keine gesetZlichen Vorschriften 
für Abgaskontrollen an DIeseltriebfahrzeugen, Die­
se erfolgen nach Ermessen der Österr, Bundes­
bahnen bzw. Privatbahnen, Den Regelungen im 
Straßenverkehr angepaßte Umweltschutzstan­
dards, Überprüfungsmethoden und Intervalle 
wären Jedenfalls wünschenswert, 

Bei einem schlechten Erhaltungszustand der 
Schienen kann die Erhöhung der LärmemiSSIon 
bis zu 10 dB betragen, Eine laufende Überwa-
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chung des Erhaltungszustandes durch Meßwa­
gen könnte derartige Fehler aufzeigen, An SchIe­
nenstrecken mit erhöhter SchallemiSSIon nahe 
Wohngebieten sollten dann die Schienen geschlif­
fen bzw. sonstige Gleiserhaltungsmaßnahmen ge­
troffen werden, An den Im Verkehr stehenden Wa­
gen beelnflußt der Radzustand (Flachstelien) die 
Schallemission wesentlich, Eine entsprechend 
häufige Wartung soll daher als Maßnahme zur 
Lärmminderung eingesetzt werden, Aufgrund von 
Messungen kann mit einem gutem Erhaltungszu­
stand aller Wagen eine Schallpegelminderung um 
3 dB erzielt werden, 

Die Kosten für die Überwachung dürften in beiden 
o,a, Bereichen geringer als die fur eine gleiche 
Schallpegelminderung erforderlichen Lärm­
schutzwände sein, 

4.1.4.3. Sonstige Verkehrsmittel 

Für diese, das sind u,a, Schiffe, Seilbahnen, 
Schlepplifte und Pistengeräte sollten die derzeiti­
gen und zuk(jnftlgen Umweltschutzstandards des 
PKW- bzw, Schwerverkellrs angepaßt übernom­
men werden, soferne nicht begründete strellgere 
Regelungen bestehen, wenn diese Verkehrsmittel 
z,B, häufig in sensiblen Bereichen verkehren, 

Maßnahmen im Bereich "Erhaltung und War­
tung der Verkehrsmittel": 

Die im Verkehr befindlichen KFZs sollen bezüglich 
ihrer Lärmemissionen regelmäßig kontrolliert wer­
den, Entsprechende Regelungen sollen in Öster­
reich und möglichst auch in der EU eingeführt 
werden, Dabei ist bei PKWs auch die Beibehal­
tung der Reifentypen entsprechend der Typisie­
rung zu kontrollieren, 

Es sollen Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Prüfmethoden für die Abgasüberprüfungen von 
im Verkehr befindlichen KFZ erarbeitet werden, 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU, International 

Der Erhaltungszustand der Schienenfahrzeuge, 
insbesondere der Radzustand, soll regelmäßig 
kontrolliert und gewartet werden, 

Realisierungsmögl ichkeiten: Kurzfristig 
Maßnahmenträger: Bund, ÖBB, Verkehrsbetriebe 

Österreich soll sich für analoge Maßnahmen Im 
Bereich einer besseren Erhaltung von Schienen­
fahrzeugen und KFZs auch in den Ländern ein­
setzen, deren Fahrzeuge in Österreich verkehren, 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU, International 
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Maßnahmen im Bereich 
"Erhaltung und Wartung der Infrastruktur": 

Es soll der Erhaltungszustand der Schienen in 
Hinblick auf die Lärmemissionen laufend mittels 
Meßwagen kontrolliert werden. Im Bereich von 
Wohngebieten sind gegebenenfalls Erhaltungs­
maßnahmen zu treffen. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurzfristig 
Maßnahmenträger: Bund, ÖBB, Verkehrsbetriebe 

Die Auswirkungen von Staub durch Split, Öl, 
Straßen- und Reifenabrieb sowie Schadstoffparti­
kel sollen in einem Forschungsprogramm unter­
sucht werden. Qualitätsnormen für die eingesetz­
ten Streumaterialien und deren Handhabung sol­
len erstellt werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU 

4.1.5. Gesamtwirkung der Maßnahmen 

Als Wirkung der zuvor genannten Maßnahmen im 
Bereich Fahrzeug- und Infrastrukturtechnologie 
können die in Tabelle 3.4.3.19. zusammengefaß­
ten Änderungen der Umwelt belastungen erwartet 
werden. Berücksichtigt sind: 

• die EU-Abgasgrenzwerte für 1996 und die An­
nahmen bezüglich der Grenzwerte für das Jahr 
2000 für den Straßenverkehr 

• Analoge Abgasgrenzwerte für Traktoren , Motor­
karren und "Sonstige KFZs" 

• die 60 prozentige Absenkung der Verbrauchs­
werte für PKW-Neuzulassungen in der EU 

• Maßnahmen an Fahrzeugen und Infrastruktur 
zur Reduktion der Lärmbelastung 

• Maßnahmen im Bereich Wartung und Instand­
haltung 

Es zeigt sich, daß die Emissionen an Luftschad­
stoffen durch fahrzeugseitige Maßnahmen trotz 
steigender Verkehrs leistungen sehr stark reduziert 
werden können. Der tatsächliche Erfolg müßte 
durch kontinuierliche Immissionsmessungen in 
hochbelasteten Gebieten nachgewiesen werden. 
Auch im Bereich Lärm dürften die kurz- und mit­
telfristigen Zielvorstellungen großteils erreicht wer­
den. Bei lokalen Abweichungen wären entspre­
chende verkehrsplanerische Maßnahmen bzw. In­
frastruktureinrichtungen wie z.B. Schallschutz am 
Objekt erforderlich. 

In bezug auf den Energieverbrauch, die Treib­
hausgasemissionen und den Flächenverbrauch 
können jedoch nur geringe bzw. keine Verbesse­
rungen erwartet werden. 

Tabelle 3.4.3.19. Änderungen der Abgasemissionen und der Lärmbelastung des gesamten Verkehrs in Österreich (ohne Luftfahrt und 
Pipeline) infolge der empfohlenen Maßnahmen im Bereich "Fahrzeug- und Infrastrukturtechnologie" und der Verkehrsentwicklung 
nach Kap. 2.1 

CO NO. HC Partikel (2) End- C02 802 
energie 

Abgasemissionen (1) 
2000 gegenüber 1991 ·50% -24% -57% -25% +1,5% +1,2% -51% 
2005 gegenüber 1991 -59% -36% -70% -43% -2,7% -3,2% -52% 
2010 gegenüber 1991 -62% -42% -75% -53% -7,6% -8,4% -53% 
2015 gegenüber 1991 -64% -45% -78% -58% -11,7% -12,7% -54% 
2020 gegenüber 1991 -65% -46% -78% -60% -12,4% -13,6% -55% 

Lärmemissionen (1) 

Änderung gegenüber dem Referenzszenario im Jahr 2020 Straßenverkehr im Ortsgebiet: -8 bis -13 dB 
Straßenverkehr außerorts: -8 dB 

Änderung gegenüber 1991 Straßenverkehr im Ortsgebiet: -7 bis -12 dB 
Straßenverkehr außerorts: -7 dB 
Schienenverkehr: Obis -5 dB 

(1) Berücksichtigt sind: die EU-Abgasgrenzwerte für 1996 und die Annahmen bezüglich der Grenzwerte für das Jahr 2000 für den 
Straßenverkehr, analoge Grenzwerte für Traktoren und "Sonstige KFZ" ab 1.1 . 1998 bzw. 1.1. 2002, eine 6Oprozentige Absenkung der 
Verbrauchswerte für PKW-Neuzulassungen in der EU zwischen 1996 und 2012, Maßnahmen an Fahrzeugen und Infrastruktur zur 
Reduktion der Lärmbelastung und die Maßnahmen im Bereich Wartung und Instandhaltung. 

(2) Strom, Benzin und Diesel; 1000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11 ,8333 Gwh gerechnet 
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4.2. Raumordnung, Verkehrsplanung und 
Verkehrsverhalten 

Als Verkehrsverhalten wird hier der Einfluß auf die 
Verkehrsmittelwahl (MIV, ÖV, nicht motorisiert). 
das Fahrverhalten im motorisierten Individualver­
kehr (MIV) und auch die Wahl bei der Anschaffung 
eines eigenen Verkehrsmittels verstanden. 

4.2.1. Personenverkehr 

Eine Reduktion der Umweltbelastungen soll durch 
weniger motorisierte Wege, geringere Weglängen 
und den vermehrten Umstieg auf umweltverträgli­
chere Verkehrsmittel erreicht werden. Dazu ist ei­
ne Kombination verschiedener, gleichartig wirksa­
mer Maßnahmen zu setzen . Einzeimaßnahmen 
zeigen i.a. geringere Wirkung und/oder finden ge­
ringere Akzeptanz. Die wesentlichsten Maßnah­
mengebiete sind: 

• Raumplanung zur Reduktion der Wege und 
Weglängen , die nur motorisiert zurückgelegt 
werden können; 

• Verkehrsplanung und Verkehrsorganisation zur 
Verbesserung und vermehrten Nutzung des 
nicht motorisierten Verkehrs (Fußgänger und 
Radverkehr), des öffentlichen Verkehrs und des 
kombinierten Verkehrs sowie zur Optimierung 
der Verkehrsabläufe; 

• Ökonomische Maßnahmen als Anregung zur 
vermehrten Nutzung umweltverträglicher Ver­
kehrsmittel und zur Bereitstellung notwendiger 
Investitionsmittel in die Infrastrukturen; 

• Öffentlichkeitsarbeit für ein umweltbewußtes 
Verkehrsverhalten und zur höheren Akzeptanz 
von Umweltschutzmaßnahmen. 

Neben einer Reduktion verkehrsbedingter Emis­
sionen können mit diesen Maßnahmen men­
schenfreundlichere Verkehrs- und Wohnstruktu­
ren geschaffen werden . Eine sparsamere und um­
weltbewußtere Organisation und Abwicklung des 
KFZ-Verkehrs führt zu geringeren Trennwirkungen 
in Siedlungsgebieten, mehr Raum für nicht moto­
risierte Verkehrsteilnehmer und höhere Wohnqua­
lität in Ballungsräumen. Derartige Veränderungen 
können in der Folge zu weiteren Abnahmen des 
MIV führen , da das Umsteigen auf umweltgerech­
tere Verkehrsarten an Attraktivität gewinnt. Höhe­
re Lebensqualitäten in Ballungsräumen können in­
folge zu einer weiteren Reduktion des motorisier­
ten Freizeitverkehrs führen. 

4.2.1.1 . Raumplanung und Siedlungsentwick­
lung 

Sinnvolle Maßnahmen zur Reduktion der Trans­
portnachfrage müssen das tatsächliche Bedürfnis 
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zur Durchführung eines Weges beeinflussen und 
insbesondere die erforderliche Weglänge zur Er­
füllung des Zweckes eines Weges reduzieren. 

Das Bedürfnis zur Durchführung von Wegen dürf­
te aus heutiger Sicht nur geringfügig beinflußbar 
sein. Ansätze wären hier möglicherweise in Tele­
kommunikationseinrichtungen zu sehen. 

Eine Reduktion der notwendigen Weg längen ist 
durch eine geeignete Raumordnung zweifellos 
möglich und auch wünschenswert . Zusätzlich 
kann durch eine geeignete Raumordnung die Er­
reich-barkeit und damit auch die Auslastung von 
öffentlichen Verkehrsmitteln verbessert und die 
Attraktivität des nicht motorisierten Verkehrs er­
höht werden. 

Maßnahmenempfehlungen dazu wurden bereits 
von der Österreichischen Raumordnungskon­
ferenz im Österreichischen Raumordnungskon­
zept 1991 abgegeben und werden hier nicht im 
einzelnen aufgelistet. Deren Umsetzung würde je­
denfalls den Zielen des Nationalen Umweltplanes 
entspreChen. 

Grundlegende Kriterien einer ressourcenschonen­
den Raumplanung sind die Schaffung von Sied­
lungsstrukturen mit angemessenen Siedlungs­
dichten, die Mischung verträglicher Nutzungen und 
das Ermöglichen kurzer Wege zu Arbeitsplätzen, 
Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen wie 
etwa Einkaufsmöglichkeiten, Schulen und 
Freizeiteinrichtungen, attraktive Wege für Fußgän­
ger und Radfahrer sowie eine gute Erreichbarkeit 
von öffentlichen Verkehrsmitteln. Dementspre­
chend sollten die Instrumente der Flächenwidmung 
und Bebauungsplanung, sowie der Wohnbauför­
derungen zum Stop der Zersiedelung und zur För­
derung verdichteter, zu Fuß und per Rad bewältig­
barer Siedlungstrukturen im Einzugsbereich von 
Haltestellen des öffentlichen Verkehrs eingesetzt 
werden. Weiters sollten Verkehrserreger, wie Ein­
kaufszentren, Freizeitanlagen, etc. integriert in be­
stehende Ortsstrukturen errichtet werden. 

Dabei besteht insbesondere in der Umgebung 
wachsender Siedlungsgebiete rascher Hand­
lungsbedarf. Durch eine Bündelung der Neubau­
ten entlang von Achsen mit leistungsfähigen öf­
fentlichen Transportmöglichkeiten sind die Halte­
stellen meist zu Fuß erreichbar. Bei der Flächen­
widmung sind daher die Trends zukünftiger Aus­
breitungsrichtungen der Besiedelung zu beachten, 
gegebenenfalls zu beeinflussen und rechtzeitig ein 
ausreichender Raum für öffentliche Verkehrsmittel 
einzuplanen. Entlang der Hauptausbreitungsrich­
tungen sind kleinräumige Siedlungszentren mit 
verdichteten Wohnbauten, ausreichender Bebau­
ungsdichte und einer guten Ausstattung mit Infra­
struktureinrichtungen anzustreben. In derartigen 
Siedlungsstrukturen können viele Wege im "Um-
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weltverbund" (Fuß, Rad, ÖV) erfolgen. Modellpro­
jekte für autofreies Wohnen und Car-Sharing kön­
nen zu einer sparsamen und effizienteren Autonut­
zung führen und sollten gefördert werden. 

Eine Reduktion des motorisierten Verkehrs kann 
mit diesen Maßnahmen in den nächsten Jahr­
zehnten vorwiegend bei neu zu errichtenden ur­
banen Siedlungsgebieten erreicht werden. Auf­
grund der äußerst langen Austauschzeiten der 
Wohn- und Siedlungseinrichtungen sind große Er­
folge erst durch eine konsequente Raumord­
nungspolitik über das nächste Jahrhundert abzu­
sehen. Als langfristige verkehrs- und umweltpoliti­
sche Zielvorstellung wird derzeit eine fußgänger­
und radfahrfreundliche Siedlungsstruktur gese­
hen, in der Fahrten mit dem PKW wesentlich sel­
tener wirklich notwendig sind. 

Bis zum Jahr 2020 könnte durch Maßnahmen im 
Bereich der Raumordnung eine Reduktion der 
Fahrleistungen von PKWs um etwa 3% gegenü­
ber dem Referenzszenario 2020 erreicht werden. 
Ähnliche Größenordnungen werden auch in für 
die BRD angegeben. Längerfristig sind wesentlich 
stärkere Auswirkungen zu erwarten. 

Immissionsreduzierende Raumordnung und 
Planung 

Ein Nichtberücksichtigen der Emissionen auf Ver­
kehrswegen in der Flächenwidmungs- und Be­
bauungsplanung führt zu einer hohen Lärm- und 
Abgasbelastung der Bevölkerung. Insgesamt 
können bei Beachtung der bestehenden oder in 
Zukunft absehbaren Schadstoff- und Schallquel­
len und der Ausbreitungsgesetze sowie den 
zulässigen Immissionsgrenzwerten bei der 
Flächenwidmung und Raumplanung die Belastun­
gen der Bevölkerung durch Lärm und Abgase we­
sentlich reduziert werden. Andererseits müssen 
auch bei der Planung von Verkehrswegen beste­
hende Siedlungsstrukturen entsprechend berück­
sichtigt werden. 

Flächenwidmungen für Wohnbebauung ohne Be­
achtung der Emissionen an Verkehrswegen sind 
zu vermeiden. Bei bestehenden Infrastrukturen 
können Umfahrungen dann zweckmäßig sein, 
wenn sie eine dauerhafte Entlastung des Ortsge­
bietes (dauerhafte Verlagerung des Durchzugsver­
kehrs) bringen und die Neubelastung in verträgli ­
chem Rahmen bleibt. Umfahrungen sollten mit ei­
ner verkehrsberuhigenden Umgestaltung des 
Ortsgebietes gekoppelt sein. Ortsumfahrungen 
dürfen jedoch nicht zu einer Ausweitung der 
Straßen kapazität führen, da durch eine erhöhte 
Attraktivität Anreize zu einem verstärktem Wachs­
tum des Kfz-Verkehrs geschaffen würden. 
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In Ballungsgebieten können bei etwas größeren 
Abständen von Wohnhäusern und stark befahre­
nen Straßen Immissionsschutzeinrichtungen für 
Lärm und Geruch errichtet werden. 

Bei der Planung ist auch auf geringe Lärmemis­
sionen und entsprechenden passiven Lärmschutz 
an den Verkehrsachsen zu achten, um eine Ak­
zeptanz verkehrsnaher Wohnungen zu erreichen. 
Bezüglich der Raumnutzung zeigen sich aller­
dings aus Lärmschutz und Verkehrsvermeidung 
widersprüchliche Forderungen. Im Sinne einer ge­
ringen Lärmbelastung ist die Mischung von Woh­
nungen und Ausbildungsplätzen mit Industrie­
und Gewerbeflächen nicht zu befürworten. Eine 
Trennung dieser Einrichtungen in Wohn- , Arbeits­
und Freizeitgebiete führt aber zu einer erhöhten 
Verkehrsnachfrage. 

Die Entwicklung zufriedenstelIender Kompromisse 
wird hohe Anforderungen an die Planer und Ar­
chitekten stellen. 

Insgesamt zeigt sich im Bereich "Raumordnung" 
ein wesentliches langfristiges Potential , das je­
doch nur durch integrierte Betrachtung von 
Wachstumstendenzen, Bevölkerungsinteressen, 
Verkehrsplanung und zukünftigen Entwicklungen 
von Abgas- und Lärmemissionen der Verkehrs­
mittel voll genutzt werden kann. Zur Information 
der Planer in Ländern und Gemeinden und auch 
der interessierten Bürger wären vorhandene Da­
ten über die derzeitigen und zukünftig zu erwar­
tende Emissionen und die Immissionen in der 
Umgebung der Verkehrswege zu veröffentlichen. 
Fehlende Daten und Berechnungen wären zu er­
gänzen. Damit könnten Fehlinvestitionen für 
Wohnbauten und nachträgliche Forderungen 
nach Lärmschutzeinrichtungen und damit verbun­
dene hohe Kosten vermieden werden. Darüber­
hinaus sind die rechtlichen Grundlagen für einen 
wirksamen Umweltschutz im Rahmen der 
Raumordnungsgesetzte zu verbessern. 

Maßnahmen im Bereich "Raumordnung": 

Flächenwidmungen und Bebauungen sollen nach 
Kriterien der zu Fuß zurückzulegenden Weglän­
gen zu Versorgungs- und Infrastruktureinrichtun­
gen, nach attraktiven Wegen für Fußgänger und 
Radfahrer sowie der Erreichbarkeit von öffentli­
chen Verkehrsmitteln vorgenommen werden. Der­
artige Strukturen werden durch angemessene 
Siedlungsdichten begünstigt. 

Erweiterungen von Siedlungsgebieten sollten ent­
lang von Achsen mit ausreichendem Raum für lei­
stungsfähige öffentliche Verkehrsmittel geplant 
werden, wobei eine Aneinanderfügung kleinräumi­
ger Siedlungszentren mit ausreichenden Infra­
struktureinrichtungen anzustreben ist. 
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Bei Flächenwidmung und Planung sind gegebene 
und in Zukunft zu erwartende Immissionsbela­
stungen zu berücksichtigen (z. B. ÖNORM S 
5021). Die dazu notwendigen Daten und Berech­
nungsergebnisse sollen verfügbar gemacht wer­
den. In diesem Zusammenhang wird die Ein­
führung einer Umweltverträgl ichkeitsprüfung 
(UVP) für Raumordnungskonzepte und eine Ver­
besserung der rechtlichen Steuerungsmöglichkei­
ten empfohlen. 

Realisierungsmöglichkeiten: 
langfristig, Beginn sofort 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund 

Zur Begrenzung des Verkehrs durch ökologisch 
sensible Gebiete sollen marktkonforme Mechanis­
men zur Umsetzung in der EU entwickelt werden 
(z. B. Ökopunkteprinzip). 

Realisierungsmöglichkeiten : kurz- mittel- und 
langfristigfristig. 
Maßnahmenträger: Bund, EU 

Es wird vorgeschlagen, Richtwerte für die umwelt­
und verkehrsoptimale Nutzung von Gebieten 
(Wohnen , Arbeiten, Versorgung und Freizeitein­
richtungen) zu entwerfen. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurzfristig 
Maßnahmenträger: Bund, Länder 

4.2.1.2. Verkehrsplanung und Verkehrsorgani­
sation 

Zur Umsetzung der Maßnahmen im Bereich 
Raumordnung sind jedenfalls die angesproche­
nen verkehrsplanerischen Maßnahmen, die An­
bindung der geschaffenen Siedlungsstrukturen an 
leistungsfähige öffentliche Verkehrsmittel und die 
fußgänger- und radfahrerfreundliche Gestaltung 
der Verkehrswege erforderlich. 

Derartige Maßnahmen sind darüber hinaus we­
sentlich auszudehnen, wenn merkliche Reduktio­
nen des MIV erreicht werden sollen. Die Grund­
überlegungen stützen sich dabei einmal auf den 
Umstand, daß öffentliche Verkehrsmittel bei einer 
entsprechenden Auslastung die Transportleistun­
gen wesentlich umweltschonender erfüllen (z.B. 
Tabelle 3.4.3.20.) und zudem eine höhere Perso­
nenverkehrsleistung bei einer gegebenen Fahr­
bahn kapazität aufweisen. Die Verlagerungs-mög­
lichkeiten sind allerdings wegen der unterschiedli­
chen Qualitäten der Verkehrsträger beschränkt. 
Eine sinnvolle Verlagerung in Richtung ÖV (Öffent­
licher Verkehr) ist vor allem innerhalb von Bal­
lungsgebieten, entlang von Siedlungsachsen und 
zwischen Ballungsräumen zu sehen . In verkehrs­
schwachen Zeiten und Gebieten können die Aus­
lastungsgrade so nieder werden, daß der traditio­
nelle ÖV sowohl aus wirtschaftlicher als auch um­
weltpolitischer Sicht nachteilig ist. In derartigen Si­
tuationen können bedarfsorientierte, flexible ÖV­
Systeme zu wesentlich höheren Auslastungsgra­
den führen. 

Eine höhere Attraktivität des ÖV könnte vor allem 
durch Maßnahmen zur Geschwindigkeitsteige­
rung, Netz- und Kapazitätsausweitungen, Taktop­
timierungen, Preisregelungen sowie einer verbes­
serten Haltestellen- und Park&Ride sowie Ride& 
Ride Infrastruktur erfolgen. Dabei wäre auch die 
Bildung von Verkehrsverbünden zu forcieren. Län­
gerfristig wäre ein österreichweiter Verkehrsver­
bund im ÖV mit entsprechenden Zeitkarten, Um­
welttickets oder Kreditkarten denkbar. 

Langfristig könnte ein europäisches Hochlei­
stungsbahnnetz die Attraktivität der Bahn wesent­
lich steigern und insbesondere auch eine sinnvol­
le und umweltschonendere Alternative zu kürze­
ren Flügen darstellen. Bei einer Planung wäre der 
höhere Energiebedarf, eine mögliche verkehrsin­
duzierende Wirkung und die Kosten von höheren 
Reisegeschwindigkeiten mit den positiven Effek­
ten abzuwägen. 

Tabelle 3.4.3.20. Durchschnittliche C02-Emissionen je Sitz- und Stehplatz- bzw. Personenkilometer im österreichischen 
Transportsystem 1991 , mit den im Jahr 1991 erzielten Auslastungsgraden. 

9 C02fSitzplatzkilometer (5) 
Auslastungsgrad 
9 C02fPersonenkilometer 

MIV (1) 

43,5 
26% 
152 

(1) Durchschnitt tür PKW und motorisierte 2·Räder 
(2) mit den Auslastungsgraden der ÖBB·Busflotte 1 991 

Bus (2) 

12,5 
36% 
30,5 

OPNV-el. (3) 

ca. 6,0 
ca. 43% 

14,0 

(3) Durchschnitt von Straßen· und U·Bahnen sowie O·Buslinien mit dem österreichischen EVU Kraftwerksmix; 
Auslastungsgrad aus Grazer Verkehrsbetriebe 1 991 

(4) Mit dem ÖBB·WasserkraftlEVU·kalorisch·Kraftwerksmix 
(5) Bei öffentlichen Nahverkehrsmitteln sind auch die Stehplätze berücksichtigt 
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Bahn (4) 

ca. 8,3 
ca. 25% 

32,0 
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Ein großer Teil dor Autofahrten fLihrt über kurze Di­
stanzen, die auerl LLI Fuß oder mit dem Rad be­
wältigt werden kÖlllltell. Viele Verkehrsteilnehmer 
- u,a. PKW-Bellutzer - fLillrell neben der Wet­
terab~langlgkelt (Jell zu hohell KFZ -Verkehr als Ar­
gument ge(Jell eJle Verwendun~J des Fallrrades an. 
Daher iIlUß (.lfH IlICht motorlslelie Verkehr durch 
attraktive uml flacllellerschlleßencJe Wege unter­
stutzt wordel!. Di17U mussen Rad- lind Fußwege 
erweitert und 1111 bestehenden Straßermnetz bes­
sere BeeJI11;jUI1(JeI1 gescllafferl werden Denkbar 
sind Iller velkehlsl)eruhlgte StraFlen U11::.! Zonen, 
eJle abseits der Hauptverkehrsroutell ein attrakti­
ves Netz fur den nlcllt motOrISIerteil Verkehr bil­
den könnten. 

Erfahrungen zeigen Jedoch, darl die Änderungen 
des Modal Spllt il1folge von Verbesserungen im 
ÖV und nicht motorisierten Verkehr relatiV gering 
Sind, welln keine begleitenden Mar3nallmen ge­
setzt werden. D3s Ullerwunscilte Resu!,tcJ vvar ge­
ringfL.lglge Anderuilgen Im MIV bel Ilohel- Investiti­
ons- und BetnelJskosten sowie cJeml~leren Beset­
zungsgraden 1111 OV 

Größere Verla~lOrun~jseffekte slne.! Im Allgemeinen 
erst zu erwartell. wenn parallel elle Attr3ktlVltät des 
MIV gesenkt Wird, was dallil 311ereJI11CjS die Stand­
ortqualll<-lt l)eelnflußt. Im Beredl der Verkehrspla­
nung umJ Verkehrsorganisation Welre dazu die Re­
duktion der zulilsslgen Höcllst(Jeschwlndlgkelten 
eine wesentlich Maßnahme, Dies fLihrt zu geringe­
ren Relsezolt\j()rteilr~ll '1011 PKWs. reduziert die 
Trennwll'kung VOll Straßen Lmd erhöht zusätzlich 
die Sicherheit ullei i\ttmktlvltClt der Illcht motorisier­
ten Verkehrsforl11ell Dlskutlel1 wOl'e.!en Senkungen 
der Hochstgosclwilrld:gkeltell auf Autobahnen. 
Außerortstrarlell, Innerstadtlscllen Hauptverkehrs­
straßen uneJ InllE::rstadtlscllen Nebenstraßen retwa 
100/80/:'JO::30) sowie eine verstarkte Uberwa­
cllung, eiltsprechende Offelltllcllkeltsarbeit und 
Bewußtsell1stJliclung sowie hollele Strafeil. Eine 
weltel'e Mogllcllkelt. die In Lukullft zu cilsKutleren 
sein Wird. slncl tecilnlsclle Maflnallmen an den 
Fahrzeugen 7ur Elllllaltung der zulilSSleJen Höchst­
geschwindigkeit (z.B. Tempodrossel) 

Durcll gerln~J8re Geschwindrgkelten können auch 
Larrll- um! Schadstoffelllissiclilen sowie der Ener­
gleverbraucll red lJZl el-t wereierl Die erziel bare 
Larmminderuilg Ist In Abbiduilg 3.4.3.11 abzule­
sen, Zusatzllcll kallil ein Eff8kt entgegen der der­
zeltlgerl Ze~slecielungstelljenz erwartet wel'den, 
da eJle fUI elle Mobilität pro Tag aufzuwendende 
Zeit bel Uberschreltung vorl etwa 1 biS 1,5 Stun­
den I.a. zunellmend unakzeptabel Wird. Da eine 
Tendenz Zil qlelCilblelbendell Reisezeiten festzu­
stellen 1St. kallil l)el geringeren Relsegeschw!r,dlg­
kelten Illit Sinkenden Weglal1(Jell gerecllnet wer­
den. Da überilollte Geschwilldigkeitell zu den 
HauptunfallursClchen zailiell, stellt eine uberwach­
te Senkung der Geschwlndiqkeitslll1llts auch eines 
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der wesentllcllston Mittel zur Senkung der Opfer­
bilanz des Strallerwerkehrs dar. 

Bel der Erörterung elnel Senkung der Gescllwln­
(Jlgkeltsllmlts Insbesondere fLlr Autobahnen Uild 
Außerortstmßen kOllnte In dem zur Erarbeltung 
dieses Kapitels des NUP elngerlclltetell ArbeIts­
kreis keille einheitliche Position erltwlckelt wer­
(Jen. Der AnSicht, daß der lllotOriSlerte IllcIJvldual­
verkehr generell elrlgeschränkt werden soll, steht 
die Auffassung gegenüber, daß ein scllllelier und 
bequemer OrtsweUlsel durchaus begrur3ellswert. 
lIlld ebellso WIO cJie Umweltsituation ein Bestand­
teil der Standortqualität ist. solange dallllt keine 
uilvertretbmen Belastungen anderer Verkehrsteil­
nehmer und der Umwelt verbunden slnci. EI-stere 
Argumente werden z.B. durch eineIl höheren 
Enel-gleverbraucll bei höheren GeschWindigkeiten 
L1nterstLitzt. die andere Seite z. B. durch cJie tech­
nologlschell Verbesserungen, durch die die 
SChadstoffemissIonen und aucll (ler Verbrauch 
fossiler Kraftstoffe je gefahrenem Kilometer sUm­
dlg Sinken. Da der Großteil der Bevolkenmg so­
wohl Fahrer oder Mitfahrer von PKW als auch 
durch Verke~lrsauswlrkungen Betloftelle Sind, 
Wird über cllese AnSichten auf breiterer EI)erle clls­
kutlert und politische EntscheidungeIl getroffen 
vverden mLlssen. Einer IntenSiven InformC1tloll und 
Bewußtselllsblldullg kommt hier eine grol3e Be­
deutung ZlI. 

Neben Absenkungen der GeschwIndigkeitslimits 
können auch Einfahrtbeschränkungen In senSible 
Gebiete, wie etwa Innenstadtkeme oder Touris­
musorte, sowie Parkbeschränkungen lind -be­
Wirtschaftung !slelle Kap. 4,2,1,3.) Sinnvolle Re­
stllktlonell fur (lell MIV darstellen. Diese könllen 
generell fur den MIV oder aber nach ZOIt. Abgas­
emlSSlons- und Lalmnlveau vanabel oillgefi..lhrt 
wel·den. Der Umfang derartiger Maßnallrnen muß 
aber auf die S1imdortqualltät der Einrichtungen in 
der betreffenden Zone RückSicht 11e11111011. Neben 
wlrtschaftllcllell AUSINII'kungen konnten sonst un­
erwunscllte Verlclgel-ullgseffekte von Infrastruktur­
einnchtungen all elle Peripherie eriolcjen Bel ge­
elglleter Gostaltung kann aber durcllaus eine er­
höhte Stondortqualltät in verkehrsberuhl~Jten Ge­
bieten und F-ußgangerzonen erreicht wel·cien. 

Maßnahmen im Bereich 
"Verkehrsplanung und Verkehrsorganisation": 

Der öffentliche Verkehr soll u.a. durch Netzerweite­
rungen, Beschleunigungsmaßnahmen, optimierte 
Taktgestaltung, Tanfregelungen, Verkehrsverbunde 
und verbesserte Infrastrukturen im Haltestellenbe­
reich möglichst attraktiv gestaltet werden. Dies ist 
Insbesondere In Ballungsräumen, Siedlungs- und 
Wirtschaftskorrrdoren und ZWischen Ballungs- und 
WIrtschaffszentren anzustreben. Die Umstiegsmög­
lichkeiten zwischen den verschiedenen Verkehrsträ-
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gern sind durch Linienführung, Park&Ride und Ri­
de&Ride Einrichtungen zu optimieren, Darüberhin­
aus ist die gute Versorgung und Erschließung des 
ländlichen Raumes durch öffentliche Verkehrsmittel 
sicherzustellen, Konzepte für eine ökolgisch und 
ökonomisch effiziente Flächendeckung sollen erar­
beitet werden, In Räumen und Zeiten schwacher 
Verkehrsnachfrage sollen dabei bedarfsonentlerte 
Formen des öffentlichen Verkehrs forciert werden, 

Der Umfang dieser Maßnahmen Ist auf den zu er­
wartenden umweltpolitischen und Wirtschaftlichen 
Erfolg abzustimmen und richtet sich daher auch 
nach den eingesetzten Maßnahmen Im MIV 

RealisIerungsmöglichkeiten: kurz- und mittelfristig, 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund, In­
ternational 

Die Bedingungen für Fußgänger und Radfahrer 
sollen entscheidend verbessert werden, Dazu 
sind u,a, attraktive, flächenerschließende Fußwe­
ge und Radroutennetze anzubieten. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- und mittelfristig, 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund 

Planung und Bau von Verkehrsinfrastrukturen Sind 
in allen Fällen möglichst landschaftsschonend zu 
betreiben, 

Realisierungsmöglichkeiten kurz-, mlttel- und 
langfnstlg, 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund 

Wenn Staus und Umweltbelastungen in sensiblen 
Gebieten nicht infolge der übrigen vorgeschla­
genen Maßnahmen gesenkt werden können, sind 
Straßenneu- oder Ausbauten oder ein Abbau von 
Verkehrsspitzen durchzuführen, Emissionsstei­
gernde Effekte sind zu vermeiden und langfristige 
Alternativen sind zu überprüfen, 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz-, mittel- und 
langfnstlg, 
Maßnahmenträger Gemeinden, Länder, Bund 

Bei Überschreitung von Schallimmissionsgrenz­
werten in sensiblen Gebieten sind die bestehen­
den Tempolimits an der entsprechenden Stelle zu 
senken, 

Die Überwachung der Geschwindigkeitsbe 
schränkungen sollte verstärkt, die Verständlichkeit 
und Akzeptanz verbessert und die Strafen bei 
ÜberSChreitungen angehoben werden, 

RealisIerungsmöglichkeiten: kurzfristig 
Maßnahmentrager: Bund 
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4.2.1.3. Ökonomische Maßnahmen 

Änderungen der Kosten für die Nutzung von Ver­
kehrsmitteln beeinflusserl die Verkehrsrnengen 
und die Verkehrsmittelwaill. Besorlders intenSIv 
wurden bisher die Abhängigkeiten des PKW-Ver­
kehrs von den Kraftstoffpreisen untersucht. Als 
Auswirkungen einer Erhöhung der Kraftstoffpreise 
(Zapfsäule) werden La, folgende Effekte erwartet 

Kurzfnstlg « 1 Jahr): Reduktion der spellflschen 
Fahrleistung und ökonOmischer Fahrstil 

Langfnstlg i> 3 biS 10 Jahre): Reduktion der spe­
Zifischen Fahrleistung, ökonomischer FOllrstll, 
Neuzulassungen leichterer urld 'JerbrouchsgLlnstl­
gerer PKW, beschleunigte tecrlnologlsclle Ver­
besserungen 

Vereinfacht wird das Verhaltnls der ÄrlClerling vorl 
Fahrleistung oder Krafftstoffverbrollcll zur Ärlde­
rung der Kraftstoffpreise als ,,Prelselostlzltat" be­
zeichnet. Die Ergebnisse von Abschbtzllngen der 
Elastizitäten sind im Endbencht der zur lrarbel­
tung dieses Kapitels Im NUP elngencllteterl Ar­
beltsgruppe dargestellt. 

Der Verkehr und damit auch die Umweltbelastwl 
gen durch den Verkehr können also durch Arlde­
rungen der Preisniveaus urld Preisstrukturen l.lJzw 
der relativen Preise) lJeelnflllßt werderl Am effek­
tivsten Wirksam ISt dabei die Anderung eier vono­
bien Kosten der Verkellrslllittelnut?ung, Neben 
der Änderung des Verkehrsaufkomillens urld der 
VerkehrSllllttelwahl kann durch hohere KklftStoff­
preise auch die EntWICklung alternativer AlltrlelJe 
und Fahrzeuge oeschleunigt werden, da dererl 
Kostennachteile geillirldert werden könnten [[a­
belle 3.4,3,17,), IIll Sinne der langfnstlgen Ziele 
des Nationalen Umwelt planes wären die Pl'else fLlr 
den MIV relatiV gegenLJber delll OV anzuheberl. 
Die absolut anzustrebenden Preise köllllen Sich 
dabei z.B, an den beabsichtigten Verlagerungs­
und Reduktionseffekten, der Akzeptanz der Be­
völkerung und einer anzustrebenden volkswirt­
scllaftllchen Kostendeckung ("Kostenwallrheit" 
Siehe Kap, 3,2.) onentieren, 

Um die Zielvorgaben bzw, eine Kostenwahrheit zu 
erreichen, müßte der Verkehr Jedenfalls wesentlich 
teurer werden, Wie die Berechnurlgen (Tabelle 
34326.) Z81gen, Sind schrittweise Kraftstoffprel 
serhöhungen um 50°0 (reall In Kornblncllioll mit 
den (Jbngen empfohlenen MaßnClhmen aus Ilelltl­
ger Sicht langst nicht ausrelCilerld, um die CO -
Reduktionen gemäß delll Toronto-Ziel oder gar 
dem Klilllabündnis zu gewahrleisten. Bel Preis­
steigerungen In dieser Großenordllllng Llber elnerl 
lallgeren Zeitraulll, die Illit der EU und den Nacll­
barstaaten abgestllllillt Sind, kann nocrl vorl einer 
genngen SOZialen Belastung ausgegangen wer­
den, da durch technoloQlsche Verbesserungen 
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und die Wahl kleinerer PKWs die Kraftstoffmehr­
kosten nahezu kompensiert werden können. We­
sentlich stärkere Erhöhungen der Kraftstoffpreise 
In einer kurzen Zeitspanne lassen aber erhebliche 
Anpassungsschwierigkeiten erwarten. 

• Eine ausreichende Erweiterung des ÖV-Netzes 
und die Bereitstellung nicht fossiler Kraftstoffe 
stößt aus Gründen der Planung und Bauver­
handlungen sowie beschränkten Finanzmitteln 
auf Umsetzungsschwierigkeiten und kann da­
her derzeit nur langsam erfolgen. 

• Die Bevölkerungsgruppe, die beruflich oder auf­
grund der Lage ihrer Wohnstätte auf den MIV 
angewiesen ist, erfährt während des Struktur­
wandels erhebliche Mehrkosten 

• Wohngebiete mit unzureichender Infrastruktur 
werden an Attraktivität verlieren. solche mit gu­
ter Verkehrslage gewinnen. Aufgrund der 
larlgsamen Änderung der Raumordnung wer­
den die Preise für letztere stark steigen. Häuser 
In schlechter Wohnlage werden schwer zu ver­
kaufen sein. 

• Die Anpassungseffekte In der heimischen Wlrt­
schaftsstruktur, von der Produkt palette bis zur 
Internationalen Arbeitsteilung, können hier nicht 
abgeschätzt werden, Preisanstiege für ver­
schiedene Guter als Folge der höheren Trans­
portkosten sind In der Anpassungsphase aber 
zu erwarten. 

• Werden die Kraftstoffpreise lediglich In Öster­
reich erhöht. ist je nach Preisanstieg mit auch 
umweltpolitisch unerwünschten Effekten zu re­
chen. deren Größenordnung aber schwer ab­
schätzbar ist. Diese wären etwa höhere Preise 
für Inländische Güter und daher Wettbewerbs­
verzerrungen gegenüber dem Ausland und 
auch ein Tanktourismus. 

Aus diesen Problembereichen können folgende 
Voraussetzungen für die Erhöhung der Kraftstoff­
preise abgeleitet werden (siehe auch Kap. 3.2.): 

• Kraftstoffpreise müssen mit der EU und den 
Nachbarstaaten abgestimmt sein und sollten 
möglichst europaweit in einem verträglichen 
Verhältnis stehen. 

• Grundsätzlich sind sämtliche Preissteigerungen 
schrittweise über einen längeren Zeitraum vor­
zunehmen. Die beabsichtigten Steigerungsra­
ten müssen dabei zu Beginn bekanntgegeben 
werden, um rechtzeitige AnpassungsmöglIch­
keiten zu gewährleisten. 

• Bevölkerungsschichten und Wirtschaftszweige. 
die auf die Nutzung des motorisierten Straßen­
verkehrs angewiesen sind müssen bel drasti-
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schen Preiserhöhungen In der Ubergangsphase 
geeignete Ausgleichszahlungen erhalten. Dieser 
Ausgleich ist strukturbezogen und möglichst 
nicht in der Form eines KIlometergeldes vorzu­
nehmen, da sonst der Lenkungseffekt verloren 
geht. 

Um die Akzeptanz für eine steuerbedingte 
Preisanhebung Im MIV zu erreichen, ware es not­
wendig, gleichzeitig die Attraktivität des ÖV zu er­
höhen. Im übrigen beabsiChtigt die Östereichische 
Bundesregierung Im Rahmen der Ökologislerung 
des Steuersystems, durch die schrittweise Ein­
führung einer Energieabgabe die steuerliche Bela­
stung von der menschlichen Arbeitskraft hin zum 
Ressourcenverbrauch zu verschieben. 

Die Herstellung kostenwahrer Preise im Verkehr 
stellt insgesamt eine wichtige und effektvolle aber 
auch sehr komplex wirksame Maßnahme dar. Für 
die Erreichung dieses Zieles sollte daher ein EU­
weiter Stufenplan erarbeitet werden. der auch die 
angrenzenden Staaten berückSichtigt. Bei der Er­
arbeitung der Strategie dafür sind die Prinzipien 
nach Kap. 3.2. zu befolgen, um den bestmögli­
chen umweltpolitischen Effekt zu erreichen. 

Variabilisierung der Kosten. 
das heißt Umlegung der Jährlichen Fixkosten 
(KFZ -Steuer. Versicherungen) auf den gefahrenen 
Kilometer oder den verbrauchten liter Treibstoff. 
Der derzeitige hohe FIxkostenanteil des KFZ be­
wirkt abnehmende Kosten je gefahrenem Kilome­
ter mit zunehmender Kilometerleistung. Die Fixko­
stenanteile werden bei Preisvergleichen mit dem 
ÖV auch oft nicht beachtet. 

Erhöhung der (variablen) Kosten. 
Anzustreben ist eine verursachergerechte Höhe 
der Gebühren für alle Verkehrsträger, wobei Um­
welt - und Unfallfolgekosten zu berückSichtigen 
sind. Eine Erhöhung der variablen Kosten für den 
motorisierten Straßenverkehr kann z.B. durch 
höhere Kraftstoffpreise und mehr fahrleistungsab­
hängige Straßenbenützungsgebühren und fahrlei­
stungsabhängige Steuereinhebung erfolgen. Im 
Straßenwesen ist verstärkt Road Pricing, das ge­
zielt zelt- und streckenabhängige Bemauten von 
Straßen, als verkehrslenkende Maßnahme einzu­
setzen. Als Ziel wäre Road PriCing auf allen 
Straßen und für alle KFZs einzuführen. Solange 
dieses Ziel wegen technologischer, organisatori­
scher und ökonomischer Schranken nicht um­
setzbar ist, wäre als Vorweglösung z.B. Road Pri­
cing am Hochleistungsnetz zu realisieren. Dabei 
Ist mit entsprechenden Begleitmaßnahmen am 
Mautnetz und am parallelen unbemauteten 
Straßennetz sicherzustellen, daß bel Einführung 
von Road Prlcing eine positive Umwelt- und Ener­
glebilanz Im Gesamtsystem gegeben 1St. Road­
Prlclng bietet die Möglichkeit, die variablen Kosten 
auch von der Tageszeit und der Jeweiligen befah-
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renen Strecke abhängig zu machen. Wenn das 
Road-Pricing nur auf übergeordneten Strecken, 
speziell auf Autobahnen erfolgt, sind aber Verla­
gerungseffekte auf das untergeordnete Straßen­
netz zu erwarten. Da dort die Emissionen und der 
Energieverbrauch je gefahrenem Kilometer i.a. 
wesentlich höher sind , und mehr sensible Berei­
che in Straßennähe liegen, werden durch diese 
Maßnahme negative Umwelteffekte erwartet. Um 
diesen Effekt zu vermeiden, sollte das Road-Pri­
cing möglichst alle gefahrenen Wege erfassen. 
Dazu könnte etwa eine On-Board-Unit herange­
zogen werden, die die gefahrenen Kilometer regi­
striert und entsprechende Beträge abbucht. 
Schwierigkeiten können sich allerdings bei der Er­
fassung ausländischer KFZs ergeben, die bei ei­
ner europaweiten Einführung derartiger kompa­
tibler Systeme entfallen würden. 

Die zweifellos einfachste und (technisch) rasch um­
setzbare Variante zur Erhöhung der Straßenbenüt­
zungsgebühr ist eine Anhebung der Kraftstoffprei­
se im Wege der Mineralölsteuer. Diese ist weitge­
hend fahrleistungsabhängig, setzt die Kostenwahr­
heit jedoch nicht eindeutig nach dem Territorialprin­
zip um und entspricht nicht dem Ziel der zeitlichen 
Variabilisierung (Kap. 3.2.) . Andererseits ist der Ver­
ursacherbezug in Hinblick auf den Energiever­
brauch und die C02-Emissionen gewährleistet. 

Parkraumbewirtschaftung 
Diese bedarf keiner Akkordierung mit der EU oder 
den Nachbarstaaten, ist aber ebenfalls ein we­
sentliches ökonomisches Lenkungsinstrument. 
Flächen stellen insbesondere in dichter besiedel­
ten Gebieten ein knappes und teures Gut dar. 
Parkgebühren sollten daher an den tatsächlichen 
Marktwert der verbrauchten Fläche bzw. an ge­
wünschte Lenkungseffekte angepaßt werden. 
Außerdem wird die Parkraumverfügbarkeit bzw. 
die Erreichbarkeit zunehmend zu einem Wettbe­
werbsfaktor. In hochbelasteten Gebieten wären 
die Dauerparkplätze entlang der Straße zu redu­
zieren und gegebenenfalls gebündelte Parkgele­
genheiten in weniger belasteten Gebieten zu 
schaffen. Der Umfang derartiger Maßnahmen muß 
jedenfalls auf unerwünschte Abwanderungseffekte 
der Wirtschaftseinrichtungen in die Peripherie 
Rücksicht nehmen, die zu einer dezentralen 
Raum- und Siedlungsentwicklung führen würden. 

Maßnahmen im Bereich "Ökonomische Maß­
nahmen" im Personenverkehr 

Die Kosten der Verkehrsmittelnutzung sollten so 
weit wie möglich variabilisiert , d.h. auf die Fahrlei­
stung bezogen werden. 

Um echte Marktpreise zu erhalten, müssen auch 
die externen Kosten und Nutzen des Verkehrs 
schrittweise internalisiert werden. Zur Einführung 
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kostenwahrer Preise im Straßenverkehr eignen 
sich flächendeckendes Road-Pricing und ein Zu­
schlag zur Mineralölsteuer. Das Ausmaß der 
Preiserhöhungen muß sich an den Zielen der Än­
derung des Mobilitätsverhaltens bzw. der Interna­
lisierung orientieren. Bei Road-Pricing ist auf die 
Entwicklung in der EU und den Nachbarstaaten 
Bedacht zu nehmen. Kraftstoffpreiserhöhungen 
erfordern ebenfalls eine Abstimmung mit der EU 
und den Nachbarstaaten. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: International, EU, Bund 

In stärker belasteten Gebieten sollte Parkraumbe­
wirtschaftung erfolgen bzw. erweitert werden. Der 
Umfang dieser Maßnahme ist auf die Nachfrage 
und mögliche, unerwünschte Abwanderungsef­
fekte der Wirtschaftseinrichtungen in die Periphe­
rie abzustimmen. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Gemeinden 

4.2.1 .4. Öffentlichkeitsarbeit und Bewußt­
seinsbildung 

Durch ein allgemein umweltbewußtes Verkehrs­
und Konsumverhalten könnten die Umweltbela­
stungen wesentlich reduziert werden. Z.B. stehen 
im MIV durch eine moderate Fahrweise und die 
Anschaffung verbrauchsgünstiger Fahrzeuge 
große Einsparpotentiale offen. Werden die PKWs 
generell sparsam, d.h. in niederen Drehzahlen und 
mit gleichmäßiger, energiesparender Fahrweise 
betrieben, können die durchschnittlichen Ver­
brauchswerte und Abgasemissionen um etwa 
10% gesenkt werden. Die Lärmminderung könnte 
insbesondere in den städtischen Straßen bis zu 
5 dB erreichen. Eine Senkung der durchschnittli­
chen Fahrzeuggröße in der PKW-Flotte könnte et­
wa 5 bis 7% Verbrauchseinsparungen je 10%iger 
Reduktion der Fahrzeugmassen bewirken. Noch 
größere Effekte könnten durch die Verkehrsmittel­
wahl erwartet werden. Da z.B. kurze Fahrten mit 
dem PKW infolge erhöhter Abgasemissionen und 
Kraftstoffverbrauchswerte nach dem Start über­
proportional hohe Belastungen je gefahrenem Ki­
lometer verursachen, sollten diese Strecke aus 
Umweltbewußtsein soweit wie möglich zu Fuß 
oder mit dem Rad zurückgelegt werden. 

Die Verbreitung der Daten und Fakten zur Mobi­
lität durch umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit und 
Informationskampagnen, Einbeziehung der Medi­
en, Verbreitung von Publikationen, etc. ist also ei­
ne wesentliche Voraussetzung zur Änderung des 
Mobilitätsverhaltens. Der Nutzen der verkehrs­
technischen und ökonomischen Maßnahmenbün­
del - gesündere Umweltverhältnisse und höhere 
Lebensqualität durch umweltbewußtes Verkehrs-
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verhalten - soll im Bewul3tsein der Bevölkerung 
und der Meinungsbildner, wie Entscheldungstra­
ger verankert werden. Durch Imagekampagnen 
und Marketingaktionen fur den offentllchen Ver­
kehr, das Zufußgehen und Radfahren sollen diese 
Verkehrsarten einen welt angeselleneren Status 
erhalten als bisher. 

Insbesolldere Ist auch der "Verkellrsunterricht" Im 
Sinne einer Heranbildung eines umweltorientierten 
Verkehl'sverllaltens umzustellen. Den Heranwacll­
senden sollten die Zusammenllange Gesundheit. 
Umwelt und Verkehr und die Bedeutullg des eige­
nen Beitrags für eine umweltvertragllchere Ver­
kehrsmittelwahl vermittelt werdell, Insbesondere 
Ist der offentliche Verkehr durch geeignete Unter­
nchtsunterlagen In den Unterricht zu Integneren. 
Auch In den Fahrscllulen muß der verantwor­
tungsbewußte und umweltschonende Umgang 
mit dem Kraftfahrzeug ein wesentlicher Bestand­
teil der Fallrausbildung sem. 

Auf betnebllcher und kommunaler Ebene sollten 
verstarkt Beratungsdienstleistungen flJr eine ver­
träg��chere MoblllWt angeboten werden. Wie In 
den Niederlanden (ab 50 Beschci.ftlgte auf freiwil­
liger BasIs) sollte die Erstellung von tJetrrebllchen 
Mobilitatsplanen zur Reduzierung der Autobemit­
zung forciert werden. 

Maßnahmen im Bereich 
"Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseins­
bildung" im Personenverkehr" 

Durch eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit und Ver­
kehrsverhaltenserziehung sollte das Bewußtsein 
über Umweltauswirkungen der Verkehrsträger 
verstärkt und die Menschen zu einem umweltver­
träglicheren Verkehrsverhalten motiviert werden, 
Insbesondere sollte eine Informationskampagne 
über den Nutzen von Maßnahmen zur Verände­
rung der Verkehrsmittelwahl und zur Hebung des 
Image des Zufußgehens, Radfahrens und der 
Benützung öffentlicher Verkehrsmittel erfolgen. 

Weiters sollen leicht verständliche Unterlagen 
über Fahrpläne, Routen und Tarife des ÖV in 
Österreich frei verteilt werden und auch an allen 
Umstiegstellen aufliegen. 

Es soll die Erstellung von Mobilitätsplänen für Ein­
richtungen und Betriebe zur Reduktion der KFZ­
Fahrleistungen z.B. durch raumordnungs- und fi­
nanzpolrtlsche Unterstützungen gefördert werden. 
RealisIerungsmöglichkeiten: kurz-, mittel und 
langfristig 

Maßnahmenträger: (Fahr-) Schulen, Verkehrsbe­
triebe, Gemeinden, Länder, Bund 

·220· 

4.2.1,5. Gesamtwirkung der Maßnahmen 

Die Wirkung des Maßnahmenbündels mit den 
Maßnahmellempfehlungen Im Bereich Raum- und 
Verkehrsplanung, Preispolitik und Öffentlichkeits­
arbeit im Personenverkehr hängt wesentlich vom 
Umfang der Anhebung der vanablen Kosten ab, 
Neben dem direkten Lenkungseffekt sollten da­
durch vermehrt FInanzmittel z.B. zur Attraktivitäts­
steigerung des ÖV und nicht motorisierten Ver­
kehrs verfugbar sein. 

Fl.lr die Berechnullg der AusWirkung dieses Maß­
nahmenbundeis auf die Abgasemissionen wurde 

einmal eine schnttwelse Erhöhung der Kraft­
stoffrealkosten im Straßenverkehr um 50°0 zwi­
schen 1997 und 2005 

einmal eine schrittweise Erhöhung der Kraft­
stoffrealkosten im Straßenverkehr um 120°0 
und der Preise für den ÖV um 30 0

() zWischen 
1997 und 2013 angenommen. 

a) Maßnahmen bündel mit einer Anhebung der der­
zeitigen vanablen Kosten um 50°0 

Gegenuber der TrendentwIcklung (Refe­
renzszenario), wo eine leichte Abnahme der 
Kraftstoffrealpreise angenommen wurde, Sind 
mit dem vorliegenden Maßnahmenbundel eine 
Reduktlorl der Fahrlelstungerl Im MIV um etwa 
30So und etwas höhere Besetzungsgrado der 
PKWs zu erwarten. Die stärksten Abnahmen 
der Fahrleistungen Sind dabei Im Freizeitverkehr 
zu erwarten. 

Die Anteile kleinerer PKWs an den Neuzulas­
sungen werden zu Ungunsten der hubraum­
starken PKWs zunehmen, und verbrauchsspa­
rende Technologien werden sldl schneller 
durchsetzen. Dramatische Anderungen der 
Strukturen und des Verkehrsverhaltens sind 
aber nicht zu erwarten, (Siehe dazu Tabelle 
3.4,3,21,) 

b) Maßnahmenbundel mit einer Anhebuilg der 
derzeitigen variablen Kosten um 120% im 
Straßenverkehr und um 30 0

0 höhere TIcketprei­
se Im OV 

Preisänderungen dieser Größenordnung lassen in 
Verblndurlg mit den Maßnahmen in den Bereichen 
Raumordnung, Verkehrsplamillg und Offentllch­
keltsarbeit bereits deutliche Anderungen des Ver­
kehrsverhaltens und lci.ngerfnstlg auch der Sied­
lungsstrukturen erwarten. Eine Berechnurlg bzw. 
Abschatzung der Strukturverällderungen Ist mit 
größeren UnSicherheiten bellaftet. Die darauf auf­
bauenden Verbrauchs- und Emlsslonsprogrlosen 
Silld daher als plausible Ergebnisse unter den vor­
gegebenen Randbedingungen zu versteherl, Ne-
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ben den In Tabelle 3.4.3.22. dargestellten Veran­
derung der Abgasemissionen ist auch eine for­
cierte EntwlckluncJ von erneuerbaren Energien zu 
erwarten. 

4.2.2. Güterverkehr 

Langfristig kann und soll die Guterverkehrslei­
stung durch elrle geanderte WIrtschaftsstruktur 
beelnfluGt INPrcJPI1. Dazu Ist eine Regronallsierung 
der Versorgungsstruktul' und eille Erllöhung der 
Fertiguilgstiefen 11Cltwendlg. Ein wesentliches In­
strumellt dazlI Silld wlederUIll die Transportko­
sten. 

Eine generelle Elnschrankung der Guterverkehrs­
leistung kanll Iller kurz- und mittelfristig nicht er­
wartet welclell. Eine Reduktion der Umweltbela­
stungen kanll vorerst Insbesondere cluldl eine 
bessere Auslastung eier Verkehrsmittel. eille ver­
besserte Kooperation der Verkellrstrager unel eine 
Verlagerung auf uillweitschonendere Verkellrsmit­
tel erfolgeil, 

Ausnahme da7u stellen Transitabkomillen elar, die 
kurzfristig elle eillzige Möglichkeit darstellen, stark 
betroffene Gebiete zu entlasten. At)er allch die 
TransItproblematik Ist Ilur zu elltscllarfen. wenn 
Wege gpfunden '.'<lerdell, dell Glitertransport ge­
nerell uillweitfreuncillciler zu gestalten. 

Aus Ileutlger Sicht Sind die Bahn, Pipeline und die 
Schlffallrt die uillweitschonendsten Verkehrsmittel 
(z.B TalJelle 3.1323) 

Die derzeitige Wirtschaftliche EntWICklung laßt er­
warten, daß die Transportleistung auf der Straße 
starker zunllllllll als auf Balln und Donau (vgl. 
Kap. 2.1.2) Neben den KostellVortellen trageil 
derzeit IllsbesOlldere die punktgenalle Zullefe­
rung. die 1.0.1. sclllleliere ulld verlaßllchere Trans­
portabwickluilg sowie die höllem FleXlbilltat zu 
den hollen Wettt)ewerbsvorteilen des Straßengü­
terverkeilrs bel. Zur flächigen Verteilung der Güter 
bietet Sich kOlno Alternative zum LKW an, Liber 
längere Strecken könnte Jedoch die Balln und zT 
aucll die Donauschlffahrt Anteile gewlnllen. wenn 
entsprochonclo Rahillenbedinguilgon geschaffen 
werden. 

4.2.2.1. Raumordnung, Verkehrsplanung und 
Verkehrsorganisation 

Grundlage fLlr wesentliclle Verbesserungen wäre 
eine weltgohende Kooperation der Verkehrsträger 
mit einer qemeinsamen. vernetzten und compu­
terunterstLltzten Transportlogistik. UnterslLJtzend 
und fördernd dazu mußteil die Umschlagmöglich­
keiten 7wlschen den Verkeilistlagern verbessert 
und beschleuniqt. und das AnqetJot von Bahn 
und Schiffahrt attraktlviert werdell. Dazu Sind u.a. 
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Llnienzuqsysteme und rangierfreie Contalner-Um­
steiqetechnlken sowie der Einsatz von Ouerverla­
dunqssystemen zu unterstlitzen, Im stadtischen 
Bereicll sollen City-Logistik Systeme zur Optimie­
rung des Lieferverkehrs entwickelt b7w. vermehrt 
angewandt werden. 
Eine geeigllete RaumordllLlllgspolitik. die 
BahnallschlLlsse und den kombinierten Verkehr 
unterstutzt. soll die Koopemticlil fördeill. Damit 
kann auch Im Reqlonalverkehl' elll flachenhaft 
kombinierter Verkehr ermogllcht wereJen. 

Deutliche Optllllierungen In uillweitpolltischer und 
Wirtschaftlicher HII1SIcht durften so ITlOqllCh sem. 
Restrlktlonerl 1111 Straßenverkehr kormen auch Im 
Gütertransport helfen, die Entwlcklunq ulTlwelt­
freulldllcher 7U gestalten. Bel derartlgerl Maßnah­
men ISt Jedoch unbedingt allf die Wettbewerbs­
fähigkeit (jel österreichischen Wllischaft und der 
osterrelcilischen Transportuilternehilluilgen RLlck­
Sicht zu Ilehmen. Eine Umweltsanierung durcll 
Verlaqerung von Industrie und Gewerbe Ins Aus­
land kann Jedenfalls nicht Ziel des Nationalen Um­
weltplanes sein. 

Maßnahmenempfehlungen im Bereich 
"Raumordnung, Verkehrsplanung und 
Verkehrsorganisation" im Güterverkehr: 

Die Widlllunq von Industrregebleten und Betriebs­
baugebieten, sowie die Förderung zu Betrrebsan­
siedlunqen soll soweit wie möglich mit der Errich­
tung von Gleisanschlüssen oder einer Transport­
kette Im kombinierten Verkehr verknüpft werden. 

Reallsierungsmöqlichkeiten: kurz-, mittel- und 
langfrrstlgfristig. 
Maßnahmenträger: Gemeinden. Länder, Bund 

Es soll die Kooperation zwischen allen Verkehrs­
trägern (Straße, Bahn, Schiffahrt, Pipeline und 
Luftfahrt) qefördert werden. Bemühungen eine 
verbesserte, computergestützte und vernetzte 
Güterlogistik zwischen den Verkehrsträgern auf­
zubauen, sollen angereqt und unterstützt werden. 
Insbesondere soll die Entwicklung des flächenhaf­
ten Kombi-Verkehrs forciert werden, Dazu sind 
u.a. eine flächenhafte Versorgung mit Gütertermi­
nals, Lll1ienzugsysteme und rangierfreie Contai­
ner-Umstelgetechniken sowie der Einsatz von 
Ouerverladungssystemen zu fördern. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- und mlttelfrrstig. 
Maßnahmenträger: Transportunternehmen, Bund, 
Lander 

Es soll der Bahn- und Donauverkehr weiter al­
traktivlert werden. Im Bahnbereich sind dazu wei­
tere Verbesserungen der Umschlaginfrastruktu­
ren. der FahrpJangestaltung und Tarifregelungen 
sowie der Transportkapazitäten und -geschwin-
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digkeiten anzustreben. In der Donauschiffahrt wä­
re in Teilgebieten ein umwelt- und landschaftscho­
nender Ausbau der Fahrrinnentiefe entsprechend 
der Donaukonvention anzustreben. Dabei sind die 
Überschneidungen mit Interessen des Arten- und 
Landschaftsschutzes zu beachten. 

Realisierungsmöglichkeiten: mittel- und langfristig. 
Maßnahmenträger: Bund, Länder 

4.2.2.2. Ökonomische Maßnahmen 

Auch im Bereich des Güterverkehrs sollte langfri­
stig die bereits beschriebene Kostenwahrheit an­
gestrebt werden. Dazu eignen sich Erhöhungen 
der Mineralölsteuer, Road-Pricing und die Einhe­
bung fahrleistungsabhängiger Schwerverkehrsab­
gaben. Aus ökologischer Sicht sollte sich Öster­
reich in der Europäischen Union dafür einsetzen, 
daß sich die Besteuerung des Straßengüterver­
kehrs am Grundsatz der Variabilisierung der Ko­
sten orientiert, also fahrleistungsabhängig erfolgt. 
Die Preiselastizitäten im Güterverkehr sind wegen 
der hohen Wettbewerbsvorteile des Straßenver­
kehrs derzeit aber wesentlich geringer als im Per­
sonenverkehr einzustufen. 

Bei diesen Maßnahmen ist ebenfalls eine Abstim­
mung mit den Nachbarstaaten erforderlich, um 
nicht die Standortqualität Österreichs und die 
Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen Trans­
portunternehmen einzuschränken. 

Wie im Personenverkehr sollten die zusätzlichen 
Steuereinnahmen vorrangig für Umweltschutz­
maßnahmen im Verkehrsbereich verwendet wer­
den. Überschüssige Steuereinnahmen müßten 
aufkommensneutral zu Steuerentlastungen in an­
deren Bereichen (z.B. Lohnkosten) führen . 

Maßnahmen im Bereich "Preispolitik im Güter­
verkehr": 

Wie im Personenverkehr sollten die Kosten der 
Verkehrsmittelnutzung so weit wie möglich varia­
bilisiert, d.h. auf die Fahrleistung bezogen werden 
Um echte Marktpreise zu erhalten, müssen auch 
die externen Kosten und Nutzen des Güterver­
kehrs schrittweise internalisiert werden. Zur Ein­
führung kostenwahrer Preise im Straßengüterver­
kehr eignen sich flächendeckendes Road-Pricing 
und ein Zuschlag zur Mineralölsteuer. Das Aus­
maß der Preiserhöhungen muß sich an den Zielen 
der Änderung des Mobilitätsverhaltens bzw. der 

Tabelle 3.4.3.21 . Erwartete Emissionsänderungen bis zum Jahr 2020 gegenüber dem Referenzszenario im gesamten österreiehi­
sehen Verkehr (ohne Luftverkehr und Pipeline) infolge einer Kombination der unter 4.2.1. genannten Maßnahmen im Personenver­
kehr mit 50%iger Erhöhung der Variablen Kosten im MIV (Real preise) 

Änderung der Abgasemissionen bis 2020 gegenüber dem Referen=enario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 nach 4.1.1., die Maßnahmen zur 
Raumplanung und Siedlungsentwicklung nach 4.2.1.1 ., die Altraktivierung des ÖV und nicht motorisierten Verkehrs nach 4.2.1.2. 
in Abstimmung mit den Preisanhebungen im MIV, 50% Anhebung der Kraftstoffrealpreise für den MIV (schrittweise 5% p.a.), 
Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.1.4. 

Pass.-km CO NO. HC Partikel C02 

PKW, mot.-Zwei-Rad -27% -39% -36% -37% -18% -42% 
Diesel-Bus +42% +36% +32% +34% +33% +33% 
Bahn, S-Bahn +40% +18% +18% +18% +18% +18% 
ÖPNV-el. (3) +66% +66% +66% +66% +66% +66% 
Donau (1) 0% 0% 0% 0% 0% 
Fuß & Rad +25% 
Summe (1) -4% -35% -9% -25% -2,1% -18% 

Änderung der Abgasemissionen gegenüber 1991 (1) 

CO NO. HC Partikel 

2000 gegenüber 1991 -58% -28% -62% -23% 
2005 gegenüber 1991 -71% -40% -76% -41 % 
2010 gegenüber 1991 -74% -46% -80% -48% 
2015 gegenüber 1991 -75% -48% -81% -52% 
2020 gegenüber 1991 -76% -48% -82% -54% 

(1) die Emissionen im Güterverkehr bleiben gegenüber dem Referenzszenario unverändert 
(2) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 
(3) Straßenbahnen, U-Bahnen und O-Buslinien 
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End- C02 
energie 

-5% -6% 
-11 % -12% 
-13% -14% 
-14% -15% 
-16% -17% 

Endenergie (2) 

-42% 
+33% 
+18% 
+66% 

0% 

-18% 

502 

-52% 
-54% 
-54% 
-54% 
-54% 
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Tabelle 3.4.3.22. Erwartete Emissionsänderungen bis zum Jahr 2020 gegenüber dem Referenzszenario im gesamten österreichi­
schen Verkehr (ohne Luftverkehr und Pipeline) infolge einer Kombination der unter 4.2.1. genannten Maßnahmen im Personenver­
kehr mit 120%iger Erhöhung der variablen Kosten im MIV (Realpreise) und 30% iger Erhöhung der Benützungsgebühren des ÖV 
zwischen 1997 und 2013. 

Änderung der Abgasemissionen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 nach 4.1.1 .• die Maßnahmen zur 
Raumplanung und Siedlungsentwicklung nach 4.2.1 .1 .• die Attraktivierung des ÖV und nicht motorisierten Verkehrs nach 4.2.1.2. 
in Abstimmung mit den Preisanhebungen im MIV. 120% Anhebung der Kraftstoffrealpreise für den MIV (schrittweise 5% p.a.) und 
30% höhere Tarife für den ÖV, Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.1.4. 

Pass.-km CO NO. HC Partikel C02 

PKW, mot.-Zwei-Rad -40% -51 % -49% -49% -34% -57% 
Diesel-Bus +44% +37% +34% +36% +35% +34% 
Bahn, S-Bahn +42% +19% +19% +19% +19% + 19% 
ÖPNV-el. (3) +41 % +41% +41% +41% +41 % +41% 
Donau (1) 0% 0% 0% 0% 0% 
Fuß & Rad +65% 
Summe -1 1% -46% -12% -33% -4,3% -26% 

Änderung der Abgasemissionen gegenüber 1991 (1) 

CO NO. HC Partikel 

2000 gegenüber 1991 -58% -28% -62% -23% 
2005 gegenüber 1991 -71% -40% -75% -41% 
2010 gegenüber 1991 -77% -47% -81% -49% 
2015 gegenüber 1991 -80% -50% -83% -54% 
2020 gegenüber 1991 -80% -50% -84% -55% 

(1) die Emissionen im Güterverkehr bleiben gegenüber dem Referenzszenario unverändert 
(2) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11 .8333 Gwh gerechnet 
(3) Straßenbahnen. U-Bahnen und O·Buslinien 

(2) End- C02 
energie 

-6% -7% 
-12% -13% 
-18% -19% 
-22% -23% 
-23% -25% 

Endenergie (2) 

-57% 
+34% 
+19% 
+41 % 

0% 

-25% 

502 

-53% 
-54% 
-56% 
-57% 
-57% 

Tabelle 3.4.3.23. Durchschnittliche C02-Emissionen je Tonnenkilometer Nutzlast im österreichischen Transportsystem 1991 

durchschn. LKW- durchschn. 
LKW (1) Fernvertcehr (2) Bahn (3) 

Massebezogener 
Auslastungsgrad (4) 30% 80% ca. 38% 
9 C02fTonnenkilometer 322.8 68,1 28,4 

(1) Durchschnitt für alle in Österreich registrierten leichten Nutzfahrzeuge. LKWs und Sattelkraftfahrzeuge. 
(2) LKW-Lastzug mit 60% Auslastung 

durchschn. 
Donau 

kA 
25,7 

(3) Mit ÖBB-WasserkraftlEVU-kalorisch-Kraftwerksmix 1991. Auslastungsgrad aus Wagenachsen-km und transportierten t-km 
abgeschätzt. 

(4) Inkl. Leerfahrten. Der Mittelwert für die verschiedenen LKW-Massen klassen wurde über die Transportleistungsanteile gebildet. 
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Tabelle 3.4.3.24. Änderung der Gütertransportleistungen und der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne 
Luftfahrt und Pipeline) bis zum Jahr 2020 infolge der Maßnahmen unter Punkt 4.2.2. mit einer 50%igen Anhebung der variablen 
Kosten gegenüber dem Referenzszenario 

Änderungen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 nach 4.1.1., die Maßnahmen zur 
Raumplanung nach 4.2.2.1., die Attraktivierung von Bahn und Donauschiffahrt nach 4.2.2.1. in Abstimmung mit den 
Kraftstoffpreisanhebungen, 50% Anhebung der Kraftstoffrealpreise für den Güterverkehr (schrittweise 5% p.a.) sowie Öffentlichkeitsar­
beit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.2.3. 

t-km CO NO. HC Partikel C02 

Güter-Straße (1) -5,5% -7% -8% -7% -7% -10% 
ges. Bahn (1) +7,7% +4,2% +4,2% +4,2% +4,2% +4,2% 
Donau (1) +10,7% +10,7% +10,7% +10,7% +10,7% +10,7% 
Summe (1) 0% -0,5% -3,3% -1,2% -2% -3 ,8% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems gegenüber 1991 (1) 

CO NO. HC Partikel End-
energie 

2000 gegenüber 1991 -49% -24% -55% -22% +3,2% 
2005 gegenüber 1991 -58% -37% -68% -40% +1,7% 
2010 gegenüber 1991 -61% -44% -74% -49% +1,0% 
2015 gegenüber 1991 -63% -46% -76% -52% 0% 
2020 gegenüber 1991 ·63% -46% -77% -54% ·1,2% 

(1) Die Personenverkehrsleistung und die Emissionen aus dem Personentransport werden nicht verändert 
(2) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11 ,8333 Gwh gerechnet 

C02 

+2,8% 
+1,1% 
-0,2% 
-0,9% 
-2,4% 

Endenergie (2) 

-10% 
+4,2% 

+10,7% 
-3,7% 

502 

-50% 
-51% 
-51 % 
-51% 
-51% 

Tabelle 3.4.3.25. Änderung der Gütertransportleistungen und der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne 
Luftfahrt und Pipeline) bis zum Jahr 2020 infolge der Maßnahmen unter Punkt 4.2.2. mit einer 120%igen Anhebung der variablen 
Kosten im 5traßengüterverkehr und einer 30%igen Anhebung der Tarife im 5chienengüterverkehr gegenüber dem 
Referenzszenario 

Änderungen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 nach 4.1.1., die Maßnahmen zur 
Raumplanung nach 4.2.2.1., die Attraktivierung von Bahn und Donauschiffahrt nach 4.2.2.1. in Abstimmung mit den 
Preisanhebungen, 120% Anhebung der Kraftstoffrealpreise für den Güterverkehr (schrittweise 5% p.a.) und 30% höhere Tarife für den 
Güterverkehr auf der Schiene sowie Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.2.3. 

t-km CO NO. HC Partikel C02 

Güter-Straße (1) -13% -17% -18% -18% ·17% -22% 
ges. Bahn (1) +4,5% +2,5% +2,5% +2,5% +2,5% +2,5% 
Donau (1) +7,5% +7,5% +7,5% +7,5% +7,5% +7,5% 
Summe (1) -5,6% -1,0% -9% -3,3% -6% -8,4% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems gegenüber 1991 (1) 

CO NO. HC Partikel End-
energie 

2000 gegenüber 1991 -49% -25% ·56% -22% +2,3% 
2005 gegenüber 1991 -58% -38% -68% -41% -0,2% 
2010 gegenüber 1991 -62% -45% -74% -50% -2,3% 
2015 gegenüber 1991 -63% -48% -76% -54% -4,2% 
2020 gegenüber 1991 -63% -48% -77% -55% -5,9% 

(1) Die Personenverkehrsleistung und die Emissionen aus dem Personen transport werden nicht verändert 
(2) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11 ,8333 Gwh gerechnet 
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C02 

+2,0% 
-0,8% 
-3,1% 
-5,2% 
-7,1% 

Endenergie (2) 

-22% 
+2,5% 
+7,5% 
-8,3% 

502 

-51% 
·52% 
-53% 
-53% 
-54% 
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Internalisierung orientieren. Bei Road-Pricing ist 
auf die Entwicklung in der EU und den Nachbar­
staaten Bedacht zu nehmen. Kraftstoffpreiser­
höhungen erfordern ebenfalls eine Abstimmung 
mit der EU und den Nachbarstaaten. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU, International 

4.2.2.3. Öffentlichkeitsarbeit und Bewußt­
seinsbildung 

Die Öffentlichkeitsarbeit für eine Reduktion der 
Güterverkehrsleistung muß im wesentlichen bei 
den Konsumenten ansetzen. Eine Bewerbung 
heimischer Erzeugnisse, bzw. von Produkten aus 
der direkten regionalen Umgebung kann zu einer 
geringeren Nachfrage nach ausländischen Pro­
dukten bzw. Gütern mit großen Transportwegen 
führen. Neben einer Verbesserung der Absatz­
chancen heimischer Produkte wird so auch die 
Gütertransportleistung gesenkt. Ähnlich gerichte­
te Öffentlichkeitsarbeit sollte natürlich auch in In­
dustrie und Gewerbe durchgeführt werden. 

4.2.2.4. Gesamtwirkung der Maßnahmen 

Die Wirkung der zuvor angesprochenen Maßnah­
menbündel im Güterverkehr hängt, wie auch im 
Personenverkehr, wesentlich vom Umfang der 
Anhebung der variablen Kosten, bzw. den so fi­
nanzierbaren Maßnahmen im öffentlichen Verkehr 
ab. Es sind aber wesentlich geringere Verlage­
rungseffekte zu erwarten. 

In der Berechnung sind Maßnahmen im Bereich 

• Raumordnung 
• Öffentlichkeitsarbeit 
• Attraktivierung von Bahn und Donauschiffahrt 

bzw. kombiniertem Verkehr 
• Verkehrsplanung und -regelung 
• Preispolitik 
• einmal eine Erhöhung der Kraftstoffrealkosten 

im Straßenverkehr um 50% zwischen 1997 und 
2005 

• einmal eine Erhöhung der Kraftstoffrealkosten 
im Straßenverkehr um 120% und der Tarife im 
Schienengüterverkehr um 30% zwischen 1997 
und 2013 

berücksichtigt. 

a) Maßnahmen bündel mit einer Anhebung der 
derzeitigen variablen Kosten im Straßengüter­
verkehr um 50% 

Eine Anhebung der variablen Kosten im 
Straßengüterverkehr würde - in Kombination 
mit den Maßnahmen zur Attraktivitätssteige-

· 225 · 

rung von Bahn und Schiffahrt - dessen starken 
Anteilszuwachs an der gesamten Transportlei­
stung einbremsen. Gegenüber dem Refe­
renzszenario wird hier, entsprechend den Ab­
hängigkeiten in den Jahren 1971 bis 1993, mit 
einer Abnahme des Straßengüterverkehrs um 
5,5% gerechnet. Insgesamt verbliebe dennoch 
eine Zunahme um ca. 45% gegenüber 1991. 
(Siehe dazu Tabelle 3.4.3.24.) 

b) Maßnahmenbündel mit einer Anhebung der 
derzeitigen variablen Kosten um 1 20% im 
Straßengüterverkehr und um 30% höhere Tari­
fe im Güterverkehr auf der Schiene 

Eine Berechnung bzw. Abschätzung der Struk­
turveränderungen ist, noch mehr als im Perso­
nenverkehr, mit Unsicherheiten behaftet. Die 
darauf aufbauenden Verbrauchs- und Emis­
sionsprognosen sind daher als plausible Er­
gebnisse unter den vorgegebenen Randbedin­
gungen zu verstehen. In den Jahren von 1971 
bis 1993 waren auch bei Dieselpreiserhöhun­
gen um über 50% (real) Anteilszuwächse des 
Straßengüterverkehrs festzustellen (Abbildung 
3.4.3.2.), sodaß mit den daraus abgeleiteten 
Abhängigkeiten auch bei Dieselpreisanstieg 
um 120% keine gravierenden Abnahmen der 
Straßenverkehrsleistung zu erwarten sind. Die 
Möglichkeiten zur Attraktivierung der Bahn 
werden aufgrund der Bauvorlaufzeiten bis 
2020 höchstwahrscheinlich ebenfalls keinen 
einschneidenden Umschwung in Richtung 
Schiene bewirken. Eine optimierte 
verkehrsträgerübergreifende Logistik kann da­
gegen wesentlich rascher Erfolge zeigen . 

Insgesamt wird der Anteilszuwachs [t-km) des 
Straßengüterverkehrs mit diesem Maßnahmen­
bündel wahrscheinlich nahezu gestoppt werden 
können (von ca. 52% Anteil in 1991 auf etwa 55% 
in 2020). Aufgrund der höheren Transportkosten 
wird mit einem Rückgang der gesamten Tonnenki­
lometer um ca. 5,5% gerechnet. Weiters werden 
gegenüber dem Referenzszenario 10% höhere 
Nutzladefaktoren im Straßengüterverkehr und et­
was sinkende Kraftstoffverbrauchswerte [l/100km] 
angenommen. (Siehe dazu Tabelle 3.4.3.25.) 

4.2.3. Umweltverträglichere Verkehrsabwick­
lung 

Mit den empfohlenen Maßnahmen (50% erhöhte 
variable Kosten) ist bis zum Jahr 2020 eine Reduk­
tion der Straßenfahrleistungen (MIV und LKW) um 
knapp 20% gegenüber dem Referenzszenario zu 
erwarten. Gegenüber 1991 wird sich dennoch ein 
Zuwachs von ca. 1 7% ergeben. Um eine Vergleich­
mäßigung der Transportgeschwindigkeiten und ei­
ne Abnahme der Stauhäufigkeiten zu erreichen, 
sind daher zusätzliche Maßnahmen notwendig. 
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Tabelle 3.4.3.26. Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne Luftfahrt und Pipeline) bis zum Jahr 2020 
infolge der Maßnahmen aus 4.2. mit 50%iger Anhebung der variablen Kosten 

Änderungen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 im Straßenverkehr nach 4.1.1., die 
Maßnahmen zur Raumplanung nach 4.2.1.1. und 4.2.2., die AttraktMerung von nicht motorisiertem Verkehr, ÖV und Donauschiffahrt 
nach 4.2.1 .2. und 4.2.2.1. in Abstimmung mit den Preisanhebungen im Straßenverkehr, 50% Anhebung der KraftstoffreaJpreise 
(schrittweise 5% p.a.) sowie Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.1.4. und 4.2.2.3. 

co NO. HC Partikel Endenergie (1) 

Summe -34% -10% -24% -4% -20% -19% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems gegenüber 1991 

CO NO. HC Partikel (1) End- C02 502 
energie 

2000 gegenüber 1991 -57% -27% -61% -23% -3% -4% -52% 
2005 gegenüber 1991 -71% -41% -75% -41% -11% -12% -54% 
2010 gegenüber 1991 -74% -47% -80% -49% -14% -15% -55% 
2015 gegenüber 1991 -75% -48% -81% -53% -15% -17% -55% 
2020 gegenüber 1991 -75% -49% -82% -54% -17% -29% -56% 

(1) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 

Tabelle 3.4.3.27. Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne Luftfahrt und Pipeline) bis zum Jahr 
2020 infolge der Maßnahmen aus Kap. 4.2. mit 120%iger Annhebung der variablen Kosten im Straßenverkehr und 
30% Anhebung im ÖV 

Änderungen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 im Straßenverkehr nach 4 .1.1., die 
Maßnahmen zur Raumplanung nach 4 .2.1.1. und 4.2.2., die Attraktivierung von nicht motorisiertem Verkehr, ÖV und Donauschiffahrt 
nach 4.2.1.2. und 4.2.2.1. in Abstimmung mit den Preisanhebungen, 120% Anhebung der Kraftstoffrealpreise (schrittweise 5% p.a.) 
und 30% höhere Tarife für den Güterverkehr auf der Schiene sowie Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.2.3. 

CO NO. HC Partikel C02 Endenergie (1) 

Summe -45% -18% -33% -10% -33% -32% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems gegenüber 1991 

CO NO. HC Partikel (1) End- C02 502 
energie 

2000 gegenüber 1991 -56% -28% -61% -23% -4% -5% -53% 
2005 gegenüber 1991 -70% -42% -75% -42% -14% -15% -56% 
2010 gegenüber 1991 -77% -50% -82% -52% -23% -24% -59% 
2015 gegenüber 1991 -79% -53% -84% -56% -28% -29% -61% 
2020 gegenüber 1991 -80% -54% -84% -57% -30% -32% 62% 

(1) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin ojer Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 

Tabelle 3.4.3.28. Erfolg des Maßnahmenbündels bezüglich des Ozongesetzes; mit 50% iger Erhöhung der variablen Kosten. 

1996 2001 2006 

Ziel für NMHC (1) nach Ozongesetz bzgl. 1988 -40% -60% -70% 
Erreicht gesamt HG (2) mit Maßnahmenbündel -51% -72% -82% 
Ziel für NO. nach Ozongesetz bzgl. 1985 -40% -60% -70% 
Erreicht NO. mit Maßnahmenbündel -10% -29% -42% 

(1) Nicht-Methan Kohlenwasserstoffe 
(2) gesamte Kohlenwasserstoffe inkl. Methan. Die Reduktion der NMHC mit dem Maßnahmenbündel dürfte größer als die Reduktion der 

gesamt HC sein, da Methanemissionen durch 3-Wege Katalysatoren in geringerem Umfang abnehmen als die gesamten HC-Emissionen 
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Dazu bieten sich Verkehrsflußregelungen, bauliche 
Maßnahmen und ein Abbau von Verkehrsspitzen 
an. In allen Fällen ist eine Vergleichmäßigung des 
Verkehrsflusses bei einer annähernd gleichbleiben­
den mittleren Geschwindigkeit anzustreben, da bei 
wesentlichen Beschleunigungen von verkehrsindu­
zierenden Wirkungen ausgegangen werden kann. 

Durch eine Verflüssigung des Straßenverkehrs kön­
nen Emissionen und Kraftstoff eingespart werden . 
So gehen im ECE-Zyklus beim Bremsen etwa 50% 
der gesamten Nutzenergie verloren. Durch auto­
matische Leitsysteme, die Routen und Geschwin­
digkeiten in Abhängigkeit vom jeweiligen Verkehrs­
aufkommen vorgeben, kann der Verkehrsfluß prin­
zipiell wesentlich verbessert werden. Derartige Sy­
steme könnten in Zukunft die Situation in stark be­
lasteten Gebieten entschärfen. Dies könnte auch 
durch einen Abbau von Verkehrsspitzen erreicht 
werden. Dazu können Arbeits-, Schul- und Ur­
laubszeiten flexibler gestaltet werden. Vor der Ein­
führung derartiger Maßnahmen wären jedoch 
eventuelle verkehrsinduzierende Effekte und alter­
native Möglichkeiten zur Verkehrsverlagerung zu 
prüfen. 

Straßen neu- und -ausbauten sind aus der Sicht 
des Umweltschutzes dann zweckmäßig, wenn sie 
nachweisbar dazu beitragen, durch den Straßen­
verkehr verursachte Umweltbelastungen aus sensi­
blen Bereichen (Ortsdurchfahrten, Erholungsgebie­
te) in weniger problematische Gebiete zu verlagern. 
Vor EntSCheidungen zu Kapazitätsausweitungen im 
Straßennetz sind auch hier Alternativen zu prüfen 
und in die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ein­
zubeziehen. 

Im Bereich des öffentlichen Verkehrs sollten Be­
triebsleitsysteme und Beeinflussungstechniken für 
Lichtsignalanlagen zur Steigerung der Transport­
geschwindigkeiten forciert eingesetzt werden. 
Auch Fahrgastinformationssysteme und Techni­
ken zur Anschlußsicherung sind für eine höhere 
Attraktivität des ÖV wesentlich zu verbessern. 

Da derartige Maßnahmen nur lokal sinnvoll anzu­
wenden sind, ist eine allgemeine Abschätzung der 
möglichen Emissionsreduktionen im Rahmen die­
ses Berichtes nicht möglich. 

Maßnahmen im Bereich "Umweltverträg­
lichere Verkehrsabwicklung" : 

Um einen gleichmäßigeren Verkehrsfluß zu errei­
chen und Staus zu vermeiden, oder bei hohen Im­
missionsbelastungen Verkehrsreduktionen umzu­
setzen, sollen Leitsysteme im Straßenverkehr ein­
gesetzt werden. Dabei ist jedOCh zu beachten, 
daß die verkehrsinduzierenden Effekte die Entla­
stungseffekte nicht überwiegen. 
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Zur Erhöhung der Effizienz und Attraktivität des öf­
fentlichen Verkehrs ist der Einsatz von Betriebs­
leitsystemen und Signalbeeinflussungen forciert 
voranzutreiben. 

Realisierungsmöglichkeiten : kurz-, mittel- und 
langfristig. 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund 

4.2.4. Gesamtwirkungspotential 

Das Gesamtwirkungspotential ergibt sich aus der 
Summe der Wirkungen im Personen- und Güter­
verkehr. Überlagerungseffekte zwischen den Aus­
wirkungen im Personen- und Güterverkehr sind 
kaum zu erwarten. Die etwas geringeren Stauhäu­
figkeiten infolge eines geringeren PKW-Verkehrs­
aufkommens sind nicht berücksichtigt. Die Aus­
wirkungen der zu einer umweltverträglicheren Ver­
kehrsabwicklung empfohlenen Maßnahmen kann 
wegen fehlender Datengrundlagen derzeit nicht 
berechnet werden. 

a) Maßnahmenbündel mit einer Anhebung der 
derzeitigen variablen Kosten im Straßenverkehr 
um 50% 

Wie Tabelle 3.4.3.26. zeigt, sind mit diesem 
Maßnahmenbündel die Zielsetzungen bezüglich 
der C02-Emissionen nach dem Toronto-Ziel 
bzw. dem Klimabündnis und der NO,-Emissio­
nen nach dem Ozongesetz nicht zu erreichen. 

b) Maßnahmenbündel mit einer Anhebung der 
derzeitigen variablen Kosten um 120% im 
Straßenverkehr und um 30% höhere Ticketprei­
se im ÖV 

Die Berechnungsergebnisse lassen auch mit die­
sem sehr ambitionierten Maßnahmenbündel nicht 
erwarten, daß die Zielsetzungen bezüglich C02 
und NO, erreicht werden (Tabelle 3.4.3.27.), wenn 
nicht wesentliche Verbesserungen im Bereich er­
neuerbarer Energien zu einem Durchbruch alter­
nativer Antriebe, wie etwa von Elektrofahrzeugen 
mit Solarstrom, führen. Der Erfolg derartiger Ent­
wicklungsarbeiten kann jedoch derzeit nicht ab­
geschätzt werden. 

5. Gesamtwirkung der empfohlenen Maßnahmen 

Die Gesamtwirkung der empfohlenen Maßnah­
men ergibt sich aus der Wirkung der Maßnahmen 
in den Bereichen: 

• Fahrzeug- und Infrastrukturtechnologien (Ab­
gas- und Lärmgrenzwerte, Verbrauchsvorga­
ben, Wartung und Instandhaltung, etc.) 
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Tabelle 3.4.3.29. Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne Luftfahrt und Pipeline) bis zum Jahr 2020 
infolge der empfohlenen Maßnahmen mit 50%iger Anhebung der variablen Kosten im Straßenverkehr. 

Änderungen der Abgasemissionen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 im Straßenverkehr sowie für 
Dieseltriebfahrzeuge, Traktoren und "Sonstige KFZ", eine Reduktion des Rottenverbrauches der neu zugelassenen PKW um 60% 
gegenüber 1991 , eine verbesserte Wartung und Instandhaltung, die Maßnahmen zur Raumplanung nach 4.2.1 .1. und 4.2.2., die 
Attraktivierung von nicht motorisiertem Verkehr, ÖV und Donauschiffahrt nach 4.2.1.2. und 4.2.2.1. in Abstimmung mit den 
Preisanhebungen im Straßenverkehr, 50% Anhebung der Kraftstoffrealpreise (schrittweise 5% p.a.) sowie Öffentlichkeitsarbeit und 
Bewußtseinsbildung nach 4.2.2.3. 

co NO. HC Partikel Endenergie (1) 

Summe -36% -16% -27% -16% -30% -29% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems gegenüber 1991 

CO NO. HC Partikel (1) End- C02 S02 
energie 

2000 gegenüber 1991 -58% -29% -62% -25% -9% -9% -54% 
2005 gegenüber 1991 -72% -43% -76% -44% -19% -20% -58% 
2010 gegenüber 1991 -75% -49% -80% -54% -23% -25% -59% 
2015 gegenüber 1991 -76% -52% -82% -58% -26% -28% -60% 
2020 gegenüber 1991 -76% -52% -83% -60% -27% -28% -60% 

(1) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 

Tabelle 3.4.3.30. Erfolg des Maßnahmenbündels bezüglich des Ozongesetzes; mit 120%iger Erhöhung der variablen Kosten 
im Straßenverkehr und +30% im ÖV. 

1996 2001 2006 

Ziel für NMHG (1) nach Ozongesetz bzgl 1988 -40% -60% -70% 
Erreicht gesamt HG (2) mit Maßnahmenbündel -51 % -72% -82% 
Ziel für NO. nach Ozongesetz bzgl. 1985 -40% -60% -70% 
Erreicht NO. mit Maßnahmenbündel -10% -31% -45% 

(1) Nicht-Methan Kohlenwasserstoffe 
(2) gesamte Kohlenwasserstoffe inkl. Methan. Die Reduktion der NMHG mit dem Maßnahmenbündel dürfte größer als die Reduktion der 

gesamt HG sein, da Methanemissionen durch 3-Wege Katalysatoren in geringerem Umfang abnehmen als die gesamten HG-Emissionen 

Tabelle 3.4.3.31. Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne Luftfahrt und Pipeline) bis 
zum Jahr 2020 infolge der empfohlenen Maßnahmen mit 120%iger Anhebung der variablen Kosten im Straßenverkehr 
und 30%iger Anhebung im ÖV. 

Änderungen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 im Straßenverkehr sowie für 
Dieseltriebfahrzeuge, Traktoren und .Sonstige KFZ", eine Reduktion des Rottenverbrauches der neu zugelassenen PKW um 60% 
gegenüber 1991 , eine verbesserte Wartung und Instandhaltung, die Maßnahmen zur Raumplanung nach 4.2.1 .1. und 4.2.2., die 
Attraktivierung von nicht motorisiertem Verkehr. ÖV und Donauschiffahrt nach 4.2.1.2. und 4.2.2.1. in Abstimmung mit den 
Preisanhebungen, 120% Anhebung der Kraftstoffrealpreise (schrittweise 5% p .a.) und 30% höhere Tarife im ÖV und im Güterverkehr 
auf der Schiene sowie Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.2.3. 

CO NO. HC Partikel C02 Endenergie (1) 

Summe -48% -26% -38% -24% -39% -38% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems gegenüber 1991 

CO NO. HC Partikel (1) End- C02 S02 
energie 

2000 gegenüber 1991 -58% -31 % -62% -26% -10% 11 % -55% 
2005 gegenüber 1991 -71% -46% -76% -46% -22% -23% -60% 
2010 gegenüber 1991 -78% -54% -83% -57% -31% -32% -63% 
2015 gegenüber 1991 -60% -57% -85% -62% -36% -38% -65% 
2020 gegenüber 1991 -81% -58% -85% -64% -36% -38% -65% 

(1) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 
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• Raumordnung 

• Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung 

• Attraktivierung des ÖV und des nicht motori­
sierten Verkehrs sowie des Güterverkehrs auf 
der Schiene und der Donau bzw. des kombi­
nierten Verkehrs 

• Verkehrsplanung und -regelung 

• Preispolitik: 

- einmal eine Erhöhung der derzeitigen varia­
blen Kosten im Straßenverkehr um 50% zwi­
schen 1997 und 2005 mit einer zusätzlichen 
Variabilisierung von Fixkosten (KFZ-Steuer, 
Versicherung) 

- einmal eine Erhöhung der derzeitigen varia­
blen Kosten im Straßenverkehr um 120% und 
einem Preisanstieg im ÖV um 30% zwischen 
1997 und 2013, wieder mit einer zusätzlichen 
Variabilisierung von Fixkosten 

• umweltverträglichere Verkehrsabwicklung. 

5.1. Schadstoffe und CO,-Emissionen 

Eine nennenswerte Marktdurchdringung von al­
ternativen Antrieben und Fahrzeugen wurde in der 
Berechnung nicht berücksichtigt, da die derzeit 
möglich scheinenden Varianten heute entweder 
unausgereift oder (und) wesentlich teurer sind. Die 
zukünftige Entwicklung in diesem Bereich ist zur 
Zeit kaum abzuschätzen. International höhere 
Preise für fossile Kraftstoffe würden jedoch eine 
Intensivierung der Entwicklungsarbeiten und 
möglicherweise einen schnelleren Durchbruch be­
wirken. Aufgrund der Dauer der Entwicklungsar­
beiten und der Flottendurchdringung können nen­
nenswerte umweltpolitische Erfolge aber auch bei 
einem raschen Durchbruch frühestens in 10 Jah­
ren erwartet werden. 

Als wesentlicher Faktor für die erreichbaren Re­
duktionen der Schadstoffemissionen zeigt sich, 
neben technologischen Verbesserungen, die 
Preispolitik im Verkehr. 

5.1.1. Maßnahmenbündel bei einer Erhöhung 
der variablen Kosten im Straßenverkehr um 
50%. 

Eine 50 prozentige Erhöhung der derzeitigen va­
riablen Kosten durch eine schrittweise Kraftstoff­
preisanhebung in Verbindung mit Road-Pricing 
würde etwa den Realpreis des Jahres 1983 erge­
ben. Die Berechnungsergebnisse zeigen, daß die 
steigenden durchschnittlichen Einkommen, gerin-
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gere Fahrverbrauchswerte der KFZs und eine 
geänderte Wirtschaftsstruktur in Zukunft gegen­
über 1983 dennoch höhere Verkehrsleistungen, 
insbesondere im Straßengüterverkehr erwarten 
lassen, obwohl die zusätzlichen Einnahmen für 
Maßnahmen zum Umweltschutz im Verkehrsbe­
reich, wie etwa intensive Attraktivitätssteigerun­
gen im ÖV genutzt werden. 

Die im Ozongesetz geforderten Reduktionen der 
HC-Emissionen werden mit diesem Maßnahmen­
bündel deutlich übertroffen, die geforderten Re­
duktionen der NO,-Emissionen können nicht er­
reicht werden. Dies ist auf das derzeit deutlich ge­
ringere technologische Potential zur Minderung 
der NO,-Emissionen zurückzuführen. (Siehe dazu 
Tabelle 3.4.3.28.) 

Mit diesem Maßnahmenbündel können das Toron­
to-Ziel und die Klimabündnis-Zielsetzung trotz der 
äußerst scharfen Vereinbarungen zur Reduktion 
der Verbrauchswerte der PKW-Neuzulassungen 
(-60% bis 2012 gegen 1991) im Verkehrssektor 
nicht erreicht werden (Tabelle 3.4.3.29.). So kön­
nen die verkehrsbedingten CO,-Emissionen bis 
2005 nur um ca. 6% gegenüber 1988 reduziert 
werden. 

Dieses Maßnahmen bündel stellt infolge der Z.T. 
unzureichenden umweltpolitischen Erfolge ein 
Mindestmaß an rasch erforderlichen Handlungen 
im Verkehrssektor dar. 

5.1.2. Maßnahmenbündel bei einer Erhöhung 
der variablen Kosten um 120% im Straßenver­
kehr, im ÖV und im Güterverkehr auf der 
Schiene um 30% 

Eine 120prozentige Erhöhung der derzeitigen va­
riablen Kosten im Straßenverkehr durch eine 
schrittweise Kraftstoffpreisanhebung um 5% pro 
Jahr ab 1997 sowie Road-Pricing und eine Anhe­
bung der Preise des ÖV um 30% könnte etwa die 
Größenordnung der in Kap. 3.2. beschriebenen 
"Kostenwahrheit" im Verkehr bewirken. Mit derar­
tigen Preisänderungen und den dadurch mögli­
chen Investitionen für Umweltschutzmaßnahmen 
sind deutliche Änderungen der Wirtschafts-, 
Raumordnungs- und Verkehrsstrukturen sowie 
des Verkehrsverhaltens zu erwarten. 

Die Berechnungsergebnisse zeigen, daß der End­
energieverbrauch im Verkehrsbereich so bis zum 
Jahr 2020 etwa auf das Niveau von 1972 zurück­
geschraubt werden könnte. Die im Ozongesetz 
geforderten Reduktionen der HC-Emissionen 
werden mit diesem Maßnahmen bündel deutlich 
übertroffen, die geforderten Reduktionen der NO,­
Emissionen können jedoch auch hier nicht er­
reicht werden. Zukünftige technologische Ent­
wicklungen (z.B. DENOX-Katalysator) oder auch 
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alternative Antriebe, wie etwa Elektrofahrzeuge, 
könnten möglicherweise die geforderten Reduk­
tionen mit Zeitverzögerung bewirken. Das Poten­
tial dieser Technologien ist derzeit jedoch nicht 
abzuschätzen. (Siehe dazu Tabelle 3.4.3.30.) 

Auch mit diesem Maßnahmen bündel können das 
Toronto-Ziel und die Klimabündnis-Zielsetzung 
trotz der sehr scharfen Vereinbarungen zur Re­
duktion der Verbrauchswerte der PKW-Neuzulas­
sungen (-60% gegen 1991) im Verkehr nicht er­
reicht werden (Tabelle 3.4.3.31 .). So können die 
verkehrsbedingten CO,-Emissionen bis 2005 um 
ca. 10% gegenüber 1988 reduziert werden. 
Höhere Reduktionen bis 2005 können bei einem 
schnelleren Anstieg der Kraftstoffpreise erwartet 
werden, in der Berechnung werden die Preise ja 
zwischen 1997 und 2013 angehoben. Allerdings 
dürfte dann ein paralleler Ausbau der ÖV-Infra­
strukturen kaum mehr möglich sein. 

Derart hohe Preise für fossile Kraftstoffe ließen er­
warten, daß erneuerbare Energieträger noch vor 

2020 höhere Anteile im Transportsektor erreichen 
und weitere Reduktionen der Emissionen bewir­
ken können . Entsprechende Berechnungen wur­
den aber nicht durchgeführt. Die mit diesem Maß­
nahmenbündel erreichbare Reduktion der ver­
kehrsbedingten CO,-Emissionen sowie die ver­
bleibenden Differenzen zum Toronto-Ziel und dem 
Klimabündnis-Ziel sind auch in Abbildung 
3.4.3.16. zu ersehen. Dabei wird auch optisch 
deutlich, daß sofort mit der Umsetzung und Wei­
terentwicklung der vorgeschlagenen Maßnahmen 
begonnen werden müßte, um diese Ziele über­
haupt noch erreichen zu können. 

Aufgrund der umweltpolitisch unzureichenden Er­
folge bezüglich der Reduktionen der NOx- und 
CO,-Emissionen kann auch dieses sehr ambitio­
nierte Maßnahmen paket keine umweltpolitisch 
zufriedenstellende Lösung auf dem Verkehrssek­
tor darstellen. Der vorliegende Bericht beschränkt 
sich jedoch im wesentlichen auf kurz- und mittel­
fristig realisierbare Maßnahmen, die den Trans­
portsektor in Richtung der langfristigen Ziel vor-

Abb. 3.4.3.16. Die verkehrsbedingten C02-Emissionen im Referenzszenario (volle Linien) und im Reduktionsszenario 
(strichlierte Linien) mit dem wirksamsten Maßnahmenbündel 
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Tabelle 3.4.3.32. Änderung der Lärmemissionen des Transportsystems (ohne Luftfahrt und Pipeline) bis zum Jahr 2020 
infolge der empfohlenen Maßnahmen. 

Änderung gegenüber 1991 
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emissionen 

Straßenverkehr innerorts: -7 bis -15 dB 
Straßenverkehr außerorts: -7 dB 
Schienenverkehr: 0 bis -10 dB 

-
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stellungen lenken könnten. Weiterführende Mög­
lichkeiten müssen daher in Zukunft gefunden wer­
den, wie es auch im Prozeß des Nationalen Um­
weltplans vorgesehen ist. Dabei sind die Potentia­
le der Fahrzeug- und Motortechnik (z.B. ULEV, 
ZEV), der Verkehrsplanung, -organisation und -ra­
tionalisierung sowie der Umsetzung der Kosten­
wahrheit weiter auszunutzen, um zu einem nach­
haltigen Verkehrs- und Transportwesen zu gelan­
gen. Diese Überlegungen müssen sich insbeson­
dere um Möglichkeiten für Absenkungen des Ver­
brauches fossiler Kraftstoffe sowie der C02-, NO,­
und Partikelemissionen bemühen. 

5.2. Lärmbelastung 

Im Bereich der Lärmbelastung sind Erfolge vor­
wiegend durch technologische Maßnahmen an 
den Fahrzeugen, deren Instandhaltung, lärmbe­
wußtes Fahrverhalten sowie Infrastruktureinrich­
tungen, wie etwa lärm arme Fahrbahnbeläge und 
Lärmschutzwände zu erzielen. Mit den empfohle­
nen Maßnahmen können deutliche Verbesserun­
gen erwartet werden. Lokale Belastungsspitzen 
werden jedoch weiterhin zu erwarten sein und 
müßten durch Schallschutzmaßnahmen am Ob­
jekt minimiert werden. (Siehe dazu Tabelle 
3.4.3.32.) 

6. Methode, Unsicherheiten, offene Fragen und 
künftige Schwerpunktsetzungen 

Fahr- und Transportleistungen sowie Energiever­
brauch und Abgasemissionen des Verkehrs in 
Österreich wurden von der zur Erarbeitung dieses 
Kapitels im Nationalen Umwelt plan eingerichteten 
Arbeitsgruppe rechnerisch ermittelt. Dabei sind 
außer der Verdampfung und Verdunstung von 
Kraftstoffen alle emissionsrelevanten Parameter 
soweit wie möglich berücksichtigt worden. Die 
Kaltstarteinflüsse bei 2-Rädern und im Schwer­
verkehr können derzeit wegen fehlender Daten­
grundlagen nicht berechnet werden. Die vorhan­
denen Meßdaten lassen vermuten, daß dadurch 
die errechneten Kohlenwasserstoff- und auch die 
Kohlenmonoxidemissionen etwas unterbewertet 
sind. 

Die Emissionsfaktoren wurden aus vorhandenen 
Literaturquellen und Meßergebnissen abgeleitet, 
beinhalten aber Unsicherheiten. Ein Forschungs­
projekt zur Ermittlung von KFZ-Emissionsfaktoren 
unter Zugrundelegung der österreich ischen Ver­
hältnisse wäre in Zukunft wünschenswert, so wie 
der systematische Einsatz größerer finanzieller 
Mittel für die Untersuchung von Umweltproble­
men und Lösungsmöglichkeiten im Verkehrsbe­
reich wünschenswert ist. 
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Unsicherheiten resultieren auch aus fehlenden 
oder unzureichenden statistischen Unterlagen. 
Diese betreffen insbesondere die zugrundegeleg­
ten Fahrleistungen sowie die Nutzladefaktoren im 
Straßengüterverkehr und die Straßengüterver­
kehrsleistung an sich. Bei Überlegungen zu Verla­
gerungspotentialen stellen diese Datengrundla­
gen entscheidende Größen dar, weshalb Metho­
den zur besseren statistischen Erfassung gesucht 
werden sollten. 

Die Auswirkungen von Maßnahmenbündeln im Be­
reich Verkehrsplanung und insbesondere der Preis­
politik auf Energieverbrauch und Abgasemissionen 
wurden aus der Entwicklung in Österreich zwi­
schen 1971 und 1993 sowie zahlreichen literatur­
steIlen abgeleitet. Drastische Änderungen, wie sie 
z.B. eine Anhebung der realen, variablen Kosten im 
Straßenverkehr um 120% und im ÖV um 30% dar­
stellen, traten in der Vergangenheit nicht in diesem 
Ausmaß auf, so daß Analogieschlüsse erforderlich 
sind. Diese sind insbesondere im Güterverkehr mit 
einigen Unsicherheiten behaftet und können daher 
nur die Größenordnungen der Veränderungen an­
geben. Zur besseren Beurteilung wären wesentlich 
umfangreichere Arbeiten durchzuführen. Diese 
müßten u.a. die Wettbewerbssituation der einzel­
nen Verkehrsträger unterteilt nach einzelnen Pro­
duktionsprozessen und Produktgruppen in Abhän­
gigkeit von Preis- und Angebotsveränderungen un­
tersuchen. Im Personenverkehr wären etwa Zeitrei­
hen über Siedlungsentwicklung und Bebauungs­
dichten, Straßennetzlängen, Verkehrsflächenver­
brauch und zurückgelegte Fahrzeug- und Perso­
nenkilometer sowie deren Abhängigkeit von den 
Transportkosten und Transportgeschwindigkeiten 
näher zu untersuchen. 

Es konnte bisher nicht endgültig geklärt werden, 
wieviel Tonnenkilometer im österreichischen 
Straßenverkehr geleistet werden. Aufgrund der 
vorliegenden statistischen Quellen über den ge­
samten Kraftstoffverbrauch im Straßengüterver­
kehr ergeben sich sehr niedere Auslastungsgrade 
für LKWs und Sattel-KFZs. Eventuelle Fehler könn­
ten z.B. in einem relativ hohen Anteil von in Öster­
reich verkauftem, aber vorwiegend im Ausland 
verbrauchten Dieselkraftstoff, der Nichterfassung 
einzelner Transportabläufe in den Güterverkehrs­
statistiken oder einer Unterschätzung des Diesel­
verbrauches anderer Sektoren, zu finden sein. 

Die derzeitigen Ergebnisse zeigen im internationa­
len Vergleich einen sehr hohen Energieverbrauch 
je geleistetem Tonnenkilometer. So ergeben sich 
für den österreichischen Straßengüterverkehr et­
wa 4,35 MJ/t-km. Berechnungen für andere Staa­
ten - für die EU wird etwa ein Durchschnitt von 
3,3 bis 3,7 MJ/t-km angeführt - zeigen fast aus­
schließlich geringere Werte. Da möglichst verläßli­
che Daten über die Gütertransportleistungen er­
forderlich sind, wenn Aussagen über Verlage-
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rungsmöglichkeiten und -effekte oder Erhöhun­
gen der Auslastungsgrade getroffen werden sol­
leb, ist eine weiterführende Analyse des Güterver­
kehrs unbedingt notwendig. 

Aus zeitlichen Gründen war es nicht möglich, die 
wirtschaftlichen und sozialen Folgewirkungen ver­
schiedener Maßnahmenbündel mit unterschied­
lich intensiven Umsetzungen zu bewerten. Maß­
nahmenintensitäten, die das Erreichen des Toron­
to-Zieles bzw. des Klimabündnisses bei den ver­
kehrsbedingten CÜ2-Emissionen erwarten lassen, 
sind jedenfalls einschneidend und kurzfristig. 

Zur Erreichung dieser Zielsetzungen und auch zur 
Umsetzung der Maßnahmenbündel ist daher ein 
umfangreicher Forschungsbedarf gegeben, um 
einerseits Wirkungen genauer abzuschätzen, an­
dererseits innovative Lösungsansätze zu ent­
wickeln. Es erscheint deshalb zielführend, diesen 
Forschungsbedarf in interdisziplinärer Ausrichtung 
zu skizzieren und ein Begleitforschungsprogramm 
zum Nationalen Umweltplan zu initiieren. 

Weiters ist die Inangriffnahme von Modellvorha­
ben zu empfehlen, da sie für die Umsetzung der 
Maßnahmenbündel einen wichtigen Impuls dar­
stellen und wertvolle Erfahrungen liefern können. 
Daher sollten möglichst zu allen Maßnahmen, so­
weit möglich, NUP-Pilotprojekte gestartet werden. 
Diese Pilotprojekte sollten durch eine umfangrei­
che Forschungstätigkeit begleitet werden. 

Die Festlegung des Forschungsbedarfs und die 
Konzeption der Pilotprojekte sollten interdiszi­
plinär angelegt sein und insbesondere die The­
menfelder Verkehrstechnologie, Verkehrsplanung, 
Ökologie, Medizin, Ökonomie, Sozialwissenschaf­
ten, Psychologie und Kommunikation sowie 
Recht einbeziehen. 

Maßnahmen im Bereich "offene Fragen": 

Es soll eine fachübergreifende Studie, eventuell 
als NUP-Forschungsprogramm, über die Möglich­
keiten und die optimalen Strategien und Ziele ei­
ner umfassenden Umstrukturierung des Trans­
portsystems, der Wirtschaftsstruktur und des Ver­
haltens der Bevölkerung im Sinne einer nachhalti­
gen Entwicklung sowie der wirtschaftlichen und 
sozialen Folgewirkungen durchgeführt werden. Ei­
ne derartige Studie muß die Möglichkeiten in 
Österreich und auch die dazu erforderlichen Ver­
änderungen im Ausland behandeln. 

Im Rahmen dieser Untersuchungen soll insbeson­
dere auch eine Bewertung der wirtschaftlichen 
und sozialen Folgewirkungen der im Kapitel 3.4.3. 
empfohlenen Maßnahmen erfolgen. 

Realisierungsmöglichkeiten: Sofortiger Beginn der 
Studie, Umsetzung mittel- und langfristig 
Maßnahmenträger: Bund (Fachministerien) 
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Im Zuge der Erarbeitung des Nationalen Umwelt­
plans wurde von der für den Bereich "Verkehr und 
Transportwesen" eingerichteten Expertenarbeits­
gruppe eine Anzahl weiterführender Vorschläge 
und umweltpolitischer Forderungen zu einzelnen 
für diesen Sektor bedeutenden ökologischen Ziel­
setzungen und damit verbundenen Maßnahmen 
eingebracht, die in der nunmehr abgeschlossenen 
ersten Arbeitsphase des NUP nicht abschließend 
behandelt werden konnten und dementspre­
chend in der in Kapitel 3.4.3. vorgenommenen 
Zusammenfassung des Berichts der Expertenar­
beitsgruppe nicht wiedergegeben sind. Eine Dar­
stellung der in diesem Zusammenhang deponier­
ten Positionen und Forderungen findet sich im 
Endbericht der Arbeitsgruppe "Verkehr und Trans­
portwesen" des NUP. Sie werden einen Schwer­
punkt der weiterführenden Arbeiten bilden und 
sollen in der Fortschreibung des Nationalen Um­
weltplans berücksichtigt werden. 
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1. Einleitung 

In Österreich sind die meisten aquatischen und 
terrestrischen Ökosysteme durch menschliche 
Aktivitäten beeinflußt, das heißt, der überwiegen­
de Teil des österreichischen Staatsgebietes ist 
Kulturlandschaft, die über Jahrhunderte hinweg 
das Fortkommen unserer Vorfahren sicherte. 
Auch heute noch sind intakte Landschaftsökosy­
steme unabdingbare Voraussetzung für die lang­
fristige Überlebensfähigkeit der Menschen. 

Nach dem gegenwärtigen Wissensstand sind vie­
le Landschaftsökosysteme als negativ beeinflußt 
anzusehen und ein Teil davon sogar als gefährdet 
einzustufen . Besonders schwerwiegende Folgen 
haben Schäden an den Böden, weil Bodendegra­
dationen oftmals irreversibel sind und Verluste an 
Bodenqualität starke Auswirkungen auf Wasser, 
Pflanzen und Tiere haben. Die Ursachen für die 
Verschlechterung reichen oft weit zurück, da in 
der Vergangenheit lokal oder regional eine sehr in­
tensive Inanspruchnahme erfolgte. In der industri­
ellen Zeit war es einerseits die Intensivierung der 
Produktion durch einseitige Fruchtfolgen und 
Monokulturen, Energie-, Maschinen- und Chemi­
kalieneinsatz, andererseits die Verteilung, Akku­
mulation und Wirkung von Schadstoffen auf die 
Ökosysteme, die zur Verschlechterung der Situa­
tion beitrugen. Dazu kam der stets steigende irre­
versible Verbrauch an natürlichen Ressourcen zur 
Deckung des Bedarfs einer materiell immer an­
spruchsvolleren Gesellschaft. Durch den extrem 
gestiegenen internationalen Güteraustausch ge­
rieten österreichische Betriebe in eine Wettbe­
werbssituation, die eine Umsetzung landschafts­
und umweltschonenderer Nutzungsmethoden 
weitgehend verhinderte. Legistische Maßnahmen, 
die auf Handlungsvorschriften und Verbote abziel­
ten, konnten leicht nachprüfbare, gesetzeswidrige 
Handlungen zurückdrängen, als Basis für eine 
Ökologisierung erwiesen sie sich aber in vielen 
Fällen als ungeeignet oder scheiterten am Vollzug. 

Angesichts dieser Situation besteht ein dringlicher 
Bedarf an innovativen Ansätzen sowie der Schaf­
fung von wirtschaftlichen und politischen Rah­
menbedingungen zu deren Umsetzung. 

Allgemeine Zielsetzungen für die Bereiche Land­
wirtschaft, Wald und Wasser sind 

- maximale Ressourcenschonung unter Berück­
sichtigung der natürlichen Produktionskräfte 
und Regulationsmechanismen 

- Minimierung von ökologischen Risiken im Sinne 
der Nachhaltigkeit 

- Minimierung des Materialeinsatzes durch Stei­
gerung der Energieeffizienz, sowie Schließung 
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von Stoffkreisläufen (innerbetrieblich, regional, 
international). 

1.1 . Problemstellung 

1 .1 .1 . Landwirtschaft - Umwelt 

Landwirtschaftliche Produktion steht in enger Ver­
bindung mit der Umwelt. Lange Zeit wurde dieser 
Zusammenhang als unproblematisch eingestuft . 
Die zunehmende Intensivierung agrarischer Pro­
duktionsvorgänge führte in Teilbereichen zu Pro­
duktionsmethoden, die diese traditionell positive 
Kopplung zwischen Landwirtschaft und Umwelt 
umkehrte. Wasser- und Luftverschmutzung, Bo­
denerosion und Artenverlust stellen dabei konkre­
te Probleme dar. Trotzdem wäre es falsch, die 
Landwirtschaft insgesamt als umweltschädigend 
anzusehen. 

Land- und Forstwirtschaft sind durch ihre außer­
gewöhnliche Produktionssituation (Flächenbezug) 
besonders von den allgemeinen Umweltbeein­
trächtigungen betroffen. Die landwirtschaftliche 
Nutzfläche sowie die österreichischen Wälder mit 
ihren vielfältigen Funktionen sind Schadstoffim­
missionen ausgesetzt, denen der Land- bzw. 
Forstwirt relativ ohnmächtig gegenübersteht. Luft­
und Wasserverschmutzung durch Verkehr, Indu­
strie und Gewerbe sowie Haushalte bis hin zu glo­
balen Umweltproblemen, wie die Zerstörung der 
Ozonschicht oder der anthropogene Treibhausef­
fekt stehen hier an prominenter Stelle. 

Bodenschutz verdient besondere Beachtung, da 
der Boden als zentrales Umweltmedium eine we­
sentliche Grundlage für das Leben der Menschen 
darstellt, jedoch gerade durch menschliche Tätig­
keiten in seiner Funktionsfähigkeit massiv bedroht 
ist und sich nicht oder nur in sehr langen Zeiträu­
men natürlich erneuert. 

Eine wichtige Funktion kommt der Landwirtschaft 
auch als Erhalter des Landschaftsbildes und der 
ökonomisch-sozialen Funktionsfähigkeit ländli­
cher Räume, als Partner im Naturschutz sowie bei 
der Bereitstellung nachwachsender Rohstoffe im 
Sinne der anzustrebenden Schließung von Ener­
gie- und Stoffkreisläufen zu. Dieser Sektor ist wie. 
kein anderer geeignet, diese gesellschaftlichen 
Anforderungen zu erfüllen. Die Bereitstellung von 
Biomasse als Substitut von fossilen Rohstoffen 
zur Verminderung der C02 Emissionen ist hier be­
sonders zu erwähnen. Die Erfüllung dieser Aufga­
ben ist bedroht, wenn durch nicht nachhaltige 
Produktionspraktiken bzw. exogene Umweltein­
flüsse die agrarischen Produktions- und damit Le­
bensgrundlagen zerstört werden. Dies gilt umso 
mehr in einer Situation, in der die Nahrungsmittel­
nachfrage auf globaler Ebene ansteigt. 
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1.1.2. Ursachen und Konsequenzen 
der Rahmenbedingungen 

Oie Versorgungssicherllelt mit Nallrllngsmittelll 
hatte In der Geschichte der Menscllileit imiller ei­
nen zentralen Stellenwert. In inlanellscllell Versor 
gungsdeflziten bel Nahrungs- und Futtermittelll 
wurde in Österrelcll durch preispolitische Mar3 
nahmen entgegengewirkt. Steigende Intensltbtell 
sowie eine Stimullerung des techniscllen Fort 
scllritts flihl-ten zur damals gewLinscllten EI­
höhung der Inlandsproduktloll, wobei allercJlllgs 
die Intensltat europaiscllel GUllstlagen Ilicht er­
reicht wurde. 

Die stürmisclle entWICklung der Industrreproeülk­
tlon Induzierte eine starke AbwallCJenlllg mls eier 
Landwlrtscllaft, Dies erforderte eJle SlItX:;tltlltlon 
des Produktionsfaktors "Arbeit" durcll Kapital 
Der Einsatz von syntlletischen PflanzensclllltLmlt 
tein und eine uillfangl'eichc Maschillenausstat­
tung traten all die Stelle IllCI1Scllllciler AILJelts­
kraft. Der HandelsdllllgerclilsatL trug LUI ProcJllk­
tlonsstellJerung bel. Wie In samtllcllell Wlrt­
scllaftsberelchen stellte die Uillstellung duf fOSSile 
Energieträger ein wesentliches Cilamkterrstlkum 
für den Ubergang von einem nallezll gesdllosse­
nell zu einem \,veltgellencl offeileil System 111lt ei­
ner deutllcllen Elhöhung der Abllaflglgkelten ~]8-
genuber nlc!ltagrarrscllen Sektoroll cJm. 

Diese Offmillg des Systems ermögllcllto ellorille 
(AI'beltsl ProliuktlVltc\tsfortscllrltte DiidL,rdl so­
Vlle durcll den Wegfall von F uttorflacllell fur Zug 
tiere, wucllsen die Allgebotsmellgen slgnlflkc-Hlt 
raschwals die Nacllfrage. ZUllolllllellcJ traterl 
strukturelle Uberschusse I)el wIchtigeil Erzeugills 
sen auf. Die Politik dei IrdustrielaneJer loagl0110 
kaurn auf diese fUIldall1elltaie VeranderUilc:j Die 
Abslcileruilg der tJallwllchell Finkoillmell ulld eJle 
Slcllerstellullg eJel BeslecJlLlilg des liYldllchen 
Raumes stalld uncJ steht Irll Zentruill eies polltl­
sc ren Willens ILandwlrtscllaftsgesetL BGBI. NI. 
375 1992, § 1 i Bls~lel' VvUITle utlerwlegellCI elle 
Melnunc:j vel1reten. elall dloso Elllkollllllell ilur 
uber Pl'OcJukterlose uild nlellt dureil Olle gerecllte 
HonorrerUllg eJor zClhlrelchen sonstlCjerl Leislull­
ejen rMultlfu'lkt,onalltat elor Lane! uncJ ForstWirt 
sellaftl garantiert werclen konnen Aucll aus alleJe 
ren sozial- ullCl vVlrtsehaftspolltlsellol' GrUlle!ell 
reag,erte elle Politik kaulll a,lf ellese fundaillolltaloll 
VerallcJerungen, soelaß es zu keinen marktonell­
tlertel 1 KO!'l'ekturell kam. 
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Die elnzellJctriobllcllell ZlelsetzullgPIl dei' Lcllldwlr­
te waren claller vel'st~lI1cillCherwelse ,111 Enrags­
steigerungon UIlCJ Illcllt dll cJE-)Il Ileute bekannten 
und daller geforclel1en voikswirtscililftildwil und 
umweltpolitiscllOll Zlolcn orieilliel-t. 

Die Preispolitik ist zullehmollcl wOlliger qepigllet. 
zur Sicheruilg der lallClwI11scrlaftlicilon Einkoill­
l11en tleizutraaen, weil eilo TransfmeffiziPI1L die 
ser StlitZLlllgsforlll relcltiv gOlin~l 1St. Diese Alt VOll 
Politik Ilat aucll 7U ökologischen Problemen ge­
fullrt, Indem sie intellsltatsstelgernc1 wirktp lmd 
damit den Einsatz ulllwcltfreundllcller Tecllllolo­
gien Lind PrZlktiken behlncJcl10 bLW. LlIllllÖglich 
lllaCllte. Weil das Liel dor bctriebswil-lscllilftliclmll 
Rerltabilität LillVerzlclltrJar ist. Stollt seit J,111r Leim­
tell die kOlwentlonelle, ellOllllegestlitLte L1nc1 eller­
gieintensive LandWirtschaft weltweit 1111 ZelltrLlITl 
cJPI ForsehullgsbelllLillungell. 

WirtscllClftswelsen mit ho her Stoff- uild [Ilcr~lleln 
tensltilt tJewlrken allcll In dei Lanclwirtschaft Viol 
fiiltige 11egatlve exteme Eftekte: 

AI1elwerilist UIKJ Artenrllckgallg cJurcll LobollS 
rmlmkonkulTellz ulld NutzunaSZlIlderunc:jelL 

Eintrag von Stoffeil 111 Agrarokosysteillo Illit Ile­
gcltlVel1 Folgen fllr dell Boden-, Wasser- ullcl 
LlIftllClushCllt: 

Klllllarelpvililte Llml ,1Ilclere gasförmige El11lsslo­
nell 111 eillem Illcht exakt IJOstlllll11tElil AUSlll'lr~. 

GegelllllJer vergleichbareIl Länclem Silld ellese 
ProtJlelllP 111 OstplTelcll. allch becJlngt durch politi­
sche GegenlllaßIlclill11fJI1 (Bociellschul1cl1J~laLle, 

WassorreclltsgesetL F urCjplIlIlq BI Cl I illlci Ll,11I , 
FrlichtfolaoforderLlilg) WOlliger stark aLlsq8pr,igl. 

1.1.3. System bezogene Lösungsansätze 

Fr,r diP IlegiLtlven EIltwIcklungeIl ,1lisschlleßllcll 
die LalKJwlrlp vpr,lIltwClrtllcll Zll Illilchell, ginge 
alT! Kpril des I'ro!1lel1ls \}()I'[lui. Dm I allciVIII11st elll 
Aktelll' c!(-?s i1~11,1rIsclwll Wirtscllclftssvsteills IlilCl 
Ilat Slc!l ,111 cliP !J(:gt)[lerWIl RClhillfJI1IJeclillgurlgen 
ailLlIpa"Serl, Will er- S(;llle Elllkol1llllC31'S7lEle errel­
eileil. La'lgfrlstl~1 gespl'oll SIIlCI HS soqC1l elle vor-
1I I lel llacllg(~laCJertell Bel'8lc!le, dLleil diP Letzt ver 
IJlauchor wolche VOll CI\:;1 Plelspolltlk IJlllllar profi 
tlel'ell 

Der SClllussel fUI eine clauerilCLftel:3ewiiltlgullg 
dlHsel FelllelltwlcklllllCJleclt darin, die Uisacheil In 
der Gesamtheit elw c:jedl',der1en OkOllollllscherl, 
strukture lell UIlCJ Illstltlitlollellell BecJllltJLlIlCJ811 zu 
slicilell. Tr'cKII:lclilelle Uillweltilolltik Int GrellLwert­
festieguilgell LII1CI PIOClllktlollsaufl cl,J81l k,'tIl1l cla 
[lei l1ur eille 1I1ltel'stutzencJe Rolle spIeleil. Die 
ullergeorcillete 71elvorstell1lilg murj II~ RIC~ltUllg el-
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ner agrarpolitischen Konzeption gehen, die eine 
ressourceneffiziente, ökologisch nachhaltige und 
dennoch profitable Landwirtschaft bei gleichzeiti­
ger Anpassung der Rahmenbedingungen ermög­
licht. Der biologische Landbau in Österreich, mit 
seinen gesetzlich festgelegten Produktionsrichtli­
nien und der behördlichen Kontrolle, stellt ein Bei­
spiel für nachhaltige Landwirtschaft dar. 

Die dafür notwendige Informationspolitik muß dar­
auf abzielen, daß Änderungen im Kaufverhalten 
der Konsumenten dahingehend erfolgen, daß 
qualitativ hochwertige, gesunde Nahrungsmittel 
aus umweltschonenden Produktionsweisen ver­
mehrt nachgefragt werden. Entsprechend aner­
kannte Kontrollsysteme sind vorzusehen, damit 
die Herkunft und Qualität dieser Produkte garan-
tiert sind. ' 

1 .2. Nachhaltigkeit als Zielsetzung in 
der Landwirtschaft 

1.2.1. Zieldefinition und Prinzipien von Nach­
haltigkeit 

In bezug auf das Nachhaltigkeitsziel lassen sich 
drei allgemeine und logisch zusammenhängende 
Prinzipien identifizieren: 

- Nachhaltigkeit ist ein Element der Wohlfahrt in 
dem Sinne, daß durch die derzeitige Ressour­
cenverwendung die Wohlfahrt künftiger Gene­
rationen nicht beeinträchtigt werden soll. Das 
erfordert die Erhaltung der Produktionskapa­
zität des globalen Kapitalstocks, der aus natür­
lichen und vom Menschen gemachten Elemen­
ten besteht. 

- Um Nachhaltigkeit zu erreichen bzw. abzusi­
chern, müssen sowohl private als auch öffentli­
che Entscheidungen so getroffen werden, daß 
Umweltgüter abgesichert werden, und zwar un­
abhängig davon, ob sie auf Märkten gehandelt 
werden oder durch nichtmarktliche Prozesse 
zur Verteilung kommen. 

- Der Konservierung nicht ersetzbarer Umweltgü­
ter (Artenvielfalt, Landschaftsschutz, natürliche 
Ökosysteme und Biotope) ist dann Vorrang ein­
zuräumen, wenn die Gefahr irreversibler Verlu­
ste besteht. 

Nachhaltigkeit muß zur zentralen, langfristigen 
Zielsetzung der Landwirtschaft werden. Dieses 
Ziel kann aber nicht dadurch erreicht werden, daß 
einige als kritisch eingestufte agrarische Produk­
tionspraktiken angepaßt werden. Eine nachhaltige 
Landwirtschaft erfordert eine tragfähige und lang­
fristige Verbindung zwischen landwirtschaftlichen 
Aktivitäten und der Wirtschafts- und Umweltpoli­
tik: 
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- Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft im ökologi­
schen Sinn ist nur möglich, wenn auch andere 
Wirtschaftssektoren (Energie, Verkehr, ... ) öko­
logisch nachhaltig agieren 

- Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft im ökono­
mischen Sinn ist nur möglich, wenn eine ökolo­
gisch nachhaltige Produktionsweise betriebs­
wirtschaftlich rentabel ist, weil sonst langfristig 
keine Landwirte mehr existieren, die diesen Vor­
gaben folgen können 

- Ökologische und ökonomische Nachhaltigkeit 
erfordert eine weitgehende Betonung des Sub­
sidiaritätsprinzips zur Anpassung an die regio­
nalen Gegebenheiten 

1.2.2. Elemente und Ebenen von Nachhaltig­
keit 

Das Konzept der Nachhaltigkeit umfaßt damit in 
seiner Anwendung auf die Landwirtschaft 
grundsätzlich drei Komponenten: 

- Eine über die konservierende Sichtweise der 
Umweltnutzung hinausgehende ökosystemare 
Komponente; 

- eine der künftigen Entwicklung des agrarischen 
Produktionsvolumens angepaßte Wachstums­
komponente; 

- eine auf die sozialen, regionalen und kulturellen 
Implikationen Bezug nehmende Verteilungs­
komponente. 

Das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung ist auf 
zwei unterschiedlichen Ebenen relevant. Auf der 
politischen Ebene wird die Konzeption und Imple­
mentation der umweltpolitischen Maßnahmen 
entschieden. Hierbei ist besonderes Augenmerk 
auf eine stärkere Marktorientierung (41 sowie auf ei­
ne Berücksichtigung der sozialen und ökologi­
schen Effekte der Ressourcennutzung zu legen. 
Auf der betrieblichen Ebene dagegen ist die nach­
haltige "Low input"-Landwirtschaft (z.B. sparsa­
mer Einsatz externer Betriebsmittel) sowie die 
Übernahme von ökologisch vorteilhaften Techno­
logien und Praktiken zu fördern. Die Ausbildung 
und Beratung muß hiemit konform gehen. Gleich­
zeitig ist bei der Implementierung darauf zu ach­
ten, daß die ökonomischen Anreize mit den ange­
strebten Umweltzielen kompatibel sind. 

(4) In einer nachhaltigen Wirtschaft werden neben Lebensmlt· 
tein auch noch andere Produkte (nachwachsende Rohstoffe) 
sowie zusätzliche Dienstleistungen (Multifunktionalität) nachge· 
fragt werden. 
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1.3. Rahmenbedingungen zur Durchsetzung 
umweltpolitischer Vorschläge in der 
Landwirtschaft 

In einem ersten Schritt müssen umweltpolitische 
Maßnahmen direkt auf die agrarische Produktion 
selbst gerichtet und die Verbindungen mit nach­
gelagerten bzw. vorgelagerten Industrien berück­
sichtigt werden. Fünf Schlüsselstellen können in 
diesem Bereich angeführt werden: 

- Auf der Outputseite der agrarischen Produktion 
sollten marktorientierte (vgl. Fußnote 4) Preise 
eingeführt werden 

- Die Verwendung agrarischer Inputs darf nicht 
durch Subventionen verzerrt werden 

- Entwicklung und vermehrte Anwendung um­
weltfreundlicher Technologien 

Für überbetriebliche Leistungen sollten konkrete, 
nachvollziehbare Kriterien erstellt werden, so daß 
sie unabhängig von der agrarischen Produktion 
bewertet und bei Knappheit honoriert werden 
können. 

Im Zuge der Umstellung auftretende Anpassungs­
kosten sollen durch zeitlich begrenzte, nicht pro­
duktionsverzerrende Maßnahmen kompensiert 
werden. 

Die hier auf einer sehr allgemeinen Ebene vorge­
brachten Anregungen finden sich in konkretisierter 
Form sowohl in den Ergebnissen der GATI-Uru­
guay-Runde als auch in der reformierten Gemein­
samen Agrarpolitik der EU. Sie sind damit für 
Maßnahmenvorschläge im Rahmen eines Natio­
nalen Umweltplanes eine relevante Vorgabe. 

Der zur Zeit diskutierte Vorschlag zur Redimensio­
nierung von agrarischen Stütz- und Schutzele­
menten im GATI (Allgemeines Welthandelsab­
kommen) ist das sogenannte "Blair House Agree­
ment" vom November 1992. Aus der angestreb­
ten Senkung der agrarischen Stütz- und Schutz­
niveaus kann eine Verschlechterung der ökologi­
schen Produktionsstandards resultieren. Dieser 
Tendenz wird mit Maßnahmen entgegenzuwirken 
versucht, die in die sogenannte "Greenbox" fallen: 

- Forschung , Qualitätskontrolle, Beratung; 

- Direktzahlungen an Landwirte, solange damit 
kein positiver Produktions-, Faktor- oder Preis­
bezug verbunden ist 

- Einkommenssicherungsprogramme 

- Katastrophenschutz 

- Stillegung von Produktionsfaktoren 

- Investitionshilfen zur Beseitigung von Struktur-
nachteilen 
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- konkrete Umweltprogramme 

- regionalpolitische Maßnahmen 

Im Mai 1992 hat der Rat der EG den Vorschlägen 
zur einschneidendsten Umgestaltung der EG­
Agrarpolitik seit ihrem Bestehen zugestimmt. Die­
se Maßnahmen wurden so ausgelegt, daß sie mit 
dem erwarteten GATI-Abschluß kompatibel sind. 
Sie sollen zwischen 1993 und 1996 in die Realität 
umgesetzt werden. Die aus umweltpolitischer 
Sicht relevanten Teile dieser Reform umfassen 
primär 

1) die bereits im Detail vorliegenden Förderungs­
möglichkeiten für umweltschonende Maßnah­
men der Landwirtschaft (Verordnung 
EWG/2078/92) sowie 

2) die relativ attraktiv gestalteten Anreize in Rich­
tung einer Aufforstung von Agrarfächen (Ver­
ordnung EWG/2080/92). 

Ein internationaler Faktor mit Einfluß auf die Land­
wirtschaft ist auch die Diskussion um Treibhausef­
fekt und Zerstörung der Ozonschicht. Die Land­
wirtschaft ist dabei in erster Linie Betroffener, zum 
Teil aber auch Verursacher. Speziell in bezug auf 
die Bewältigung des C02-Problems kommt der 
Landwirtschaft eine wichtige aktive Rolle durch 
Bereitstellung erneuerbarer Energieträger zu. 

1.4. Maßnahmenvorschläge 

1.4.1. Problembezogene Einzeimaßnahmen 

Die Umstellung unserer Wirtschaft auf ein nach­
haltiges Wirtschaftssystem wird nicht nur helfen, 
die anstehenden Umweltprobleme (Treibhausef­
fekt, Ozonloch, bodennahes Ozon, Bodenver­
sauerung etc.) durch gravierende Verringerung 
der Material- und Energieintensitäten langfristig in 
den Griff zu bekommen, sondern auch Lösungen 
für die drohenden sozialen Probleme (strukturelle 
Arbeitslosigkeit, Sozialabbau, umweltbedingte Mi­
grationen) und den Nord-Süd Konflikt (oligarchi­
scher Ressourcenverbrauch im Norden sowie so­
ziales und ökologisches Dumping im Süden) lie­
fern. 

Die folgende Übersicht (siehe Kapitel 1.4.3.)gibt in 
knapper Form die wesentlichen Aussagen dieser 
Arbeit zu den wichtigsten aktuellen agrarischen 
Umweltproblemen noch einmal gerafft wieder. Da­
bei wird versucht, den Problemfeldern einen 
Raumbezug (lokal , regional , national, international) 
zu geben sowie diese hinsichtlich des Zeithori­
zonts ihrer Lösung (kurz-, mittel- und langfristig) 
zu klassifizieren. 
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Grundsatzlich lassen Sdl die Problemfelder In drei 
Gruppen teilen. bel denen die Landwirtschaft In 
unterschiedlichen Rollen auftritt. namlich als Be­
troffener. Verursacller und Partner. Daraus abge­
leitet ergeben sich Maßnahmen zur Vermeidung 
unerwünscllter ökologischer Effekte durch be­
stimmte Produktionsformen In der Landwirtschaft 
( .. Vermeidungsmaßnallmen"). Maßllahmen In 
Richtung einer aktiven Beteiligung der Landwirt­
schaft an der Verbessel'ung der Umwelt I .. Gestal­
tungsmaßnahmerl") sowie Maßnahmen, die zu 
setzen sind. um negative Umweltbeeinflussungen. 
die auf die Landwlrtscllaft wirken. zurückzudran­
gen (Schutzmaßnallmen). 

Die Realislerungscllancen derartiger Maßnah­
menkonzepte 113ngen maßgeblich von deren Ein­
schätzung aus der SlCIlt der Landwirte ab. Hier 
sind DemonstrationsprOjekte vorzusehen. die den 
potentiell Betroffenen eine Evalulerung der Wirk­
samkeit dieser Vorscillage unter realistischen Vor­
aussetzungen ermöglicht. 

Um die Übersichtlichkeit zu verbessern. wurden 
am Ende des Kapitels die Maßnahmerworschläge 
tabellansch zusammengefaßt. Die Ziel definitionen 
- Oberzlel ISt die Nachllaltigkeit - sind wn Textteil 
ausführlich dargestellt. Die In Spalte 1 angefCIhrten 
Probleme sind daher unter dem GeSichtspunkt 
der übergeordneten GesamtZIelsetzung zu sehen 
und nicht als Isolierte EInzeiprobleme. die mit End­
of-pipe-Lösungsansätzen angegangen werden 
sollen. 

1.4.2. Übergeordneter Gestaltungsbedarf 

Eine logisch konSistente Einordnung landWIrt­
schaft�icher AktlvItaten 1r1 einen gesellschaftlich ak­
zeptierten ökologischen Gesamtrahmen würde die 
Erbringung "multifunktionaler Leistungen" durch 
die Landwirtschaft bei adäquater Honorierung si­
chern. Allerdings Impliziert dies eine noch weiter­
gehendere Abhängigkeit dieses Sektors von öf­
fentlichen Budgets als bisher. Darlllt entsteht Pla­
nungsunsicherhelt fur den Ausführenderl. Dies 
könnte durch eine rechtliche Abslcherung beseitigt 
werden. Jene uberbetneblichen Leistungen, die 
zur Erhaltung der Lebensgrundlagen unabdingbar 
Sind erfordern eine Absicl1erung Im Verfassungs­
rang. 

In der Vergangenheit war die EntWicklung nachhal­
tiger Produktionspraktiken vornehmlich prakti­
schen "Trial-and-error" -Bemühungen praktiZieren­
der LandWirte uberlassen. Die Geschichte des biO­
logischen Landbaus ISt ein gutes BeiSpiel dafür. 
Universitäre Forschung und Lehre zeigten lange 
Zeit kaum Anzeichen einer Abkehr vom Ziel der 
Mengenmaximierung. Die Veränderung der agrar­
politischen RahmenbedIngungen wird eine Um­
kehr bringen. Die neuen Forschungsprioritäten 
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mussen slcll III dell persollenbezogerlen Arlrelz­
und Karnerestrukturen nlederschlagerl. Inllaltllch 
gesellen Illussell Forschung und Lehre Im Agrar­
bereich interdlszipllnarer werden, um die komple­
xen Verflechtungen von "Nachhaltlgkeit" In ökolo­
giscller. ökonomischer und sozialer Hinsicht adä­
quat zu erfassen. 

Die Struktul' der bisherigen Ausbildung von Land­
wirten war lange Zelt gepragt durcll das Ziel einer 
Maxll1llerullg der Produktion. Elrle konsequente 
AUSrichtung auf eine nachhaltig betnebene Land­
Wirtschaft erfordert eine grundlegende Neukon­
zeption. Nachhaltige Praktiken stelgem In der Re­
gel die Wissens- und damit BildLJIlgsanforderun­
gen an den praktischen Larldwlrt. 

Die vor Beginn des Berufslebens erworbene Aus­
bildung ilileirl ISt In einer Sich grundlegend andern­
den UlllgebLJIlg zuwenig. Neue Forschungsresul­
tate mLlssen kOlltlnulerllch In die praktische An­
wendung übertragen werden. Das stellt holle An­
forderungen an das Informatiorls-, Beratungs- und 
Weiterbildungssystem . 

Auch wenn der angestrebte Wertewandel in allen 
Bereichen der Wirtschaft gelingt. so werden den­
nocll grurldlegende PnnZiplen eines aktiven Um­
weltmangements zu beachten bzw. weiterhin 
wahrzunehillen sein: 

Vermeidungsstrategien mLissen arl den Ursa' 
chen ansetzen. technische Lösungen zur Vernn, 
gerung der Auswirkung sind als nachrangig zu 
beurteilen 

Definition ul1d Durcl1setzung von .. ökologischen 
Mlndestnorme'l der Produktion" auf reQlonaler 
bzw. nationaler Ebene sowie deren Internationa­
le Absicherung zur Vernleldung von unausge­
wogener System konkurrenz 

Weitestgehende Anwendung des Verursacher­
prinZIps bei Verstoß gegen die ökologischen 
Mirldestnormen 

Förderung der ökoloQlsch effiZientesten Techno­
logien Ilacll ökonollllscilerl Optlmalltatskntenell 

Abgeltung der KostendIfferenz zum Weltmarkt. 
die Sich alls der Elnllaltung der verpflichtenden 
ökologischen Mindeststandards erQlbt 

Einsatz von ökonomischen Anreizsystemen für 
über die Mindeststandards hinausgehende Lei­
stungen 

- Internationale Harmonislerung der Maßnahmen 
bel Problemen von staatemibergrelfender bzw. 
globaler Relevanz 

- "Stand-stlll"-Abkommen sollten nur kurzfristig ei­
nen Ersatz für das Fehlen konstruktiver Resulta­
te darstellen 
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1.4.3. Maßnahmenmatrix Landwirtschaft 

1.4.3.1. Landwirtschaft als Partner 

1- 11- 11- JF1[--
--

Anreicherung von Verbrennung von Änderung der Klimazonen, weltweit, Ausstieg aus der Ver-
Kohlendioxid in fossilen Rohstoffen Überforderung der stand- Österreichs wendung von fossilen 
der Atmosphäre ortangepaßten Ökosyste- Anteil am Energieträgern 
(Treibhauseffekt, me We~ausstoß 

Klimaturbulenzen) 0,6 % 

Forcierung von biogenen 
Energieträgern 

Einsparung von Energie 

Mangelhaftes Räumliche Trennung Verschwendung von De- österreichweit Kreislaufschließung durch 
Recycling organi- von Konsum und ponieraum, Belastung von Vermeidung von Schad-
scher Stoffströme Produktion, Luft, Wasser, Boden stoffen in organischen 

geringe Verantwor- Reststoffen 
tung für Abfallpro-
dukte 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfrist ig (> 10 J) 

Il~ MII8natmenzIeI _ Il~~ ~FFI 
Stufenweise Verteuerung von Bund k ab jährliche übergeord-
fossiler Energie durch Abgaben 1996 Bilanzie- net 
auf den Verbrauch nicht er- rung des 
neuerbarer Ressourcen über Co.-Aus-
das Niveau der Kosten für stosses 
erneuerbare Energien 

Einhaltung des Toronto-Zieles k 
sowie gänzlicher Umstieg auf 
erneuerbare Energieträger 
gemäß eines zu erstellenden 
Stufenplans 

Erhöhte Förderungen für bio- Bund, Länder, k 2005 jährliche 
gene Energieträger mit dem Gemeinden Energiebi-
Ziel der Verdopplung des Ein- lanz 
satzes von biogenen Roh-
stoffen bis 2005 

Energieraumplanung zur Länder, m 2005 analog zu 
Steuerung des Einsatzes loka- Gemeinden Flächen-
Ier, erneuerbarer Energieträger wid-
bzw. Verhinderung von nicht mungs-
zielkonformen Investitionen plänen 
(z.B. Erdgasleitungen) 

Verordnungen zu den Boden- Bund, Länder k, m 2000 Bodenin- übergeord-
schutzgesetzen, ventur, net 
Ausführungsbestimmungen Stoff-
zum Chemikaliengesetz (z.B. stromana-
Stoffverbote, Regelungen des lysen, 
Inverkehrbringens), Bundes- Stoffzulas-
weite Mindeststandards für sung 
Schadstoffe und begleitende 
Bodenuntersuchungen 
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1 .4 .3 .2 . Landwirtschaft als Verursacher 

Pl'ith""'" II~ 11- 11~"~.m ll= j~I!~~I~I\WnItaq 
Ma8nat1menzIeI 

Ausstoß von Luft- Methanemissionen Änderung der Klimazonen. weltweit. An- Techn. Lösungen für Ver- Erweiterung der Förderung für Bund. Länder m 2005 Bericht nieder 

schadstoffen! und NH, bei der Überforderung der stand- teil der öster- ringerung der CH.-Emis- verbesserte Düngelagerstätten über die 

Treibhauseffekt. Tierhaltung Stickoxid- ortangepaßten Öko- reichischen sionen. (z.B. Biogas). um flächen- Lage des 
Klimaturbulenzen. emissionen systeme LW am Aus- Änderung des Konsum- deckende Ausstattung zu errei- LW 
bodennahes Ozon stoß aller verhaltens ehen 

Treibhausgase 
gering 

Schädigung der Atemor- Standortangepaßte Dün- F&E zur Erarbeitung von ver- Auftrag an k 1997 Approba- Mittel 

gane von Mensch. Tier gung. Fruchtfolge und bindlichen Produktions- Wissenschaft tion durch Kap. 3.4.1. 
und Pflanzen Bodenbearbeitung standards für nachha~ige durch Bund Auftragge- Kap. 3.4.2. 

Landwirtschaft unter Berück- ber Kap. 3.4.3. 
sichtigung der lokalen Erforder- hinsichtlich 
nisse Gesamt-

maßnah-
Internationale Absicherung der Bund k 2000 Bericht des menkon-
verbindlichen Produktions- Land- zept 

"" standards (AußerstreitsteIlung wirtschafts-
!: in OECD und GATI bis 2000) ministers 

Umsetzungung der neuen m 2005 
fachlichen Erkenntnisse 

Belastung der unsachgem. Dün- Störung des Nährstoff- Teile der Ober- Bewirtschaftung unter Standortlieh angepaßter Ein- Eigentümer. k ständig Gewäs-
Oberflächenge- gung. ungeeignete haushaltes in Oberflächen- f1ächengewäs- Berücksichtigung der satz von Düngemittel. geeigne- Land. Bund sermoni-
wässer und des Fruchtfolgen und un- gewässern Verschmut- ser standort lichen Vorausset- te Fruchtfolge. Beschränkung toring 

Grundwassers mit angepaßte Boden- zung des Grundwassers zungen des Chemikalieneinsatzes. 
SChadstoffen bearbeitung besondere Wirtschaftsweisen 
(NO,-Belastung in sensiblen Gebieten 
des Grund-
wassers. Eutro- Porengrund- Partnerschaften mit der Erarbeitung und Umsetzung von Bund. Länder. k 1997 
phierung von wasser unter Wasserwirtschaft Förderungsmodellen für wasser- Wasserwerke 
Oberflächen- einem Drittel schonende Landwirtschaft unter 
gewässern) der Räche ge- Einbeziehung der Wasserwirt-

fährdet schaft und der Konsumenten. 
damit aktiver Gewässerschutz 
wichtiges Betriebsziel der land-
wirtschaft wird m 

kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J). langfnslig (> 10 J) 
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N 
~ 
N 

PI .......... 

Belastung der 
Ökosysteme mit 
systemfremden 
Stoffen 

...... 

Informationsdefizite 
(Hersteller, Behörden 
und Anwender) sowie 
Anwendungsfehler im 
Pflanzenschutz, 
Kostenvorteil ge­
genüber alternativem 
Pflanzenschutz 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

WIrIcung ~11u.ur-.. 
AIane8 

Beeinträchtigung der Was- Regional 
serqualität und vermehrter 
Artenrückgang 

Verbesserung des Wis­
sens der Landwirte 

Berücksichtigung der Ein­
bindungsfähigkeit in 
natürliche Stoffkreisläufe 
bei der Produktgestaltung 

Überlegung zur Produkt­
haftung bei Herstellern 
der Mittel 

Verringerung des Einsat -
zes 

Extensivierung der Be­
wirtschaftung 

Umstieg auf biologischen 
Landbau 

Mlßalllwnl( ........... Zu.llndlgkelt IIDItna- I'z.. 11 KonIroIIe IiVaanlllzlq 
lIchIaIIt ~haaIaIrt 

'--

Erarbeitung, internationale Ab- Wissenschaft, 
sicherung und Umsetzung von Bund 
verbindlichen Produktions-
standards zur nachhaltigen 
Landwirtschaft unter Berück-
sichtigung der regionalen Erfor-
dernisse 

Verstärkung der Schulung und 
Beratung 

Verbesserung der Mittel durch 
adäquate Zulassungspolitik, 
um den Einbau aller Sub­
stanzen von Pflanzenschutz­
mittel in die natürlichen Stoff­
kreisläufe zu garantieren 

bessere Schulung und Bera­
tung 

Typisierung und Überprüfung 
von Spritzgeräten 

Forcierung von alternativem 
Pflanzenschutz 

Ver1euerung der Mittel im eu­
ropäischen Gleichschritt 

Reduktion der nicht einbin­
dungsfähigen Wirkstoffmengen 
um jährlich 4 % 

Interessenver­
tretung, 
Länder 

Bund 

Bund, Länder 

Interessenver­
tretung, 
Länder 

Bund, Länder 

Bund 

k 

k 

m 

k 

2005 

ständig 

2000 

1996 

ständig 

ständig 

jährlich 

Verpflich­
tende Ver­
öffent­
lichung in 
allgemein 
zugängli­
chen 
toxikolo­
gischen 
Unter­
lagen 

niedrig 
Kap. 3.4.2. 

III-29 der B
eilagen X

IX
. G

P - B
ericht - 02 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
242 von 324

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Gestörter Boden- unsachgemäße 90- Verdichtung, verstärkter Regional Optimierung der Boden- Forschung und Entwicklung Auftrag an k 1997 Approba-
haushalt denbearbe~ung Wasserabfluß, Erosion, bearbeitung und Aussaat zur Erarbeitung von verbindli- Wissenschaft tion durch 

geringere Pufferkapaz~ät , Erosionschutzstreifen, chen Produktionsstandards für durch Bund Auftragge-
Humusver1ust Flächeneinteilung nach nachhaltige Landwirtschaft bar 

Gelände unter Berücksichtigung der 
regionalen Erfordernisse 

Windschutzgürtel Internationale Absicherung der Bund 2000 Erfolgsbe-
angepaßter Maschinen- verbindlichen Produktions- richt des 
einsatz standards, das heißt Landwirt-

AußerstreitsteIlung in OECD schaftsmi-
undGATI nisters 

Umstieg auf biologischen Umsetzung der neuen fach li-
Landbau chen Erkenntnis 

Gestörter Wasser-

~ ~I 
hausha~ 

siehe Tabelle Was-
ser 

Ausgeräumte Flurbereinigung Artenverlust Regional Vielfältige, standortange- Erarbeitung regionaler Kultur- Länder k 1997 Bericht 
Landschaft Großflächige Bewirt- Erosion paßte, daher nachha~ige landschaftsle~bilder zur Lage 

schaftung eintönige Landschaft Naturbewirtschaftung der LFW 
Wiedereinrichtung der Landschaft Bund, Länder m 2005 
gemäß Ku~urlandschaftsleitbild 
m~ min. 5 % der Idw. Nutzlläche 
als Biotopverbundflächen 

Beratung der Landwirte und Interessenver- k, m ständig 
Information der Bevölkerung tretung 

Förderung der angepaßten Bund, Länder, k ständig 
Landbewirtschaftung unter an- Vereine 
derem mit Mitteln des Ver-
tragsnaturschutzes zur Siche-
rung einer die standortlichen 
VerhMnisse berücksichtigen-
den Agrarstruktur und einer 
harmonischen Ku~urlandschaft 

kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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1.4.3.3. Landwirtschaft als Betroffener 

..... MIe, ........ 11 - ]1- ]1=-' Jl'-' · .IM Jr·....., 11 Zu." cIfIIIiII 
Milk ........ 

----
Wirkung von exter- Emission von Schad- Vergiftung des Boden- wettwM Verringerung des Ein- Verschärfung der Schadstoff- Bund m ständig Luftgüte- Hoch 
nen Schadstoffen stoffen bei der Ener- lebens, Beeinträchtigung satzes von schadstoff- grenzwerte in Brennstoffen berichte Kap. 3.4.1. 

giegewinnung sowie des Pflanzenwachstums belasteten Brennstoffen der Län- Kap. 3.4.2. 
bei industrieller und Verringerung der der Kap. 3.4.3. 
gewerblicher Produk- Speicherkapazität Verbesserte Verbrennung, Bund m ständig 
tion Klimaänderung und Erhöhung der 

Nutzungeffizienz Abfallda-
tenver-
bund 

Einbau von Filteranlagen Gesetzliche Verschärfung der Bund k 2010 
und Katalysatoren, Emissionsrichtlinien für Luft-

SChadstoffe 

Typenprüfung bei Klein- Bund, Länder k 1997 
feuerungsanlagen 

!t =1 
Verringerung des spezifi- Vorschriften beim Flotten- Bund k 2010 
schen Treibstoffver- verbrauch 
brauchs für Mobilität und 
Transportdienstleistung Erhöhung der Attraktivität des Bund, Länder, k ständig 

öffentlichen Verkehrs Gemeinden 

Reduktion des Luftschadstoff- Bund, Länder k 2010 
ausstoßes um durchschnit1lich 
3% jährlich innerhalb der näch-
sten 15 Jahre 

Ausbringung von 
kontaminierten Rest- Minimierung des Schad- Bodenschutzgesetze so an- Länder m 2000 Bodenzu-
stoffen stoffeintrages auf Basis passen, daß es zu keiner An- standsin-

von Stoffstromanalysen reicherung mit Schadstoffen ventur 
somit Einschränkung der kommt 
Ausbringung von schad-
stoffhä~igen Substanzen Einrichtung von Bodendauer-

beobachtungsflächen als Basis 
für die Erstellung eines Boden-
inforrnationssystems (BIS) 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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"" .... 
u-. 

.... LI leu ,.ah 

Rückzug aus der 
Landwirtschaft 

....... 
Nicht gesicherte Ein­
kommen. Einkorn­
mensdiskrepanz zwi­
schen landwirtschaft­
lichen Einkommen 
und sonstiger 
Erwerbstätigkeit 

kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 

...... 
Abwanderung aus ländli­
cher Umgebung 

Zusammenbruch der So­
zial- und Infrastruktur 

Verlust der Bereitschaft. 
Grenzertragsböden 
landwirtschaftlich zu nut­
zen 

....... ·_ 11 ~ ......... 1. eh 

österreichweit 
mit unter­
schiedlicher 
regionaler 
Ausprägung 

Angepaßte Abge~ung der 
von der Landwirtschaft 
erbrachten mu~ifunk­
tienalen Leistungen 

..1."....., ......... :e. ......... I=.II:...U ...... II .... 
Erarbeitung regionaler 
Strukturleitbilder zur Sicherung 
einer an die standortlichen 
Verhältnisse angepaßten 
Agrarstruktur 

Bund. Länder 

Handelspolitische Absicherung Bund 
eines Preisniveaus zur Siche-
rung der ökologischen Zielset-
zungen 

Aufbau regionaler Versor­
gungsstrukturen 

Ausbau der öffentlichen Nach­
frage für nicht über den Pro­
duktmarkt abge~baren Leistun­
gen z.B. integrierte Ku~urland­
schaftsprogramme 

Bund, Länder. 
Gemeinden 

k. m 2000 

m 2000 

k. m ständig 

k. m ständig 

Bericht 
zur Lage 
der LFW 

Hoch 
Kap. 3.4.3. 
Kap. 3.4.5. 
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2. Wald 

2.1 . Problemstellung 

Der Wald in Österreich wird seit Jahrhunderten 
genutzt und ist im Vergleich mit Gebieten anderer 
Landnutzungsformen ein relativ naturnahes Öko­
system geblieben, das nachhaltig vielfältige Lei­
stungen für den Menschen zu erbringen vermag . 
Zahlreiche externe und interne Faktoren beein­
trächtigen jedoch Zustand und Funktionsfähigkeit 
des Waldes im Hinblick auf die erwünschten Wir­
kungen und gefährden die Stabilität. 

Die österreichische Waldinventur, die den Zustand 
des Waldes laufend erhebt, zeigt eine Zunahme 
der Waldflächen, Holzvorräte und -zuwächse so­
wie vermehrte Anteile von Mischbeständen, weist 
aber auch - ergänzend zu den Erhebungen des 
Waldschadenbeobachtungssystems (WBS), siehe 
dazu Abb. 3.4.4.1. - teilweise schwerwiegende 
Schäden an Waldbeständen aus. Eine verstärkte 
ökologische Orientierung bei der Waldbehandlung 
ist der Weg zu einer Entwicklung von stabileren 
Beständen, die den vielfältigen Ansprüchen der 
Menschen an den Wald optimal entsprechen. Die 
über die traditionelle Holznutzung hinausgehen­
den Leistungen des Waldes gewinnen stark an 
Bedeutung und erhöhen die Anforderungen an 
seine Leistungsfähigkeit. 

[_ .. _--] _ wldca_ 
1994 

• O · IO~ 

• II · H .. 

• 16 · 30. 

• "·1"''' 

» • • 10 IOD ... -
Abb. 3.4.4.1. Waldschadenbeobachtungssystem 1994 
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2.2. Ziele 

2.2.1. Allgemeine Ziele 

Erhaltung der natürlichen und der kulturbedingten 
Biotop- und Artenvielfalt (biologische Vielfalt) 
durch aktive und/oder passive Schutz- bzw. Er­
haltungsmaßnahmen. Diese sind Bestandteil 
nachhaltiger Landnutzungssysteme, wofür die 
notwendigen ökonomischen Rahmenbedingun­
gen auszubauen bzw. neu zu schaffen sind: 

Aufrechterhaltung, Förderung und Wiederherstellung 
der Stabilität von Waldökosystemen durch angepaß­
te Waldnutzungsformen seitens der unterschiedli­
chen Nutzer bzw. durch Beseitigung der externen 
negativen Einflüsse menschlicher Tätigkeit auf die 
Waldökosysteme sowie gegebenenfalls Durch­
führung von erforderlichen Sanierungsmaßnahmen. 
Berücksichtigung und Koordinierung verschie­
denster Nutzungsansprüche im und am Wald 
(Holzproduktion, Schutz vor Naturgefahren, Erho­
lung, Wohlfahrtswirkungen, Natur- und Land­
schaftsschutz, Jagd, Weide, Waldareal für andere 
Nutzungsarten wie Verkehr, Betriebsanlagen oder 
Siedlung, Sondernutzungsform Energieholzplan­
tage) durch Prioritätensetzung, Interessensaus­
gleich und Kompromißbildung. 
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2.2.2. Spezielle Ziele 

Erhaltung, Wiederherstellung oder Neubegrün­
dung eines hinsichtlich Massen- und Wertleistung 
optimal aufgebauten Waldes, der über große in­
nere und äußere Stabilität verfügt und welcher 
durch ein zweckmäßiges ErsChließungssystem 
nach forstwirtschaftlichen Vorstellungen und 
möglichst naturnah bewirtschaftet wird, 

Walderhaltung, -wiederherstellung oder -neube­
gründung unter Berücksichtigung standörtlicher 
Gegebenheiten zur Erreichung einer hohen 
schutzfunktionalen und ökologischen Stabilität, 
welche die spezifischen SChutzerwartungen zu 
erfüllen vermag. 

Landschaftlich attraktive und interessante 
Wald/Freiflächen-Verteilung mit vielseitig struktu­
rierten und abwechslungsreich aufgebauten Wäl­
dern als Stützpfeiler einer naturverträglichen Tou­
rismus- und Freizeitwirtschaft bzw. Erholungsnut­
zung. 

Permanente und funktionsoptimale Bedarfs­
deckung der ausgleichenden und stabilisierenden 
Wirkungen des Waldes auf die gesamte Umwelt. 
im speziellen auf die menschliche Gesundheit, 
durch nachhaltig stabil aufgebaute und vielseitig 
leistungsfähige Wälder. 

Erhaltung von natur- und kulturbedingten 
Wald/Freiflächenverteilungen, aber auch Schaf­
fung von Bereichen, in denen jede menschliche 
Aktivität unterbleibt. 

Ökologisch vertretbare Jagdausübung mit akti­
vem und passivem Schutz aller natürlich vorkom­
menden Tierarten bel gleichzeitiger Priorität der 
Schaffung eines ausgewogenen Schalenwild/ 
Wald-Verhältnisses. 

Trennung von Wald und Weide in Gebieten, in de­
nen Waldweide Waldfunktionen gefährdet. 

2.3. Problemkreise 

2.3.1. Einwirkung von Luftschadstoffen 

Forstschädliche Luftverunreinigungen bewirken 
auf der einen Seite direkte Veränderungen des 
Gesundheitszustandes von Pflanzen (hauptsäch­
lich durch das Eindringen in die Spaltöffnungen 
von Blättern und Nadeln), auf der anderen Seite 
kann es durch Einflüsse auf den Boden (Versaue­
rung, Schwermetallmobilität. unausgeglichene 
Nährstoffbilanzen, Schädigung von Bodenorga­
nismen) zu indirekten Auswirkungen auf Pflanzen 
kommen, 

·247 -

Im Gegensatz zu den "klaSSischen Rauchschä­
den" mit klar zuzuordnendem Verursacher wurden 
im letzten Jahrzehnt auch gravierende WaIdschä­
den in emittentenfernen Gebieten (neuartige 
Waldschäden) gefunden, Eine eindeutige Zuord­
nung der komplex agierenden Wirkungsmecha­
nismen zu Verursachern ist schwierig, dennoch 
steht unzweifelhaft fest, daß Luftschadstoffe an 
den neuartigen Waldschäden wesentlich beteiligt 
sind, wobei eine enge Verzahnung mit pradispo­
nierten, labilen Waldverhältnissen (z,B, nur be­
dingt standorttaugliche Bestände, ehemals streu­
genutzte Bestände) anzutreffen ist. 

Eine globale Erwärmungstendenz, verursacht 
durch übermäßigen Ausstoß von Treibhausgasen, 
wird von der überwiegenden Mehrheit von Fach­
spezialisten für überaus wahrscheinlich gehalten. 

Auch wenn aus den vorliegenden Klimamodellen 
bestenfalls Grobaussagen abgeleitet werden kön­
nen, erscheint in Mitteleuropa eine Temperaturzu­
nahme von 2" Celsius für die nächsten 30 bis 40 
Jahre denkbar, was beträchtliche Auswirkungen 
für Waldbkosysteme mit sich bringen würde. Als 
Folge der gestiegenen atmosphärischen Ener­
gieumsätze erscheinen überdies gehäuft auftre­
tende Schäden durch Witterungsextreme unver­
meidlich. 

2.3.2. Ökologisch nachteilige 
Landnutzungsmethoden 

2.3.2.1. SChalenwildproblematik 

Eine nachhaltige Störung des Gleichgewichtes 
zwischen wildlebendem Schalenwild (Rehwild, 
Rotwild, Gemsen) einerseits und der WaIdvegeta­
tion (wichtigste Nahrungsgrundlage und Habitat) 
andererseits, wurde erst durch anthropogene Ein­
gnffe hervorgerufen. Hauptkomponenten dabei 
sind das starke Ansteigen von SChalenwilddichten 
bei gleichzeitigen einschneidenden negativen Ver­
änderungen seines Lebensraumes. Als Scha­
denssymptome sind Verbiß-, Fege- und Schäl­
schäden, die die Waldvegetation destabilisieren, 
sowie labilisierte, anfällige Wildpopulationen anzu­
führen. Bewußte und teilweise auch unbewußte 
menschliche Tätigkeit bzw. Unterlassungen sind 
für diese unbefriedigende Situation allein verant­
wortlich Es besteht dringender Handlungsbedarf. 

2.3.2.2. Waldbewirtschaftungsmängel und 
-fehler 

Wo waldbauliche Fehlentscheidungen getroffen 
sowie Boden- bzw. Bestandesschädigungen 
durch ungeeignete Holzerntemethoden verur­
sacht wurden, kommt es zu einem unbefriedigen­
den Waldaufbau, welcher durch einen hohen 
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Grad an Labilität gekennzeichnet ist. Solcherart 
aufgebaute Wälder sind von Sturm- und Schnee­
bruchschaden sowie Insektenmassenvermehrun­
gen besonders betroffen, wodurch sowohl wirt­
schaft��che als auch multifunktionale Ziele gefähr­
det sind. Sekundäre Fichtenreinbestände als Fol­
ge von Monokulturen oder Selektion durch Scha­
lenwild oder Weidetiere neigen zu großflächigem 
Zusammenbruch durch Sturm-, Schnee-, Insek­
ten- oder Pilzeinwirkung. Dadurch sind nicht nur 
die Forstbetnebe betroffen, sondern es kommt 
auch zu NItrataustrag In das Grundwasser. 

Mangelnde Berücksichtigung der standortlichen 
Rahmenbedingungen bei der Baumartenwahl und 
ungeeignete Bestandesbehandlung zahlen zu den 
wichtigsten waldbaulichen Fehlentscheidungen. 
Die Gründe dafür liegen meist in der Nichtbeach­
tung von Stabilitätskriterien infolge ungenü­
gendem Wissensstand, Bevorzugung der ver­
meintlich kostengünstigsten Vanante und Verjün­
gungsschwiengkelten durch Schalenwildeinfluß. 
Pflege- und Durchforstungsrückstande werden ei­
ner mangelhaften Bestandsbehandlung zugeord­
net und Sind maßgeblich durch die ökonomischen 
RahmenbedIngungen, kombiniert mit gleichzeiti­
gen waldbaulichen Informationsdefiziten, gepragt. 

2.3.2.3. Waldweide 

Neben der Jagd stellt die Waldweide eine der äl­
testen Nutzungsformen von Wäldern dar. Aus der 
heutigen Sicht ISt die Waldweide Jedoch sowohl 
vom Standpunkt der VIehhaltung als auch aus 
waldwirtschaftlichen und hydrologischen Ge­
siChtspunkten überwiegend negativ zu bewerten. 
Durch Intensive Ausübung der Beweidung von 
Waldflächen werden neben der Vernichtung der 
Verjüngung zusätzlich große Boden- und Bestan­
desschädIgungen hervorgerufen. Beträchtliche 
Verjüngungsschäden treten JedOCh bereits schon 
bel nur sporadischer Beweldung auf. Das in Wald­
weidegebieten produzierte, besonders aber das 
dann auch tatsächlich nutzbare Futterpotential, ist 
im direkten Vergleich mit Futterangeboten aus 
Reinweideflächen als äußerst bescheiden zu be­
trachten. 

2.3.2.4. Stabilitäts- und Ertragseinbußen 
als Folge historischer Waldnutzungsformen 

Zu den historischen Waldnutzungsformen sind vor 
allem Streunutzung, SChneitelung, Köhlerei und 
Pottaschegewinnung zu zählen. Sie haben neben 
der unkontrollierten HOlznutzung In Form von 
waldgefährdenden Großkahlschlägen (Abholzung 
ganzer Talflanken ohne BerückSichtigung späterer 
Wiederbewaldung) entscheidend zu einer Degra­
dation des Waldes als Ganzes, hauptsächlich je­
doch des Waldbodens. geführt. Wlrtschafts- und 
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gesellschaftspolitische Veränderungen haben zu 
einer allmählichen Beendigung dieser historischen 
Waldnutzungsformen geführt, was als uneinge­
schränkt POSItiV für den Waldzustand angesehen 
werden kann. 

Durch die geltenden forstgesetzlich strengen Be­
stimmungen werden waldgefährdende Bewirt­
schaftungsmethoden in aller Regel untersagt. 

Trotzdem gibt es nach wie vor umfangreiche Hy­
potheken historischer Waldnutzungsformen wie 
beispielsweise degradierte Böden oder unge­
pflegte Waldbestände aus standortuntauglichen 
Baumarten. 

2.3.3. Ungünstige ökonomische 
Rahmenbedingungen 

Ungünstige ökonomische Rahmenbedingungen 
erschweren ganz allgemein die Realisierung öko­
logisch optimaler Betnebsabläufe. 

Durch die Internationalisierung der Märkte fLlr Holz 
und Holzprodukte Sieht Sich die österreichische 
Forstwirtschaft insbesondere im Gebirge mit Kon­
kurrenzangeboten aus Ländern konfrontiert, die 
kostengünstiger produzieren können (z.8. Skandi­
navien) bzw. an niedrigere Umweltstandards ge­
bunden sind. 

Forstbetriebe erzielen derzeit aufgrund z.T. noch 
fehlender Märkte für Dienstleistungen, wie Schutz, 
Wohlfahrt und Erholung, nahezu ausschließlich 
Erträge aus der Holznutzung. Dies bewirkt zuneh­
mend negative betriebswirtschaftliche Ergebnis­
se, was neben verstärkten Anstrengungen zur 
Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen 
auch die Suche nach denkbaren Einsparungspo­
tentialen fordert. Dadurch könnten bishenge POSI­
tive externe Effekte von WaIdbewirtschaftungs­
maßnahmen, wie beispielsweise die Optimierung 
von Schutzwaidbewirtschaftung und -pflege fall­
weise in Frage gestellt werden. 

2.3.4. Änderung der Landnutzung 

2.3.4.1. Intensive Formen von Freizeit- und 
Tourismuswirtschaft 

Das steigende Erholungsbedürfnis und der Wan­
del im Verständnis der Bevölkerung im Hinblick 
auf die Nutzung von fremdem Eigentum hat zu ei­
nem massiven Konfliktpotential geführt. Radfah­
ren im Walde, Flugsport, Variantenschifahren, Rei­
ten und das Beeren- und Pilzesammeln führen lo­
kal zu Belastungen, die die Beeinträchtigung der 
Lebensgemeinschaft Wald durch die normale Er­
holungsnutzung weit übersteigen. 
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2.3.4.2. Energieholzplantagen 

Aus ag rar- und energiepolitischen Gründen 
scheint die Holzproduktion auf ehemaligen land­
wirtschaftlichen Flächen im Schnellumtrieb mit 
"landwirtschaftlichen" Produktionsmethoden, in ei­
nem bestimmten Ausmaß sinnvoll zu sein. Die Pro­
duktion hat jedoch unter möglichst geringem Ein­
satz von Düngemitteln und Herbiziden zu erfolgen. 

2.3.4.3. Wald als Entsorgungsfläche 

Das Ablagern von Klärschlamm im Wald ist laut 
Forstgesetz generell untersagt. Wald kommt für die 
Entsorgung externer biogener Abfallstoffe (Klär­
schlamm, Kompost) aus ökologischen Gründen 
(Stoffanreicherung wegen geringer Entzüge bei der 
Holzproduktion und der hohen Filterwirkung des 
Waldes für Luftschadstoffe) nicht in Frage. 

2.3.5. Sonstige Problemfelder 

2.3.5.1 . Forstwegebau 

Eine naturnahe Waldbewirtschaftung mit ihrer 
kleinflächigen und inhomogenen Vorgangsweise 
stellt besondere Ansprüche an die Erschließungs­
dichte. 

Die heute noch erschließungsbedürftigen Wald be­
reiche befinden sich oft in sensiblen Schutzwald­
gebieten . Dort ist grundsätzlich eine besonders 
gewissenhafte Bedarfsprüfung sowie eine sorgfäl­
tige Planung und umweltschonende Bauweise 
anzuwenden. 

2.3.5.2. Naturschutz und Landschaftsschutz 

Zusätzlich zum Schutz und der Erhaltung der 
natürlichen Biotop- und Artenvielfalt kommt den 
kulturbedingten Sonderformen (Nieder- , MitteIwäl­
der, Weidewälder) besondere Wertigkeit zu. Ver­
gleichbar mit der Berücksichtigung von Erho­
lungs- und SChutzfunktionsaspekten stellt die 
Rücksichtnahme auf diese wertvollen Land­
schaftsteile eine Abweichung von derzeit holznut­
zungsorientierten forstbetriebswirtschaftlichen 
Zielvorgaben dar. 

2.3.5.3. Schutzfunktionsaspekte 

Österreichs Wälder erfüllen umfangreiche und 
vielfältige Schutzfunktionen, auf etwa einem Drittel 
der Fläche liegen diese sogar im vorrangigen öf­
fentlichen Interesse. 

Der Aufbau bzw. die Erhaltung von schutzfunktio­
nal optimal aufgebauten Waldbeständen bringen 
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für den Waldeigentümer oft Mehraufwendungen 
für entsprechende WaIdbewirtschaftungsmaßnah­
men bzw. Mindererträge aus der Holzproduktion 
mit sich. In solchen Fällen wird das Einkommen 
der Eigentümer, das derzeit hauptsächlich aus 
dem Verkauf von Holz zu erzielen ist, weiterge­
schmälert, so daß die erforderlichen Maßnahmen 
nicht mehr von diesen getragen werden können . 

2.3.5.4. Erholungsaspekte 

Eine den gesetzlichen Bestimmungen unterliegen­
de ordnungsgemäße Waldbewirtschaftung stimmt 
in den meisten Fällen mit den Zielsetzungen von 
Erholung überein. 

In Waldgebieten mit intensiver Erholungsnutzung 
ist eine diesen Ansprüchen gerechtwerdende 
Waldbewirtschaftung mit Mehraufwendungen 
(z.B. Betreuungspersonal, Erholungseinrichtun­
gen) sowie mit Erlösminderungen verbunden. 

2.4. Maßnahmenvorschläge 

Ziel aller Maßnahmen ist es, eine nachhaltige 
Waldnutzung für alle Ansprüche zu sichern und ir­
reversible Veränderungen von Waldökosystemen 
zu vermeiden. 

Die Dringlichkeit der angeführten Maßnahmen ist 
in drei Stufen angegeben: 

- sehr dringend 
- dringend 
- notwendig 

Die Einstufung erfolgt aus einer integralen gut­
achtlichen Beurteilung der Kriterien Raumwirkung 
(lokal, regional , national, international), Beein­
trächtigungsgrad (zeitlich, qualitativ, quantitativ) 
und Regenerierbarkeit. 

Die zeitliche Realisierbarkeit der angeführten Maß­
nahmen (Zeithorizont) ist in drei Stufen angege­
ben: 

- kurzfristig (k) = 5 Jahre 
- mittelfristig (m) = 15 Jahre 
- langfristig (I) = 50 Jahre 

Alle Maßnahmen, auch die mittel- und langfristi­
gen, sind unverzüglich in Angriff zu nehmen. 

Die Maßnahmenvorschläge für den Bereich Wald 
sind in folgenden Kapitel 2.4.1. zusammengefaßt. 

2.4.1. Maßnahmen matrix Wald 

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 249 von 324

www.parlament.gv.at



2.4.1. Maßnahmenmatrix Wald 

Klimaänderung anthropogene Emis- Konzentrationsanstieg global wirk- Toronto-Ziel , Festlegung Klimaschutz- und Energieab- Bund/ Land sehr k Umwelt- übergeord-
sion treibhauswirksa- treibhausrelevanter Gase sam von Etappenzielen gabe sowie weitere Empfeh- Gemeinde drin- kontrolle net 
mer Gase (COZ, CH" in der Atmosphäre lungen der COZ-Kommission gend (gem. 
N,O, FCKW, ... ) Umwelt-

Montreal·Protokoll Umsetzen der Maßnahmen des Bund/Land! k/m kontrollge- übergeord-
Energieberichtes der 8lXldesreg. Gemeinde setz) net 

sprunghafte Änderung kli- Entwickeln von Protokol- Ratifizieren und Implementieren Bund/Land k übergeord-
matischer Rahmenbedin- len für andere Treibhaus- der Klimakonvention net 
gungen für Waldökosyste- gase 
me 

Klimakonvention Verstärkte Mitarbeit in interna- Bund k übergeord-
Verschiebungen irn Arten- tionalen Grernien net 
spektum 

Internationale Waldkon-
Verschärfung klimatischer vention 

'" ;1 
Extreme (Sturm, Trocken-

g: heit, Niederschläge ... ) 

Einwirkung von Verbrennungspro- Destabilisierung der Veränderung Reduktion der Imrnissio- Einbau wissenschaftlicher Er- Bund sehr k Wald- übergeord-
Luftschadstoffen zesse Waldökosysterne der Waldöko- nen kenntnisse bei Immissionsstan- drin- schadens- net 

systeme auf dards gend beobach-
Produktion und An- Störung der natürlichen gesamter tungssy- übergeord-
wendung chemischer Stoffkreisläufe Fläche Anpassung der Ernis- Förderung des Einsatzes er- Bund, Land, m stem, net 
Stoffe sionsgrenzwerte nach neuerbarer Energieträger Interessenver- Bioindika-

Vitalitätsschwächung 43,6 % der dem Stand der Technik tretung, EVU tornetz, 
untersuchten Luftgüte-

direkte und indirekte Bäume mit meßnetz 
Schäden an Fauna und Nadel- und Erarbeiten techno Normenwerte Bund/Land! k übergeord-
Flora Blattverlusten Durchsetzen des Vorsor- zur Präzislerung des Standes Gemeinden net 

geprinzipes und des Ge- der Technik (TA Luft) und Im-
Gefährdung der Waldfunk- 12 % der meinlastprinzipes plementierung in die Luftrein-
tionen Waldböden haltegesetze 

sind übermäßig 
versauert, Typenprüfung von Bund!Land! k übergeord-
20 % sind ver- Kleinfeuerungsanlagen Gemeinden net 
sauerungsge- k übergeord-
fährdet Qualitätsnormen für Brenn- Bund, Land net 

stoffe 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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genetische Verarmung 

~ I~I 

kurz- (0-5 J). mitte! (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 

Erhalten und Wiederher-
stellen vitaler stabiler 
Waldbestände 

Erhalten der genetischen 
Vielfalt 

Ändem des Mobilitäts-
und Konsumverhaltens 

Reduktion grenzüber­
schreitender Luftschad­
stofftransporte 

Vermeiden des Öko­
dumpings 

Überprüfung der Umwelthaf-
tungsbestimmungen. auch 
Verkehr und Hausbrand um-
fassend 

Umweltstrafrecht (Vollzugsver -
besserung) 

Technische und organisatori-
sche Maßnahmen im Verkehrs-
bereich 

Förderung von Energiespar­
maßnahmen 

Bund 

Bund 

Bund/Land/ 
Gemeinden 

Bund/ lnteres­
senvertretung. 
EVU 

Technologietransfer und Förde- Bundllnteres­
rung von Sanierungsmaßnah- senvertretung 
rnen in den Reformstaaten 

Lebenszyklusanalysen für Pro­
dukte 

Implementieren von Umwelt­
standards z.B. im GATT 

k 

k 

m 

k 

m 

k 

m 

übergeord­
net 

übergeord­
net 

übergeord­
net 

übergeord­
net 

übergeord­
net 

übergeord­
net 

übergeord­
net 
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~ 

'" ~ 

Unausgewogenes Jagdphilosophie Destabilisierung der Wald-
SchalenwildIWald- (Trophäenjagd) ökosysteme 
verhMnis 

Volizugsdefizite bei Artenverarmung 
Jagdgesetzen und 
entsprechenden 
Bestimmungen im Ve~üngungsschwierigkei-

Forstgesetz ten 

forstliche Maßnah- HOlzentwertung 
men (bezüg!. Le-
bensraumbeeinträch-
tigung) Verminderung des 

Schutzes von Naturgefah-
landwirtschaftliche In- ren 
tensivierung bzw, Ex-
tensivierung 

Verminderung der Wohl-
Freizeitwirtschaft, In- fahrtfunktion 
tensMourismus 

Lebensraumbeein-
trächtigung durch 
Straßenbau, Sied-
lung, energiewirt-
schaft!. Anlagen 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

74 % der Zeitgemäße Jagdgesin-
Waldfläche mit nung 
Verbißschäden 

Abstimmen der Waldbau-
23 % der es mit wildbiologischen 
Waldfläche mit Erfordernissen 
Schälschäden 

Prüfen der legistischen 
In nur rund ei- Rahmenbedingungen 
nem Viertel (Forstgesetz, Jagdge-
derWaIdge- setze) 
biete ist die 
Verjüngung al- Wecken von Problem be-
ler waldbaulich wußtsein 
erwünschten 
Baumarten 
ohne Schutz-
maßnahmen 
möglich 

genaue Zieldefinition bei 
Förderverträgen 

Ermöglichen der Waldverjün-
gung ohne Schutz durch: 

Konsequentes Monitoring der 
Auswirkungen der Jagd auf 
den Wald 

Jagd!. Maßnahmen (Wild-
standsreduktion, wildökolog, 
Raumpläne, überbetriebliche 
Wildbewirtschaftungskonzepte, 
Erarbeiten von Wildbewirt-
schaftungsrichtlinien in Scha-
densschwerpunktgebieten 
nach wildbio!. Kriterien) 

Forst!. Maßnahmen (Durchfor-
stungsrückstände aufarbeiten, 
artgerechte Einstände, 
Äsungsflächen u, Ruhezonen 
schaffen) 

Kooperation mit Jagdaus­
übungsberechtigten 

naturnaher Waldbau 

Berücksichtigung der Wildle­
bensräume bei Verkehrspla­
nungen 

Bund/Forst -
behörden 

Land/Jagd-
ausübungsbe-
rechtigter 

Waldbesitzer 

Waldbesitzer 

Waldbesitzer 

Bund/Land 

Behörde, In-
Öffentlichkeitsarbeit , Beratung teressensver-

tretung 

sehr Kap, 3.4.3, 
drin- Kap,3.4.5 , 
gend Kap,3,2, 
beson- k forst!. In-
ders in venturen, Kap,3.4.3, 
Wald- Bericht Kap,3.4.5, 
bestän- desBM Kap,3,2, 
den mit für Land-
hoher und Forst-
Schutz wirtschaft 
wir- gem. 
kung Forstge-

setz (Wild-
kIm schäden 

und Maß-
nahmen) 

forstliche Kap. 3.4.3, 
Inventuren Kap. 3.4.5. 

Kap. 3.2. 

m forst!. In- Kap. 3.4.3, 
venturen Kap. 3.4,5. 

Kap. 3.2. 

k Kap. 3.4,3. 
Kap. 3.4.5. 
Kap.3.2, 

m 
Kap. 3.4,3, 
Kap. 3.4,5, 

k Kap. 3,2, 

k Kap. 3.4.3, 
Kap,3.4.5. 
Kap,3,2, 
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'" ~ .. 

KostenIErlös­
Situation 

.... 
internationaler Holz­
markl 

kostenintensivere Ge­
birgsforstwirtschaft 

Wettbewerbsverzer­
rung (billige fossile 
Rohstoffe) 

Ökodumping 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

WIIfIIIIIII 

Erschwernis des nachhal­
tigen Bereitstellung des 
Rohstoffes Holz 

Verminderung des 
Schutzes vor Naturgefah­
ren 

Verminderung der Wohl­
fahrtsfunktionen 

Ganze Wald- Schaffung geeigneter 
fläche; beson- Rahmenbedingungen 
ders betroffen 
sind schlecht 
erschlossene, 
minderproduk­
tive Standorte 

Abgeltung kostenwirksa-
mer multifuntionaler Lei-
stungen 

Optimierung betrieblicher 
Einsparungs- und 
Ertragssteigerungs-
potentiale 

Erschließung neuer Ab-
satzmärkte 

Erhöhung der Wettbe-
werbsfähigkeit von Holz 
gegenüber potentiellen 
Substitutionsprodukten 

Int. Mindeststandards für die 
nachhaltige Holzproduktion 

Kostenwahrheit durch Lebens-
zyklusanalysen 

Ökologisierung des Steuersy-
stems 

CÜ2-Abgabe auf fossile Primär-
energieträger 

Förderung von Biomasse als 
Energieträger 

Erstellung eines Kataloges von 
Leistungen, die von der Alige-
meinheit nachgefragt werden, 
und Schaffung von geeigneten 
Abgeltungsinsturmenten 

Rationalisierung, Marketing 

Öffentlichkeitsarbeit 

Bund 

Bund, Interes-
sensvertretung 

Bund, Land 

Bund 

Bund/Land 
(Gemeinde, 
Interessens-
vertretung) 

Land/ 
Gemeinde 

Waldbesitzer, 
Interessens­
vertretung 

Interessens­
vertretung 

sehr 
drin­
gend 

k 

m 

m 

k 

k 

k 

m 

k 

Internat. Kap. 3.4.2. 
Gütesiegel Kap. 3.3. 

übergeord-
net 

übergeord-
net 

übergeord-
net 

Kap. 3.4.5. 
Kap. 3.3. 

Kap. 3.4.2. 

Kap. 3.4.2. 
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Bewirtschaftungs- Wirtschaftlichkeits- Erschwernis der nachha~i- 7,3 % der naturnaher Waldbau Naturverjüngung fördern, Opti- Waldbesitzer drin- m Forstin-
mängel und -fehler überlegungen gen Bereitstellung des Stämme mit mieren der notwendigen Infra- gend ventur 

Rohstoffes Holz Ernteschäden Waldsanierungsmaßnah- struktur, Forcierung bestand-
im Ertrags- men schonender Forststechnik (z.B. 
waldIHoch- Seilkran, Pferd, Logline) 

Verminderung des Schut- wald Konsolidierung und Ver-
Nichtbeachten und zes vor Naturgefahren besserung des Waldbo- Umbau sekundärer instabiler Wald besitzer Forstin-
Unkenntnis negativer Durchfor- denzustandes Reinbestände ventur 
Folgewirkungen stungsruck -

Verminderung der Wohl- stände auf Minimieren von Holzemte- Durchforstungsruckstände auf- Waldbesitzer m Forstin-
fahrtsfunktionen 20 % der und Wegebauschäden arbeiten, Ve~üngungsmaßnah- ventur 

Waldfläche men, Baumartenwahl 
Beseitigung von Informa-

Beeinträchtigung von Na- tions- und Vollzugsdefizi- Schulung, Information, Bera- Interessenver - k Kap. 3.2. 
tur- und Landschafts- ten in bezug auf waldbau- tung, finanzielle Förderung tretung, Bund, 
schutz liehe und nutzungstechni- Land 

sehe Methoden 

"" ~I ~ Beeinträchtigung der Stärkung der ökonomi-
wildökologischen Jagd- schen Situation der Be-
ausübung triebe 

Destabilisierung von Wald-
ökosystemen 

Waldweide historisch verbriefte Erschwernis der nachhalti- 10 % der Trennung von Wald und Waldweidekataster erarbeiten Land not- m Kap. 3.4.5. 
Rechte gen Bereitstellung des Waldfläche Weide wendig Kap. 3.2. 

Rohstoffes Holz (länderweise 
stark unter- kritische Überprüfung Neuregulierung der Weiderech- LandlBund m Kap. 3.4.5. 

Verminderung des Schut- schiedlich) agrarischer Subventions- te (Bereitstellen von Ersatzwei- Kap. 3.2. 
zes vor Naturgefahren richtlinien deflächen bzw. von Reinweide-

flächen, Umwandlung in Holz-
Verminderung der Wohl- bezugsrechte, Ablöse) 
fahrtsfunktionen 

Fördern von Folgemaßnahmen Land/Bund m Kap. 3.4.5. 
Beeinträchtigung von Na- (Zäune, Melioration, Er- Kap. 3.2. 
tur- und Landschafts- schließung, Weideeinrichtung) 
schutz 

kurz- (0·5 J), mittel (5 - 10 J) , langfristig (> 10 J) 
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Erholung, Freizeit- geändertes Konsum- Erschwernis der nachha~i- regionale und Erarbeitung von Bewer- Verankerung klarer Zielvorga- Wald besitzer not- m 
wirtschaft und In- verhalten durch ge- gen Bereitstellung des lokale Schwer- tungskriterien (Bela- ben in den Forstbetrieben wendig 
tensivtourismus sellschaftliche Zwän- Rohstoffes Holz punkte stungsindikatoren, Kapa-

ge, Streßeinwirkung zitätsgrenzen, Gütesiegel) Berücksichtigung der Leitlinien Land k Kap. 3.2. 
und verstärktes Erho- Verminderung des von Regionalkonzepten in Gemeinde Kap. 3.3. 
lungsbedürfnis Schutzes vor Naturgefah- Bewußtseinsbildung Detailprojekten Kap. 3.4.3. 

ren Kap. 3.4.5. 
Interessens- k 

aktive marktwirtschaftli- Waldinformationstage, vertretung, 
Verminderung der che Bereitstellung von In- Werbekampagnen Bund/Land/Ge Kap. 3.2. 
Erholungsfunktion frastrukturleistungen meinde Kap. 3.4.5. 

durch die Forstwirtschaft 
verbesserte Leitsysteme, WaIdbesitzer, m 

Beeinträchtigung von Abgeltung finanzieller Ver- MÖblierung, Führungen, Interessensver - Kap. 3.2. 
Natur- und Landschafts- luste und Mehraufwen- Infocenter treIt.x1g/Bu1dI Kap. 3.4.5. 
schutz dungen durch Begünstig- LandlGemein-

N ;1 te (Interessensgruppen, da, Vereine, <.n 
~ Wirtschaftssektoren, AII- TOlXismusbe-

gemeinheit) triebe 
Beeinträchtigung der waldgebundene Verwendung 
wildökologischen Jagd- öffentlicher Abgaben, Sponsor- Land, Gemein- k Kap. 3.3. 
ausübung verträge de, Firmen Kap. 3.4.5. 

Historische Nut- Überlebensnotwendi- Erschwernis der nachh~i- lokale bis re- Ausscheiden von Standortskartierung Bund not- m Kap. 3.2. 
zungsformen ge Nutzung der gen Bereitstellung des gionale Schwerpunktgebieten wendig 

• Waldprodukte" , Rohstoffes Holz Schwerpunkt-
Nahrungsbeschaf- gebiete Verjüngungsverfahren, Baum- Waldbesitzer m/I Forstin- Kap. 3.2. 
fung Verminderung des Verbesserung degradier- artenwahl, Durchforstungsver- ventur 

Schutzes vor Naturgefah- ter Waldböden durch ge- fahren, Einsatz bestandes-
ren eignete Maßnahmen schonender Forsttechnik 

Degradierung der WaIdbö- Information, Beratung, Bund, Land, m Kap. 3 .2. 
den Förderung Interessens-

vertretung 
Destabilisierung der 
Waldökosysteme 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Neubewaldung/ Fehlende Land- .Verwaltung" landschaft- vor allem in Berücksichtigung der Erarbeiten konkreter Raum- Bund!Land/ not- m Kap. 3.4.2. 
Rodung schaftspflege durch lieh wertvoller Flächen in Gebieten mit Waldausstattung bzw. und Landschaftspläne, Gemeinde wendig Kap. 3.4.3. 

Abwandem aus bäu- traditionellen Kuiturräumen relativ hoher des Natur- und Land- Umsetzung des WEP Kap. 3.4.5. 
eriichen Betrieben Waldausstat- schaftscharakters von Kap. 3.2. 
bzw. Aufgabe landw. tung Waldflächen 
Produktionsflächen 

Verkehr, Betriebsan- Entwaldung vor allem in Berücksichtigung des Bereitstellen von Budgetmitteln Bund/Land/ k 
lagen, Siedlung Ballungsräu- Waldentwicklungsplanes für Landschaftspflege Gemeinde 

men mit rel. (WEP) 

N 

si 
geringer Wald-

'" ausstattung 0> 

Forstwegebau zu geringer Er- Erosion Lokale Prüfen der Erschließungs- Variantenstudium befugte Fach- not- k 
schließungsgrad für Schwerpunkte notwendigkeit kräfte gem. wendig 
kleinflächige Nut- Forstgesetz 
zungsmethoden Störung der Naturräume 

Notwendigkeit der Störung des Landschafts- Differenzierte umweltschonende Bauweise befugte Fach- k 
raschen Aufarbeitung bildes Erschließungsplanung kräfte gem. 
von Katastrophenhöl- und Bautechnik Forstgesetz 
zem auf großer m 
Fläche Einsatz alternativer Bringungs- Wald besitzer 

techniken 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Naturschutz- konventionelle Be- fallweise Beeinträchtigung Derzeit Natur- Moderne Betriebszieldefini- aktiver Vertragsnaturschutz Land! drin- m Kap. 3.2. 
aspekte! triebsziele von Holzproduktion und waldreservate tion unter Einbindung von Gemeinde/ gend 
Naturwald- Schutzfunktion auf rund Naturschutzaspekten Vereine, 
reservate 2.500 ha Wald besitzer 

Inforrnationsdefizit 
Behinderung der natürli- Natumahe Waldbewirt- Verstärkung der Ausbildung Interessens- k Kap. 3.2. 
chen Sukzession bei Na- schaftung auf der Gesamt- und Information im Bereich Na- vertreter 

konservierender Na- turschutz nach Rarität fläche des bewirtSChafteten turschutz für Waldbesitzer 
turschutz (Rote Uste Waldes 
Naturschutz) Waldbesitzer, m Kap. 3.2. 

Prüfung legistischer Rah- Fachübergreifende Zusammen- Naturschutz-
menbed. für die Absiche- arbeit mit Naturschutzgruppen behörden 
rung der .ökolog. Nachhal-
tigkeit" und .biolog. Vielfalt" 

Forcierung eines dynami-
schen Naturschutzes unter 

~ ~I Berücksichtigung der nat. '" -.. 
Sukzessionsabläufe 

Erhöhung des derzeitigen 
Flächenanteiles an Natur-
waIdreservaten 

Schutzfunktions- erhöhte Flächennut- Erschwernis der nachha~i- 30,7 % des Erstellung von Landeskon- naturnahe Ve~üngung und Waldbesitzer, sehr Forstin-
aspekte zung durch Siedlung, gen Bereitstellung des Waldes ~ . zepten zur Verbesserung Pflege von überalteten Schutz- Bund/Land drin- ventur 

Verkehr und Touris- Rohstoffes Holz WEP mit vor- der Schutzwirkungen des waldbeständen gend 
mus rangiger Be- Waldes 

deutung der Fördern von Schutzwaldsanie- Bund/Land 
Schutzfunktion rungsmaßnahmen 

m 
Konsequenter VOllzug forstge- Bund 
setzlicher Bestimmungen be-
züglich Bann- und Schutzwald k 
sowie von Wäldern mit Neben-
nutzungen 

Kap. 3.4.2. 
AbgeItung von Mindererträgen und Bund! k Kap. 3.4.3. 
Mehraufv.lendungen bei BannwäI- Begünstigte Kap. 3.4.5. 
dem durch die Begünstigten Kap. 3.2. 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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3. Wasser 

3.1. Problemstellung 

Die vielfältigen Funktionen des Wassers haben in 
Österreich die Gestaltung des Siedlungsraumes 
und die wirtschaftliche Entwicklung über die Jahr­
hunderte entscheidend geprägt. Einerseits stand 
bei der Wahl der Siedlungsstandorte die mögliche 
Bedrohung durch und somit der Schutz vor dem 
Wasser im Mittelpunkt und andererseits war die in 
der Qualität und Quantität gesicherte Wasserver­
sorgung von höchster Bedeutung. Darüber hin­
aus stellte die unmittelbare Nutzung der Wasser­
kraft die Grundlage für die Entwicklung von Wirt­
schaftsstandorten dar. Die vielfältigen und oft sehr 
spezifischen Ansprüche an die Wassernutzung 
haben durch die damit verbundenen Auswirkun­
gen in bestimmten Bereichen zu maßgeblichen 
Beeinträchtigungen der Gewässer geführt. Im 
Rahmen einer umfassenden ökologischen Be­
trachtung müssen die Nutzungsanforderungen 
und deren Auswirkungen bewertet und im Sinne 
einer nachhaltigen Bewirtschaftung geregelt wer­
den, damit die - in Österreich grundsätzlich in 
reichem Maß - vorhandene Ressource "Wasser" 
auch in Zukunft in ihrer Qualität und Quantität er­
halten bleibt. 

3.2. Ziele und Zielkonflikte 

Die wasserwirtschaftliche Planung hat im Rahmen 
der qualitativen und quantitativen Sicherung der 
Gewässer und deren Vernetzung mit dem Umland 
auch die Aufgabe, einen Interessensausgleich zwi­
schen den vielfältigen Nutzungs- und Schutzan­
sprüchen zu ermöglichen. Subjektive Ansprüche 
müssen sich im Rahmen der gesetzlichen Vorga­
ben auch dem im öffentlichen Interesse gelegenen 
übergeordeneten Rahmen von Wasserhaushalt 
und Vorsorge einfügen. Zur Darstellung, Vertretung 
und Durchsetzung wasserwirtschaftlicher Interes­
sen sind Fachgrundlagen als Entscheidungshilfe 
zu erarbeiten. Dazu dienen die Grundsatzkonzep­
te, die drei Schwerpunkte zum Inhalt haben: 

- Schutzwasserwirtschaftliche Grundsatzkonzep­
te, die zur Koordination von räumlichen An­
sprüchen dienen; 

- Grundsatzkonzepte über Wasservorkommen 
(-reserven), die zur optimalen Sicherung und 
Nutzung in quantitativer und qualitativer Hin­
sicht dienen; 

- Grundsatzkonzepte über die Gewässergüte, 
die den Zustand, die Belastung und die Mor­
phologie unter Berücksichtigung aller maßgebli­
chen Faktoren erfassen, einem definierten Soll­
zustand gegenüberstellen sowie inhaltlich, zeit­
lich und volkswirtschaftlich Wege zur Errei-

- 258-

chung des Sollzustandes bzw. festzulegender 
Zwischenziele aufzeigen. 

Weiters sind wasserwirtschaftliche Planungen und 
Untersuchungen durchzuführen, um den Erforder­
nissen einer vorausschauenden Gestaltung ent­
sprechen zu können und eine Entwicklung zu er­
möglichen, die unter Abstimmung der Bereiche 
Raumordnung, Umweltschutz und wasserwirt­
schaftliehe Planung erfolgt. Die Ziele der wasser­
wirtschaftlichen Planung können nur unter 
Berücksichtigung ihrer kleinräumigen, regionalen , 
nationalen und internationalen Verflechtung fest­
gelegt werden, um bestmögliche Entscheidungen 
sicherzustellen. 

Charakteristisch für die Entstehung der Zielkon­
flikte im Bereich des Gewässerschutzes ist der 
hohe Widerspruch von Nutzungsanforderungen 
und Nutzungsauswirkungen zwischen den Nut­
zern aber auch innerhalb einzelner Nutzungsfor­
men sowie deren räumliche Verflechtung. Dazu 
kommen noch Zielkonflikte zwischen den Nut­
zungsanforderungen und Aspekten des Umwelt-, 
Natur- und Landschaftsschutzes. 

Als Nutzer mit Anforderungen und Auswirkungen 
auf Gewässer treten z.B. auf: 

- kommunaler Bereich (Siedlungsentwicklung , 
Raumordnung, Ver- und Entsorgung) 

- Land- und Forstwirtschaft 

- Energiewirtschaft (Wasserkraft , thermische 
Energie, fossi le Energie) 

- Industrie und Gewerbe (Raumplanung, Ver- und 
Entsorgung, Stoffumschlag) 

- Tourismuswesen und Freizeitnutzung 

- Transportwesen (Schiffahrt) 

3.3. Schutzwürdigkeit der Gewässer 

Schutzwürdigkeit der Gewässer ist - nach Ansicht 
der Fachleute - im Wasserrechtsgesetz 1959 sehr 
umfassend definiert; erhebliche Mängel bestehen 
jedoch bei der Umsetzung von Schutzmaßnah­
men. 

Als Konsequenz der bisher vorliegenden Untersu­
chungen ist dem Schutz der verbliebenen, ökolo­
gisch intakten, naturnahen Fließgewässerab­
schnitte Priorität zuzuweisen. Gleichzeitig ist der 
Rückführung beeinträchtigter Fließgewässer in ei­
nen naturnäheren Zustand durch die Umsetzung 
ökologischer Verbesserungs- und Renaturie­
rungsmaßnahmen höchstes Augenmerk zu 
schenken. 
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Aus der wIchtigeil ökologischen Stellung der 
FeuchtgerJlete IStlllgewässer) Im Landschafts­
raum LJIlCJ der 111 eJen letzten Jahrzehnten verrrn­
genen Anzahl Ist In erster linie der vorhandene 
Bestand zu Schlitzei' . wobei Schwerpunkt auf die 
noch t'JestellencJen ollgo- und mesotrophen Sy­
steme zu legen 1St. Sanierungsmaßnahmen In 
Richtung eies naturrallen Zustandes sind weiter 
Zli verfolgen 

Der Schutz des Grulldwassers in quantitativer 
und qualitativer HinSicht hat durch die Innerhalb 
der letzten Jahrzehllte weselltllch gestlegerlen 
Nutzullgsanspruche In einigen Regionen Oster­
reichs eillen Stellellwen von höchster Dringlichkeit 
erreicht UIlC) IllUß entsprechend den Bestlllllmm­
gell IITl WassArrechtsgesetz 1959 I.d.g. F. auch In 
der Realität flacllendeckend durchgesetzt wer­
elen; dabei Sind Sanierungen der önlichen Vor­
kommen gegenuber uberreglonal Wirksamen Ein­
griffen In den Wasserhaushalt vorrangig zu ver­
wirklichen. 

Im Hinblick auf die Vemetzthelt ökologischer Sy­
steme kommt der integrativen Betrachtung Vorl 
Oberflächen- und Grundwasser besondere Be­
deutung zu. Sowohl die Beeinträchtigung des 
Grundwassers durch belastetes Oberflächenwas­
ser. Siedlungstcitigkeit, Wirtschafts- und Boden­
Ilutzung In quantitativer und qualitativer Hinsicht 
als aucll Jene der Oberflachengewässer durch Än­
derungen des Grundwasserregimes Sind zu be­
achten. Die Erhaltung bzw. Wiederherstellung 
standontyplscher, funktionstüchtiger Lebensräu­
me mit Tler- und Pflanzengesellschaffen mit erll­
sprechender Dlversltät in Anlehnung an die letzten 
verbliebenen. naturlichen Leitbilder ISt das vorran­
gige Ziel eines okolcglschen, zukunftsorrentlenen 
Wasserbaues. 

3.4. Folgewirkungen des Gewässerschutzes 

Nachhaltiger Gewasserschutz hat folgende Aus 
wirkungen (auszugsweise): 

nachhaltige SIchersteilung einer der Lebens 
grundlagen von Mensch und Tler- und Pflall 
zenwelt 

Sicherstellung einer In Quantltat und Qualität 
ausreichenden Trinkwasserversorgung aus vor­
rang�g nicht aufbereitetem Grundwasser 

Optimierung des Einsatzes von Wasser (z.B. 
Verwendung wassersparender Prozesse, EffiZI­
enzsteigerung von Wasserkrattanlagen) 

Einschränkung und Verdichtung des Siedlungs­
raumes (wegen: Transponkosten des Abwas­
sers. SIchersteilung von Entsorgungsstandor­
ten, Rücknahme hochwasserfreier Gebiete) 

- 259-

durch die Allwendung sAit langem bestehender 
Instrumente eJer Raumplallungspolltlk 

VerZicht auf besonders kntlsche Industrrelle. ge­
werl)lrdlA lIrrd landWirtschaftliche Produktio­
IIAn'Produkte/Dlenstlelstullgen (Standone. Ver­
fallrell. Produkte) 

Elnschr,:lIlkung des weiteren hydroenergetl­
scllell Ausbaus 

3.5. Problem bereiche und notwendige 
Maßnahmen 

Fllr elle DlirchsetZLmg einer nachhaltigen Nutzung 
dAr RAssourcA Was,;,;er stellen die flächenhafte 
qualitative LJrld quarllitative GrundwasserSlche­
runrJ. die GewahrleistunrJ der okologischen Funk­
tionsfähigkeit der Gewässer und - generell be­
trachtet - das Erreichen bzw. die Umsetzbarkelt 
wasserwIrtschaftlicher Zielsetzungen die aus­
schlacmebenden Eckpunkte dar. Durch die zum 
Tell sehr umfassenden Nutzungsanspruche (ver­
gleiche Punkt 32) ergeben sich Problemberei­
che, die eirle rlClchhaltige Nut7Ung der Ressource 
Wasser gefahrdell oder verhindern. Die in der Ta­
t)elle 3.~.1 erlthalterlerl Punkte umfassen die -
flach MelrlLlllg der Fachleute - Wichtigsten zur 
Diskussion steilenden bzw. zu stellenden Pro­
bleilibereiche. Die Gliederung erfolgte im wesent­
lichen rlach Wichtigen Einflußfaktoren bzw. Nut­
lungsgruppen. Irn besonderen muß darauf hinge­
wiesen werden, daß die Umsetzung wasserwln­
schaftllcher Zielsetzungen Im Zuge von - vielfach 
Irl uillfassender Form vorhandenen - gesetZlichen 
VorgatJen eillen lllaßgebllchen Problem bereich 
darstellt. 

3.5.1. Maßnahmenmatrix Wasser 
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4. Forschungsbedarf 

Die meisten der im vorliegenden Nationalen Um­
weltplans genannten Maßnahmen können auf Ba­
sis des gegenwärtigen Wissensstandes unmittel­
bar in Angriff genommen werden. In einigen Be­
reichen bestehen allerdings noch erhebliche Wis­
sensdefizite. Im nachfolgenden ist Forschungsbe­
darf identifiziert, der Voraussetzung für eine Ver­
besserung der Umsetzung ist, kritische Wis­
sensdefizite abdeckt oder Möglichkeiten völlig in­
novativer Entwicklungen exploriert. 

- Modelle für die gesamthafte Darstellung und 
Bewertung der ökologischen Auswirkungen 
und Wechselbeziehungen anthropogener Ein­
flüsse in der Kulturlandschaften sowie Bewer­
tungskriterien für den ökonomischen Nutzen 
von Natur- und Kulturlandschaften, und Imple­
mentierung in die volkswirtschaftliche Erfolgs­
feststeIlung 

- Risikoabschätzungen - Stoffeinsatz, Abbau und 
Akkumulation , Synergieeffekte, Freisetzung 
gentechnisch veränderter Organismen 

- Stoffbilanzierung - Strategien zur Minderung 
der Emissionen aus land- und forstwirtschaftli­
chen Aktivitäten 

- Standortbezogene Klassifikation und Typisie­
rung von Ökosystemen sowie deren flächen­
deckende Kartierung (z.B. Waldstandortkarten 
oder Naturraumpotentialkarten) 

- Erarbeitung von landschafts- und ökosystem­
spezifischen, wirkungsbezogenen kritischen 
Immissionsbelastungen. 

- Erarbeitung von Grundlagen für Lebenszyklus­
analysen land- und forstwirtschaftlicher Produk­
te sowie wasserbaulicher Einrichtungen als Be­
standteil eines umfassenden Konzeptes der 
Gesamtbewertung von Produkten und Dienst­
leistungen. 

- Erforschung der Reaktionsfähigkeit und der dy­
namischen Reaktion von Ökosystemen gegen 
äußere Einflüsse (z.B. anthropogener 
Treibhauseffekt) 

- Weitere Verfeinerung der Standards nachhalti­
ger Landwirtschaftssysteme 

- Selbstbewertungsmodelle für die Landbewirt­
schaftungsform 

·260· 
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3.5.1 . Maßnahmen matrix Wasser 

ProbIembereich 11 Uraeche Ir Wir1<ung 11 Raumbe- LOsungsansatz MaBnahmel I: Zuständigkeit Dring- 11 Zeft- Kontrolle IrVemetzoog 
zug! Aus- MaBnahmenziel lichkeit . horIzont 
maß 11 

Schutzwasser - Einengung des Veränderung des natür· r, n, i Erhaltung der unverbau· UnterschutzsteIlung; Eigentümer k,m m,1 gewässermor - Kap. 3.2. 
bau Gewässerraums lichen Abflußgesche- ten Gewässer, Rückbau, Rückkauf von Umland; (Bund, Privat) , phologische und 

durch Nutzungs- hens (Beschleunigung, Definition des Leitbildes Gewässerschutzstreifen; Grenzgewäs- hydrobiologische 
anspruch aus Stau); Störung des Gewässerbetreuungskon- serkommis- Bestandsaufnah-
Siedlungstätigkeit Austauschs zwischen zept sion me 
und Landwirt- oberflächen- und 
schaft Grundwasser 

energetische Stau, Ausleitung, Verminderung der Fließ- r, n, i Gegenüberstellung von Überprüfung und Anpas· Eigentümer, k,m m,1 gewässermor- Kap. 3.4.1. 
Nutzung (Kraft- Abdichtung geschwindigkeit, Sedi- ökonomisch-technischen sung bestehender/ge- Bund, Land, phologische, hy-
wasserbau) mentation, Geschie- und ökologischen Aus- planter Anlagen und de- Grenzgewäs- drobiologische, 

berückhalt, Erwärmung, baupotentialen, rigorose ren Betrieb an gewässer- serkommis- hydrologische 
Unterbrechung des Prüfung (Umweltverträg- biologische Forderungen sion Bestandsaufnah· 
Fließkontinuums lichkeit, least cost plan· me 

ning. avoided cost plan-
ning), Erschließung von 

'" 
Stromsparpotentialen 

~ und Alternativenergien 

Geringe Restwasser- r, n, i s.o. Erhöhung der Restwas- Eigentümer, k, m m,1 s.o. 
menge, Veränderung sermengen bei Effizienz- Bund. Land, 
der Gewässerbiologie, steigerung der techni- Grenzgewäs-
Beeinträchtigung der sehen Anlagen, Wärme- serkommis-
Unterwasserstrecke nutzung, Sohlstabilisie- sion 
durch Eintiefung und rung mit möglichst ge-
Schwallwirkung, Unter- ringfügigen Eingriffen 
brechung der Aus-
tauschdynamik Ober· 
flächengewässer-
Grundwasser 

Schiffahrt Maßnahmen zur 'Kanalisierung' des Ge- r, n, i Gegenüberstellung von Überprüfung und Anpas- Bund k, m m,1 Gewässermonito- Kap. 3.4.3. 
Gewährleistung wässers (Profilierung Ausbaumaßnahmen sung des Schiffahrtsbe- ring 
der Schiffahrt, der Fahrrinne, Bagge· bzw. von Alternativen triebes in bezug auf ge-
schiffahrtstechni- rungen, Ufergestaltung), hinsichtlich ökonomi- wässerökologische Anfor-
che Einrichtungen, Staubetrieb, Schadstof- scher und ökologischer derungen 
Hafenbetrieb feinleitung (Regel be- Auswirkungen 

trieb, Störtälle), Wellen-
schlag 

I.r.n.i ...... .lokal. regional . national. international DringlichkeitlZeithorizont: k.m.1 ....... ..... kurz· 10-5 J). mittel 15 • 10 J). langfristig I> 10 J) 
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ProbIembereIch 11 Uraache ~I Wirkung II Raumbe- f Osungsansatt JI~~ 11 ZustAndigkeit 
Dring- 11 Zeit- Kontrolle IIVameIzulg 

zug! Aus- lichkelt horImnt 
maß 

11 11 JI 

Siedlungstätigkeit Qualitative Bela- Verschmutzung von r, n Verringerung des Stoff- Schaffung der flächen- Gemeinden, k, m m Monitoring der Kap. 3 .2. 
stung des Gewäs- Oberflächen- und eintrags deckenden Abwasserent- Land, Bund Gewässerqualität Kap. 3 .3. 
sers (Abwasseran- Grundwasser sorgung nach dem Stand 
fall, unkontrollierte der Technik, umfassende 
Schadstoff- ökologische Beurteilung 
freisetzung) der Lösungsvarianten, 

Beschränkung der Inver-
ketJrsetzung von wasser-
gefährdenden Stoffen 

Quantitative Bela- Absenkung des Grund- r, n Verringerung der Enl- Durchsetzung von Was- Gemeinden, k, m m,1 Hydrologische 
stung des Gewäs- wasserspiegels, überre- nahmen, Pflege örtlicher sersparmaßnahmen, Land, Bund Bestandsaufnah-
sers (Wasserbe- gionale wasserwirt- Wasservorkommen, RückhaltungNersickerung men 
darf), Flächenver- schaftliche Eingriffe bei , gewässerfreundliche" von schwach belastetem 
siegelung, Gewäs- Fernversorgung, Be- Raumordnungspolitik Niederschlagswasser, 
sereinengung (vgl. schleunigung des strikte Einhaltung der 
Schutzwasserbau) Oberflächenabftusses, Flächenwidmung 

"" :;1 . Verringerung der 
0> Grundwasserneubil-
"" dungsrate, Einengung 

des Gewässerraums 

Industrie- und Qualitative Bela- Verschmutzung von Bilanzierung des In- und Ausbau der Abwasserrei- Eigentümer, k, m m Gewässermoni- Kap. 3 .2. 
Gewerbenutzung stung des Gewäs- Oberflächen- und Outputs (Produktions- nigung auf den Stand der Gemeinde, toring Kap. 3.3. 

sers (Abwasseran- Grundwasser mittel , Energie, Wasser), Technik, Ersatz von Pro- Land, Bund 
fall, unkontrollierte Verringerung des Stoff- blemstoffen bei der Pro-
Schadstofffreiset - eintrags, Entwicklung duktion, spezifische Be-
zung), Wärmebe- von umfassenden Ent- handlung von Abwasser-
lastung sorgungskonzepten teilströmen, Wärmerück-

(Überprüfung auf Pro- gewinnung 
blemverlagerung in an-
dere Medien) 

Quantitative Bela- Absenkung des Grund- Verringerung der Ent- Einsatz von Wasserspar- Eigentümer, k , m m Überprüfung des 
stung des Gewäs- wasserspiegels, überre- nahmen, Pflege örtlicher technologien, Kreislauf- Gemeinde, Ressourcenein-
sers (Wasserbe- gionale wasserwirt- Ressourcen schließung, Ausbau von Land, Bund satzes 
darf), Flächenver - schaftliche Eingriffe bei Brauchwassersystemen 
siegelung, Gewäs- Femversorgung, Be-
sereinengung (vgl. schleunigung, Einen-
Schutzwasserbau) gung des Gewässer-

raums 

I,r,n.!. .. . ... Iokal. regional, national, inlernational DringlichkeitlZeithorizont: k,m,1 ..... . ......... kurz- (0·5 J), mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 
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ProbIembereich Ursache Wirttung Raumbe- L6sungsansatz Maßnahmel ZuatAndlgkeit Dring- ZaIt- j I Kontrolle 1I \WnaIzu1g 
zug{ Aus- MaBnahmenziel 11 Ik:hkeit hoItzont 
maß 

IL_ 

Qualitatitve Belastung des Gewässers durch land- und forstwirtschaftliche Nutzung - siehe Tabelle Landwirtschaft: Belastung der Oberflächengewässer und des Grundwassers mit Schadstoffen 

Gestörter Was- Entwässerung, flächenhafte Grundwas- r, n Festlegung einer stand- Überprüfung der Bewäs- Eigentümer, k,m k,m, I Hydrologische 
serhaushalt Bewässerung, serabsenkung, Verrin- ortgerechten Produk- serungsflächen auf ihre Land, Bund, Bestandsaufnah-
durch land- und Entfernung von gerung der Wasser- tion, Erstellung von Kon- Auswirkung auf den örtli- Vereine men 
forstwirtschaft li- wasserspeichern- führung bei meist klei- zepten zur Hebung der chen Wasserhaushalt, 
che Nutzung den Landschafts- nen Gewässern zu kriti- Grundwasserneubil- Richtlinien für Bodennut-

elementen sehen Zeitpunkten, Ar- dungsrate und der Ver- zung und -bearbeitung 
tenverschiebung, Ver- langsamung der Ab- zur Erhöhung der Infiltrati-
änderung der Boden- flußcharakteristik, Rück- onsrate und Pufferkapa-
struktur, Trockenschä- bau zität des Bodens, Aufwei-
den tung des Gewässer-

raums, 

Förderung von Rückbau-
maßnahmen, Berücksich-
tigung der angepaßten 
Nutzung bei der Förde-
rung, Regenerierung von 

~ .;, FeUChtbiotopen u.a. mit 0> 
c.> 

Mitteln aus dem Vertrags-
naturschutz 

Fischereiwirt - nicht standortsty- Veränderung der typi- leitbildkonforme (stand- Festlegung von stand- Bund, Land, m k, m, I IST-Zustandser- Kap. 3.2. 
schaft piseher Besatz, sehen Artenzusammen- ortbezogene) Pflege des ortbezogenen gewäs- Fischereiver- hebung und Be-

Stoffeintrag in Ge- setzung, Eutrophierung Fischbestandes, ord- serökologischen Leitbil- bände, Ei- obachtung der 
wässer nungsgemäße Nutzung dern gentümer zeitlichen Ent-

wicklung 

Tourismus und saisonaler Abwas- Belastungsstöße im Ausgleich der Belastung Tourismuskonzepte und Bund, Land, k k, m, I Überprüfung der Kap. 3.4.5. 
Freizeitaktivitäten seranfall Vorfluter, problemati- Raumverträglichkeitsprü- Gemeinde, Kläranlagen und Kap. 3.3. 

scher Betrieb von' Klär- fung, zeitliche Staffelung, Tourismusver- der Gewässer 
anlagen Adaption von Kläranlagen bände (v.a. im Einlei-

tungsbereich) 

Badebetrieb und Verbauung der Seeufer, Vermeidung von Stoff- Bewirtschaftung der Nut- Bund,Land, m m Erhebung unver-
Boote Störung der Ufervege- einträgen, Erhöhung der zung, weitgehende Ab- Gemeinde, bauter Uferberei-

tation, Gewässerverun- Selbstreinigungskraft wassererfassung und -rei- Tourismusver- ehe, Gewässer-
reinigung nigung (Bootsabwässer), bände monitoring, Regi-

Schaffung naturnaher strierung der Ab-
Uferbereiche (Schutzzo- wasserübernah-
nen men (Bootsab-

wässer) 

1,r,n,1 ...... .lokal, regional, national, International DringlichkeltiZeithorizont: k,m,1 .... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 
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ProbIembereIch 11 UnIIIche 11 WIrtwng 11 Raumbe- 11 L6aungsansatz II~ 11 Zustlndlgkelt Dring- Zel- I L Kontrolle ~ 
zug! Aus- Ilchkelt horIzDnt 
maß 

11 

Beschneiungsan- Örtliche Beeinträchti- Umfassende Beurteilung Erstellung bundesweit Bund, Land, m k, m Überprüfung von 
lagen gung des Wasserhaus- der Gewässersystem- einheitlicher Beurtei- Tourismusver- Beschneiungsan-

halts, Entnahmen in verträglichkeit, Regelung lungkriterien bände lagen, der Ge-
Niedrigwasserperioden, über Mindeststandards wässer, des Bo-
Veränderung des Ab- für Wasserqual~ät dens und der Ve-
flußgeschehens getation 

Alpintourismus Beeinträchtigung von Venmeidung von Stoff- Einschränkung der weite- Eigentümer, k,m k, m, l Abwasseremis-
Karst-und KJuftgrund- einträgen, Erstellung ven ren Erschließung, Touris- Bund, Land, sionen, Abfallauf-
wasser (durch Abwas- ressourcenschonenden muskonzepte, Errichtung Gemeinde, kommen, Monito-
ser, Abfall und Betriebs- Richtlinien zur Hüttenbe- ordnungsgemäßer Ab- Tourismusver - ring der GW-
mittel); Störung der Ve- wirtschaftung wasser- und Abfallbeseiti- bände Qualität 
getation und des Was- gungssysteme, Festle-
serhaushaltes gung von Gebieten mit 

beschränktem Zugang, 
Information der Touristen 

"" Quantitativer Ge- Übernutzung der Großflächige Grund- r, n Festlegung von ökosy- Österreichweite Darstel- Bund, Land, k, m k,m,l IST-Zustandser- Kap. 3.2. ~ 
wässerschutz, Wasservorkom- wasserspiegelabsen- stemverträglichen Ent- lung und Bilanzierung der Gemeinden, hebung und Be- Kap. 3.3. 
Mängel bei der men kung, Störung der Ve- nahmemengen, Be- Wasservorkommen und - Eigentümer obachtung der 
Bewirtschaftung getation; erhebliche schränkung von (überre- nutzungen, regionale zeitlichen Ent-
der Wasservor- Ausleitung aus Fließge- gionalen) Ausleitungen Konzepte zur Sicherung wicklung 
kommen wässern, Störung aus Einzugsgebieten der Wasserversorgung, 

aquatischer Ökosyste- Reduktion der Entnah-
me und der ökologi- men durch Wasserspar-
schen Funktionsfähig- maßnahmen, Überprü-
keit von Gewässern fung der bestehenden 

Ausleitungen auf Gewäs-
serverträglichkeit 

Femwasserver- Regionale Beein- Eingriffe in den Wasser- Flächendeckender Schutz bzw. Sanierung Land, Bund k,m m,l Grundwassermo- Kap. 3.2. 
sorgung (mit Lei- trächtigung der haushalt; Motivations- Grundwasserschutz, der Wasserressourcen nitoring, Auswer- Kap. 3.3. 
tung oder Gebin- GW-Qualität (im verlust zur Sanierung Reduktion quantitativer des Zielgebietes, Einsatz tung der zeitli-
de) Zielgebiet der und Reinhaltung örtli- und qualitativer Beein- von Wasserspanmaßnah- chen Entwick-

Fernversorgung); cher GW-Vorkommen trächtigungen örtlicher men, umfassende Über- lung, Messung 
ökonomische In- Grundwasservorkom- prüfung der Auswirkun- des Wasserver-
teressen men gen der Entnahmen aus brauchs 

dem ,Quellgebiet' 

I,r,n,i .... .. .. lokal, regional, national, international DringlichkeitlZeithorizont: k,m,1 .. ..... ..kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Pmb'ulll1lN1ab 11 u..:e. 11 WIrIu10 11 Raumbe-
II~" 11 M88namW II~II: "~ 

!I Kontrolle II~ 
-W,..,. ~1ZIeI 
ma8 

Mangelhafte Um· Grenzen hoheitli· Vollzugsdefizit, Rechts· n Verbesserung des Bera· Umstellung des Begut· Bund, Land, k, m k,m Tätigkeitsberich· 
setzbarkeit ein· cher Durchsetz· unsicherheit , Nichterrei· tungsangebotes (z.B. achtungsverfahrens in Bezirk te, Kontrolle der 
zelner Bestim· barkeit, mangel· chung der wasserwirt . verpflichtendes Bera· Richtung einer ausführli· Gewässer, Häu· 
mungen des hafte Abstimmung schaftlichen Zielsetzun· tungsangebot durch öf· chen inhaltlichen Doku· figkeit der Bean· 
Wasserrechtsge· politischer Zielvor· gen, mangelnde Akzep· fentliche/private Stellen), mentation bzw. von Ex· standungen, 
setzes, zeitliche stellungen und Pri· tanz der erforderlichen verstärkte Koordinierung pertengesprächen auf SoIVlst ·Vergleich 
Verzögerung der oritäten (Kompe· Maßnahmen Ld. Bevöl· der Umweltpolitik, breite breiter Ebene, 
Umsetzung des tenzzersplitterung) kerung, Information über Zielset· 
WRG bei der Gesetzes· zungen, Schaffung von 

werdung, z.T. Prioritätenkatalogen 
noch fehlende 
Durchführungsver· 
ordnungen 

'" ;:1 Fehlende Res· Zeitliche Konzentration ausreichend detaillierte Präzisierung von gesetz· 
en 
<n sourcen (Verwal· der Anforderungen an Ermittlung der erforderli· lich verankerten Begriffen, 

tung, Planung, Fi· Ressourcen (VerwaI· chen Ressourcen (Ver· Öffentlichkeitsarbeit, Si· 
nanzierung, Errich· tung, Planung, Finan· waltung, Planung, Fi· cherstellung der notwen· 
tung) zierung, Errichtung) nanzierung, Errichtung) digen Ressourcen 

Schwierigkeiten Z.T. fehlende bzw. Zeit· und kostenintensi· r, n flächendeckende ErsteI· regional detaillierte Erfas· Bund, Land, k, m m Bereitstellung der 
bei der Erstellung zu wenig detailge· ver Planungsprozeß, lung von Grundlagen, sung von wasserwirt . Gemeinden, Datengrundlagen 
bzw Umsetzung naue Grundlagen Mehrgleisigkeiten, man· kompetenzübergreifen· schaftlich relevanten Da· Körperschaf . 
wasserwirtschaft . (Kartierungen, gelhafter Überblick über der Datenaustausch, ten (Geographische Infor· ten 
licher Planungen Meßwerte etc.), Einftußfaktoren, be· Schaffung von Metada· mationssysteme, Natur· 

fehlende Zugäng· schränkter Detailie· tenbanken, Standardi· raumpotentialkarten, Nut· 
lichkeit und Ver· rungsgrad sierung für Datenerhe· zungskataster), Schaffung 
netzung der Daten bungen, Vorgaben für der rechtlichen und tech· 
(Datenschutz, ·for· Datenauswertungen, nischen Möglichkeiten der 
mat), mangelhafte Anpassung des Daten· Datenvernetzung 
Berücksichtugung sChutzgesetzes 
bei übergreifenden 
Planungsvorhaben 

I,r,n,i ...... .Iokal, regIOnal, national. International DnnglichkeitlZeithorizont: k,m,l ............................. kurz· (0-5 J), mittel (5 . 10 J). langfristig (> 10 J) 
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ProbIembefeich Ursache Wirkung Raumbe- L6sungsanaatz 11 MaBnahmel Zustindlgke/t Dring- ZeIt- Kontrolle 
zug! Aus- MaBnahmenzlei Ilchke/t horImnt 
maß 

Konfliktfeld : Übergeordnet geplante r, n Berücksichtigung der Prüfung und erforderliche Bund k, m m wasserwirt -
Schutz des Eigen- und gezielte Bewirt- übergeordneten Bedeu- Anpassung der wasser- schaltliche Pla-
tums / öffentliches schaltung der Ressour- tung der Ressource rechtlichen Bestimmun- nungNolizug 
Interesse an ce Grundwasser wird gen zur Sicherung der 
Schutz und Nut- aus privatrechtlichen Ti- wasserwirtschaltlichen 
zung von Wasser- tein erschwert Ziele // Ziel: gezie~e Nut-
vorkommen zung und Bewirtschaf-

"" 
tung unter Beachtung 10-

a> kaler, regionaler und a> 

überregionaler Bedarfs-
strukturen 

Mängel bei der Fehlende Mittel für die r, n Überblick über umwelt- Koordinierter Einsatz aller Bund, Land k,m m SOLL-IST Ver-
Förderungspolitik Umsetzung, mangelhaf- relevante Förderungsin- verfügbaren Förderungs- gleich von Pla-

te Nutzung möglicher strumente und deren instrumente zur Umset- nung und Um-
Synergieeffekte (Koordi- politische Zielsetzung, zung von Maßnahmen 11. setzung umwe~-
nation) Förderungsinstrumenta- Prioritätenkatalogen (Nut- politischer Ziel-

rien als Steuerungsim- zung von Synergieeffek- setzungen 
pulse der Umweitpolitik ten!) 

I,r,n,i ........ lokal, regional, national, InternatIOnal DringlichkeltlZeithorizont: k,m,1 .. . .......... ....... . ...... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

III-29 der B
eilagen X

IX
. G

P - B
ericht - 02 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
266 von 324

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



·1.4 .5. Tourismu '- und 
F reizeinvirtschaft 

1. Problemstellung ...... . ...... . ............ .. ..... . Seite 269 

1 .1. Einleitung .... . ........ ... ... . . . .. ............... 269 

1.2. Rahmenbedingungen für zukünftige Entwicklungen ........ 269 

2. Ist-Zustand und Trends ......... ..... . ... ..... ........ .. 269 

2.1. Einleitung ......... . ..... ... ...... . .............. 269 

2.2. Abfall . . ................ . ... ..... . ............ 270 
2.2.1. Touristische Suprastruktur 
2.2.2. Sport- und Freizeitaktivitäten 

2.3. Ästhetische Werte . ..... ..... . ..... ... ... ....... .. 270 
2.3.1 . Kulturlandschaft und Landschaftsbild 
2.3.2. Ortsbild 
2.3.3. Soziale Aspekte 

2.4. Boden ......... . .... .... ... .... .......... ...... 272 
2.4.1. Touristischer Verkehr 
2.4.2. Sport- und Freizeitaktivitäten 

2.5 . Energie . ...... . ....... . .... .. ............. ..... 273 
2.5.1. Touristischer Verkehr 
2.5.2. Touristische Suprastruktur 
2.5.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

2.6. Lärm ........................................ . 274 
2.6.1. Touristischer Verkehr 
2.6.2 . Touristische Suprastruktur 
2.6.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

2.7. Luft ......................................... 274 
2.7.1. Touristischer Verkehr 
2.7.2. Touristische Suprastruktur 
2.7.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

2.8. Naturhaushalt / Arten /Ökosysteme ....... ........ ..... 274 
2.8.1 Touristischer Verkehr 
2.8.2 Sport- und Freizeitaktivitäten 

2.9. Raumverbrauch . .... ............... ..... ....... .. 275 
2.9.1. Touristischer Verkehr 
2.9.2. Touristische Suprastruktur 
2.9.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

2.10. Wasser / Gewässer / Abwässer .. .. . . ... ...... ........ 276 
2.10.1. Touristischer Verkehr 
2.10.2. Touristische Suprastruktur 
2.10.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

3. Prinzipien und Ziele einer nachhaltigen Tourismus- und 
Freizeitwirtschaft in Österreich .... . . . ..................... 277 

4. Instrumente und Maßnahmen ..... .... . ....... .... .... . .. 279 

- 267-

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 267 von 324

www.parlament.gv.at



4. Instrumente und Maßnahmen 

4.1. Tounsmuspolitische Instrumente 
4.1 1. Qualltätstounsmus 
4.1 .2. Professionalisierung 

279 

.279 

"'.1.3. Entzerrung der Reisestrome. Flexlbillslerung der Reisezeiten 
4.1.4. Besucherlenkung 
4.1.5. Besuchermanagement 
4.1.6. Angebotsgestaltung 

4.2. Umweltpolitische Instrumente ........................ 280 
4.2.1. Kapazitätsgrenzen ("Carrying CapaCIty") 
4.2.2. Indikatoren 
4.2.3. Ganzheitliche EntwICklungskonzepte. Leitbilder 

bzw. Weneketten 
4.2.4. OkOloQlsche Produktbewenung 

4.3 EnergIepolitische Instrumente 282 

4.4. Verkehrspolitische Instrumente. . 282 
4.4.1. Mal3nahmen zur Vorbeugung von freizeitbedingtem Verkehr 
4.4. 2. VerkehrSInfrastruktur 
4.4.3. Verbesserung der Angebote des öffentlichen Verkehrs 

fur die An- und Abreise sowie die Mobilität vor On 
4.4.4. Verkehrsberuhigung 
4.4.5. Verkehrslenkung 

4.5. Raumplanensche Instrumente 
4.5.1 Raum- und Umweltplanung 
4.5.2. Schaffung von Ruhezonen und -gebieten 
4.5.3. Regionale und kommunale Konzepte 
4.5 A. Onsbildschutz 

4.6. Blldungs- und forschungspolitische Instrumente 
4.6.1. Bewußtseinsbildung 
4.6.2. Information und Beratung 
4.6.3. Berufliche Aus- und Weiterbildung 
4.6.4. Forschung 

5. Maßnahmenkatalog 

5.1. Exkurs "Skitourismus" . 

5.2. Detaililene Maßnahmenmatnx 

- 268-

.285 

287 

.288 

. 288 

.290 

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)268 von 324

www.parlament.gv.at



1 . Problemstellung 

1 .1. Einleitung 

Der Tourismus ist eine wichtige Komponente im 
sozialen und wirtschaftlichen Leben unserer Gesell­
schaft. Er spiegelt die berechtigten Wünsche jedes 
einzelnen wider, ihm unbekannte Orte zu besu­
chen, andere Kulturen kennenzulernen und die 
Vorteile einer aktiven Erholung oder Entspannung 
in einer anderen Umgebung und abseits des Ar­
beitsplatzes zu nutzen. Ferner ist der Tourismus ein 
bedeutender Wirtschaftsfaktor in vielen Regionen 
und Städten, der in besonderer Weise zur wirt­
schaftlichen und sozialen Anbindung von Randre­
gionen beiträgt. Es besteht somit ein Bedürfnis 
nach vielfältigen Tourismus- und Freizeittätigkeiten. 

Die Entwicklungen der Tourismus- und Freizeit­
wirtschaft wirken sich in starkem Maße auf die 
Umwelt aus, da durch sie Lebensräume und häu­
fig auch sensible Zonen wie etwa Bergregionen 
oder Seengebiete, Wasserressourcen, sowie In­
frastrukturanlagen wie Verkehrswege und Ener­
gieversorgungsanlagen und letztlich Entsorgungs­
einrichtungen wie Kläranlagen insbesondere zu 
Zeiten der Hauptsaison erheblichen Belastungen 
ausgesetzt werden. 

Die Anforderungen an das Tourismusangebot un­
terliegen einem ständigen Wandel. Ein früher we­
niger beachtetes Kriterium "eine intakte Land­
schaft und Umwelt" wird heute von Touristen im­
mer mehr gefordert. Dadurch wird die Kultur- und 
Naturlandschaft zum zentralen Angebotsfaktor, 
der jedoch nur begrenzt vorhanden ist. 

Die Nachhaltigkeit erfordert einen effizienten und 
schonenden Umgang mit den knappen Ressour­
cen und Gütern. Neben dem natur- und umwelt­
schützerischen Aspekt muß auch jener des kultu­
rellen und sozialen als gleichbedeutend anerkannt 
werden. Die touristische Entwicklung ist den na­
turräumlichen und ökologischen Besonderheiten 
anzupassen und auf die verfügbaren Ressourcen 
eines Ortes oder einer Region abzustimmen. Die zu 
erwartenden Umweltauswirkungen sind zu bewer­
ten und die Ergebnisse dieser Bewertung bei künf­
tigen Entscheidungen zu berücksichtigen. Die Tou­
rismus- und Freizeitwirtschaft versucht grundsätz­
lich ein umweltorientiertes Management zu realisie­
ren. Jedoch stößt dies bei der Umsetzung auf eine 
Reihe von Schwierigkeiten, die es zu lösen gilt. 

1.2. Rahmenbedingungen tür zukünftige Ent­
wicklungen 

Die Notwendigkeit für das Erstellen von Rahmen­
bedingungen liegt darin, eine langfristige Entwick­
lung mit dem übergeordneten Ziel "Schutz des in­
takten Naturraumes, um das Wohlbefinden des 

· 269 · 

Menschen zu gewährleisten" zu sichern. Der Ent­
wurf solcher Rahmenbedingungen soll - um dies 
vorweg zu betonen - die Bedeutung und Berech­
tigung von Einzeimaßnahmen nicht schmälern 
oder in Mißkredit bringen. 

In Anlehnung an eine umweltorientierte Touris­
mus- und Freizeitwirtschaft muß ein Handlungs­
konzept für eine ökologisch bzw. ökonomisch 
nachhaltige und sozialverträgliche EntwiCklung 
des Tourismus folgende planbare Bedingungen 
beinhalten: 

• Bewältigung der Freizeitmobilität 

• Verringerung des Flächenverbrauchs für Freizeit­
infrastruktur 

'. Einführung einer umweltverträglichen Freizeitin­
frastruktur 

• Bewahrung natürlicher bzw. naturnaher Land­
schaftsformen 

• Verringerung der Übernutzung von Naturräumen 

• Vermeidung der Überlastung von Landschaften 
und Biotopen; sorgsames Betretungsrecht der 
Landschaft 

Das Konzept einer umweltorientierten Tourismus­
und Freizeitwirtschaft muß notwendigerweise zu 
örtlich sehr verschiedenen Entwicklungskonzep­
ten führen und standortangepaßte Bedürfnisse er­
füllen. Ziel ist es, den Zwiespalt zwischen Natur 
und Tourismus so gering wie möglich zu halten. 

2. Ist-Zustand und Trends 

2.1. Einleitung 

Vor der näheren Betrachtung der einzelnen Pro­
blembereiche sei kurz auf einige grundsätzliche 
und für alle Bereiche gültige Zusammenhänge ein­
gegangen. Vorweg sei darauf hingewiesen, daß 
menschliche Bedürfnisse den Hintergrund der 
Probleme bilden und nicht der Tourismus als Er­
scheinungsform an sich. 

Die Mehrzahl der Beeinträchtigungen hat ihre 
Wurzeln in einer Überbeanspruchung der natürli­
chen und menschlichen Ressourcen durch eine 
räumlich und zeitlich punktuell zu große Zahl und 
zu große Dichte an Touristen und Erholungssu­
chenden. Problematisch sind vor allem die aus 
der Gleichzeitigkeit der Inanspruchnahme resultie­
renden Spitzenbelastungen. Es handelt sich vor 
allem um ein Vertei lungsproblem. 
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Als Ursacllen fllr dell Massentollnsl11l1s kallilerl 
folgende Argumellte angefullrt werdell 

• hohe Mobllltatsilllsprllche der Bevolkerung 

• geändertes Reiseverhalten und geanderter Stel­
lellwert des Relsel1s lIlld dei' FreizeitaktivItäten 

• holleres Einkoillmen l)I'eltel- Gesellscllafts­
SChichten 111It gielch7elllrJer Veröllllgung der Rel­
seangebote 

• Trend zu Kur71nlaubell me'st an Wochellenden 
ulld Felertage', IZusammentreffen del- Urlaubel­
Ulle! FrelzeltstrOlllel 

• starke ZUllahme des Tagesausflugsverkehrs. 

Die Umwelt wirel jedoch nlcllt mn durch Massle­
rungsersdlel11LJllgell, sondern aucll durch eine 
nicht ressourcellgerecllte Art Ihrer Beanspru­
cllung beeintraclltigt. Auch der "Sanfte Touns­
I11US" kann zu Belastungen des Naturllaushaltes 
fuhren, 

Eine weitere wIchtige Elnflußgraße bildet die durch 
Modetrends beelnflußte Einstellung des Gastes, 
die sein Verhalteil bestllllillt. 

Nachstellend wlre! eille umfassende Bestanc!sauf 
nallrlle urlCi Tr-erlClabscllatzlirlg der Umweltwlr­
klingen der tounst,scl,eI1 Kernöereldle ,,Verkehr", 
"tounstrsche Sliprastruktur" sowre "Sport - ulld 
Frelzeltaktivrtaterl' auf die IJlllweltmedlel' und die 
Ressourcen tourlstlscl1er AktlvItaten vorgel10m 
men. 

Eine uberbllckartlge Darstellung eier Uillweltwrrkurl­
gen In1 Tourismus, verbunden rnt einer scllematl­
serlell GewlclltuncJ der Probleillbereiche findet sich 
In Taöelle 3.4.5.1 Olm Enele clleses AbsclllllttS. 

2.2. Abfall 

VorNeg sei darauf 111I1gewresen, daß derzert kaulTl 
spezlflsclle Dilten ubel' den Beitrag dec Touns­
mus- LIIld FreizeitwIrtschaft zum Abfallallfkommell 
in Osterreler1 eXistieren, Daten auf betnebld1er 
Ebene Sind aus clell vereillzeit durcllgefuhr1el1 Ull­
tersucllungen verfClgllilr, wobei aber die Berelcl,e 
der ~:relzeltwirtscI1aft ulld der Indirekten tOll rist i 
scllen Dlenstlolstungen weitgehend unberllck­
slchtigt bierbon, 

Repräsentative Aussagen uber den unmittelbaren 
Zusarnillenhanq zwischen Gastezahl bzw, Anzal11 
eJer Ubernaclltunqen Sind fllr Osterreich derzeit 
flur 7um Tell maqllcll, Laufende Forschullgs- bzw 
Erlleblmgsarbelten, (Iie diese Zusamll1ellhange 
tr~lnsparent macllen sollen, sind derzeit Iloch 
nicht abgeschlossen, Die Ubernahme auslc1l1cir-
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scher Untersuchungse:gebnlsse iSt aus Illetllodl­
schell GrLlnden nur beschränkt 1110g11Cll, 

Fest steht. daß die Im Tounsmusberelch anfallen­
derl Abfälle (Iberwiegend kommunal liber den 
sog, "SystelllmLrll" entsorgt werden. Sie slild da­
iler den kommunalen Abfällen zuzuordnen. 

Zur gesamteil Abfallproblematik kann jedoch fest­
gestellt werden, daß es sicll grundsätzlich um ein 
Umsetzungs- bzw. Erzlellullgspl'oblem handelt. 
CJe1S durch kulturelle und erzlehurlgshlstonsclle 
Untel-schlede der Gaste verstärkt \\/lrd. 

2.2.1. Touristische Suprastruktur 

Die größten Probleme entstehen durch die großer1 
zeitlichen Schwankungen des Abfallaufkol11l11ens. 
Hohe Tourrsmusintellsltät zu Saisonspitzen hei 
gleicllzeitig hoher Zahl an Tagesbesuchern erfor­
dern eine größere Dimensionierung bzw. die Er­
nclltung eigener Abfallbeseitigungsanlagen, die 
jedoch nur kir einen äußerst kurzen Zeitraum In 
dieser Kapazrtat erforderlicil ist. 

Als schWierig ist weiters die Abfallentsorgung von 
Bergllutten und Bergstationen anzusehen, 

2.2.2. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Anzufullrerl Sind I,ler astlletlsche lind okologlSChC 
Beelntrachtlgungen der Landschaft. SO\Nle Beell'­
trachtlglJllgen der Vegetatron und StcJrlmg der 
Wlld- lmd Weldetrere durch liegengebllebel18 lImJ 
11ICIlt orcJnungsgemäß entsorgte Abfälle, 

2.3. Ästhetische Werte 

FCIr alle Fragestellungen bezLlglich der ästlletischen 
IJzw. kulturellen Werte ISt die Armallille 7U treffen, 
daß ein Tell der wesentirchen Probleme aucll ollne 
unlllittelbare AUSWirkungen VOll Frelzelt- ullCl TOll­
rrsmllsakt,vltäten zutage treten wurde. 

2.3.1. Kulturlandschaft und Landschaftsbild 

NatClrllche und vom Menschen beolnflul3te LilllCJ­
schaft Wird subjektiv nach unterschledlichon Ge 
wlchtungsprofllen und Wallmehmungon olnge 
stuft, wobei die Anforderungen, Erwartungeil und 
eier Zweck der Benützung flJr die BeurtelluI1q 
mal3gebllch sind, 

Geprägt Wird die Landschaft une] das I_and­
schaftsbild ZUIll einen durcll seille Oberflilchen­
form, Gewässer, Vegetation, Boden, Wald, Tier­
welt und OrtSbild, zum anderen clur01 die vorllerr­
schellde WIrtschaftsform , Wird eine KOillpOnel1te 

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)270 von 324

www.parlament.gv.at



verändert oder gestört, verändert sich die gesam­
te Landschaft. Der Tourismus ist selbst von der 
Veränderung des Landschaftsbildes betroffen, da 
Verminderungen des ästhetischen Wertes einer 
Landschaft Veränderungen der Gästestruktur 
nach sich ziehen können. 

Der Verlust der kulturellen Identität und der regio­
nalen Eigenheit ist bei Symbiose von Landwirt­
schaft und Tourismus schwächer ausgeprägt. 

Es gilt vor allem zu klären , wie die Weiterentwick­
lung der Kulturlandschaft, welche schon immer 
Veränderungen unterworfen war, beeinflußt wer­
den kann, um weiterhin als Lebensgrundlage für 
die ansässige Bevölkerung dienen zu können. 

Die Landschaft wird von der Tourismus- und Frei­
zeitwirtschaft als "öffentliches Gut" empfunden. 
Daher ist Landschaftspflege eine gesellschaftspo­
litische, gemeinwirtschaftliche Aufgabe. Sie erfor­
dert eine großräumige, überregionale Betrachtung 
und Planung unter Einbeziehung der Grundbesit­
zer. 

2.3.1.1. Touristischer Verkehr 

Die größten verkehrsbedingten Beeinträchtigun­
gen des Landschaftsbildes entstehen durch die 
Anlage von Straßen und Einrichtungen des ruhen­
den Verkehrs. Zum Schutz vor Naturgefahren er­
richtete Anlagen (v.a. Lawinenstützverbauungen) 
werden oft als störend empfunden. Den mit ihrem 
Bau verfolgten Schutzzielen ist jedoch immer eine 
höhere Priorität einzuräumen. 

Die Gesamtheit der Einrichtungen von Aufstiegs­
hilfen können ebenfalls zu Beeinträchtigungen 
führen , zum einen aufgrund der Architektur der 
Stationsgebäude, zum anderen durch Maste, Sei­
le und Stromversorgungseinrichtungen ("Techni­
sierung" und "Verdrahtung" der Landschaft) . 

2.3.1 .2. Touristische Suprastruktur 

Die Landschaft touristischer Regionen wird in im­
mer größerem Ausmaß vom Verlust der charakte­
ristischen Siedlungsformen sowie dem Vordringen 
von Streusiedlungen geprägt. Diese Entwicklung 
ist sowohl auf den höheren Flächenbedarf der Be­
herbergungs- und Gastronomiebetriebe sowie 
der Freizeitanlagen im Zuge der qualitativen Ver­
besserung des touristischen Angebotes zurück­
zuführen, als auch auf eine starke Zunahme von 
Zweitwohnungen und Appartements. Der durch 
das starke Bevölkerungswachstum mancher tou­
ristischer Regionen gestiegene Wohnraumbedarf 
trägt ebenfalls zu dieser Entwicklung bei. Geän­
derte Siedlungsformen, insbesondere das Zu­
sammenwachsen von Ortschaften, führen in der 
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Folge zum Verlust des optisch reizvollen Kon­
trastes zwischen Siedlung und freier Landschaft . 

2.3.1.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Skisport 

Durch den Bau von Ski pisten erfolgen markante 
Eingriffe in die Landschaft. Verursacht werden die­
se Beeinträchtigungen primär durch Rodungen, 
Erd- und Felsbewegungen sowie Geländekorrek­
turen. 

Der Rückgang der landwirtschaftlichen Bewirt­
schaftung von Wiesen und Almen, die im Winter 
als Pisten benutzt werden, und die durch Überbe­
anspruchung verursachten Boden- und Vegeta­
tionsschäden können zu einer Verminderung des 
ästhetischen Wertes der Landschaft führen . 

Golf 

Die aus landschaftsökologischer Sicht nicht 
standortübliche Gestaltung von Golfanlagen, ins­
besondere der Bau von Sandbunkern und die 
Wahl einer für die Region artenfremden Vegetati­
on, kann zu erheblichen Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes führen . 

Wandern 

Störungen des Landschaftsbildes werden vor al­
lem durch Zerfurchungen und Zerstörung des 
Kleinreliefs und des Bodens durch eine zu große 
Zahl an Wanderern bzw. durch Betreten ökolo­
gisch empfindlicher Gebiete verursacht. Ein zu 
dichtes und weitverzweigtes Wegenetz bildet ei­
nen weiteren Einflußfaktor. 

Sportflug 

In Kleinregionen können Fluganlagen im Talboden 
zu Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
führen . 

2.3.2. Ortsbild 

Das Ortsbild wird durch Lage, Anordnung, Größe 
und Stil der Baulichkeiten wesentlich geprägt. Ge­
rade der kulturelle Sektor, d.h. auch die Ortsbild­
pflege und -gestaltung, bietet besonders gute 
Möglichkeiten zur Profilierung des Angebotes, auf 
Gemeinde-, Regional- und Landesebene. Zu be­
achten ist, daß das Ortsbild noch mehr als das 
Landschaftsbild der subjektiven Betrachtungswei­
se des einzelnen unterliegt. 
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Der' Osterredllsche GemellldebuncJ l1at wesentlI­
che Grundlagen zur Umwelt" Kultur- und Orts­
bild pflege erarbeitet. 

2.3.2.1. Touristischer Verkehr 

Zu große uneJ LU auffailige Anlageil cjes ruhenden 
lIlld fließeneieil Verkehrs fllhrell zu eiller starken 
Beelntraclltlgullg des Or1slJildes 

2.3.2.2. Touristische Suprastruktur 

Die stark wacllsende Nacllfmge nacll Tourlsmus­
UI1CJ Freizeitleistungen hatte einen dwekten und In­
cJrrekten (d LJI'cI 1 Wohlstan,dseffektel Bauboom im 
lallelilcher1 Rmlill wr Folge. Es blieb offensichtlich 
keine Reifurlgszelt. um eine elafllr geelgllete Bau­
kultur zu schaffen sowie eille georcJllete BeSied­
lung zu erreichen. 

Die ZUIll Tell uberproPol110naie Baurnasse von 
Hotels und Gaststatten f[lhrt zu einer towlstischen 
Uberforillurlg, d.h. Entfreilleiung dei' Landschaft 
durch Bauteil. deren AI'chltektur. velvvendetes 
Materral uncJ Baustil mit dei' UIl1weit uilharmo­
Illsch kontrastiert. Beelntraclltlgurlgell clurch be­
reits erfolgte Verbauungen Sind so gut wie nicht 
mehr rLickg~inglg zu Illachen. OrtshllcJ und Ort­
scllarakter werden imlner mehr VOll der Gas­
testruktur ~Jepmgt. die wlederulll durch das Orts­
tllleJ [)eelnfluRt Wird. 

2.3.3. Soziale Aspekte 

Die Struktur eines Tourlslllllsortes wirkt Sich ent 
sclmdend auf das Verhaltnis der Gastgeber zu 
den Gasteil aus. IntenSiver GanzJallrestourrslllus 
fuhl1 zu 

• UI)erfordenlllg der Einheimischen 

• [Jistanzieiungsillechailismen bel eJel1 Verrllietem 

• reduzierter KontakthäufiDkeit und IIltensität mit 
Gästen 

• Abnahme eies Interesses UllCl eier KOllllllunlkatloll 

• vermehrt Ilegatlver Beurteilung der Gaste 

• VPITlllgerter Wunsch, dell Gast uls Fmlzeltpart­
II(-)r 7U Dewlllilen 

• Bevorzugung neuer Gaste gegemlber Stamm­
gasten 

Grundsatzlldl ist zu beobachten, daß In Tourismus­
gemeinden die Dorfgemeinschaft UllCl die gewacll­
senen SOZialen Strukturen stark abllehlnen. Die tra-
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cJrtlonelle Kultur, Lebensform unel Spraclle werden 
on die Wünsclle und Erwartullgen der Gäste clllge, 
pul3t bzw. durch elen Tourisillus verandert, wodurch 
es zu einer Ellttremdung von der eigenen Ge­
Schlcllte. Identität und Kultul' kommt. 

2.3.3.1. Touristischer Verkehr 

Die Belastung LI!lcJ UIJerbelastullg durch dell Vel­
kehr bildet lIlolsl eJen l'Instoß zur AuflellilunD der 
Bevölkerung gegBll dell lourrsmus, olme den 
tatsächlicllen Anteil des tourrsmus- ullCJ freizeitin­
cJuzlerten Verkeills am Gesamtverkehrsaufkom­
Illen der ReglCJl1 L17w. des Ortes zu kerlilen !tell, 
welse verursacllt clle elllilelmische BevolkerUllg 
elll Iloheres Verkehrsaufkommen als die Gästel 

2.3.3.2. Touristische Suprastruktur 

Das Grundproblelll fLlr cjen Hotelier und L:;astwlrt 
stellt das raulllilclie ZusallilTlenfallen eies prrvatell 
Ulle! IJerufllchell Belelcl,es dar. Die psychologisch 
notwendige DIStclilZ ZUITl GilSt Wird aufDlulld einer 
falsch Interpretierten Gdstfleundscl1aft nicht 1111-
Iller gewahl1, woclLwch eier Gast In die PnvatspllCl­
re des Gastgebels eillclrrilgt und das f'alllilienle­
tJen stark belastet. 

Dres Wird noch verstärkt, IIle!em GemCltllchkelt. 
Fallllllenanschiuß unei Fleundschaft als Teile des 
tounstlschen Gesailltproollktes angebot eil uneJ 
speZiell beworben wereJel', da UntersuctlUllger I 
der Reisemotive der Guste ein starkes Bedurfnls 
Ilach SOZialen Kontakteil IlClchwelsen. 

Durcll das VorllelTschell der 10urrsl1lLls UllO Frel­
zeitwinschaft 111 eiller ReD ion oder einer L:;emeill­
de entsteht eine gewisse Monokultur al11 Arbeits, 
Illarkt. die zu eillCi Abwclllderuilg JUl1rJer EII1[lelllll' 
scher führt. die clilspruchsvolle Ausbileluil(js- und 
Berufsmöglicllkelten abseits des TourrslllUs Sll­
cllen. Um dell Arbeitskraftebedarf 7U decken. 
werden nicht alls der Region stammemlE? Saison­
arbeitskräfte bescllaftlgl. wodurch eine Fntfreill­
eiung von Innel1 Ilervorgerufon Wird. 

2.4. Boden 

2.4.1. Touristischer Verkehr 

Bodenvercllclltullg durch Parken auf GrunlclllcJ so­
wie Bodenverslo~jelun<j (lurch Parkplätze, IIlsbe 
sondere bel lalstatlonell llild FreizeitanlaDen stel 
len schwere ElIlcJrrffe irl eJen Boderlhaushalt dar, 
die auch AuswirkUllgell auf den Abfluß von Obel'­
flacllenwasser' sowie BeellltrachtlgungBn der Ve­
getation nacll slell ziellell. 
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2.4.2. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Skisport 

Massenskilauf auf planierten und präparierten Pi­
sten ("Skiautobahnen") bedingt nach flächenhaf­
tem Ausmaß und Intensität der Eingriffe schwer­
wiegendste Bodenveränderungen und -belastun­
gen sowohl durch Bau als auch laufenden Be­
trieb. Die meisten nachteiligen Boden- und Vege­
tationswirkungen des laufenden Pistenskibetrie­
bes sind auf eine zu geringe bzw. ungleichmäßige 
Schneelage zurückzuführen . Langlaufloipen kön­
nen zu Bodenverdichtung und zum Ersticken der 
Vegetation führen, obwohl der Skilanglauf im all­
gemeinen geringere boden- und vegetationsschä­
digende Wirkungen aufweist (lineare Belastung). 

Golf 

Durch die künstlich angelegten "greens" und 
"tees" kommt es zu weitgehenden Veränderun­
gen der Bodenoberfläche. Weitere Belastungen 
des Bodens entstehen durch den intensiven ehe­
mikalieneinsatz sowie örtlich begrenzt durch 
Sandbunker. 

Wandern und Bergsteigen 

Wie im Problembereich Kulturlandschaft und 
Landschaftsbild bereits angeführt, entstehen 
durch eine zu große Zahl an Wanderern sowie 
durch das Betreten ökologisch empfindlicher Ge­
biete kleinräumig begrenzte Belastungen des Bo­
dens und der Vegetation, die jedoch in ihrer Ge­
samtheit ins Gewicht fallen. 

Mountainbiking 

Durch Befahren des Geländes und des Waldes 
abseits von Wegen wird insbesondere in alpinen 
Regionen die hochempfindliche Grasnarbe ver­
letzt, wodurch Rutschungen und Muren be­
schleunigt bzw. ausgelöst werden können. Auf 
unbefestigten Wegen und Steigen fördert das Mo­
untainbiking bei feuchtem Wetter die Spuren- und 
Rillenbildung, die in weiterer Folge Erosionsrillen 
verursachen. 

Reiten 

Die hier anzuführenden Beeinträchtigungen des 
Bodens sind vor allem auf den Beritt unbefestigter 
bzw. "weicher" Wege, vor allem nach Nieder­
schlägen, zurückzuführen. Im Wald wird die Wald­
vegetation geschädigt und flachst reichende 
Baumwurzeln verletzt, wodurch es indirekt auch 
zu einer Schädigung des Waldbodens kommt. 
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Durch die Pferdehaltung auf zu kleinen Koppeln 
entstehen weitere, teilweise schwere Störungen 
des Bodens sowie eine nahezu vollständige Vege­
tationsvernichtung, die auf ökologisch wertvollen 
und sensiblen Standorten besonders problema­
tisch erscheint. 

Motocross 

Der Motocross-Sport verursacht schwerwiegende 
Boden- und Vegetationsschäden und ist aus bo­
denökologischer Sicht vollkommen abzulehnen. 

2.5. Energie 

Da die energiespezifischen Einflußfaktoren in den 
einzelnen Gemeinden sehr stark variieren, können 
keine allgemeingültigen Empfehlungen über die 
Art der Energieversorgung, des Heizsystems und 
der Warmwasseraufbereitung getroffen werden. 
Vielmehr sollte daher für jede Gemeinde oder 
Kleinregion ein spezifisches, ganzheitliches Ener­
giekonzept erarbeitet werden, das in weiterer Fol­
ge die Basis für die langfristige Infrastrukturaus­
stattung der Region und die Wahl des Raumhei­
zungs- und Warmwasseraufbereitungssystems im 
einzelnen Betrieb oder Haushalt bildet. Über den 
Energieverbrauch liegen nur wenige bzw. sehr in­
homogene Daten auf Betriebsebene vor. 

2.5.1. Touristischer Verkehr 

Der Energieverbrauch pro Tourist wird im Verkehr 
vor allem durch die Wahl des Beförderungsmittels 
beeinflußt, wobei PKWs und Reisebusse weiterhin 
den größten Anteil der im Tourismus benutzten 
Verkehrsmittel darstellen werden. Aufgrund von 
Deregulierungsmaßnahmen in der EU und der 
weiteren Verbilligung von Flugangeboten wird es 
in Zukunft zu einem Anstieg des Flugverkehrs 
kommen. Nicht zu vernachlässigen ist auch der 
Energiebedarf für den Betrieb von Aufstiegshilfen. 

2.5.2. Touristische Suprastruktur 

Der Energieverbrauch der touristischen Supra­
struktur ist abhängig vom Ausstattungsstandard , 
der Bauweise und der Auslastung der Betriebe. 
Jede Kapazitätserhöhung verursacht einen Mehr­
verbrauch an elektrischer Energie, Wärmeversor­
gung und Kraftstoffen. 

2.5.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Ein erhöhter Verbrauch an elektrischer Energie 
und fossilen Brennstoffen entsteht vor allem durch 
den Betrieb von Beschneiungsanlagen, den Ein-
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satz von Plstengerclten. bel der Ausubung aller 
Motorsportarten sowie durch Flutlichtanlagen. 

2.6. Lärm 

2.6.1. Touristischer Verkehr 

Verkehr wird allgemein In der Bevolkerung als 
Hauptlärmquelle wallrgenommen. Die Tourismus­
und FreizeitwIrtschaft verursacht Je nach Jahres­
zeit eineil mehr oder minder großen Anteil am Ver­
kehr. Als besonders störend vwd der Durchzugs­
vekehr empfunden. wobei eille Zuordnung zum 
tourrsmus- und frelzeitinduzler1en Verkehr relativ 
schwlerrg 1St. 

Zu- und abfahrende Gäste und Einheimische stei­
len Im Ortsgebiet vor allem während der Nacht ei­
ne storende Larmquelle dar. Nicllt zu unterschät­
zen sinel auch die vom Ba'lnverkehr ausgehenden 
Lärmbelastungen. 

Weiters kOlllmt es Im Nahbereich von Flughäfen 
kurzfristig zu hohen Lärillspitzen. 

2.6.2. Touristische Suprastruktur 

Gastronolllle- und Beherbergungsbetnebe bilden 
laut Umfragen In der Wohnbevolkerung neben 
dem Verkehrslärill. der nicht IIlllller direkt dem 
Tourismus zugeordnet wird, die Hauptlärmquelle. 
Als besonders störend wird der Lärm aus Gast­
gärten empfunden 

2.6.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Besonders starke Lärmbelastlgungen gehen von 
allen Arten des Motorsports aus. Im Skisport wird 
Lärm vor allem durch Lift- und Beschneiungsanla­
gen sowie Pisten geräte verursacht. 

Offene Sport- Lmd Freizeitanlagen verursachen 
zwar ebenfalls einen merkbaren Anstieg des 
Larmpegels. werden In der Bevolkerung aber 
nicht als außerordentlich störend empfunden. 

2.7. Luft 

Die Tounsmus- und Frelzeltwlr1schaft ISt massIv 
von der Luftverschmutzung betroffen. da es zu di­
rekten Beeilltrachtigungen der Ressource Fnsch­
luft kommt. die einen wichtigen Angebotsfaktor 
darstellt. 

In engen Alpentalern ISt aufgrund der geographi­
schen und meteorologischen Gegebenheiten ein 
kontinuierlicher Luftmassenaustausch nicht mög­
lich. Geringste EmissIonsraten konnen unter Um-
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ständen binnen kurzester Zelt zu hohen Luft­
schadstoffkonzentrationen führen. die über den 
Toleranzgrenzen liegen. 

2.7.1. Touristischer Verkehr 

Der motorrslerte Verkehr verursacht betrachtllcrle 
Anteile der gesamten Schadstoffbelastung der 
Luft. Eine genaue Zuredlnung der Probleme auf 
den Freizeit- und Tourismusverkehr ISt jedoch nur 
sehr schwer möglich. 

2.7.2. Touristische Suprastruktur 

Einen großen Einfluß auf die regionale Luftqualität 
haben Heizungsanlagen und die Wahl der Ener­
giesysteme. 

2.7.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Emissionen entstehen vor allem durdl eJen Betrieb 
von Verbrennungsmotoren bel LIftanlagen. Pisten­
fahrzeugen und in Ausübung von Motorsportarten. 

2.8. Naturhaushalt I Arten I Ökosysteme 

2.8.1. Touristischer Verkehr 

Auf die Tourismus- und Freizeitwir1scllaft zur(Jck­
zuführende Beeinträchtigungen der Natur entste­
llen vor allem durch das Befahren von Forstwe­
gen und unbefestlgten Wegen sowie durch das 
Abstellen von Fahrzeugen auf GrLmflächen. 

2.8.2. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Durch die starke Zunahme an Sport- und FreIzeit­
aktivitäten In freier Natur werden die Rückzugs­
und Ruhegebiete von WIldtieren sowie naturbelas­
sene Gebiete drastisch reduziert. Es herrscht ein 
großer Interessenskonflikt zwischen der Bewah­
rung der natLirllchen Ressourcen und Ökosysteme 
unter völligem Ausschluß der Öffentlichkeit und 
dem gestiegenen Bedürfnis nach Naturerlebnis. 

Skisport 

Im Skisport kommt es vor allem durch das Verlas­
sen der Pisten. dem Befahren von Wäldern. Auf­
forstungsgebieten und stellen Hängen sowie 
durch die Benützung der Pisten bei ungenugen­
der Schneelage zu gravierenden Schäden durch 
Stahlkanten (Stahlkanten-VerbIß) an der Baumrin­
de und an den Terminaltrreben von Jungpflanzen 
(besonders gefahrllch In Hochlagenauf!orstungen 
und LawInenschutzpflanzungen) sowie zur 
Störung der Lebensräume des Wildes. Als Folge 
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wiederholter Störungen wandert das Wild ab und 
konzentriert sich in noch ungestörten Gebieten. in 
welchen das Ansteigen von echten Verbißschä­
den zu verzeichnen ist. 

Golf 

Im Flachland kann ein Golfplatz an Stelle einer in­
tensiv genutzten Fläche eine ökologische Berei­
cherung darstellen. während im von Natur aus 
ökologisch vielfältigen Berggebiet eine wesentlich 
kritischere Beurteilung zu treffen ist. 

Wandern und Bergsteigen 

Die durch die große Zahl an Wanderern und Berg­
steigern hervorgerufenen Trittschäden auf Wegen 
und im Gelände führen besonders in alpinen Re­
gionen zu teilweise irreversiblen Schäden der Ve­
getation und des Bodens. In hochempfindlichen 
Gebieten ist die Belastungsgrenze der Natur sehr 
niedrig. wodurch auch der .. Sanfte Tourismus" 
kleinräumig zu erheblichen Beeinträchtigungen 
führen kann. 

Durch das Eindringen in den natürlichen Lebens­
raum der Wildtiere kommt es insbesondere beim 
Verlassen der Wege zur Beunruhigung und 
Störung des Wildes. 

Mountainbiking 

Das Hauptproblem stellen Fahrten im Gelände 
dar. da sie zu einer Schädigung der Vegetation. 
insbesondere der Grasnarbe und der Biotope. 
führen. Zu Wildbeunruhigung und -vertreibung 
kommt es durch Mountainbiking sowohl auf als 
auch abseits der Wege. 

Reiten 

Im Wald wird durch Beritt unbefestigter bzw ... wei­
cher" Wege. vor allem nach Niederschlägen die 
Waldvegetation geschädigt und flachstreichende 
Baumwurzeln verletzt. wodurch es indirekt auch 
zu einer Schädigung des Waldbodens kommt 
(siehe Problembereich Boden). 

Durch die Pferdehaltung auf zu kleinen Koppeln 
entstehen weitere. teilweise schwere Störungen 
des Bodens sowie eine nahezu vollständige Vege­
tationsvernichtung. die auf ökologisch wertvollen 
und sensiblen Standorten besonders problema­
tisch erscheint. 
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Wassersport, kleine, nichtmotorbetriebene 
Boote (Rafting, Kanu, Kajak) 

Neben der zunehmenden Verschmutzung des 
Uferbereiches verursacht das Rafting erhebliche 
Störungen und Eingriffe in den Lebensbereich der 
Fische und Wasservögel. Insbesondere werden 
Brut- und Fischlaichplätze sowie Futter-. Rück­
zugs- und Ruhegebiete geschädigt bzw. zerstört. 

Gleitschirmfliegen, Drachenfliegen 

Durch Gleitschirm- und Drachenflieger kommt es 
teilweise zu einer Beunruhigung und Vertreibung 
von Wild- und Weidetieren und In weiterer Folge 
zu Verbißschäden. Neueste Untersuchungen zei­
gen Jedoch eine gewisse Gewöhnung des Wildes 
an den Flugbetneb. Eine stnkte Einhaltung der 
Fluggebiete und -routen kann zu dieser Gewöh­
nung beitragen und die negativen Auswirkungen 
vermindern. 

Motocross 

Der Motocross-Sport verursacht schwerwiegende 
Boden- und Vegetationsschäden und ist aus bo­
denökologischer Sicht vollkommen abzulehnen. 

2.9_ Raumverbrauch 

Der beschränkte Raum wird von einer steigenden 
Zahl sich überlagernder und zum Teil konkurrie­
render Nutzungsinteressen beansprucht. Dem In­
teresse am Schutz der Natur, der Naherholungs­
räume und der Erhaltung von ausreichenden 
Flächen für eine existenzfähige Landwirtschaft 
stehen Flächenansprüche für Wohnbau. Ver­
kehrswege. Betriebsansiedlungen. Ver- und Ent­
sorgungseinrichtungen. Freizeiteinrichtungen und 
dgl. gegenüber. 

2.9.1. Touristischer Verkehr 

Freizeitbedingte Aktivitäten sind ein Teil des Ge­
samtursachenkomplexes für die Schaffung 
flächenintensiver Verkehrseinrichtungen. Zum Teil 
werden Verkehrseinrichtungen ausschließlich 
zwecks Erschließung touristischer Einrichtungen 
und Attraktionen geschaffen bzw. aufgrund der 
Ausrichtung auf saisonale Spitzenbelastungen 
größer dimensioniert. Ein hoher Raumbedarf ent­
steht auch durch den ruhenden Verkehr. der vor 
allem bei Talstationen. Sport- und Freizeitanlagen 
große Flächen in Anspruch nimmt. 

Flugplätze weisen ebenfalls einen hohen Raum­
verbrauch auf. der besonders in engen Tälern 
problematisch ist. 
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2.9.2. Touristische Suprastruktur 

Mangelnde DIsziplin bel der Handhabung der 
FlächenwIdmungsplanung fuhrte zu einer verieill­
ten baulichen EntwIcklung. die auf lange Zelt Irre­
parable Beelntrachtlgungen verursacht. Trotz ent­
sprechender Zielsetzungen hält der Bauboom 
und die Expansion der AngebotskapazItäten an. 
wodurch die touristischen Nutzungslntensitäten 
weiter ansteigen. 

Eine erhebliche Steigerung des Flächenbedaries 
entsteht vor allem durch das Angebot anspruchs­
voller. qualitativ hochwertiger Beherbergungsfor­
men sowie ergänzender Indoor-Angebote. 

Von besonderer Bnsanz Ist die Tendenz zur Ver­
huttelung und Zersiedelung der Landscflaft, der 
erhöhte Ertragsdruck auf die In den Tallagen ver­
bleibenden landwirtschaftlichen Nutzflächen, ins­
besondere aber die zunehmende Bautätigkeit In 
durch Naturgefahren beeinträchtigte Gebiete (gel­
be und rote Zonen). 

Durch die mangelnde Beachtung der Gefahrenzo­
nenpläne werden umfangreiche Schutzmaßnah­
men vor Wildbächen, Lawinen, Steinschlag, Rut­
schungen und Erosionen eriorderlich, die ihrer­
seits zu einem weiteren Raumverbraucfl und der 
Beeinträchtigung des Landschaftsbrldes beitra­
gen. Eine strikte EInhaltung der Raumordnung ist 
daher unerläßllch, 

Der Flächendruck wird weiters durch den Zweit­
wohnungsbau verstärkt, der zum einen zur Ver­
drangung der einheimischen Bevölkerung, zum 
anderen zur Zersiedelung und Verhuttelung der 
Landschaft führt. 

2.9.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Die Attraktivität und die wirtschaftliche Entwick­
lung von touristischen Destinationen Wird durch 
das Angebot an Freizeitinfrastruktur beelnflußt - Je 
besser die Ausstattung, desto gunstiger ISt im all­
gemeinen die Entwicklung eines Tourisrrusgebie­
tes. Diese Elnnchtungen werden gleichzeitig von 
der einheimischen Bevölkerung fur FreizeItaktivItä­
ten genutzt - eine klare Trennung ist nicht oder 
nur schwer möglich. 

Problematisch ist vor allem die Errichtung von 
Sport - und Freizeiteinrichtungen in teilweise wert­
vollen Räumen und In Gebieten mit knappen Frei­
flächen, Für alle diese Anlagen gilt weiters, daß sie 
raumverbrauchende Folgeeinnchtungen (Park­
plätze, Straßen, Gastronomie- und Beherber­
gungsbetriebe) eriordern. 
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Skisport 

Anzuführen ISt der hohe Flächenverbrauch der Pi­
sten und Aufstiegshrlfen bel Alplnskrlauf in Bergre­
gionen sowie der Flächenverbrauch von Skating­
Loipen in Tallagen, 

Golf 

Golf ist aus der Sicht des Raumverbrauches als 
sehr problematisch einzustufen, da Golfplätze mit 
der dazugehörenden Infrastruktur einen äußerst 
hohen Flächenbedari aufweisen, der aufgrund der 
International ublichen Normen für Golfplätze nicht 
so leicht redUZiert werden kann. 

Die Belastungen Sind vor allem in engen Tälern 
bzw. Regionen mit einer geringen Anzahl an Frei­
flächen als sehr kritisch einzustufen. Aus diesen 
Gründen ist vor allem die Errichtung von Golfplät­
zen in alpinen Regionen vor dem Hintergrund der 
knappen Flächenressourcen kritisch zu hinterira­
gen. 

Wassersport, kleine, nichtmotorbetriebene 
Boote (Rafting, Kanu, Kajak) 

Die BeeinträChtigungen entstehen hier vor allem 
durch die Verbauung der Seeufer mit Badeanla­
gen sowie einer zunehmenden Pnvatisierung der 
Ufer, wodurch der freie Zugang zu den Gewäs­
sern drastisch eingeschränkt bzw. gänzlich un­
möglich gemacht wird. 
Einen erhöhten Flächenbedarf welsen auch Hal­
lenbäder, insbesondere Erlebnisbcider und Erleb­
nisparks mit integrierten Sport- und FreIzeitein­
richtungen auf, 

2.10. Wasser / Gewässer / Abwasser 

Die zunehmende Bodenverschlechterung, die teil­
weise durch die Tounsmus- und Freizeitwirtschaft 
verursacht Wird, vermindert das Wasserspeicher­
vermögen, wodurch das Tnnkwasserangebot und 
die hydrogeologische Bodenstabilrtät negativ be­
einflußt wird. Rutschungen, Muren und Hochwäs­
ser sind die Folge, 

2.10.1. Touristischer Verkehr 

Vor allem im Gebiet von Parkplätzen und entlang 
von Zufahrtsstraßen kommt es im Winter zu Ver­
unreinigung des Schnees und des Schmelzwas­
sers. Indirekt wird der Wasserhaushalt durch die 
Bodenverslegelung aufgrund von Einrichtungen 
des ruhenden und fließenden Verkehrs beelnflußt. 
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2.10.2. Touristische Suprastruktur 

Urlaubssaisonspitzen mit gleichzeitig hohem Auf­
kommen an Tagesbesuchern führen zu einem sai­
sonal stark erhöhten Wasserverbrauch. Diese Sai­
sonspitzen erfordern eine größere Dimensionie­
rung bzw. sogar die Errichtung eigener Abwasser­
beseitigungsanlagen, deren Kapazität jedoch nur 
während weniger Wochen im Jahr beansprucht 
wird. Daraus ergeben sich vor allem klärtechni­
sche Probleme, die durch spezielle Information 
und Schulung der Klärwarte entschärft werden 
könnten. Die zu geringe Wassermenge im Vorflu­
ter durch erhöhte Wasserentnahmen zu Saison­
spitzen kann jedoch durch diese Maßnahme nicht 
beeinflußt werden . 

Ein besonderes Problem stellt aufgrund ihrer Lage 
die Abwasserbeseitigung von Bergstationen , 
Berggasthöfen und Berghütten dar. 

Der Wasserverbrauch ist zum großen Tei l vom 
Verhalten der Gäste abhängig, das nur sehr 
schwer in kurzer Zeit geändert werden kann . Wei­
ters ist anzuführen, daß durch den tourismusbe­
dingten erhöhten Wasserbedarf Quellen und 
Grundwasserhorizonte in zu großem Ausmaß er­
schlossen werden . 

2.10.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Skisport 

Besonders kritisch zu sehen ist der Wasserver­
brauch von Beschneiungsanlagen, der vor allem 
mit den Zeiten der winterlichen Niedrigwasser­
führung der Flüsse und Bäche (Vorfluter!) zusam­
menfällt. Weiters kommt es bei Frühjahrsregenfäl­
len auf künstlich beschneiten Pisten zu erhöhten 
Oberflächenabfluß-Spitzen. 

Weitere Verunreinigungen des Schnees, Eises 
und Schmelzwassers werden durch Pistenpräpa­
rierung, Sportgeräte und die Sportler selbst verur­
sacht. 

Der nicht fachgerechte Bau von Ski pisten kann in­
folge von Verschlechterungen des Bodenwasser­
haushaltes zu erhöhter Hochwassergefahr und zu 
einer Destabilisierung der Hänge führen (Gefahr 
von Rutschungen). Ebenso kann die Entwaldung 
höherer Lagen die Lawinengefahr erhöhen. 

Golf 

Durch die intensive Pflege der Greens und Tees 
und den hohen Herbizideinsatz kann die Bela­
stung des Grundwassers stark erhöht werden . 
Kritisch ist weiters der hohe Wasserverbrauch für 
die intensive Bewässerung der Greens und Tees. 
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Wandern 

Auf Kalkplateaus kann die Wasserreinheit gerade 
durch den "Sanften Tourismus" beeinträchtigt 
werden . 

Wassersport, kleine, nichtmotorbetriebene 
Boote (Rafting, Kanu, Kajak) 

Verunreinigungen bzw. Belastungen von Ober­
flächengewässern erfolgen primär durch Motor­
und Sonnenöle. 

3. Prinzipien und Ziele einer nachhaltigen Tou­
rismus- und Freizeitwirtschaft in Österreich 

• Eine intakte Natur ist eine der wichtigsten Res­
sourcen für die Tourismus- und Freizeitwirt­
schaft . Ohne intakte Natur ist eine landschafts­
gebundene Tourismus- und Freizeitwirtschaft 
nicht möglich. 

• Qualität steht vor Quantität , dies gilt insbesonde­
re für touristische Verdichtungsgebiete. In Regio­
nen, in denen quantitatives Wachstum noch er­
forderl ich ist, sollte dieses nur bei minimalen Um­
weltauswirkungen unter qualitativen Gesichts­
punkten erfolgen. 

• Anwendung des Subsidiaritätsprinzips - Vorga­
be von österreichweiten Rahmenbedingungen, 
die detaillierte Problemanalyse und Umsetzung 
erfolgt jedoch in der Region selbst. 

• Sicherung der Existenzgrundlage durch eine 
sinnvolle Verflechtung der Tourismus- und Frei­
zeitwirtschaft mit anderen Wirtschaftzweigen in 
der Region. 

• Verstärkte Professionalisierung in der Tourismus­
und Freizeitwirtschaft bei allen Entscheidungs­
trägern (Wirtschaft, öffentliche Verwaltung, Inter­
essensgruppen) 

• Erarbeiten und Vermitteln von Lösungsalterna­
tiven 

• Weiterentwicklung von Indikatoren zur Beurtei­
lung der Nachhaltigkeit, insbesondere der Um­
welt- und Sozialverträglichkeit, mit dem Ziel der 
Verringerung des spezifischen Ressourcenver­
brauchs 

• Weiterentwicklung einer ökologischen Produkt­
und Dienstleistungsbewertung (z.B. ISO-Nor­
men, Gütezeichen, Umweltzeichen für Touris­
mus) 
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3.4.5.1 . Tabelle: Umweltwirkung im Tourismus ;S::: 
CI) tU .J:. 
S; .J:. 0 0 
CI) CI) :::l 

;S::: Co "0 l'! 
tU 

CI) c: € 
.J:. c( tU 

~ CI) ..J CI) 
0 CI) > Q; CI) :0 (ij c: .~ .: 

~ "0 CI) E :::l E CI) 

c: CI) ·N "0 CI) ;S::: (;j :::l CI) 

.c j t:: 0 0 c: :j :::l tU ~ c( 0 (J) ID W ..J Z a: 

1. Touristischer Verkehr 

An·/Abreise 0 • 0 0 • • • • 0 • 0 

am Urlaubsort 0 0 • 0 • • • • 0 • 0 

ruhender Verkehr 0 • • 0 • 0 0 0 • • • 
tourist. Transportanlagen 0 • 0 0 0 • 0 0 • 0 0 

2. Touristische Suprastruktur 

Beherbergung / Verpflegung • • • • 0 • • • 0 • • 
Sport· und Freizeitanlagen • • • 0 0 • • 0 • • • 
touristische Infrastruktur • 0 0 0 0 0 0 0 0 • • 

3. Sport· und Freizeitaktivitäten 

Skisport 0 • 0 0 • 0 0 0 • • • 
Wandern, Bergsteigen • 0 0 0 • 0 0 0 • 0 • 
Mountainbiking. Radfahren 0 0 0 0 • 0 0 0 • 0 • 
Golf 0 • 0 0 • 0 0 0 • 0 0 

Reiten 0 0 0 0 • 0 0 0 • 0 0 

Motocross 0 • 0 0 • • • • • 0 • 
Wassersport (1) 0 0 0 0 0 • • • • 0 • 
Kleine. nicht motortletrieibene Boote 0 0 0 0 0 0 0 0 • 0 0 

Sportflug (1) 0 0 0 0 • • • • 0 0 0 

Paragliding 0 0 0 0 0 0 0 0 • 0 0 

(1) Belastungen in den Bereichen Energie, lärm und Luft treten vor allem durch den Einsatz von Verbrennungsmotoren auf. 

Legende: o = keine bzw. nur geringe Beeinträchtigung, • = mittlere Beeinträchtigung, • = starke Beeinträchtigung 

• Verstärkte Aufnahme von ökologischen Kriterien 
in öffentliche Förderungen 

• Beachtung ökologischer, wirtschaftlicher und so­
zialer Kapazitätsgrenzen 

• Überprüfung des touristischen Angebots auf 
Umwelt- und Sozialverträglichkeit 

• Das Spannungsverhältnis zwischen ökologi­
schen und sozialen Aspekten des Tourismus ist 
sowohl auf der Gast· als auch auf der touristi­
schen Anbieterebene und der betroffenen 
Bevölkerungsebene zu berücksichtigen. 

• Touristische Nutzung in Übereinstimmung mit 
der Erhaltung und nachhaltigen Entwicklung der 
Natur· und Kulturlandschaften 

• Förderung von Lösungsstrategien mit dem Ziel 
eines regionalen und überregionalen Finanzaus­
gleichs für eine touristische Wachstumsbegren­
zung 

• Förderung eines umweltgerechten Verhaltens al­
ler in der Tourismus· und Freizeitwirtschaft Betei- . 
ligten 
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• Zeitliche Nachfrageentzerrung zur Glättung der 
Nachfragespitzen und der daraus resultierenden 
Spitzenbelastungen 

• Optimierung der Kooperation zwischen Land· 
und Forstwirtschaft und der Tourismus- und Frei· 
zeitwirtschaft unter besonderer Nutzung von 
Synergieeffekten 

• Verbesserte Durchsetzung der überkommunalen 
und überregionalen Raum- und Umweltplanung 

• Internalisierung der tourismusspezifischen Um· 
weltkosten (Verursacherprinzip) 

• Umsetzung innovativer Lösungen zur Sicherung 
der touristischen Mobilität unter Einsatz von um· 
weltfreundlichen Verkehrsmitteln 

• Verstärkte Berücksichtigung von touristischen 
Motivationen, Entscheidungsfindungsprozessen 
und Verhaltensformen in der Forschung 
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4. Instrumente und Maßnahmen 

4.1. Tourismuspolitische Instrumente 

4.1 .1. Qualitätstourismus 

Der Zusammenhang zwischen Quantität und Tou­
rismusqualität wird oft übersehen; der Begriff des 
qualitativen Wachstums wird mißbräuchlich ver­
wendet und entspricht meist nicht der Nachhaltig­
keit. Eine Tourismus- und Freizeitwirtschaft , die für 
ihre Prosperität eines ständigen Mengenwachs­
tums bedarf, kann keinesfalls als nachhaltig be­
zeichnet werden. 

Qualitätstourismus im Sinne eines unter Umwelt­
gesichtspunkten qualitativ hochwertigen touristi­
schen Angebots umfaßt die 

• Qualität der Anpassung von Anlagen und Ein­
richtungen an Landschaft und Natur 

• Qualität der Städteplanung, Architektur und 
Dorferneuerung 

• Qualität der Beherbergungseinrichtungen und 
touristischen Dienstleistungen 

• Qualität der Diversifizierung des touristischen 
Angebots durch die Aufwertung der kulturellen 
Identität in den jeweiligen Gebieten 

4.1.2. Professionalisierung 

• Veränderungen in der ursprünglichen Gastge­
berkultur zu einer professionellen Haltung, die 
eine Verbindung von Höflichkeit und Freundlich­
keit , von ausreichender persönlicher Distanz 
und von Geschäftstüchtigkeit ermöglicht 

• Humanisierung bzw. bessere Entkopplung des 
Funktionssystems Tourismus von der Lebens­
weit 

• Schaffung von Freiräumen durch räumliche und 
zeitliche Abgrenzung, durch Urlaub und Freizeit 
auch für Gastgeber 

• Bekennen der eigenen Werte gegenüber Gästen 
(setzt Akzeptanz dieser Werte durch die eigene 
Gruppe voraus) 

• Begegnung Gast - Personal auf der Ebene von 
Partnern und gleichberechtigten Menschen 
(Vermeidung von Herr-Diener-Verhältnissen) 

• Anerkennung der Leistung aller direkt und indi­
rekt für den Tourismus und seine Umwelt wir­
kenden Erwerbstätigen bzw. Berufsgruppen 
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4.1.3. Entzerrung der Reiseströme, Flexibilisie­
rung der Reisezeiten 

Bis zur Jahrtausendwende sollte es (bei stärkerer 
regionaler Streuung) durch Forcieren der Vor- und 
Nachsaison gelingen, den Anteil der Sommermo­
nate Juli und August auf unter 30 % zu senken, der 
Februaranteil sollte mittelfristig unter 9 % sinken. 
Weitere Beispiele für entzerrende Maßnahmen 
wären die Einflußnahme auf die europäische Ferie­
nordnung, flexible An- und Abreisetage, stärkere 
saisonale Preisdifferenzierung, die Schaffung von 
Verkehrsleitsystemen, bessere Verkehrsinformatio­
nen sowie die behutsame Entwicklung von touristi­
schen Hoffnungsgebieten mit jedoch geringer 
Nachfrageintensität. Dies erfordert auch eine ver­
besserte zwischenstaatliche Zusammenarbeit im 
Bereich der Ferienstaffelung und im Erfahrungsaus­
tausch über Möglichkeiten der Saisonverlängerung. 

Durch die Verbesserung des Erlebnisangebots soll­
te versucht werden, mittelfristig die durchschnittli­
che Aufenthaltsdauer um mindestens 10 % zu stei­
gern, zumal eine längere Aufenthaltsdauer nicht nur 
die Verkehrs- und die Umweltbelastung reduziert, 
sondern auch positive Beiträge zur Verminderung 
der Durchschnittskosten bzw. zur Erhöhung der 
Rentabilität liefert. Die Schaffung von Erholungsge­
bieten in Ballungszentren, Erhöhung der Wohnqua­
lität, Verbesserung des Images der bestehenden 
Angebote oder die Flexibilisierung der Arbeitszeit 
tragen zur Zielerreichung bei. 

Die räumliche und zeitliche Entflechtung von Auf­
enthalts- und Tagestouristen ist zu fördern, die Zahl 
der letzteren ist insbesondere in der Skisaison not­
falls zu kontingentieren. 

4.1 .4. Besucherlenkung 

Unter Besucherlenkung werden Maßnahmen zur 
Beeinflussung von Besuchern bezogen auf ihre 
räumliche und quantitative Verteilung sowie auf ih­
re Verhaltensweisen dem besuchten Objekt ge­
genüber verstanden. Die Besucherlenkung ist nur 
dann von Erfolg, wenn sie mit Information, Be­
wußtseinsbildung und Kontrolle der Einhaltung 
der Maßnahmen verbunden ist. 

Das Tourismusangebot ist daher so zu gestalten, 
daß lokal bzw. regional über den künstlichen Ein­
bau negativer Rückkopplung (u.a. durch begren­
zende Faktoren wie Kontingentierung, Zutrittser­
schwernisse, Ruhegebiete) selbstregulierende 
touristische Systeme entstehen. 

Die Zugänglichkeit zu landschaftlichen Schönhei­
ten (z.B. Wälder, Gewässer) ist weiterhin sicherzu­
stellen und mit den Erfordernissen der Besucher­
lenkung abzustimmen. 
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Einzeimaßnahmen 

• Lenkung der Sportausubung im freien Raum, 
Insbesondere in Schutzgebieten. sofern diese 
mit schwerwiegenden Nachteilen für die Um­
welt verbunden Ist 

• Instandhaltung und gute Markierung der Wege­
netze 

• Verbesserung der Beschilderung von Wegen 
und Loipen, um ein Verlassen zu vermelden 

• Abzäunung zu schützender Areale 

• Information der Touristen uber Schutzziele des 
betreffenden Gebietes 

• Eventuelle regionale, zeitliche oder tageszeitli­
che Begrenzung der Montainbiklng- und Raf­
ting-Fahrtrouten 

• Förderung von vertraglichen Regelungen Im Sin­
ne einer Kanallslerung des Mountalnblklng 

• Allfällige Kontingentierung von Booten zu touri­
stischen Zwecken 

4.1.5. Besuchermanagement 

Unter Besuchermanagement bzw. Visitor Mana­
gement Ist die Lenkung der Besucherströme 
durch ökologisch und sozial bestimmte Zugangs­
beschränkungen. insbesondere In Schutzgebie­
ten, zum Zweck der Milderung temporärer Über­
belastungen und zur besseren Organisation des 
Massentourismus zu verstehen. 

Bel der Installierung eines regionalen Besucher­
managements sind folgende Punkte zu beachten: 

1. Das Instrumentarium dart nicht Isoliert zum Ein­
satz kommen, viele EInzeimaßnahmen sind nur 
vernetzt sinnvoll (z.B. Transport -. Verkehrs-, 
Zugangs- und Kapazitatsmanagement): 

2. Das eingesetzte Instrumentarien-Mix muß für 
jeden Einzelfall optimal abgestimmt sein; 

3. Der Einsatz ertordert einen marktorientierten 
Ansatz und ein professionelles Management: 

4. Eine Strategie der nachhaltigen Sicherung der 
natürlichen Ressourcen soll und dart nicht nur 
mit qualitativen Vorgaben arbeiten, sondern 
muß quantitative ZIelwerte vorgeben. 

4.1.6. Angebotsgestaltung 

Natur ist sowohl Ressource als auch Endprodukt 
des Tourismus. Es bedarf einer Festlegung, In wei­
chem Umfang das touristische Marketing Natur als 
touristisches Produkt anbieten kann, dart und soll. 
Die Tourlsmus- und Freizeitwirtschaft ist als wlch-
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tlge Wirtschaftsbasis durch laufende Modernisie­
rung und Strukturverbesserung In Richtung mög­
lichst hochwertiger, International konkurrenzfähi­
ger Leistungsangebote zu sichern und weiterzu­
entwickeln. Eine Erweiterung des Angebots ISt in 
den bereits hochentwickelten Tourismuszentren 
zu vermelden und soll (unter Berücksichtigung der 
Nachfrage bzw. der zu erwartenden Kapazitäts­
auslastung) vorrangig In den weniger entwickelten 
Gebieten ertolgen, Dabei ist strukturverbessern­
den Maßnahmen (z,B. Qualitätsverbesserung. 
Saisonverlängerung, Vermeidung von Umweltbe­
lastungen) besonderes Augenmerk zu schenken. 

Einzeimaßnahmen 

• Anpassung der touristischen Entwicklung an 
die naturräumlichen und ökologischen Beson­
derheiten 

• Erhaltung oder Entwicklung bestehender oder 
neuer naturnaher, umweltschonender und das kul­
turelle Erbe berücksichtigende Tounsmusangebote 

• Anstreben eines ausgewogenen Verhältnisses 
zWischen intensiven und extensiven Formen der 
Tourlsmus- und Freizeitwirtschaft 

• Dlverslvifizierung der touristischen Aktivitäten, 
einschließlich einer besseren Organisation des 
Massentourismus und der Förderung verschie­
dener Arten des Tourismus 

• Bevorrangung des Übernachtungstounsmus 
gegenüber dem Ausflugstourismus 

• Einrichtungen für den Wintertourismus sollen 
die Chance für den Sommer- und ZwischensClI­
sontourismus durch ökologische Belastung und 
Zerstörung des Landschaftsbildes nicht beein­
trächtigen 

4.2. Umweltpolitische Instrumente 

4.2.1. Kapazitätsgrenzen ("Carrying Capacity") 

Auch wenn Grenz-, Richtwerte oder Belastungs­
grenzen sehr schwleng zu definieren und mit einer 
Unzahl von Problemen behaftet sind, wird es letzt­
endlich ertorderlich sein, ökologische und soziale 
Belastungsgrenzen, Grenzen der Raumnutzungs­
Intensität und Bettenkapazität sowie Zonen unter­
schiedlicher ökologischer Qualität festzulegen, um 
eine maßvolle, umweltverträgliche Ausübung von 
touristischen Tätigkeiten und Freizeitaktivitäten zu 
ermöglichen. Die Definition von Belastbarkeitsgren­
zen hat Immer vor dem Hintergrund der vielfältigen 
kleinräumigen Unterschiede zu ertolgen und Wird 
daher nie generell für das gesamte Bundesgebiet 
getroffen werden können. Die ermittelten Kapa­
zltätsgrenzen Sind laufend auf Ihre Einhaltung zu 
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überprüfen. Trotz EInhaltung der Belastungsgren­
zen für ein ganz bestimmtes Gebiet. kann es zu 
punktuellen Belastungsspitzen kommen. 

Da Trendsportarten bzw. neue touristische Akti­
vitäten oder Angebote wie Jede Innovation selten 
vorhersagbar sind, sollte ein Weg gefunden wer­
den. um vorweg die möglichen ökologischen Aus­
wirkungen an hand eines Wirkungskataloges oder 
einer -datenbank zu erkennen. Die Festlegung 
von Grenz- oder Richtwerten sollte auf Jeden Fall 
von verhaltensändernden Maßnahmen bzw. Len­
kungsmaßnahmen begleitet werden. Anzustreben 
ISt auch die Definition von Sportarten mit potenti­
ell schwerwiegenden Nachteilen für die Umwelt. 
Vorgangswelse bei der Festlegung von Tragfähig­
kelts- bzw. Kapazitätsgrenzen: 

1. Feststellung der bestehenden sozio-ökonomi­
schen und ökologischen Belastungen 

2. Definition von Tragfähigkeitsgrenzen 

3. Entwicklung von praktikablen, ökonomisch be­
deutsamen und international harmonisierbaren 
Indikatoren für die Umweltbelastungsintensität 
von Gütern, Dienstleistungen, Regionen und 
die Wirtschaft 

4. Belegung der Indikatoren mit Werten, die den 
regionalen Verhältnissen entsprechen 

4.2.2. Indikatoren 

Indikatoren sind ein mögliches Instrument der Vor­
warnung zur Definition einer erstrebenswerten, 
umweltrelevanten Qualität. 

Zur Definition regionaler Tragfähigkeitsgrenzen 
und zur Beurteilung der Nachhaltigkeit einschließ­
lich des ökologischen und sozlo·ökonomischen 
Status sollten kategonespezIfische Indikatoren 
entwickelt bzw. die bestehenden ökologischen 
Kennzahlen verbessert werden (u.a. durch Be· 
ruckslchtigung von Emlssionsfaktoreni 

Folgende Kennzahlen könnten als mögliche Um­
weitindIkatoren herangezogen werden bzw. die 
Basis für methodisch neue Umwelt- und Energie­
kennzahlen bilden, die speziell auf die touristische 
Angebotskategone, regionale Merkmale, Ausla­
stungsgrad und Benutzerverhalten bezugneh­
men: 

• Geleistete Umweltschutzausgaben insgesamt 
(% Anteil am Bruttosozialprodukt) 

• Behandlung von Abwasser (Anschlußgrad der 
Bevölkerung) 

• Energieverbrauch (kg pro Einwohner) 
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• Abfallaufkommen (kg pro Einwohner) 

• CO ·Emlsslonen (Tonnen pro Kopn 

• EmiSSionen von .,Trelbhaus·· Gasen (Tonnen pro 
Kopf) 

• Siedlungsflachenintensitat 

• BauflachenintensItät 

• Entsorgungsverhaltnisse 

4.2.3. Ganzheitliche Entwicklungskonzepte, 
Leitbilder bzw. Werteketten 

Auf allen Ebenen ist die Arbeit an Llberreglonalen 
und regionalen Leitbildern unter Einbeziehung von 
Gesichtspunkteil der Umwelt und der Tourismus­
und FreizeitwIrtschaft zu betreiben. 

Bei der Erstellung von Leitbildern, die zur nach­
haltigen Tourismusentwicklung beitragen, sollten 
folgende Anforderungen beri.lcksichtigt werden: 

• Erstellung von Daten und ZustandsbeschreI­
bungen des Natur- und Kulturpotentials sowie 
deren Interaktionen mit dem Sozialgefüge 

• Durchführung einer geologisch-hydrologiscllen 
(pedologiscllen) und larldschaftsmorphologi­
schen Bestandsaufnahme (Landschaftsanalysei 

• Generelle Uberprüfung, welche Landschaften 
(Naturpotentiale, SozIalgefüge, Kulturausstat -
tung) für welche Formen des TOUrismus und 
Freizeitverhaltens unter welchen Einschrc:inkun­
gen geeignet Sind 

• Gesamtheitllche Betrachtung des Wlrkurlgsge­
füges von Ökologie und Ökonomie sowie dell 
sozialen und kulturellen Eriordernlssen (SOLIO­
ökonomische AUSWirkungen auf die ansasslge 
Bevölkerung, ökologische Tragfahlgkelt. Aus­
wirkungen auf Boden, Wasser, Luft, Naturhaus­
halt und Landschaftsbild unter BerückSlchti­
gUllg der speZifischen ökologischen Gegeben­
heiten und Ressourcen, AUSWirkungen allf die 
öffentlichen Finanzen) 

• Rasches Schließen von Wlssellslücken und Zu­
gängllchmachen von Forschungsergebnissen 
für alle Beteiligten 

• Umsetzung der Leitbilder 

• Laufende Aktuallslerung 
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4.2.4. Ökologische Produktbewertung 

• Einführung und Vergabe eines bundesweiten 
Umweltzeichens bzw. einer ökologischen Pro· 
duktdeklaration auf Basis akkordierter Richt· 
linien und Einbindung der bereits bestehenden 
länderweiten Umweltzeichen 

• Auszeichnung von Pisten und LOipen, die öko· 
logischen Gesichtspunkten entsprechen (ana· 
log zur Auszeichnung der Sicherheitspakete mit 
dem Pistengütensiegel) 

• Einrichtung einer Öko·ldeenbörse 

• Prüfung der Einsatzmöglichkeiten des Eco·Audit 
in der Tourismus· und Freizeitwirtschaft 

4.3. Energiepolitische Instrumente 

Energiesparmaßnahmen im Einzelbetneb sind vor 
allem dann zweckmäßiger, wenn sie mit einem 
ganzheitlichen lokalen bzw. regionalen Energie­
konzept durchgesetzt werden. Technische Maß­
nahmen sind stets um organisatorische Maßnah­
men auf betrieblicher Ebene zu ergänzen. Die In­
formation über Energiesparmaßnahmen in Verbin­
dung mit Umsetzungsunterstützung Ist daher zu 
verbessern. Weiters sind überbetriebliche Hemm­
nisse, die entweder Einsparmaßnahmen oder deo 
ren Rentabilität verhindern, zu vermeiden bzw. zu 
beseitigen. 

Um eindeutige Maßnahmen formulieren zu können, 
sollte zunächst die Datenlage auf diesem Gebiet 
verbessert werden. Derzeit liegen auch über Ener­
giesparpotentiale in der Tourismus- und Freizeitwirt -
schaft keine flächendeckenden Studien vor. Diese 
könnten Jedoch relativ einfach aufgrund von Unter­
suchungen in anderen Bereichen erstellt werden. 

Einzeimaßnahmen 

• Entwicklung und Angebot von weniger energie­
und materialintensiven touristischen Angeboten 
(Stichwort: Freizeit ist mehr als Sport, z.B. auch 
die Inanspruchnahme von Kultur-, Konsum-, 
Shopping- oder Medienangeboten vor Ort). 

• Bei der Energieversorgung sind die günstigen 
Voraussetzungen für die primäre Nutzung nicht­
fossiler Rohstoffe und Energieträger sowie die 
sonstigen Möglichkeiten leitungsungebundener 
Versorgung zu nutzen. 

• Entwicklung und Anwendung optimierter Ver­
brauchstechnologien (in Analogie zu den Maß­
nahmen des Kap. 3.4.1. Energie). 

• Reform der Energiebesteuerung (in Analogie zu 
den Maßnahmen des Kap. 3.4.1. Energie). 
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• Setzen von Maßnahmen zur effizienten und 
wirtschaftlichen Bereitstellung von Raumwärme 
und Warmwasser. 

• Ausschöpfen des Einsatzpotentials von Solar­
anlagen. 

• Einsatz geeigneter Biomassefeuerungsanlagen. 

• Verstärken der dezentralen, kommunalen bzw. 
regionalen Wärmeversorgung. 

• Anwendung der Prinzipien für ökologisches 
Bauen (Niedrigenergiebau). 

• Maßnahmen zur effizienten Stromerzeugung 
(Wärme-Kraft-Kopplung, Wärmenutzung, Kraft­
auskopplung). 

• Organisatorische Maßnahmen. 

• Vermeidung der Bereitstellung von redundanten 
Energiedienstleistungen durch den Einsatz mo­
derner Regeltechnik. 

• Sparsame Wasserversorgung durch Installation 
von Minutenbrausen, Senkung der Warmwas­
sertemperaturen . 

• Vernünftige Wahl der Raumtemperatur, Nicht­
beheizung von unregelmäßig benutzten Räu­
men. 

4.4. Verkehrspolitische Instrumente 

Ein verkehrsfreier Tourismus ist ein Widerspruch in 
sich. Der Urlaubs- und Freizeitverkehr wird in Zu­
kunft noch mehr an Bedeutung gewinnen. Es sind 
daher umweltfreundliche, ökonomische und nicht 
motorisierte Verkehrsmittel für die Anreise und die 
Mobilität am Zielort zu fördern (u.a. Rad- und Fuß­
bzw. Wanderwege). 

Die Umweltqualität am Urlaubsort muß ursächlich 
mit der Notwendigkeit der eigenen umweltver­
träglichen An- und Abreise und Urlaubsmobilität 
vor Ort verankert werden. Anzustreben ist die Ver­
lagerungen vom Kfz-Verkehr auf andere Anreise­
Verkehrsmittel bzw. eine Verlagerung innerhalb 
des Kfz-Verkehrs in zeitlicher und räumlicher Hin­
sicht. 

Die Reduktion der Sommer- und der Winter-Quo­
ten in der Pkw-Benutzung um mindestens 10 
Prozentpunkte bis zur Jahrtausendwende würde 
einen positiven Beitrag zum Umweltschutz sowie 
zur Zufriedenheit der Bereisten und vor allem der 
Reisenden selbst liefern. Dazu müßte jedoch die 
Attraktivität der öffentlichen Verkehrsmittel deut-
1ich gesteigert sowie die Vernetzung zwischen den 
einzelnen Verkehrsträgern und dem Tourismusan-
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gebot konsumentenfreundlich vorangetrieben 
werden. Dazu bedarf es tiefgreifender Verände­
rungen im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel, 
und zwar in erster Linie in bezug auf die Logistik 
und die Angebotsgestaltung, da die Erfüllung der 
Konsumentenwünsche und die Anpassung an die 
Marktrealitäten Leitgedanken bei der Ausrichtung 
eines optimalen öffentlichen Verkehrsangebots 
sein sollten. 

4.4.1 . Maßnahmen zur Vorbeugung von 
freizeitbedingtem Verkehr 

• Revitalisierung der Ballungsräume als Antwort 
auf die Stadtflucht 

• Wohnumfeldverbesserung 

• Vermehrung des innerstädtischen Grüns 

4.4.2. Verkehrsinfrastruktur 

Eine Grundvoraussetzung für die Verminderung 
der durch den Verkehr verursachten Belastungen 
ist die Erstellung und Umsetzung eines integrati­
ven Geamtverkehrskonzeptes auch unter Einbin­
dung der wichtigsten Gästeherkunftsländer in Be­
gleitung mit einer entsprechenden touristischen 
Angebotsgestaltung sowie Maßnahmen der Infor­
mation und Bewußtseinsbildung. In diesem Zu­
sammenhang sollten jedoch auch die Gründe für 
die Verkehrsmittelwahl erforscht werden, um ne­
ben reinen verkehrstechnischen auch konkrete 
bewußtseinsbildende Maßnahmen ableiten zu 
können. 

Motorisierter Verkehr 

Straßen neu- und -ausbauten sind aus der Sicht 
des Umweltschutzes nur dann zweckmäßig, wenn 
sie nachweisbar dazu beitragen, durch den 
Straßenverkehr verursachte Umweltbelastungen 
aus sensiblen Bereichen (Ortsdurchfahrten, Erho­
lungsgebiete) in weniger problematische Gebiete 
zu verlagern (analog zu Kap. 3.4.3. Verkehr). 

Bindung der Standorte für Einrichtungen und An­
lagen der Sport-und Erholungsnutzung mit ho­
hem zeitlich konzentriertem Aufkommen an Benut­
zern bzw. Fahrgästen an die Erschließbarkeit mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln; der Individualverkehr 
zu diesen Einrichtungen ist so zu gestalten, daß 
der An- und Abreiseverkehr Orts kerne und Wohn­
gebiete möglichst wenig belastet 

Schaffung von Park&Ride- und Ride&Ride-Anla­
gen 
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Bahn 

Die begonnene Attraktivierung der Bahn ist weiter 
zu forcieren. Als wesentliche Beispiele sind dies­
bezüglich ein marktgerechtes Fahrplan- und Tarif­
angebot, konkurrenzfähige Gesamtreisezeiten, 
Autoreisezüge, Nachtreisezüge, Speisewagenser­
vice, Bahnhofsverbesserungen sowie Park&Ride­
Systeme und Busterminals anzuführen. Vor allem 
ist auch der dringend erforderliche Ausbau der 
Schienenverkehrswege als Voraussetzung für kon­
kurrenzfähige Bahnangebote voranzutreiben, ins­
besondere eine bessere Anbindung der östlichen 
Nachbarländer. 

Flugverkehr 

Anbindung der Flughäfen an das innerstädtische 
Verkehrsnetz und an internationale und nationale 
Bahnverbindungen 

Rad- und Wanderwege 

Trennung von Reit-, Wander- und Naturradwegen 
(Berücksichtigung bei Ausweisung und Förderung). 

Die Pflege von Fuß-, Wander- und Radwegen ist 
zu verstärken, verfallene Anlagen sind zu sanieren 
und zu ergänzen (Wanderer bleiben umso eher am 
Weg, je besser bzw. bequemer dieser ausgebaut 
ist). 

Anpassung der Wege an die Boden- und Vegeta­
tionsverhältnisse. 

Keine harte Befestigung der Wege, um Auswei­
chen ins weichere Gelände zu verhindern. 

Großzügige Wegegestaltung zum Schutz vor 
Trampelpfaden. 

Anbindung der Klettersteige an Wege. 

Auflassung bestehender Wege bei massiver Ge­
fährdung einzelner Arten. 

Ausweisung und Förderung von vernetzten Radr­
outen auf geeigneten Wegen abseits ökologisch 
sensibler Gebiete im Konsens mit allen betroffenen 
Interessensgruppen . 

Rechtliche Beschränkung des Geländefahrens mit 
dem Fahrrad auf bezeichnete, befestigte Wege, 
die auch entsprechend instandgehalten werden. 

Reitwege 

Anlage von Reitwegen auf von Natur aus festem 
bzw. trockenem Gelände 
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4.4.3. Verbesserung der Angebote des öffent­
lichen Verkehrs für die An- und Abreise sowie 
die Mobilität vor Ort 

Zur besseren Erreichbarkeit touristischer Zentren 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln ist die Inner­
regionale Erschließung mit öffentlichen Verkehrs­
mitteln und die großräumige Anbindung an hoch­
rangige öffentliche Verkehrsnetze zu verbessern. 
Dies erfordert einen Ausbau des Infrastrukturange­
bots fur den Umweltverbund. 

Die Gästeanreise im Umweltverbund erfordert ein 
optimal auf die Bedürfnisse der Reisenden abge­
stimmtes und koordiniertes Netzwerk aller öffentli­
chen Verkehrsmittel im Nahverkehr, Fernverkehr 
und Im spezifisch touristischen Verkehr für Perso­
nen und Gepäck. 

Die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel kann und 
soll nicht durch Zwangsverordnungen erreicht wer­
den. Sie soll durch wachsende Attraktivität, Be­
quemlichkeit und Kostenanreize zur überzeugen­
den Alternative werden. Größere Verlagerungsef­
fekte sind Jedoch erst zu erNarten, wenn parallel re­
striktive Maßnahmen im motorisierten Individual­
verkehr (MIV) erfolgen (zB Senkung der Höchst­
geschwIndigkelten. ParkraumbeWIrtschaftung). 

Der umweltverträglich im Umweltverbund Reisen­
de sollte auch bevorzugt in Service und Preis be­
handelt werden. Dies bedingt eine Erhöhung der 
Grenzkosten für die Nutzung privater Kraftfahrzeu­
ge und Förderung alternativer Verkehrsmittel. 

Tourismus im Umweltverbund ist ein Markenartikel 
und braucht ein Werbe- und Marketingkonzept, 
das Autofreiheit, die Anreise im Umweltverbund 
und die Umweltqualität am Urlaubsort in einem 
Packageangebot verbindet. 

Information der Gaste über das Angebot der öf­
fentlichen Verkehrsmittel. Fuß- und Radwege so­
wie von speziellen Fahrkarten. 

Die Modelle für eine sanfte Anreise und verkehrs­
beruhigte bzw. autofreie Tourismusorte sollten ge­
meinsam mit den Herkunftsländern der Gäste um­
gesetzt werden. 

Initiativen, welche die Benützung öffentlicher Ver­
kehrsmittel durch die Touristen fördern, sollten un­
terstützt werden. 

4.4.4. Verkehrsberuhigung 

Geschwi ndigkeltsbeschränkung. 

Fußgängerfreundliche Umgestaltung der Straßen­
räume (z.B. Gestaltung von Fußgängerzonen bzw. 
verkehrsberuhigten Zonen). 
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Zufahrtsbeschränkung für Tagesgäste (saisonal 
bzw. tageszeitlich) und teilweise Plafondlerungs­
modelle für Tagesgäste. 

Anlage von Sammelparkplätzen vor dem Ort. 

Einführung von City-Bussen bzw. Bahnsystemen 
innerorts. 

Start von PilotprOJekten für autofreie und verkehrs­
beruhigte Tourismusorte und sanfte An- und Abrei­
semöglichkeiten; diese Projekte sollten in Zusam­
menarbeit mit den Gästeherkunftsgebieten und 
den Zielgebieten durchgeführt werden. 

Verwirklichung von autofreien und verkehrsberuhig­
ten Tounsmusorten, in denen für den lokalen Ver­
sorgungs- und Ausflugsverkehr der Dauergäste 
Elektro-Mobile zugelassen Sind. Zufahrten zu Tou­
nsmusbetrieben und touristischen Schwerpunkten 
müssen in verkehrsberuhigten Zonen garantiert 
werden. 

Erstellung und Umsetzung von Gesamtverkehrs­
konzepten In allen Regionen unter besonderer 
Berücksichtigung der Tounsmus- und FreIzeitwIrt­
schaft (z.B. autofreie Ortskerne, Ortsumfahrungen. 
Ausbau öffentlicher Netze, Einsatz von Elektrobus­
sen). 

Verkehrsieltsysteme, Optimierung des Zusammen­
wirkens der Verkehrsmittel, Verkehrsverbunde und 
Kombinationen mit Eintrittskarten Sind zu fördern. 
Wünschenswert sind attraktive Alternativen zum 
Auto am Urlaubsort. 

4.4.5 Verkehrslenkung 

Bewirtschaftung der privaten Verkehrsströme in 
die und Innerhalb der touristischen Gebiete. 

Vollkommene Gleichbehandlung der Gäste be­
zugIIch Verkehrslenkung und Beschrankung. 

Einschränkung der Hubschrauberflüge zu rein 
touristischen Zwecken. 

Maßnahmen zur Steuerung des Bus-Aufkom­
mens in Städten: 

Kombination von Buchungs- und Reservierungs­
systemen und Staffelung der Preise, wobei sich 
die Preisgestaltung nicht ausschließlich an ökolo­
gischen Überlegungen Orientieren sollte, sondern 
die Konkurrenzsituation im internationalen Städte­
tourismus zu beachten ist. 

Errichtung von Busterminals, unweit des Stadt­
zentrums gelegen, mit Anbindung an öffentliche 
Verkehrsmittel. 
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Schaffung ausreichender Ein- und Aussteigstellen 
für Touristenbusse am Rand der Altstadt sowie 
Errichtung ausreichender gebührenpflichtiger 
Parkplätze und Garagen zWischen Zentrum und 
Penpherie (Preisstaffelung: Je zentraler der Park­
platz, desto höher die Parkgebühren), 

Verteilung von Informationsbroschüren an Busrei­
severanstalter und Fahrer, 

Umstellung der Busse auf schadstoffarmen Be­
trieb, wie etwa Erdgas- oder Elektrobusse, 

4.5. Instrumente der Raum- und Umweltpla­
nung 

4.5.1. Raum- und Umweltplanung 

In Tourismusgebieten mit sehr hoher NutzungsIn­
tensität und bevölkerungsbezogener Tounsmus­
dichte und In ökologisch empfindlichen Zonen 

• soll keine Erweiterung der Kapazitäten mehr an­
gestrebt werden, 

• soll sogar nach Möglichkeit ein Rückbau erfol­
gen 

• sollen Tourismusformen weiterentwickelt und 
besonders gefördert werden, die nicht auf (wei­
tere) technische Intenslverschlleßungen ange­
wiesen sind, 

In ländlichen Gebieten mit intensiver Tourismus­
und Erholungsfunktion ist eine Siedlungsentwick­
lung anzustreben, welche die Deckung des Woh­
nungsbedarfes der ansassigen Bevölkerung und 
die Erhaltung der Attraktivität der Erholungsland­
schaft gewährleistet. Demokratische Abstim­
mungsprozesse zur Lösung dieses AllokatIons­
problems sind zu forcieren, 

Großveranstaltungen sollen nur mehr in voll aus­
gebauten Gebieten abgehalten werden, 

Einzeimaßnahmen 

• Erfordernis einer überregionalen Raum- und 
Umweltplanung mit einer ganzheitlichen Be­
trachtung der Problemzusammenhänge 

• Aufnahme von ökologischen Kriterien in die 
Raumplanung 

• Durchführung einer sektorbezogenen Raum­
und Umweltplanung 

• Festlegung strengerer Vorschriften für Neubau­
ten, Bekämpfung illegaler Bautätigkeit 
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• Konsequente Anwendung der bestehenden 
RechtsInstrumente (zB. regionales und örtli­
ches Entwicklungskonzept, Flächenwidmungs­
und Bebauungsplan, Gefahrenzonenplan und 
WaidentwIcklungsplan), Bei der Festlegung von 
Bauland sind Gefahrenzonenpläne stnkt zu be­
achten und keine Ausnahmebewlliigungen zu 
erteilen, 

• Erhöhung der gesellschaftlichen Akzeptanz von 
Gutachten als Grundlage der Raum- und Um­
weltplanung 

• Uberwachung der Flächennutzung sowie Be­
achtung der in Raumordnungskonzepten fest­
gelegten Ausbaugrenzen; Abstimmung des 
Ausbaus mit der gesamten regionalen Touns­
musentwicklung 

• Unter Berücksichtigung des begrenzt verfügba­
ren Raumes soll gewerblich genutzten und ver­
mietbaren Beherbergungselnnchtungen, der Er­
neuerung und der Nutzung der bestehenden 
Bausubstanz sowie der Modernlsierung und 
Oualitätsverbesserung der bestehenden Beher­
bergungseinrichtungen Vorrang eingeräumt 
werden, Die Widmung von Flächen für Zweit­
wohnungen ISt weitgehend zu beschränken, 
Diese Beschrankung ist in das Ortsleitbild auf­
zunehmen, 

• Verdichteten Bauformen In landschaftsabge­
stimmter Form ist der Vorrang vor der Verbau­
ung mit freistehenden Gebäuden einzuräumen, 

• Standorte für neue Betriebsbaugebiete sind so 
zu wählen, daß die Tounsmusfunktlon der Sied­
lungsgebiete und der Landschaft möglichst we­
nig beelntrachtlgt wird, 

• Ausweisung und gesicherte Freihaltung von 
land- und forstwirtschaftlichen Vorrangflächen, 
Erholungsgebieten, ökologisch und landschaft­
lich wertvollen Flächen auf überörtlicher Ebene 
(z,B Im Rahmen von Regionalplänen und -kon­
zepten), Erforderlichenfalls sind die in Betracht 
kommenden Flächen durch Ankauf, Pacht oder 
Vorkaufsrecht zu sichern, 

• FlJr die Umsetzung des Ziels der Erhaltung bzw, 
Wiederherstellung einer hohen Umweltqualität 
sind die Gemeinden als Träger der örtlichen 
Raum- und Umweltplanung verstärkt zu beach­
ten, zu Informieren und zu fördern, 

4.5.2. Schaffung von Ruhezonen und Ruhege­
bieten 

Insbesondere im Interesse des alpinen Sommer­
tourismus sind Ruhezonen (Pufferzonen zur Si­
cherung ökologisch empfindlicher Gebiete) einzu-
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richten, in denen Jegliche Erschließung unterbleibt. 
Davon sind "ersessene" Berg- und Wanderweg­
rechte ausgenommen. 

Die Schaffung von Ausgleichs-, Ruhe- und 
Schutzräumen erfordert einen Finanzausgleich für 
die ansässige Bevölkerung und Gemeinde, die Je­
doch nicht allein durch den Tourismus finanziert 
werden kann, da die Erhaltung der bestehenden 
Kulturlandschaft und die Besiedelung bestimmter 
Gebiete ein gesamtgesellschaftliches Anliegen bil­
den. 

Einzeimaßnahmen 

• Erstellung eines Ruhegebietsinventarkataloges 
zur Flächensicherung von unbebauten Zonen 
mit großem Erholungswert 

• Schutzgebietsmanagement 

• Landschaftsplanung 

• Beachtung der bereits vorliegenden Zielsetzun­
gen für Ruhegebietsplanungen 

• Erstellung eines praxisbezogenen Stufenplans 
für die effiziente Ausweisung von Ruhegebieten 

• Regionaler Wirtschaftsausgleich für Verzicht auf 
umweltbeeinträchtigende Tätigkeiten 

• Die Bedeutung dieser Schutzgebiete ist sowohl 
den Gästen als auch der einheimischen Bevöl­
kerung in entsprechender Weise darzulegen. 

4.5.3. Regionale und kommunale Konzepte 

• Erstellung regionaler und kommunaler Entwick­
lungskonzepte und deren Überprüfung auf ihre 
Raum- und Umweltverträglichkeit gemäß der 
Abgrenzung durch die ÖROK, wobei ein hoher 
räumlicher Konkretisierungsgrad anzustreben 
ist. Hierbei sind auch Fachleute aus dem Gebiet 
der Landschaftsökologie heranzuziehen. 

• Festlegung von Grenzen der Raumnutzungsin­
tensität und Bettenkapazität im Rahmen von 
Ortsleitbildern und -konzepten für Gemeinden, 
die touristisch genutzt sind. 

• Erstellung von Grünraum- und Bepflanzungs­
konzepten. 

• Erhöhung der politischen Durchsetzbarkeit der 
jeweiligen Pläne und Konzepte u.a. durch Ver­
stärkung der Bodenpolitik der Gemeinden, Ein­
führung von Bestimmungen zur Reduzierung 
überhöhter Baulandausweisungen, Verbesse­
rung der Abwasserreinigung. 
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4.5.4. Ortsbildschutz 

Ortsbildschutz ist im Sinne der Wahrung eines un­
gestörten Orts- und Landschaftsbildes durchzu­
führen. Schutzgut Ist ein ungestörtes Ortsbild 
bzw. ein ungestörter Siedlungskörper durch Einfü­
gen neuer Bauten in den bestehenden Siedlungs­
körper und die harmonische Abstimmung von 
Baumaßnahmen bzw. Bauteilen. Ortsbildschutz 
bezieht sich auf die im öffentlichen Interesse ste­
hende Erhaltung und Pflege des Ortsbildes, vor­
handener Baustruktur und -substanz sowie unbe­
bauter Grundflächen aus siedlungshistorischen, 
architekturhistorischen, geschichtlichen, kulturel­
len, ästhetischen oder räumlichen Gründen. Der 
Ortsbildschutz umfaßt die Umgebungszone, ein 
gesamtes Gebiet, eine Baugruppe sowie ein Ein­
zelelement. 

Unter Ortsbildpflege ist die architektonische Ob­
Jektgestaltung, die siedlungsmäßige Gestaltung, 
die Gestaltung mittels Flächenwidmungsplan und 
örtlichem Entwicklungskonzept, die Erhaltung des 
baulichen Erbes sowie die Detailarbeit zu subsu­
mieren. 

Ortsgestaltungskonzept 

Zur Verwirklichung eines umfassenden Ortsbild­
schutzes einschließlich der Ortsbildpflege sollten 
Ortsgestaltungskonzepte in Verbindung mit einem 
Landschaftskonzept erstellt und umgesetzt wer­
den. Die Zonen des erhaltenswerten Ortsbildes 
sind auch bei der Umweltverträglichkeitsprüfung 
von überörtlichen Planungsmaßnahmen zu 
berücksichtigen. 

Bei der Erstellung eines Ortsgestaltungskonzep­
tes sind insbesondere folgende Maßnahmen zu 
setzen: 

• Aufnahme der Orts- und Landschaftsverträg­
lichkeit in das Baubewilligungsverfahren 

• Verpflichtende Erstellung von Bebauungsplänen 
für das gewidmete Bauland mit Angaben über 
Geschoßflächenzahlen, Bauhöhen und Bebau­
ungsformen 

• Entwicklung einer regional und funktional ge­
fächerten Bautypen- und Formensprache 

• Anpassung von Hausaufschriften, Gasthaus­
und Geschäftsschildern an den Ortscharakter 

• Regionaltypische Gestaltung von Zäunen und 
Begrenzungsmauern und Wegrändern 

• Erhaltung und Pflege wertvoller, für das Ortsbild 
wichtiger Bausubstanz 
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• Verhinderung bzw. wenn möglich Beseitigung 
von "Fremdkörpern" im Ortsbild 

• Anpassung der Grün- und Erholungsanlagen an 
den Orts- und Landschaftscharakter sowie de­
ren schöne Gestaltung, Pflege und gärtnerische 
Ausschmückung 

• Anpassung der Beleuchtung an den Ortscha­
rakter 

• Verzicht auf aufdringliche Reklame 

• Zurverfügungstellung von ordentlichen An­
schlagflächen, Tafeln und Kästen, um wilde Pla­
katierung zu vermeiden 

• geschmackvolle Schaufenstergestaltung 

4.6. Bildungs- und forschungspolitische 
Instrumente 

4.6.1. Bewußtseinsbildung 

Es gilt, ein Umweltbewußtsein im Sinne einer Um­
weitgesInnung zu entwickeln, dessen Ziel es ist, 
die natürlichen Lebensgrundlagen für diese und 
kommende Generationen zu bewahren. 

Einzeimaßnahmen 

• Die Schönheit und Eigenart der österreichi­
schen Kultur- und Naturlandschaft muß als Ei­
genwert allgemein bewußt gemacht werden. 

• Verstärkung der Bewußtseinsbildung und Um­
welterziehung bei Touristen, der ortsansässigen 
Bevölkerung sowie aller in der Tourismus- und 
Freizeitwirtschaft Tätigen bzw. jenen Personen, 
die touristische Gebiete bewirtschaften 

• Erstellen eines Verhaltenskodex für Touristen 

• Verstärkte Einflußnahme auf die Verkehrsmittel­
wahl der Gäste im touristischen Marketing 

• Aufklärung der Radfahrer über umweltgerech­
tes Verhalten durch intensive Öffentlichkeitsar­
beit, um "Off-road"-Ideal zu tabuisieren 

• Vorbildwirkung durch Sportlehrer und Ausbilder 

4.6.2. Information und Beratung 

Betriebliche Investitionen im Umweltbereich, die 
zu Kosteneinsparungen führen, werden derzeit in 
nur sehr geringem Ausmaß von den Betrieben 
getätigt. Diese Tatsache ist jedoch nicht aus­
schließlich auf die Verschuldung der Betriebe 
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zurückzuführen, da trotz hoher Schulden in die 
Verbesserung und jährliche Erneuerung der be­
trieblichen Ausstattung investiert wird. Die Betrie­
be sollten daher vermehrt über die positiven Aus­
wirkungen und Kosteneinsparungsmöglichkeiten 
von Umweltschutzinvestitionen informiert werden. 

Auch die Beratung der Gemeinden auf den Ge­
bieten des Umweltschutzes und der Ortsbildpfle­
ge im Rahmen der touristischen Siedlungsent­
wicklung ist zu verstärken . 

Eine weitere Maßnahme zur Verbesserung der In­
formation der Entscheidungsträger In der TOUriS­
mus- und Freizeitwirtschaft würde die Einsetzung 
eines freizeitpolitischen Beirats beim BMwA sowie 
auf Landesebene darstellen, dessen Aufgabe dar­
in bestünde, Möglichkeiten der Umsetzung und 
Verwirklichung der im NUP und in der Alpenkon­
vention enthaltenen Bestimmungen und Empfeh­
lungen zu prüfen und entsprechende Vorschläge 
zu erstatten. Weiters sollte der jährliche touristi­
sche Lagebericht um einen Umweltteil erweitert 
werden. 

Einzeimaßnahmen 

• Angebot von Informationsveranstaltungen über 
lokale Kultur statt herkömmlichem Veranstal­
tungsprogramm 

• Information über waldkonformes Verhalten 

4.6.3. Berufliche Aus- und Weiterbildung 

Vermittlung von Wissen über die Belange von Na­
tur und Umwelt In der Aus- und Weiterbildung 
touristischer Berufe. 

Möglichst rasche Einrichtung eines Tourismus­
Hauptstudiums, das den Erkenntnisgegenstand 
ganzheitlich abdeckt. 

Direkte Schulung von Fachleuten Im Rahmen von 
themenzentrierten "Impulsprogrammen", d.h. 
durch einen direkten Wissenstransfer zwischen 
Forschung und PraxIs. 

4.6.4. Forschung 

Hinsichtlich der Verankerung einer nachhaltigen 
Tourismus- und Freizeitwirtschaft besteht sowohl 
Forschungs- als auch Projektbedarf. Hierbei sind 
insbesondere vermehrt die psychologischen und 
soziologischen Aspekte (z.B. Bedürfnisse und An­
sprüche im Tourismus) zu beachten. Es wurde 
auch festgestellt, daß trotz des vorhandenen Pro­
blembewußtseins nur ein geringer Teil der mögli­
chen Maßnahmen auf Betriebsebene umgesetzt 
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wird, obwohl dies nur mit einem sehr geringen 
Aufwand verbunden wäre. Die diesem Verhalten 
zugrundeliegenden Umsetzungshemmnisse wä­
ren näher zu untersuchen. 

Die im Tourismusprotokoll der Alpenkonvention 
vorgeschlagene Intensivierung der Umweltfor­
schung auf touristischem Gebiet ist in Angriff zu 
nehmen. 

Forschungsfelder 

• Einrichtung einer touristischen Forschungsda­
tenbank (Zusammenführung aller in Österreich 
beauftragten und durchgeführten Studien und 
Projekte) 

• Durchführung einschlägiger Untersuchungen 
zum Begriff der "nachhaltigen Entwicklung" und 
seiner Umsetzung in die Praxis 

• Einrichtung eines Beobachtungssystems und 
eines Forschungsprogramms über die Zusam­
menhänge von Tourismus- und Freizeitwirt­
schaft und Umwelt in Österreich (insbesondere 
in den Alpen) 

• Touristisches Umweltmonitoring 

• Belastbarkeit unterschiedlicher Räume 

• Weiterführung und Auswertung der Ergebnisse 
von Studien zur Nutzungsintensität 

• Erhebung und Darstellung touristischer Ver­
kehrsströme in Österreich 

• Weiterentwicklung umweltschonender Urlaubs­
formen 

• Untersuchung von Strukturvariablen der Touris­
mus- und Freizeitwirtschaft mit Verhaltensvaria­
blen der am Tourismus beteiligten Personen­
gruppen 

• Verbesserung der Marktforschung zur besseren 
Förderung umweltfreundlicher Orte und Ange­
bote 

• Bestandsaufnahme der österreichischen Touris­
mus- und Freizeitwirtschaft (z.B. im Rahmen 
des Millenniums) 

• Forschung über Einflüsse und Auswirkungen 
touristischer Randbereiche (darunter sind Be­
triebe und Sektoren zu verstehen, die nur indi­
rekt am Tourismusprozeß beteiligt sind) 
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5. Maßnahmen katalog 

Die in der nachstehenden Tabelle ausgewiesenen 
Instrumente und Maßnahmen stellen das gesam­
te Spektrum aller möglichen Ansätze für die Si­
cherstellung einer nachhaltigen Tourismus- und 
Freizeitwirtschaft in Österreich dar. Die Evaluation 
der hier angeführten Maßnahmen wird den 
Schwerpunkt der nächsten Arbeitsphase des Na­
tionalen Umweltplans in diesem Sektor bilden. 

Der Bereich des "Skitourismus" wird auf seiner 
wirtschaftlich wie auch ökologisch besonderen 
Stellung für Österreich im folgenden eingehender 
behandelt. 

5.1. Exkurs "Skitourismus" 

Im Bereich Wintertourismus stellt sich zunehmend 
die zentrale Frage, wie weit er durch Einsatz von 
Beschneiungsanlagen künstlich auf Standorte 
verlagert werden kann und soll, die aufgrund ihrer 
natürlichen Ausstattung (geringe Meereshöhe, 
außeralpine Region) wenig dafür geeignet sind 
und wirtschaftlich nie überlebensfähig wären. Es 
ist festzuhalten, daß mit dem Winterurlaub ein 
Wintergefühl verbunden wird, das in erster Linie 
durch eine schneebedeckte Landschaft entsteht. 
Auf ein alpines Skisport angebot soll verzichtet 
werden, wenn ein solches nur um den Preis 
schwerer Landschaftseingriffe durchzusetzen wä­
re. Ein möglichst landschaftsschonender Bau und 
Unterhalt von Skipisten ist sicherzustellen. Außer­
dem sind Lösungen anzustreben, welche die 
natürlichen Kreisläufe und die Empfindlichkeit der 
Biotope berücksichtigen. 

Skipistenbau 

Die Anlage von Skipisten und sonstigen Winter­
sporteinrichtungen sollte sich nach Möglichkeit 
auf das alpine Grünland (Almgelände) als den von 
Natur aus belastbarsten Teil des verfügbaren 
Raumes beschränken; Gebiete im geschlossenen 
Wald (im Sinne des Forstgesetzes) sind möglichst 
zu schonen. 

Bei der Anlage von Pisten und Loipen sind Gelän­
dekorrekturen oder großräumige Pistenplanierun­
gen zu vermeiden. Vielmehr soll ein Mindestmaß 
natürlicher Rauheit erhalten bzw. Pisten an das 
natürliche Gelände angepaßt werden. Sind Gelän­
dekorrekturen jedoch unvermeidlich, sollten die 
folgenden Erfordernisse erfüllt werden: 

• Einführung von verpflichtenden Wirtschaftlich­
keits-, Raumverträglichkeits- und Umweltver­
träglichkeitsprüfungen sowohl für den Seilbahn­
ais auch für den Pisten bau 
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• Keine touristische Neuerschließung von Glet­
schern: Überprufung der Erweiterungsvorhaben 
In bestehenden Gletschersklgebieten auf Ihre 
Umweltvertraglichkeit 

• Genaue Untersuchung der hydrogeologischen 
Randbedingungen vor Anlage von Pisten, die 
höhere Abflußraten erwarten lassen 

• Verzicht auf Geländeeingriffe (und damit notfalls 
auch auf den Skibetneb) In sehr steilem bzw. 
anderweitig sehr schwiengem Gelände, das nur 
durch massive Eingriffe "skigerecht" aufbereitet 
werden könnte 

• Rasen- und Humusdecke sind abzuheben und 
nach erfolgten Geländebewegungen wiederauf­
zubringen 

• Verstärkter Einsatz des Baggers statt der 
Schubraupe unter Berucksichtigung der Jeweili­
gen Standortbedingungen, da der Bagger ein 
wesentlich gezielteres, schonenderes Arbeiten 
ermöglicht 

• Beschränkung der Planierung auf Ausgraben 
der Wurzelstöcke und größerer Steine sowie 
Feinplanierung, insbesondere in niedrigen Lagen 

• Verzicht auf Rodungen 

• EinbezIehung der Lifttrasse In Skipisten 

• Beschränkung der Pisten breite im Waldbereich 
auf 40-50 m, In Abhängigkeit von der Baum­
höhe und der Nähe zur Waldgrenze 

Skipistenpflege und -sanierung 

• Bestehende Pisten sind In einem umfangrei­
chen Programm, gestaffelt nach Gefahrenpo­
tential, zu sanieren und laufend ökologisch zu 
verbessern . 

• Standortgerechte Renatunerung bzw. Rekultl­
vierung aufgelassener Ski pisten oder Flächen 
für Aufstiegshilfen mit heimischen Vegetations­
arten, insbesondere unter Verwendung von 
Pflanzen mit tIefgrundigem Wurzelwerk 

• Setzen von ökologisch orientierten Wlederbe­
grünungs- und Erosionsschutzmaßnahmen, 
Waldrandgestaltung 

• Pflanzung von raschwüchsigen Bäumen am 
Wald rand (erschwert Befahren des Waldes) 

• Die Verminderung des Gefahrenpotentials ist zu 
forcieren (z. B, Sanierung schützender Wälder, 
Verbesserung bestehender Pisten bezüglich 
Vegetation und Abflußfolgen). 
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• "Sanfte" Pisten pflege, d,h, Entstelnung, Nach­
saat, organische Düngung, regelmäßige land­
wirtschaftliche Nutzung 

• Die Vorsorge für spätere Folgenutzungen (z.B. 
im Bereich aufgelassener Sellliftanlagen) soll auf 
der Grundlage von Rekultivierungsplänen erfol­
gen, deren Verwirklichung durch entsprechende 
Auflagen und wirksame Kontrollen gesichert 
werden sollen. 

Schnee-Erzeugung 

Wenn es die umweltbezogenen, klimatischen und 
hydrologischen Gegebenheiten erlauben, kann 
die Schnee-Erzeugung zugelassen werden, um 
exponierte Zonen bzw, den Schutz der Vegetati­
onsdecke bei gennger Schneelage zu sichern und 
lokal oder regional ein Mindestangebot an offenen 
Pisten zu gewährleisten, Beschneiungsanlagen 
dürfen jedoch nur dann errichtet werden, wenn 
dadurch keine neuen ökologischen Beeinträchti­
gungen geschaffen werden. Insbesondere darf 
mit dem Bau von Beschneiungsanlagen keine 
Neuerschließung von Gelände mit fehlender 
natürlicher Eignung oder die Verlängerung der 
Saison verbunden sein. Beschneiungsanlagen 
dürfen nur einen Teil des Skigebietes umfassen. 

Der Boden- und Vegetationsschutz kann die Be­
schränkung des Pistenbetriebes auf Zelten oder 
Teilabschnitte mit ausreichender Schneelage bzw. 
die Inbetriebnahme der AufstiegshIlfen erst ab ei­
ner Mindesthöhe der Schneedecke erfordern. Ei­
ne flächenhafte Beschneiung, vor allem zur Ver­
längerung der Saison, ist abzulehnen. Die Ent­
scheidung über die Beschneiung einzelner Pisten­
abschnitte ist mit den boden- und vegetatIons­
ökologischen Gegebenheiten sowie den Auswir­
kungen auf den Wasserhaushalt der Region abzu­
stimmen. 

Auf eine chemische Behandlung des Schnees fur 
Zwecke des PublikumsskIlaufs ist zu verzichten. 
Nach Alternativen zu düngenden (Insbesondere 
stickstoffhältlgen) bzw. grundwasserbelastenden 
Mitteln ist zu suchen und sobald vorhanden als 
Ersatz der derzeitigen Stoffe einzusetzeil. 

Darüber hinaus sind Richtlinien für die Zulassung 
zur Schnee-Erzeugung auszuarbeiten, sofern sie 
noch nicht vorhanden sind, Bestehende Richt­
linien sind nach ökologischen, klimatischen, topo­
graphischen und wirtschaftlichen Gesichtspunk­
ten zu hinterfragen und gegebenenfalls zu korn­
gieren. 

5.2. Detaillierte Maßnahmenmatrix 
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5.2. Detaillierte Maßnahmenmatrix Abfall 

BeNIch lr~ 1~ 11 MIIIInetifMn I1 lrwIrumente I~ 
I' Aktew8 

über- Fehlen tourismusspezifi- Gesicherte Daten über Verbesserung der Daten- Forschung mittel Bund, Land, Gemeinde 
geordnet scher Abfalldaten Quantität und Qualität des lage auf betrieblicher Ebe-

Abfalls gegliedert nach Ka- ne Wissenschaft 
tegorien und Tourismusart 

Ermittlung der Stoffströme Tourismus~rtschaft 

der einzelnen Tourismus-
arten " 

Über das normale Niveau Entmaterialisierung der Tou- Glättung der Abfallspitzen Entzerrung der Reiseströme lang intemational (EU) 
hinausgehende Abfallbela- rismus- und Freizeitwirt- Kapazitätsgrenzen mittel 
stung während der Saison- schaft im Sinne einer Mini- Abfallminimierende Be- Besuchermanagement mittel Bund 
spitzen bzw. große mierung der Stoffströme schaffungspolitik Angebotsgestaltung kurz 
Schwankungen des Ab- Information, Beratung kurz alle 
fallaufkommens 

I~I 
Ungenügende Abfallentsor- Flächendeckende und aus- Ausbau der bestehenden Infrastruktur mittel Land, Gemeinde 

8 gungsinfrastruktur reichend dimensionierte Ab- Infrastruktur 
fallsammel- und -entsor- Abfallwirtschaft 
gungsinfrastruktur 

Fehlende Umsetzung des Laufende Orientierung am Aufzeigen von konkreten Bewußtseinsbildung mittel Gemeinde 
bereits bestehenden Wis- Stand der Technik abfallvermeidenden Hand- Information, Beratung 

" 

kurz Tourismus~rtschaft 

sens hinsichtlich Abfallver- lungsweisen Aus- und Weiterbildung mittel Gäste 
meidung und -verringerung Aus- und Weiterbildungs-

einrichtungen 
Medien 

Konflikt ~schen den land- Keine Beeinträchtigung des Interessensausgleich zwi- Raum- und Umweltplanung mittel/lang Land, Gemeinde 
schaftlichen Ansprüchen Landschaftsbildes durch schen Tourismus- und Regionale Konzepte 
der Tourismus- und Frei- Abfallentsorgungsanlagen Freizeitwirtschaft und Ab-
zeitwirtschaft und der Er- fallwirtschaft 
richtung von Abfallbehand-
lungsanlagen (Entsorgung Minimieren des abfallindu- Optimierung der Abfallent- Infrastruktur mitteVlang Abfallwirtschaft 
touristischer Abfälle inner- zierten Verkehrs in touristi- sorgungsinfrastruktur 
halb oder außerhaib der schen Regionen 
Region) 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Abfall 

BenIIch II~ IL ~I~ III~ II~~~ , 

Beeinträchtigung der Tabuisierung der unsach- Bewußtseinswandel Bewußtseinsbildung mitteViang Gemeinde 
Landschaft durch liegen- gemäßen Abfallentsorgung mittel Abfallwirtschaft 
gebliebene bzw. nicht ord- in der freien Natur Schaffung ausreichender Infrastruktur Alpine Vereine, 
nungsgemäß entsorgte Abfallentsorgungsmög- Umweltschutzgruppen, 
Abfälle lichkeiten an touristisch Medien 

frequentierten Wegen und Schulen 
Plätzen Touristen 

Supra- Schwierige Abfallentsor- Minimierung der Abfall- Verwendung wiederver- Angebotsgestaltung kurz Bund, Land, Gemeinde 

~ I~I 
struktur gung auf Berghütten und mengen wertbarer und abfallarmer 

Bergstationen Produkte Tourismuswirtschaft 

Optimierung der Ver- und Eigenentsorgung mit ge- Bewußtseinsbildung mittel Alpine Vereine 
Entsorgung brachter Abfälle im Tal Information kurz 

durch die Gäste Gäste 

Verbesserung der Abfall- Hüttensanierungspro- mittel 
entsorgungsinfrastruktur gramm 

Verwendung von Einweg- Einsatzes von Mehrwegge- Pfandlösungen Angebotsgestaltung kurz Gemeinde 
geschirr (insbesondere bei schirr Information Tourismuswirtschaft 
Großveranstaltungen) 

kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 
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Kulturlandschaft und Landschaftsbild 

BereIch Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

über- Verknappung der land- Nachhaltige Optimierung Freihalten möglichst Raum- und Umweltpla- mitteil Bund, Land, Gemeinde 
geordnet schaftlichen Ressourcen der Landschaftsnuuung großer Landschaftsteile nung lang 

von Erschließungen Regionale Konzepte 

Kein Erstarren der vorhan- Aussparung sensibler Ge-
denen Strukturen ländeteile wie Schlucht-, 

Hang- und SchuUwälder 
Flexibilität der Wirtschafts- und Naturwaldzellen von 
subjekte jeglicher touristischer und 

freizeitwirtschaftlicher Nut-
zung 

Schonung der Karst-
stöcke 

Sicherung von Gebieten, 

~ 

si 
die sich zur Erholung eig-

CD nen ~ 

Interessensabwägung 

Verlust der charakteristi- Erhaltung charakteristi- Konsequente Raum- und Raum- und Umwelt- mittel/lang Land, Gemeinde 
sehen Siedlungsformen scher Siedlungsformen Umweltplanung unter planung 
(Vordringen von Streusied- Berücksichtigung ökologi- Leitbild Architekten 
lungen, Verhüttelung) scher und landschafts- OrtsbildschuU 

ästhetischen Anforderun-
gen 

Verlust des optisch reizvol-
len Kontrastes zwischen 
Siedlung und Landschaft 
durch das Zusammen-
wachsen von Ortschaften 

Verminderung des ästheti- Flächendeckende land- NuUung und Einbindung Kooperation mit der Land- kurz/mittel Bund, Land, Gemeinde-
schen Wertes der Land- und forstwirtschaftliche der land- und forstwirt- und Forstwirtschaft Tourismusbetrieb 
schaft durch den Rück- Bewirtschaftung schaftlichen Produkte und Land- und Forstwirtschaft 
gang der landwirtschaftli- Dienstleistungen in das Interessensverbände 
chen Bewirtschaftung touristische Angebot Bund, Land, Gemeinde 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 

III-29 der B
eilagen X

IX
. G

P - B
ericht - 02 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
292 von 324

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Kulturlandschaft und Landschaftsbild 

Bereich Problemstellung ZIelsetzung Maßnahmen Instrumente ZeIthori- Akteure 
zont 

Skisport Eingriff in die gewachsene Vermeidung schwerer Ein- Verzicht auf ein alpines Skipistenbau mitteV Betreiber von Skiliften 
Kulturlandschaft durch den griffe in die Kulturland- Skiangebot, wenn dies lang 
Bau von Ski pisten (Rodun- schaft nur durch Landschaftsein- UVP, Raumverträglichkeits- Tourismuswirtschaft 
gen, Erd- und FeIsbewe- griffe durchzusetzen wäre prüfung 
gungen, Geländekorrektu-
ren, Waldzerfurchung) Nach Möglichkeit Be-

schränkung von Winter-
sporteinrichtungen auf al-
pines Grünland 

Schonung des geschlos-
senen Waldes 

Verminderung des ästheti- Schutz der Boden- und Schonung des Bodens Ski pisten bau mittel Bund, Land, Gemeinde 
sehen Wertes der Land- Vegetationsschicht und der Grasnarbe beim Skipistenpflege und -sanie- lang 
schaft aufgrund von Bo- Pistenbau rung Betreiber von Skiliften 
den- und Vegetationsschä-
den Beschränkung des Pisten- Schneerzeugung kurz 

betriebes auf bestimmte 
"" ~I Mindestschneehöhe <D 
Go) 

Golf Beeinträchtigung des Minimierung der land- Anpassung bzw. Einglie- Raumverträglichkeitsprü- kurz! Land, Gemeinde 
Landschaftsbildes durch schaftlichen Beeinträchti- derung von Golfplätzen in fung mittel 
eine nicht standortübliche gung durch Golfplätze die Landschaft 
Gestaltung von Golfanla- Raum- und Umweltpla-
gen nung 

Wandem Zu dichtes bzw. zu weit- Optimierung des beste- Auflassen parallel verlau- Verkehrsinfrastuktur mittel Land, Gemeinde 
verzweigtes Wanderwege- henden Wegenetzes fender Wege Alpine Vereine 
netz 

Verlust von Biotopen bzw. Tabuisierung des Verlas- Instandhaltung und ausrei- Verkehrsinfrastruktur mittel Gemeinde 
empfindlichen Land- sens von Wegen chende Markierung der Besucherlenkung lang Alpine Vereine 
schaftsteilen bei Begehen Wege Information kurz Tourismuswirtschaft 
abseits der Wege Information über Schutz- Bewußtseinsbildung lang Wanderer und Bergsteiger 

ziele 

Beeinträchtigung ostalpiner Schonung empfindlicher Aussparung sensibler Ruhezonen lang Land, Gemeinde 
Karststöcke Landschaftsteile Geländeteile von touristi- Besuchermanagement mittel 

scher Nutzung Besucherlenkung mittel Alpine Vereine 
Angebotsgestaltung kurz Tourismuswirtschaft 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

III-29 der B
eilagen X

IX
. G

P - B
ericht - 02 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
293 von 324

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Ortsbild 

BenMch 11 ProbIemst"';;- - I r Zielsetzung Ir Maßnahmen 11 Instrumente 11-- I! Aktewe 
ZOllt 

über- Landschaftsfremde Bau- Wahrung einer regional ty- Erstellung und Umsetzung Ortsbildschutz mittel/lang Land, Gemeinde 
geordnet formen, Verdrängung des pisehen Formensprache eines Ortsbildgestaltungs-

bäuerlichen Elements konzeptes Beratung kurz Architekten 

Mangelhafte Pflege bzw. Bewußtseinsbildung lang 
falsche Renovierung (Ver-
kitschung) des Altbaube- Kooperation mit Architek- lang 
standes ten 

Ungeordnete Ausweitung Strikte Einhaltung der Erstellen eines Ortsent- Raum- und Umweltpla- mittel Land, Gemeinde 
des Baugebietes Raumordnungspläne, ins- wicklungskonzeptes nung 

besondere der Flächen- Leitbild Berater 
widmung 

Verkehr Beeinträchtigung des Orts- Ortsbildfreundliche GestaI- Verringerung des motori- Ausbau des öff. Verkehrs lang Bund, Land, Gemeinde 

~ I~I bildes durch Einrichtungen tung der Verkehrsinfra- sierten Individualverkehrs Verkehrsberuhigung mittel 
des fließenden und ruhen- struktur Verkehrslenkung mittel Verkehrsträger 
den Verkehrs Schaffung verkehrsbe- Ortsbildschutz mittel 

ruhigter Zonen 
Verkehrsinfrastruktur kurz! 

Ausweitung der Fuß- und mittel 
Radwege 

Supra- Touristische Überformung Schaffung eines ausgewo- Erstellung und konse- Ortsbildschutz mittel Gemeinde 
struktur des Ortsbildes genen Verhältnisses zwj- quente Umsetzung eines 

sehen touristischen und Ortsleitbildes 
nicht-touristischen Bauten 

Interessensabwägung in Raum- und Umweltpla- kurz Tourismuswirtschaft 
der Flächenwidmung nung 

Definition von Kapazitäts- Kapazitätsgrenzen kurz Handel 
grenzen 

Bewußtmachen der Pro- Bewußtseinsbildung mittel 
blematik 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Soziale Aspekte 

a..Ich , I~ ZJaIaetzung ll Ma&WvMn _ ~1 1nabmMM1t8 _II~ 
11 Akteure 

'. über- Abnahme der Dorfgemein- Wiederbeleben der dörfli- Aufklärungsarbeit Bewußtseinsbildung lang Bevölkerung 
geordnet schaft und der gewachse- chen Gemeinschaft 

nen sozialen Strukturen Wiederaufbau von Kom- Professionalisierung lang Tourismuswirtschaft 
munikationsstrukturen 

Wertewandel Medien, Schulen 

Entfremdung von der eige- Stärkung des Selbstbe- Wertewandel Bewußtseinsbildung lang Bevölkerung 
nen Geschichte, Identität wußtseins Aus- und Weiterbildung mittel 
und Kultur Bekennen der eigenen Information kurz Tourismuswirtschaft 

Werte gegenüber den Gä- Professionalisierung lang 
sten Qualitätstourismus mittel Medien, Schulen 

Informationsveranstaltun-
gen über lokale, traditio-
nelle Kultur 

51 
Monokultur am Arbeits- Schaffung vielfältiger und Regionale Beschaffungs- Angebotsgestaltung lang Land, Gemeinde 

~ markt kleinräumiger Wirtschafts- politik 
":' und Versorgungsstrukturen Kooperation mit anderen lang alle Wirtschaftssektoren 

Förderung von Wirtschafts- Wirtschaftssektoren 
zweigen, die mit der Tou- Regionalplanung 
rismus- und Freizeitwirt-
schaft kompatibel sind 

Supra- Starke Belastung der Pri- Entkoppelung des Funk- Schaffung von Freiräumen Professionalisierung lang Gemeinde 
struktur vatsphäre und des Fami- tionssystems Tourismus (Distanz gegenüber den Bewußtseinsbildung 

lien lebens der Gastgeber von der Lebenswelt Gästen) Bevölkerung 

Angebot von Dienstlei- Aus- und Weiterbildung mittel 
stungen zur Entlastung Tourismuswirtschaft 
der in der Tourismus- und 
Freizeitwirtschaft Beschäf- Kapazitätsgrenzen mitttel Aus-und Weiterbildungs-
tigten einrichtungen 

Stärkung des Selbstbe- Berater 
wußtseins 

Ermittlung von sozialen 
Belastungsgrenzen 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Boden 
~--

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Verkehr Bodenverdichtung bzw. - Minimierung des motori- Forcieren des Öffentlichen Öffentlicher Verkehr lang Bund, Land, Gemeinde 
versiegelung durch den ru- sierten Individualverkehrs Verkehrs In- und ausländische Ver-
henden Verkehr Verkehrslenkung kurz kehrsträger 

Umfassendes und integra- Autofahrerclubs 
tives Gesamtverkehrskon-
zept 

Skisport Geländeveränderungen Vermeidung schwerer Verzicht auf ein alpines Skipistenbau mittel/lang Land, Gemeinde 
beim Skipistenbau: (Zer-) Landschaftseingriffe Skiangebot, wenn dies 
Störung der Bodenstruktur nur durch Landschaftsein- UVP, Raumverträglichkeit- Betreiber von Skiliften 

griffe durchzusetzen wäre sprüfung 
Tourismuswirtschaft 

Nach Möglichkeit Be-
schränkung von Winter-
sporteinrichtungen auf al-
pines Grünland 

'" ~l 
Schonung des geschlos-

~ senen Waldes 

Veränderung im chemi- Keine chemische Behand- Auffinden und Einsatz von Forschung lang Gemeinde 
sehen und physikalischen lung des Schnees für Alternativen zu düngen-
Aufbau des Bodens durch Zwecke des Publikumsski- den Mitteln Schnee-Erzeugung Wissenschaft, 
Skipistenbau und -benüt- laufs Betreiber von Skiliften 
zung 

Erosionswirkungen Bodenverträglicher Bau Standortgerechte Rekulti- Ski pisten bau mittel/lang Gemeinde 
und Unterhalt von Skipi- vierung der Pisten Skipistenpflege und -sa-
sten nierung Betreiber von Skiliften 

UVP kurz 

Verminderung des Wasser- Standortangepaßte Anlage Vermeidung der Planie- Skipistenbau mittel/lang Gemeinde 
speichervermögens auf von Skipisten rung von Ski pisten 
planierten Böden Betreiber von Skiliften 

Bodenverdichtung durch Vorbeugen bzw. Sanierung Beschränkung des Pisten- Angebotsgestaltung kurz Gemeinde 
Pistenpräparierung (insbe- verdichteter Böden betriebes auf Zeiten oder 
sondere bei geringer Pistenteilabschnitte mit Besuchermanagement mittel Betreiber von Skiliften 
Schneelage) ausreichender Schneelage Skipistenpflege und -sa- mittel/lang Tourismuswirtschaft 

nierung 

kurz- (O-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Boden 

Bereich 11 ProbIemsteiluna 11 ZIeIsetzuna 11 Maßnahmen 
11 Instrumente r ZeIthori-I zont .,....... 

Inbetriebnahme der Auf-
stiegshilfen ab einer Min-
destschneehöhe 

Mechanische Bodenschä- Minimierung der mechani- s.o. Angebotsgestaltung kurz Betreiber von Skiliften 
den durch Pisten raupen schen Bodenschäden Beschneiung von expo-
oder Skikanten (insbeson- nierten Stellen Besuchermanagement mittel Tourismuswirtschaft 
dere bei unzureichender 
Schneedecke) Schnee-Erzeugung kurz 

Skipistenpflege und -sa- lang 
nierung 

Golf Veränderung der Boden- Standortübliche Gestal- UVP mittel Bund. Land. Gemeinde 
oberfläche durch Chemika- tung der Golfplätze 
lieneinsatz und Sandbun- Betreiber von Golfplätzen 
ker Verwendung regionaler 

Vegetationsarten 

Wandern Bodenverdichtung Naturnahe Gestaltung von Ermittlung von Tragfähig- Tragfähigkeitsgrenzen mittel Gemeinde 

~I 
Golfplätzen keitsgrenzen Entzerrung der Reiseströ- lang 

~ me mittel Alpine Vereine .... Punktuelle Regulierung Besuchermanagement mittel 
der Zahl der Wanderer Besucherlenkung mittel Tourismuswirtschaft 

Angebotsgestaltung kurz 
Minimierung der Boden- Berücksichtigung der Bo- Information mittel 
schäden denverhältnisse bei der Bewußtseinsbildung lang 

Anlage von Wegen Verkehrsinfrastruktur 

Zerfurchung und Zerstö- Verringerung der punktuel- s.o. s.o . s.o. s.o. 
rung des Kleinreliefs und len Belastungsspitzen 
des Bodens durch eine zu 
große Zahl an Wanderern 

Verlassen der Wege Attraktivierung des Wan- Errichtung und Pflege gu- Verkehrsinfrastruktur mittel Gemeinde 
derns auf Wegen ter und bequemer Wege 

(keine harte Befestigung) Besucherlenkung mittel Alpine Vereine 

Gute Beschilderung der Bewußtseinsbildung lang Tourismuswirtschaft 
Wege Information kurz Bund, Land, Gemeinde 

Anbindung der Kletterstei-
ge an das Wanderwege-
netz 

Aufklärungsarbeit 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Boden 

-'1 -I~ 11-Problemstellung _ .. II I~ 11 ZeIthor1- JI Akteure 
zont 

Mountain- Bodenschäden durch Tabuisierung des Aufklärungsarbeit Bewußtseinsbildung lang 
biking Geländefahrten Off -Road-Fahrens Tourismuswirtschaft 

Ausweisung von geeigne- Information kurz 
ten Fahrtstrecken abseits Besucherlenkung mittel Sportvereine 
ökologisch sensibler Ge- Angebotsgestaltung mittel 
biete 

Alpine Vereine 
Vertragliche Vereinbarun- Kooperation mit der Forst- mittel 
gen mit der Land- und wirtschaft 
Forstwirtschaft 

Bevölkerung und Gäste 
Rechtliche Beschränkung Gebot mittel 
des Geländefahrens auf Medien 
bezeichneten, befestigten 
und instandgehaltenen Land- und Forstwirtschaft 
Wegen 

I~I 
Verbot des Bergauftrans- Verbot kurz 

!i portes von Fahrrädern 
zum Zwecke der darauf-
folgenden Abfahrt 

Land, Gemeinde 
Spuren- und Rillenbildung Kein Befahren .weicher" Bestimmung regionaler Tragfähigkeitsgrenzen mittel 
auf unbefestigten Wegen Wege Belastungsgrenzen Sportvereine 

Berücksichtigung boden- Verkehrsinfrastruktur mittel Alpine Vereine 
ökologischer Erfordernisse 
bei der Auswahl der Wege Gäste und Bevölkerung 

Regionale, zeitliche oder Besucherlenkung kurz Tourismuswirtschaft 
tageszeitliche Begrenzung Information lang 
der Fahrtrouten Bewußtseinsbildung mittel 

Reiten Trittschäden und Boden- Kein Beritt .weiche" Böden Bestimmung regionaler Tragfähigkeitsgrenzen mittel Gemeinde 
verdichtung auf weichen Belastungsgrenzen 
Wegen Land- und Forstwirtschaft 

Anlage von Reitwegen auf Verkehrsinfrastruktur mittel 
von Natur aus festem Reitställe 
bzw. trockenem Gelände 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Boden 

BInIIGh J~ Il:~~ 11 """'" ~~~ ~jl~ 
11 AIdeunt 

\; 1I 
Befestigung von Reitwe- Besucher1enkung kurz Tourismuswirtschaft 
gen Information lang 

Bewußtseinsbildung mittel 
Trennung von Fuß- und 
Reitwegen 

Sperren unbereitbarer 
Wege 

I~I 
Pferdehaltung auf zu klei- All den Standort angepaß- Berücksichtigung boden- Tragfähigkeitsgrenzen kurz Land, Gemeinde 

lil nen Koppeln te Koppelhaltung ökologischer Tragfähig-
keitsgrenzen Land- und Forstwirtschaft 

Verminderung des TIerbe- Kooperation mit der Land- Reitställe 
standes bei KoppelhaI- und Forstwirtschaft 
tung 

Motocross Schwere Bodenschäden Umitierung bei der Aus- Verbot von Motocross Verbot mittel Land, Gemeinde 
übung des Motocross- außerhaib der von den zu-
Sportes ständigen Behörden dafür Raum- und Umweltpla- mittel Sportveranstalter, 

ausgewiesenen Zonen nung Medien 

kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 
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Energie 

BeraIch ---,1 ProbIernsteIIoog 11 Zielsetzung 
1.---

Me8nahmen Instrumente ZeIthorI- Akteure 
zont 

über- Unzureichende bzw. inho- Verbesserung der Darstellung der Energie- Forschung mittel Bund, Land, 
geordnet mogene tourismusspezifi- Datenlage ströme 

sche Energiedaten 
Erhebung des kategorie- Wissenschaft 
und tourismusartspezifi-
schen Energieverbrauchs 

Ermittllung der tourismus-
spezifischen Energiespar-
potentialen 

8 ~I Hohe Energieintensität ein- Verringerung der Energie- Ermittlung und Umset- Angebotsgestaltung mittel Tourismuswirtschaft 
zelner Tourismusangebote ströme zung von Energiesparpo-

tentiale 

Raumwärme, Warmwasser Effiziente und wirtschaftli- Kommunale und regionale Energiepolitische Instru- mitteVlang Land, Gemeinde 
che Bereitstellung von Energiekonzepte mente 
Raumwärme und Warm-
wasser Technische Maßnahmen Förderung mittel Tourismuswirtschaft 

Organisatorische Maßnah- Angebotsgestaltung mittel 
men 

Beratung bei der Wahl der Information, Beratung kurz 
Energiesysteme 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Lärm 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente ZeIthori- Akteure 
zont 

Verkehr Straßenverkehrslärm Verringerung des Straßen- Umsetzung der ÖAL- Verkehrsberuhigung mittel/lang Bund, Land, Gemeinde 
verkehrslärm Richtlinie Nr. 32 "Lärm- Verkehrslenkung 

schutz in Kur- und Erho- Fahrzeughersteller 
lungsorten" 

Erstellung und Umsetzung 
eines integrativen Ge-
samtverkehrskonzeptes 

Fluglärm Verringerung des Errichtung von Lärmüber- Monitoring mittel Land, Gemeinde, 

g '~I 
Fluglärms wachungssystemen an Flughäfen 

Flughäfen Flugzeughersteller 

Supra- Gaststättenlärm (vor allem Verringerung des Gaststät- Umsetzung der ÖAL- Bewußtseinsbildung kurz Tourismuswirtschaft 
struktur in Gastgärten) tenlärms Richtlinie Nr. 32 "Lärm- Information 

schutz in Kur- und Erho- Gäste 
lungsorten" 

Motocross Motorenlärm Umitierung bei der Aus- Verbot von Motocross Verbot mittel Land, Gemeinde 
übung des Motocross- außerhalb der von den zu-
Sportes ständigen Behörden dafür Raum- und Umweltpla- mittel Sportveranstalter, 

ausgewiesenen Zonen nung Medien 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Luft 

a..Ich I~ PnJbIenwaeIIung 11 ZJ.llltzUng Ir tM8nIhmen II~ II~ 
11 AktMn 

Verkehr Motorisierter Individualver - Verringerung der Forcieren des Öffentlichen Öffentlicher Verkehr lang Bund, Land, Gemeinde 
kehr Abgasbelastung Verkehrs Verkehrsinfrastruktur 

Verkehrslenkung In- und ausländische Ver-
Abbau von Verkehrsspit- Entzerrung der Reiseströ- kehrsträger 
zen me 

~ I~I Autofahrerclubs 
N 

" Erstellung und Umsetzung 
eines integrativen Ge-
samtverkehrskonzeptes 

Touristenbusse s.o. Umstellung der Busse auf Technische Maßnahmen mitteVlang Land, Gemeinde 
schadstoffarmen Betrieb 

I 
I, 

Steuerung des Busauf- Verkehrslenkung mittel Tourismuswirtschaft 
kommens Bushersteller 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

III-29 der B
eilagen X

IX
. G

P - B
ericht - 02 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
302 von 324

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



NaturhaushalVArtenlÖkosysteme 

Bereich 11 ProbIeInsteIhq ZI ... etzung Ma8naIvnIn I IMtnnente "I Zeithori- 11 Akteln 
zont 

11 

über- Interessenskonflikt zwi- Interessensausgleich Definition von (regionalen) Kapazitätsgrenzen mittel Bund, Land, Gemeinde 
geordnet schen der Bewahrung der Tragfähigkeits- und Bela-

natürtichen Ressourcen stungsgrenzen Ruhegebiete mitteV 
und Ökosysteme und dem lang 
menschlichen Bedürfnis Schaffung von Pufferzonen 
nach Naturertebnis zur Sicherung ökologisch 

empfindlicher Gebiete 

Skisport Beeinträchtigung bzw. Zer- Befahren von Pisten erst Beschränkung des Pisten- Angebotsgestaltung kurz Land, Gemeinde 
störung der Vegetations- ab einer Mindestschnee- betriebes auf Zeiten oder 
decke durch Befahren von höhe Pistenteilabschnitte mit Besuchermanagement mittel Betreiber von Skiliften 
Skipisten bei ungenügen- ausreichender Schneelage 
der Schneedecke Skipistenpflege und -sa- kurz Tourismuswirtschaft 

Inbetriebnahme der Auf- nierung 
stiegshilfen ab einer Min- lang 
destschneelhöhe Schnee-Erzeugung 

Beschneiung 

8 ~I Schädigung von Jung- Kein Befahren von Jung- Aufklärungsarbeit Bewußtseinsbildung lang Skifahrer 
pflanzen durch Skikanten wuchsflächen Skischulen bzw. -lehrer 

Nicht standortgerechte Re- Standort gerechte Rekulti- Kooperation mit der Land- Skipistenpflege und -sa- lang Gemeinde 
kultivierung der Skipisten vierung von Skipisten und Forstwirtschaft nierung Betreiber von Skiliften 

Land- und Forstwirtschaft 

Unausgewogenes Scha- Rücksichtnahme auf Wild- Umsichtige Pisten planung Skipistenbau mittel Betreiber von Skiliften 
lenwildIWaldverhältnis lebensräume UVP Skifahrer 
durch Störung der Le- Kooperation mit der Wild- Kooperationsmechanis- Jäger 
bensräume des Wildes hege men Forstwirtschaft 

Golf Verringerung der Artenviel- Erhaltung der Diversität Wahl standortgerechter Golfplatzgestaltung kurz Land, Gemeinde 
falt, Vertust von Biotopen Pflanzenarten 

Raum- und Umweltpla- Betreiber von Golfplätzen 
Einbeziehung ökologischer nung 
Kriterien in die Planung von 
Golfplätzen Eignungsbewertung Landschaftsplaner 

Möglichst naturnahe Belas-
sung der .roughs" und aus-
gewogenes Flächenverhält -
nis zwischen .roughs" und 
.greens" 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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NaturhaushaltJ Arten/Ökosysteme 
---

I~ BereIch ProbIenwteIIung ZIeIeetzung ~men ZeIthot1- Akteure 
zont 

Intensive Düngung und Minimierung der Dünge- Definition von Belastungs- Kapazitätsgrenzen kurz Bund, Land, Gemeinde 
Herbizideinsatz mittelgaben grenzen 

Pflanzenbedarfsgerechte Infonnation, Beratung kurz Betreiber von Golfplätzen 
Düngung 

Wandern Störung des Naturhaushal- Vermeidung der Belastun- Ermittlung von Tragfähig- Tragfähigkeitsgrenzen mittel Bund, Land, Gemeinde 
tes durch Trittschäden gen keitsgrenzen 

Punktuelle Regulierung Entzerrung der Reiseströme lang Alpine Vereine 
der Zahl der Wanderer 

Anpassung der Wege an Besuchennanagement mittel Tourismuswirtschaft 
Vegetationsverhältnisse 

Besucherlenkung mittel Wanderer und Bergsteiger 
Großzügige Wegegestal-
tung zum Schutz vor Angebotsgestaltung mittel 

~ ~I 
Trampelpfaden 

Infonnation kurz 
Auflassung, Sperre beste-
hender Wege bei massi- Bewußtseinsbildung mittel 
ver Gefährdung einzelner 
Arten Verkehrsinfrastruktur lang 

Ausweisen von Ruhege- Raum- und Umweltpla- mittel 
bieten nung 

Unausgewogenes Scha- AChtung der Wild lebens- Information über waldkon- Bewußtseinsbildung lang Land, Gemeinde 
lenwild/Waldverhältnis räume fonnes Verhalten Infonnation kurz Alpine Vereine 
durch Störung der Le- Besucherlenkung mittel Tourismuswirtschaft 
bensräume von Wildtieren Kletterverbot auf Brutfel- Wanderer und Bergsteiger 

sen 

Mountain- Schädigung der Vegetation Tabuisierung des Off- Aufklärungsarbeit Bewußtseinsbildung lang Land, Gemeinde 
biking (v.a. Grasnarbe, Biotope) Road-Fahrens 

durch Fahren abseits befe- Ausweisung von geeigne- Infonnation kurz Tourismuswirtschaft 
stigter Wege ten Fahrtstrecken abseits Besucherlenkung mittel 

ökologisch sensibler Ge- Angebotsgestaltung mittel Land- und Forstwirtschaft 
biete 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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NaturhaushalVArten/Ökosysteme 

BeNich Problemstellung ZIelsetzung Maßnahmen I~ Instrumente 11 Zeithort- Akteure 
zont 

Vertragliche Vereinbarun- Kooperation mit der Land- mittel Sportveranstalter 
gen mit der Land- und und Forstwirtschaft 
Forstwirtschaft Medien 

Rechtliche Beschränkung Gebot mittel Radfahrer 
des Geländefahrens auf 
bezeichneten, befestigten 
und instandgehaltenen 
Wegen 

Verbot des Bergauftrans- Verbot kurz 
portes von Fahrrädern 
zum Zwecke der darauf-
folgenden Abfahrt 

Wildbeunruhigung Achtung der Wildlebens- Aufklärung Bewußtseinsbildung lang Land, Gemeinde 
räume Information kurz 

~ ~I Verhindern des Verlassens Verkehrsinfrastruktur mittel Tourismuswirtschaft 
tn der Wege Besucherlenkung mittel 

Radfahrer 
Regionale, zeitliche oder 
tageszeitliche Begrenzung 
der Fahrtrouten 

Reiten Schädigung der (Wald)ve- Kein Beritt "weicher" Bö- Bestimmung regionaler Tragfähigkeitsgrenzen mittel Land, Gemeinde 
getation den Belastungsgrenzen 

Reitställe 
Anlage von Reitwegen auf Verkehrsinfrastruktur mittel 
von Natur aus festem Land- und -Forstwirtschaft 
bzw. trockenem Gelände 

Tourismuswirtschaft 
Befestigung von Reitwe-
gen 

Trennung von Fuß- und 
Reitwegen 

Besucherlenkung kurz 
Sperren unbereitbarer We- Information lang 
ge Bewußtseinsbildung mittel 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Naturhaushalt/ Arten/Ökosysteme 

Problemstellung 11 ZIeIIetzung 11 Me8nahmen II Inatrument8 II~ II AkbMn 
zont 

-11 

Pferdehaltung auf zu klei- An den Standort angepaß- Berücksichtigung vegeta- Tragfähigkeitsgrenzen kurz Land, Gemeinde 
nen Koppe/n te Koppe/haltung tionsökologischer Trag-

fähigkeitsgrenzen Land- und Forstwirtschaft 
Kooperation mit der Land-
und Forstwirtschaft Reitställe 

Verminderung des Tierbe-
standes bei Koppe/hal-
tung 

Wassersport, Verschmutzung des Ufer- AChtung der Wildlebens- Schaffung und Erhaltung Ruhezone lang Land, Gemeinde 
kleine, nicht- bereiches räume naturnaher Uferbereiche 
motorbetrie-
bene Boote Erlaß von räumlich und Verbote kurz Tourismuswirtschaft 

zeitlich beschränkten Besucherlenkung mittel 
Fahrverboten aufgrund Bewußtseinsbildung lang 
wildtierökologischer Ge- Information kurz 
sichtspunkte 

I~I 
Schädigung bzw. Zer- Achtung der Wildlebens- Regelung der Zeiten des Besucherlenkung mittel Land, Gemeinde 

~ störung von Brut-und räume Befahrens der Flüsse (sai-
Laichplätzen, Futter-, 5OOal, tageszeitlich) Tourismuswirtschaft 
Rückzugs- und Ruhege-
bieten Kontingentierung der 

Boote 

Gleitschirm- Beunruhigung und Vertrei- Achtung der Wildlebens- Festlegung und Einhal- Verkehrs-/Besucherlen- kurz Land, Gemeinde 
fliegen, Dra- bung von Wild- und Wei- räume tung definierter Flugrou- kung 
chenfliegen detieren ten, -höhen sowie Start- Fluglehrer 

und Landeplätzen 

Vergabe von Konzessio- Gebote kurz Gleitschirm- und Drachen-
nen oder Fluglizenzen flieger 

Erarbeiten von Merkblät- Information kurz 
tern für ökologisches Ver-
halten 

Vorbildwirkung der Flug- Bewußtseinsbildung lang 
lehrer 

Motocross Schwere Bodenschäden Umitierung bei der Ausü- Verbot von Motocross Verbot mittel Land, Gemeinde 
bung des Motocross- außerhalb der von den zu-
Sportes ständigen Behörden dafür Raum- und Umweltpla- mittel Sportveranstalter, Medien 

ausgewiesenen Zonen nung 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Raumverbrauch 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

übergeord- Mangelnde Disziplin bei Strikte Einhaltung der Konsequente Anwendung Raum- und Umweltpla- mittel/ lang Land, Gemeinde 
net der Raumplanung Raumordnung der bestehenden Rechts- nung 

instrumente Bewußtseinsbildung Berater 

Überwachung der Tourismuswirtschaft 
Flächennutzung 

Bevölkerung 
Information und Bewußt-
seinsbildung von Entschei-
dungsträgern und in der 
Bevölkerung 

Mangelnde Beachtung der Strikte Einhaltung der s.o. s.o. mittel/lang s.o. 
Gefahrenzonen Raumordnung 

Zersiedelung und Verhütte- Freihalten von Land- Landschaftsplanung Raum- und Umweltpla- lang Land, Gemeinde 
lung schaftsteilen von jeglicher nung 

Bebauung Ortsbildkonzepte 
w Ortsbildschutz mittel Tourismuswirtschaft <=> ..... 

Ganzheitliche Entwick-
lungskonzepte 

Bevölkerung 
Verdichtetes Bauen 

Verkehr hoher Flächenverbrauch Verringerung des motori- Forcieren des Öffentlichen Öffentlicher Verkehr lang Bund, Land, Gemeinde 
für den ruhenden Verkehr sierten Individualverkehrs Verkehrs 

Verkehrsinfrastruktur In- und ausländische Ver-
Ausbau von Verkehrsver - kehrsträger 
bünden 

Gäste 
Erstellung und Umsetzung 
eines integrativen Gesamt-
verkehrskonzeptes 

Supra- hoher Flächendruck (auf- Keine Erweiterung der Ka- Festlegung von Raumnut- Kapazitätsgrenzen lang Land, Gemeinde 
struktur grund von Zweitwohnun- pazitäten, nach Möglich- zungsintensitäten und Bet- Raum- und Umweltpla-

gen und touristischer Su- keit Rückbau tenkapazitäten nung lang Tourismuswirtschaft 
prastruktur), Ansteigen der 
touristischen Nutzungsin-
tensität 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Raumverbrauch 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Fortführung der Untersu- Forschung lang 
chung der Nutzungsinten-
sitäten 

Verbauung der Seeufer SichersteIlung eines freien Flächensicherung Raum- und Umweltpla- lang Land, Gemeinde 
(Privatisierung) Zugangs zu Seen unter nung 

Wahrung der Eigentümer- Grundstückseigentümer 
rechte 

c.> 
C) 
00 

Nutzungskonflikte zwi- Interessensausgleich Kompensationsmechanis- Raum- und Umweltpla- lang Land- und Forstwirtschaft 
sehen Tourismus und men zwischen allen Inter- nung mittel 
Landwirtschaft bzw. der essenten Leitbild lang Tourismuswirtschaft 
ansässigen Bevölkerung 
oder anderen Interessens- Kooperation mit der Land-
gruppen und Forstwirtschaft 

Golf hoher Flächenbedarf Sparsamer Umgang mit Sicherung der Flächen Raum- und Umweltpla- lang Land, Gemeinde 
Freiflächen durch Ankauf, Pacht oder nung 

Vorkaufsrecht Bewußtseinsbildung Betreiber von Golfplätzen 

Aufklärungsarbeit Landschaftsplaner 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Wasser/Gewässer/Abwasser 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Supra- Hoher Trinkwasserver- Minimierung des Trinkwas- Glättung der Verbrauchs- Entzerrung der Reiseströ- lang Bund, Land, Gemeinde 
struktur brauch zu Saisonspitzen serverbrauchs spitzen me 

Vorausschauende Pla- Technische Maßnahmen kurz Tourismuswirtschaft 
nung der Trinkwasserver- Förderung mittel 
sorgung Gäste 

Angebotsgestaltung mittel 
Strenger Schutz der Kapazitätsgrenzen kurz Bevölkerung 
Quellgebiete Bewußtseinsbildung lang 

Raum- und Umweltpla- lang 
nung 

Hohe Abwassermengen zu Verringerung des Wasser- Glättung der Verbrauchs- Entzerrung der Reiseströ- lang Bund, Land, Gemeinde 
Saison spitzen verbrauchs spitzen me 

Schließen der Wasser- Technische Maßnahmen kurz Tourismuswirtschaft 
kreisläufe Bewußtseinsbildung lang Gäste 
Durchsetzung von Was- Information kurz Bevölkerung 
sersparmaßnahmen 

c.> 
Einsatz von Brauchwas- mittel C> Förderung <0 

sersystemen, Rückhal-
tung von schwach bela-
stetem Niederschlags-
wasser 

Ungenügende Klärkapa- Flächendeckende Abwas- Adaption von Kläranlagen Technische Infrastruktur lang Bund, Land, Gemeinde 
zitäten serentsorgung und -reini -

gung Abwasserverbände 

Wasserversorgung und Minimierung des Wasser- Erstellung von Richtlinien Hüttensanierungspro- mittel Bund, Land, Gemeinde 
Abwasserbeseitigung auf verbrauchs zur Hüttenbewirtschaftung gramm 
Berghütten und -stationen Alpine Vereine 

Vermeidung von Stoffein- Verbesserung der techni - Bewußtseinsbildung lang Tourismuswirtschaft 
trägen sehen Infrastruktur Wanderer und Bergsteiger 

Aufklärungsarbeit 

Skisport Hoher Wasserverbrauch Keine Beeinträchtigung Erstellung bundesweit ein- Indikatoren mittel Bund, Land, Gemeinde 
von Beschneiungsanlagen der Vorfluter heitlicher Beurteilungs-
(kritisch insbesondere bei richtlinien Betreiber von Skiliften 
Niedrigwasserführung der 
Fließgewässer) Festlegung von Mindest- Tourismuswirtschaft 

standards für die Wasser-
qualität 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Wasser/Gewässer/Abwasser 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Nitratbelastung durch Verringerung der Grund- Auffinden und Einsatz von Schnee-Erzeugung mittel Betreiber von Skiliften 
Schneeschwärzmittel wasserbelastung Alternativen zu düngen-

den Mitteln Forschung lang 

Verschlechterung des Bo- Verbesserung des Boden- Standortgerechter Pisten- Skipistenbau lang Land, Gemeinde 
denwasserhaushaltes und wasserhaushalts auf Skipi- bau 
Abflußverhaltens durch sten Skipistenpflege und Betreiber von Skipisten 
den Bau von Skipisten Standortgerechte Pisten- -sanierung 

präparierung 

Verunreinigung von Keine Neuerschließung Aufklärung der Skifahrer Raum- und Umweltpla- kurz Land, Gemeinde 
Schnee, Eis bzw. von Gletscherskigebieten über umweltgerechtes nung Betreiber von Skipisten 
Schmelzwasser durch die Verhalten Skifahrer 
Ausübung des Skisports Information 

~ 
0 Golf Hohe Nitratbelastung des Minimierung der Dünger- Pflanzenbedarfsgerechte Information kurz Bund, Land 

Grundwassers gaben Düngung 

Laufende Nitratkontrolle Monitoring lang Betreiber von Golfplätzen 
des Sickerwassers 

Hoher Wasserverbrauch Sparsame Bewässerung Einbau von Tensiometern Technische Maßnahme kurz Betreiber von Golfplätzen 
für Bewässerung 

Wassersport Verunreinigung bzw. Bela- Vermeidung von Stoffein- Kontingentierung der Verkehrslenkung mittel Land, Gemeinde 
stung von Oberflächenge- trägen Boote 
wässern durch Motor- und 
Sonnenöle Erfassung und Reinigung Bewußtseinsbildung lang Tourismuswirtschaft 

der Bootsabwässer 
Gäste 

Erhöhung der Selbstreini-
gungskraft Hersteller von Motor- und 

Sonnenölen 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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4. Implementierung, Evaluation 
und Fortschreibung 

Nach der mit dem vorliegenden Bericht abge­
schlossenen Phase der Erarbeitung des ersten 
Nationalen Umweltplans für Österreich, der von 
einem breiten Konsens aus Wissenschaft, Wirt­
schaft und Politik getragen ist, ist nunmehr die Im­
plementierung seiner Konzepte und Maßnahmen 
in Angriff zu nehmen. Der Nationale Umweltplan 
definiert vielfach langfristig zu erreichende Ziele, 
legt aber auch die Dringlichkeit der dazu erforder­
lichen Maßnahmen fest. Um die vorgegebenen 
Ziele auch tatsächlich innerhalb der festgeschrie­
benen Zeithorizonte zu erreichen, sind in zahlrei­
chen Bereichen sofortige erste Umsetzungsschrit­
te der einzelnen Maßnahmenpakete erforderlich. 
Um nachhaltige Entwicklung langfristig zu ge­
währleisten, ist Handlungsbedarf auf allen gesell­
schaftlichen Ebenen geboten, da nur auf diese 
Weise ein Prozeß der stetigen Veränderung in 
Gang gesetzt werden kann. 

Der Nationale Umweltplan ist nicht nur ein erster 
Schritt für Österreich, sondern definiert unter Be­
achtung regionaler, nationaler und europäischen 
Politiken, Normen und Initiativen langfristig orien­
tierte Zielsetzungen und Standards, die eine um­
weltgerechte Entwicklung und den dazu erforder­
lichen Strukturwandel einleiten. Im Dialog der um­
weltpolitischen Akteure und Zielgruppen sind nun­
mehr die konkreten Aktionspläne und Instrumente 
zur Realisierung der im Nationalen Umweltplan 
vorgeschlagenen Maßnahmen auszuarbeiten. 

4.1 . Zielgruppen und Implementierung 

4.1 .1. Sektoren 

Die Proponenten der einzelnen ökonomischen 
Sektoren sind Hauptadressaten des Maßnahmen­
katalogs im Nationalen Umweltplan. Sie sind auf­
gerufen, aktiv und im Dialog mit Politik und Ver­
waltung an der Umsetzung des Maßnahmenkata­
logs mitzuwirken, um zu gewährleisten, daß 
Österreich seine originäre nationale Verantwor­
tung für eine nachhaltige Entwicklung im europäi­
schen und globalen Kontext wahrnimmt. 

Die Einbindung aller für die Umsetzung und Zieler­
füllung relevanten Institutionen in die Planungspha­
se und Erarbeitung des Nationalen Umweltplans 
gewährleistet die umfassende Bereitschaft zur In­
angriffnahme jener Maßnahmen, die Regelungsbe­
darf implizieren . Darüber hinaus bedarf die Umset­
zung zahlreicher Zielvorgaben wesentlich der 
Eigeninitiative der jeweiligen Akteure. Diese Initiati­
ven sind daher im Umsetzungsprozeß zu unter­
stützen. 

- 315-

Die Arbeitskreise, in denen die sektoralen Maßnah­
men konsensual erarbeitet wurden, werden auch 
die Umsetzungsphase, in der die Integration der 
Zielsetzungen des Nationalen Umweltplans in alle 
sektoralen Politiken angestrebt wird , begleiten und 
unterstützen. Sie sind aufgerufen, Arbeitsprogram­
me für die einzelnen sektoralen Bereiche und deren 
Zielgruppen zu entwickeln, die auf die Vorbereitung 
der Umsetzung des Nationalen Umweltplans durch 
die jeweils zuständigen Institutionen bzw. die rele­
vanten Akteure abzielen. Desweiteren sollen sie die 
durch die Vollmitgliedschaft Österreichs bei der EU 
notwendigen Adaptionen des Nationalen Umwelt­
plans vornehmen und den für die Weiterentwick­
lung der gemeinschaftlichen Umweltpolitik in Rich­
tung Nachhaltigkeit erforderlichen Beitrag Öster­
reichs vorbereiten und mitgestalten. 

Die Umsetzung der sektoral orientierten Maßnah­
men muß sowohl auf Makro- als auch auf Meso­
und Mikroebene der Sektoren erfolgen. Sie bedarf 
daher eines umfassenden Ansatzes, der die Inter­
dependenzen der Sektoren sowie der Umset­
zungsebenen berücksichtigt. Gleichzeitig ist eine 
Koordination der Umsetzung erforderlich, die eine 
synergistische Realisierung der sektoralen Maß­
nahmen gewährleistet. Diese begleitende Koordi­
nation der Implementierung ist analog zur Pla­
nungsphase auch weiterhin dem Nationalen Ko­
mitee zu übertragen, dem unter Vorsitz der Bun­
desministerin für Umwelt, Jugend und Familie Ver­
treter aller berührten Ressorts, der Bundesländer 
und der Interessensvertretungen angehören. 

4.1 .2. Regionen 

So wie die langfristige umweltpolitische Strategie 
Österreichs trachtet, die globalen Leitlinien der 
Agenda 21 und im europäischen Kontext jene des 
gemeinschaftlichen umweltpolitischen Aktions­
programmes der EU für eine nachhaltige Entwick­
lung auf nationaler Ebene umzusetzen, bedarf es 
im Sinne des Subsidaritätsprinzips komplementär 
zum NUP Inititiativen auf regionaler und lokaler 
Ebene, die die Ziele und Maßnahmen des NUP in 
Hinblick auf die jeweils regionalen Erfordernisse 
und Problemstellungen umsetzen und weiterent­
wickeln. Die bereits laufenden Initiativen zur Ent­
wicklung regionaler Umweltpläne, sei es auf Län­
der- , Bezirks- oder Gemeindeebene werden 
nachdrücklich unterstützt. Da sie mit den sozialen 
und ökologischen Gegebenheiten am besten ver­
traut sind, sind sie besonders für die Durch­
führung der Maßnahmen und deren Kontrolle ge­
eignet. Zur Optimierung der Synergien zwischen 
den einzelnen regionalen Konzepten und Strategi­
en und dem Nationalen Umweltplan sowie zur Ab­
stimmung mit überregionalen Initiativen wie insbe­
sondere jenen auf EU-Ebene und im Rahmen des 
5. gemeinschaftlichen Umweltaktionsprogramms 
ist ein institutionalisierter Dialog anzustreben. 
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rlll: Ciu:;ldlllilig elFr ArbeltskreisFmlllPllclitH IIH:; 

NU!' (1IIICjflll(x;scn sind und 'In 811IZE,lrl(;11 RefnlClif"l 

ClIlCll I,ocl) k,,;lnc Oerucksd1tlCjllllq !:lIlcl(:l1. IJII, 111 

f Clilil rlllS JUP-Buc11es von dCI1 JUCjCllcllll;lifll', <111 

drell N:II'()ll~dell Umweltp!all fOITllllllcllcl'· WIIII:-:I:I)!; 

llllll 1-()',IHrllllCjell IIlllaltllchsl Uilci j:l11l/cllIICilll:1 

N:lllli ',iRI,,,11 HIlIP rlel' GI'uncilagE::ll Ild IIrre 111IClle,l­

VI(;r,JlK! rlHS Dialogs rnt dem NLJP III!CI (IIP :Llliit 

vf)!1 illllc!CIIC Suche nacn nellen KOlllllllllllkllIIOIIl'­

torllll'll 111111 MocJellen eJel' PClli1711l:111011 (l'Il, Sie hr:­

(11)11 (Jlclclli"lll~l Cli Ich die BaSIS Illr clli, lJi I\J"I;\I(' 

WE)!IUI rJlltwlcklullg eies JugemJ-lJlllwell[ IldlIC, 

Die: IIi!Clltlflkdt,CJiI eier Jugel1cJllcileii Inl elf'lll ,1,1 

qf~llcl L 1lll','iclljJlall ISI curch Clle Uilier sll '1,'111111 ,Lri 

1:1I111leJI knqrlltl',er [[Jsne: el'lG 11" Bf)!('I,;!1 Cli" !." 

71,;lull 1'lluak:lorl zu st3r'ken, 111 IJC<CIt!11 l::1I"IIII'II\:11 

1>;(1:11-1 cs elel UI)ervillldUllll der AIKlIl'y'lllll:1l dlll:11 

C' 1,)1 Illstl'I,IIIOllell :Jurch die pe(sonki )() I3c7uqs 

E-:i IHI'f'; 71: F'ropoilenteil. AkteuI8n eltlS NUP, 1111, 

dill; 1\IICjHllnl 7ur MitarlJe:t ullei MrtqCc;ICillllllC] IU 

dllldkllVIHIHI. 

1:1I'11t!1:1l.,lrcl ISSPHZlfische Wlssellselpli/ltH tin (IIU 

I ()lltilhrlllllj der A,ISelllclllelel'sfll/1I11(j 111II (IPII I11 

Ililll(-'11 clH,o NLJP SilK] elurch elle ;\llc;:Ir!IPllrliiCj VOll 
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dldaktlscllCll UI'lerlilCjGll zu ern,zelnCll lllernenlJe­
reicheil des Nilt,ollalen Urllweltplans - elle fur die 
Berelelle lourrsrlllls, FllGrgle, LanelwII1schaft be­
reits clioi~jlp - IlIlcJ geilereil durch VOr11Gften Unter­
rdlt (Jbel elle Cif3StClltllilg eilles mit dem Kon7ept 
der Nacl1118il1CjkPlt 1II VGl'elnbarenelcll Lebensstils 
Zll verrrncIGrrl 

Auf (Ier aLII)cr SCllllllscllen Ebene SIIKI kunttlg auch 
,n eJen BUllcleslzlilcleln fachspezlflsellc Seminare 
lind Verallstaltlllll]p,n IU eillzeilleil TllClll(mberer­
ellen dos NUfJ clurcl17llfuflrell, Das JUP-t3(lro des 
Umweltressorts lind das Inforllli1110nsforulll "JUP­
Info" slnel weiter 7llfllhren und durcll qeelqnete 7U­
sätzllclle KOlll1l1lllllkallonslllecJlell Lli erCjbn7erl. 

Oie anCjelJolclll: Hilfestellung Ist scllileljllch keilles­
falls auf ele 'l ßueldl eier fachlicheil Wissensauf­
bereituI1CJ uml -vnrllllttllillg zu boscllrLlIlkell, Oie 
EI'faillunCJ811 illiS clRr 1, Phase des JUP-Prozesses 
zeigen, GaR elle JUljCIKlllchen altGrsspezlfiscll be­
dingt nur 111 cj8rrllg(;rll Ausmaß ubcr Jone orDalll­
satoriscllell 11l1r1 kOl11lT1Ulllkatlelllsrcleveliltell Fer­
tlgkeltell velillgE:ll. elle fur den MelllllllCJslJlldullgs­
prozeR untr:rellldlldHr lHlel die DiskusSIOll Illit den 
Akteul'el l eies NUP gallZ weselltllclle Illstrumente 
clarstelle:l. Oillcil (~Ifle kompetente VHlIlllttlUllg so­
Zialer' Tecl1l1lkel' 111 Bereichen wie SellJstorgc1l1lsa­
tior, K0l11l11l111lkdtlollsverllaltell, qruppellClYllaml­
sclle Pro/esse der EntscheldunCjsflildung und 
Präsell1C1tlollsforl1lell sollen diR JIICjenclllcherl Teil­
Ilehmer alll JUP In die Lage versetzt werejen, die 
im Zuge der Implementierung Lind Evaluation zu 
intenslvlerellclf-) Diskussion mit den Akteuren des 
NUP 11ICll1 1111 Rililmen eines Iliermcllisch-auto­
ntärel) SyslelllS f(lllIell zu mllssen, sondern In ei­
Ilem offeileil UIKI I)artnerscllaftllcllell Dialog ent­
\VICK811 1 III 1,(XlIlel', 

Es Ist illJsc:llller3ellCJ festzullilltell, elal3 der El'folg 
der Illltliltlve JUP Clil elor Bereltscllatt aller Akteure 
des NUP III l110ssell sein wlreL IIlllweltellgaglerte 
Jugellc1llclle rn elle Planung Illrer Zuklilltt 711 Inte­
grrerell was '!welfolsolme aucll eilleil I ernprozeß 
IIll Rdlllllt?11 eies Natlollalell Umweltplall ertordert, 

4.2. Evaluation und Fortschreibung 

Der vorlie[JE"llcln Nationale Uillwellplclil und seine 
Implelllel1tit?llmq Sind Bekenntnis und ProDralll1ll 
fClr die systematlscilell und kOllst?nsualen Realisie­
rllng einGI nachhaltigen ElllwicklLIllD Osterreichs, 
Oie dazu let7terlcillcil notwellctrDell Ämierungen 
sOZIOÖkOll0111lscher unel polltlsclHrlstltutioneller 
Prozesse lind Slrukturell lassen Sich nicht blrlrlen 
welligei' ,Jahm realiSieren. Oie Dramatik globaler 
wie aucll reglelilaier okosystemarer Belastungen 
ulld die iln Ilatllrllche und geogene Grenzen 
stoßel1Cie Vt?rfugbarkelt der stoffllcllen und ener­
getlscllell Ressourcen machen es el'forderllch, 
das die [JIUlldlClJGlldell VercillClerunCjen Illnerhalb 
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eines Zeltlillill1S von 20 biS 2::1 Jallrell abge­
schlosseil selll l11ussell Dlos selzt die Bereit­
schaft vormls, umfassencle AmJerul1gen 1111 gesell­
scllattllcllt?ll lmd Indlvlcluellcrl HallCIein Ileute zu 
InitiiereIl. [JdbHI ISt In Kauf zu 11e11111en, daß auf­
~lrund ries Vielfach noch llllllllclcileildell WIS­
sellslamJs elle clilzustrebt?llClell Ull1weltqualitats­
stanelmels und elle korrespcJrlcllt?I'enden Instru­
mOlltc uncl MaRnalllllerl 111Clit definitiv festge­
schrrebcn ,verclell kÖllnell, sOfl(iem eine stetige 
Anpasslillg clll neue Erkelllltllisse 110twendlg sein 
Wird, 

Der Üt)Hr(]all~l 1U einer nacill1altigcIl EIltwIcklung 
ist elrl dynamischer ProzeR, (je')r Rllckkopplungs-, 
Aclapliclils- lIllei Akluallslerul1gslliechanlslllell be­
dai, Daher Wird und muR clie Evalulerunq der Ef­
fektlvltat dei Mar31lahillen cJt?s Natlollalerl Umwelt­
plans lIllter Berlicksichtlglillg clt?r sozialen Lind 
wlltscllattllcherl Auswlrkull~lell Illrei Umsetzung 
!mlfCllcl clllrcll~jt?flillri lIlld stalldlg weiterentwIcKelt 
welclen. lJillUI)er hillaus Ist cile Aktrlalltat der na­
tUlwlssenscllaftllcllell unel sCJ7Iookonolillschen 
Entschelclun~jsgrundICl~jen eiel IcHlgfrrstlgen Uill­
weitpolitischen PlallurKJ 111 regt?llmlf3lgen Abstän­
elell krrtlscll 7U prufell UllcJ nelle Entwlcklunqen 
uncl ElkHllIltlllsse umgel1811C1 ,!u tJGrUCkSlchtlgen, 

111 elle r-or1schrerbLing eies NLJP sind schließlich 
aucll 1)ISller nlcllt bellClmielte cikologlsclle Pro­
bleillberelcile und ZlelgroRerl Zli Integrieren, 

4.2.1. Bewertung der Effektivität der Umset­
zung 

Die Wllksamkelt der Mal311Clhl11ell sowie die Qua­
Iitat ul1e! Frrstl~Jkelt der Umse17ullg des Maßnah­
mcnkat,{loqs Wird 111Sbosoileieie cml1cllld der Ent­
wicklul1C] des Zustallds Ullserel' Umwelt zu über­
prufell ulld zu bewel1ell sem Der perrodlsch dem 
ostcrrelchlscllen Parlament VOl711legende Um­
weltkonlrollbencilt wlrcl fur die Beurteilung der 
langfrrstlcjell UmweltquClIltil1 ulICi somit auch fur 
el18 t3ewertung eier EffektlvitCll eier Im Nationalen 
Ulmveltplal1 festgelegteil MaRlk1l111len ein WC­
sentllches InstrumeIlt darstellerl 

ZusatZIIc!l 7UI Kontrolle und Bewertung auf BaSIS 
dE)[' ökosysteillaren um! stoffllcllc)ll Indikatoren der 
Ulllwcltqualität ist fllr die BeobachtuI1g einer Ent· 
wlcklullD hin zur NachllaltiCjkeit das Monitoring VOll 
Material- und Gliterströmell ClUS einer ökologi 
schen Perspektive heraus erforeierllcll. Dies des­
halb, da Illcht Ilur die blSIClllg cJolTlllllerende qualita­
tive Komponente von Materralstl'omerl - ei,h, Emis­
slorlell unel Abfalle - die In die Umwelt elngebracllt 
werdt?ll, sondem auch der quantitative Aspekt eies 
qt?samten Materraldurchsatzos des österrelchl­
scllen Wlrtschattssystcms fllr eille nacllilaltige Ent­
WICklung VOll esserltieller Bedeutunq 1St. 
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i3H"('ltS IK!lilt" ,'HCJI ,;lcI, 1)1; Ile' eie' Le,tl,­

eIlei' ElllwlCklul1(] dei rv1:itu Lill" IlllCl Gute:strDl11e 

111 ()stprleicl" I i,li~ "iIH; Ikll"tlelle l"iltkoppIUI'g VOll 
Wlllscln!tSWili :hStlll11 lliH I FiessOUi celleinsi1!7 
st:lttfIlKjet. I)U1I10c11 ;;tl)I~lt Ilpl" Materl81durchsat7 
111 ClrJSClIlltel1 /:ll1lcI1 kOIIIIIIlIIHrl,c!1 an, Oie ver­
,;I:\rkte F'lltkilllplllli! I VOll HI;SSOlwcenelnsatz uneJ 
Wrrtscllilfhw: Icllc;lulll, ,i,(; "uch Irl eine langfrlstl 
'Ifell f1EXlllk t 'ClII 1 i",; Malcrldlclllrclls,ltzes a~ Sich 
I)',llllll(;(, r:31 1'11',1' ,''-:11:,,11,:, fllr eil',,) 

IldCI 1h:l ltlljl; f"'IIVJllkllllll 1 D~;:(-;lli; c:hs, Oie bereits 

I~:I/I SIe:- ItlJillP I 1'1<\'::1 'I ;111I 1IJ. e IIH elle S:elgerung 
';1)11 V\',)lllsLtl1,1 I'lil [r'iX'I'S'llld'ltx illclll li"lllittel" 
Ilcl'" :11' 11,r: 'l'I,;rltl',lt''-I"' ZI,I"erl1l1)(~ eies Material 
-1,1I(:I"S:17(':" .' 1,11 n 1'11]1'-1 Iludlt 
I 1111Sf?17U111J (lf'S r,JI,dilldl:r' 

\';Td clurch elle 

eies Na:lo 
IleWII U,ll,/;dtlllc1II',!l'I',Lilkl. IJm el18sbezugircrle 
V,-;rd[l,jEI,JiI~Jf!l1 lIl'd ]«'11(1,' 1()~II"'tellel'l und Erfolge 
qllc1Illlliller811 ,', I k"lilCII. ,s! ()1I1 kOllllllUlerllCi,es 
MOllllcJllIllj I h'l (:,;IC(II clclw;dll'!1 fli1dtellai- ullO (;L, 

tf;rstrC::i~'le ~~l, e'[ 1Lr'flckC'l' 1 ~)C;r\--;rl DO~"'.Jlrer',~atlorl 

"'1111: Clllelli,I",c'ltiIC!'r-'1 'jt"l",iilllclte<l b' elle Be 

,'J(~I"1LJilLJ de' r:titcktl,ll"t ' ItT IJ'l"I'""llII!lC"] eies MaS 
Ilcli'mcllka!,"lir:q~ ck'c> 1"J,"IIIUlldlt:11 Um'iJelti)lans 1::1 
(18'1 

4.2.2. Institutionelle Aspekte 

DIH NdtlCJIlclltJ IJll1wc:ltpl:lIl Illtf:lldlCli die Illtegratl­
()II liIIK)tr"istie]l"r lllllwnltpolltlscilm Ziele uild der zur 
/lelelwICl1ull\j IICilw!:mliqcn Strategl811 111 alle Poll­
Ilk VViri~dl,(th IIIICI (;'?C;Hllscllc"lflsr)CI8IClle Die 
IJlllSCllLiIllJ erforclc:l! lieb LlI:;;ilIII1I811',Nlrkell eiller 

VIC,i!clill Illltl Ilc'cl,[(jl!'l Ak:c"lIe clul 1-'3tI01~8Ier, 

rl'IIII)'ldlui", lok,tlm <:J' I", ::cktw,llu f=lielle, Oie Um­
C;(;t/lll',U tJE::c;', 111,!'1>'J ::1,'1' k'-'IIIC:;fcllls illif elell KOill­
I Jel!)' vi ),;rHICll, It~', H, I' l,j( I', clllC:I 1.ler sdcllllCh Je­
','IE)II:, /clstdlllqJII F'~feS';, 'I~S ~IC U fOI"cJ8n Illltlati­
'J('II Cillf CIIIClPd,~cl'l'r FI)(;I'f:, ','IIH ducll 111' Zustar'­
(1IC]kcltsl)urCICII dei Lill;' It!l 1111r! eier KCllllllullen. 

1J1t) LlidluclllCJI1 ',e;! I Jrllsd/llllU 11:11 clelrcntspre­
cll,xl dul tlclSlC; UIlICi B(;llclitmstiltlllllCJ durch die 
kompet811Z1cl:htllcll luw. s:lclll,CI, zustancllgen 
Stelleie lIne! AktUIIIC) /U Cllcl!cJell Diese Eerrchter­

SIitttuI1CJ soll !I!cllt '1',11 ello UIII:,C;llllllg \'01' konkre-
1<'11, 1111 MilllI1cllmllI11\zlt,lIcxl cl"s Niltlonaiell Um­
'/JE~llfllc1Il'c; iwcJfcfclh"CIi Mar"lilllll,el', SOlidem 
,1,1',)1 (las Ausmal, (IE,r 111\l'LJr atloll (IHr gl"lilldiegen­

clH!1 Llele elps N,lllolli1lel' Ulr,wcltplclilS 1'1 oie Je-
Politik Ivv,;. PIOCJliillllllC uild Plal18 lJl1lfas­

;;UII ,J18 8rste I:3EJllclltrelslilltllll(] Soll illilerhalb 81-

11l"; !CltlilUlllS VOll Iwel J,111r811 !lach Veröffentll­
(J IUII( J (Jres Natlollillf;1l I Jlllwpltplzllls derart erfol­
CJl!ll, cidl) e1l1281111, Bnllcll((; (IUlell die Jeweils zu­

stilllcllqcm Instltutiollf?ll in (I;IS cJre UmsetzlHlg des 
1-)I<lIIS IlDC]lelt81lcie Nilll(JI1:!le KUlllitee eingebracht 

WI;I(Ic"1 

[')C"IS Ulllweltlillllciusamt wlici 1111 na!lmell sener 
qc:sc;1/llcllell Alikr,!lJCIISI(!,IIiIICIClI ()I)f:11I81Is eine 

FV,lllllf:llil'{J clu Ulllcout!:lily lIHI 1,cledes Natlo-
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11i11l.'lllJlllwclll:I:II'S tI'cl'-dlt:llm'lIlil~lI cllHse Bewer­
tUI KI 111: Ulllweltkolwolll)ellc!l1 (B,"rlclit eies BUIl­
CJt~SIII;lIIStf?IS ILII Uillweit ,\lI (IC,11 Nationalrat 
yClnilrl ,~ 1<1 (2) ß,llleleSljeseti L1IJer elle Umwelt­
kOlltrolle) vorlegeil 

Dit dm UIJerq,1I1g ZII c'lll(~r IlilCllllC1ltlgell Elltwlck­
ILllle] 111 ();;leITE!lcll Iielmil :lRI ökoloCjlscl1811 clUcll 
Olill? wlr!scIlClftllc:hl, liliel s()/I~lle 01l11811Sl011 Ild!, ,st 
der belrdt It,r WlI1scllilfts- 1111(1 S07lZilfragel' CI~If­

CjeIIiIPI1, eI,C OkOI',CJI:IISc:III;[ 1 Ililei sozIaleil i::"liSV-W­
kUI1CJ!);1 rlCI 1"lplelllellt,l:lllIlIJ (If:s Natlol'ICllell Um­
,//pltplcll /ll tJeglltaclllf?ll DilS C;lItaclltell eies 
RC!!I (li" ,sI t;IJE?llfalls elt-III N,lt,OI"LPII KOlllltee ZlJI" 

K(;llnllll~ IU I:JIIllge'l Lilie! ,;1"llt eillP ,/leitete C;r und-
1,1CJC tUt el,e F OrtSelll ell11111g cles Ndtlonalen LJIl:­
welt 1 lliHlS cldI. 

Dw? L\Cillli\tiOII ulld Fortscl1l1:1llUl1C) des NCltlollalen 
lJlllweltpldllc; hat llnter tlr;ruckslcllllCjung ileuer 

uillwnltwIS';cil"cnaftllc l1el F rkelllltlllSSC L: Ild 
lLi erfolDell DdS RUllClesll'ln,steliulll 

illl U!1"NI,11 ':md LLI elleSE?!11 Zvveck el:le Sacl'lvel 
stallcllCjellkorllllllSSIOll Int elelll Aultl ClCJ IJetrauer

'
, 

el,e IITI NiltllJl1Cilell UIll'M,llpl,1II l"slCjescllr'ebellell 
Ull1wültqlla!llatszlele 7U lIIJel"pnlfel', sowie die 
okolo\jIScllC"ll E::tfektc: eier IllljJlelllE:!l1tlerunC) des 
NaliolFilell Uillweitplalls 7U bCWt)I!i)l1, lillei gege­
lJel1811t'l11s Vorscilicige fllr CJI11C 1IIIlSIchtllcil der 
ZieieiWICl1l1l1Cj 'J(~rbessertc S1rate<Cllc vor7ulegell, 

AllSCjellellCJ VOll derl I:::rqelJillSSel1 eier EVillliatloll 
sowie: Ul1t(')1 Rerllckslc' ItlDllIKI 11mlei IIl1lweltwls 
sellscl1aftllcller ErkelllltlllSSC Wild SOciilllll von den 
llmeicllsspnzlflscholl ArlJeltsklPlSlJlI elle UIJerar­
lleltllllcJ AktllallslerUllg, lCrweltt)fllllg Ilild FOI1-

SCIIiHIlIII'lJ eies N3tl0llcllel1 Uillweilplalls IIlsoe­
suwlele 11111SIChtl,cll elel dell"lIl lieflillCI"tell Ziele unel 
MilI311iil1111el 1 111 /\!l~lrrff ~]eI1()ll111lell D,c Ubel"mlJel­
IUlliJ (Ies Niitlullalen UI'lwellplClIIS vVlrc! eillen Zelt­
rauill \ion elwcl 2 .lall ren edordeill. nie FOlischrel­
L)L1I1CJ eies NUP Ist socJallil VOll (jer RUllClesllI1I11-
stel"lll fur Uillweit IITl Wege cies Nilll(lIlillell KOIllI­

tees cler bsterrelC~lschell BUllCü,c;wglelllllg zur 
BeschllirlfassunC) vorzule~Jen 
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Konklusionen 
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Perspektiven 

5.2. Schlußbemerkungen 
und Ausblick 

III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 321 von 324

www.parlament.gv.at



III-29 der Beilagen XIX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)322 von 324

www.parlament.gv.at



5. Konklusionen 

5.1. Nationale und internationale Perspektiven 

Weltweit hat sich die Auffassung durchgesetzt, 
daß alle Gesellschaften und Staaten einen speZifi­
schen Beitrag zur Veränderung ihrer Entwicklung 
in Richtung Nachhaltigkeit leisten müssen. Auch 
wenn der Begriff des "sustainable development" 
international noch zum Teil kontroversiell diskutiert 
wird und eine eindeutige Operationalisierung noch 
nicht vorgenommen werden kann, so hat doch 
der im Jahr 1987 erschienene "Brundtland-Re­
port" die Notwendigkeit einer weltweiten Strategie 
der nachhaltigen EntwiCklung in den Mittelpunkt 
seiner Empfehlungen gestellt. Anläßlich der Rio­
Konferenz 1992 wurde von allen teilnehmenden 
Staaten das Ziel der aufrechterhalt baren Entwick­
lung anerkannt und dessen Umsetzung im Rah­
men nationalstaatlicher Strategien und internatio­
naler Kooperation gefordert. 

In ihrem 5. Umwelt-Aktionsprogramm hat sich 
auch die Europäische Gemeinschaft dazu be­
kannt, das traditionelle Wachstumsmodell der Ge­
meinschaft in Richtung hin auf eine dauerhafte 
und umweltgerechte Entwicklung zu verändern. In 
Übereinstimmung mit der Erklärung des Europäi­
schen Rates über die "Notwendigkeit des 
Schutzes der Umwelt" beruhen die Leitlinien des 
Programms auf einem vorbeugenden Ansatz und 
auf dem Prinzip der gemeinsamen Verantwortung. 
Auch Österreich anerkennt die Notwendigkeit, ei­
nen Beitrag zur globalen, regionalen und lokalen 
Nachhaltigkeit der lebenserhaltenden Ressourcen 
und ökologischen Systeme beizutragen. 

Der Begriff "nachhaltige Entwicklung" erfordert in 
diesem Zusammenhang Maßnahmen und Strate­
gien, die auf stetige wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung ausgerichtet sind, ohne daß die le­
benserhaltenden Ressourcen , von denen 
menschliches Überleben abhängt, nachhaltig ge­
schädigt werden . Dies bedeutet u.a., daß 

• die Umwelt und ihre natürlichen Ressourcen als 
schützens- und bewahrenswert für eine auf­
rechterhaltbare und umweltgerechte Entwick­
lung anerkannt werden ; 

• der Material- und Rohstofffluß über die gesamte 
Verarbeitungs- und Gebrauchsphase bis hin 
zum Abfall weitestgehend zyklisch verlaufen 
muß, Energie möglichst rationell eingesetzt und 
aus erneuerbaren Quellen bereitgestellt wird, 
und der Lebensstil vor allem in den Industriege­
sellschaften tiefgreifend verändert wird; 

• Nachhaltigkeit, um in Österreich erfolgreich im­
plementiert zu werden, die integrative und par-
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tizipative Umorientierung politischer, ökonomi­
scher und technologischer Zielsetzungen ver­
langt. Sie geht dabei weit über defensive Um­
weltschutzkonzepte hinaus und erlaubt eine 
langfristige Sicherung der Lebensgrundlagen ; 

• Nachhaltigkeit eine wesentliche regionale Kom­
ponente besitzt. Daher kommt der Zusammen­
arbeit von Bundes- und Landesinstitutionen ei­
ne wichtige Rolle bei der Umsetzung des Natio­
nalen Umweltplans zu; 

• Nachhaltigkeit ein wichtiges Paradigma zu einer 
langfristigen Lösung der heute erkennbaren und 
immer drängenderen ökologischen, ökonomi­
schen und sozialen Probleme darstellt. 

Es ist offensichtlich , daß Nachhaltigkeit nicht kurz­
oder mittelfristig, sondern nur in einer langfristigen 
Perspektive erreicht werden kann. Der vorliegen­
de erste Nationale Umweltplan für Österreich soll­
te als wichtige Etappe einer notwendigen langfri­
stigen Strategie gesehen werden , die zur Bewah­
rung der Um- oder Mitwelt und zur Erhaltung bzw. 
Verbesserung der Lebensqualität der Menschen 
in Österreich führt und letztendlich der Mensch­
heit insgesamt dient. 

Der Nationale Umweltplan behandelt eine Reihe 
von übergreifenden sozio-ökonomischen und 
ökologischen Bereichen, wie das Verhältnis von 
Gesellschaft, Gemeinschaft und Individuum, Pro­
bleme des Ressourcenmanagements und des 
Verbrauchs- und Konsumverhaltens wie auch 
sektorale Problembereiche (Energie, Industrie, 
Verkehr und Transport, Landwirtschaft, Wald und 
Wasser, sowie Tourismus und Freizeit). Diese Liste 
ist nicht erschöpfend, sondern soll die wichtigsten 
Problembereiche darstellen, die für Naturzer­
störung und Umweltschäden ursächlich sind. Es 
sind dies auch zentrale Bereiche, in denen Maß­
nahmen am effektivsten gesetzt werden können, 
weil sie einen besonders starken Einfluß auf die 
Gestaltung der Umweltqualität insgesamt haben. 

Voraussetzung für die erfolgreiche Implementie­
rung des Programms ist eine breite gesellschaftli ­
che Akzeptanz für kommende ökologiegerechte 
Strukturveränderungen. Die Akzeptanz der Bevöl­
kerung wird dann gegeben sein , wenn konkrete 
Entscheidungen und Maßnahmen gemeinsam mit 
den Betroffenen erarbeitet und von den pOlitisch 
nächst-zuständigen Entscheidungsebenen durch­
geführt werden . Diese haben neben den pOliti­
schen Kompetenzen auch das Wissen um die re­
gional spezifischen Probleme und eine entspre­
chende Nähe zu den Akteuren der Umsetzung 
von Problemlösungsstrategien. Eine erfolgreiche 
Umsetzung des NUP ist nur dann gewährleistet, 
wenn umfassende Konzepte für Strategien der 
Nachhaltigkeit in allen Bundesländern ausgearbei­
tet werden. Zudem sollen KontaktsteIlen zwi-
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sehen Bund und Ländern, aber auch den Ländern 
untereinander eingerichtet werden, um eine effizi­
ente Evaluierung und Weiterentwicklung der für ei­
ne Strategie der nachhaltigen Entwicklung geeig­
neten Maßnahmen und Ziele zu gewährleisten. 

5.2. Schlußbemerkungen und Ausblick 

Der Übergang zu einer globalen nachhaltigen und 
umweltgerechten Entwicklung ist nicht von heute 
auf morgen zu verwirklichen. Der vorliegende Na­
tionale Umweltplan für Österreich bemüht sich, 
Verhaltensänderungen der Menschen und den 
Wandel von Strukturen zu initiieren. Er versucht 
darüber hinaus, alle wesentlichen Gruppen und 
Akteure der Gesellschaft, die öffentlichen Gebiets­
körperschaften, die Sozialpartner, die Länder, In­
stitutionen, Umweltgruppen und letztlich alle Bür­
ger auf den Weg zu nachhaltiger Entwicklung zu 
begleiten. Der Nationale Umweltplan ist darauf 
ausgerichtet, Zielsetzungen allgemeiner und spe­
zieller Art, von denen anzunehmen ist, daß sie in 
die Richtung von Nachhaltigkeit führen, zu emp­
fehlen und zu begründen. Die Zielvorgaben sind 
auch für einen mittelfristigen Zeitraum zu erarbei­
ten, um in überschaubaren zeitlichen Rahmen 
qualitative Fortschritte zu erreichen. 

Die Ausarbeitung eines Nationalen Umweltplans 
für Österreich war ein notwendiger erster Schritt, 
um die Diskussion über eine nachhaltige Entwick­
lung zu intensivieren. Aber erst die Umsetzung der 
hier vorgeschlagenen Maßnahmen und Strategien 
wird zeigen, daß "sustainable development" eine 
Zukunftschance für Österreich darstellt. 
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